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Einleitung
Mit 1. Januar 2010 trat in Österreich das „Eingetragene-Partnerschaft Gesetz“ in Kraft. 
Seit  diesem Zeitpunkt  existiert  eine gesetzliche Absicherung für gleichgeschlechtliche 
Paare.  Vor  dem Beschluss  dieses  Gesetzes  gab  es  in  Österreich  eine  bemerkenswert 
Debatte zum Thema gleichgeschlechtliche Lebensweisen, Ehe und Familie. Genau jene 
soll in dieser Diplomarbeit näher beleuchtet werden. Als Vergleichsland wird Frankreich 
herangezogen, da die Debatte in Frankreich heftiger und im Allgemeinen unterschiedlich 
zu der österreichischen war. Es ist außerdem aufschlussreich Österreich mit Frankreich 
zu vergleichen: Während in Österreich die EP neu ist, existiert der französische PaCS 
(pacte  civil  de  solidarité)  bereits  seit  1999,  weshalb  auf  ausführliche  Daten 
zurückgegriffen  werden  kann.  Der  PaCS  in  Frankreich  wurde  von  der  Gesellschaft 
angenommen.  Die  Diskussion  in  beiden  Ländern  zeigt,  dass  familienpolitische 
Fragestellungen noch immer große Kontroversen auslösen können und der diskursive 
Kampf um symbolbehaftete Begriffe wie Ehe und Familie nicht beendet ist. 
Bei der vorliegenden Diplomarbeit handelt es sich um eine Diskursanalyse der Debatten 
über den PaCS in Frankreich und die eingetragenen Partnerschaft (EP) in Österreich. Der 
theoretische Hintergrund basiert auf der Diskurstheorie Michel Foucaults. Als Methode 
werden die Frameanalyse von Donald Schön und Martin Rein, sowie die interpretative 
Policyanalyse von Dvora Yanow herangezogen.
Für diese Diplomarbeit  habe ich zahlreiche Vertreter  von NGOs, Parteien und andere 
Personen, die mit der Entstehung des PaCS und der EP zu tun hatten, kontaktiert. Dabei 
wurden  alle  politischen  Strömungen  und  die  verschiedensten  Ansichten  zu  diesem 
Thema berücksichtigt.  Wer mir tatsächlich geantwortet hat, kann in denen im Anhang 
beigefügten  Interviews  nachgelesen  werden.  Insgesamt  wurden  14  ausführliche 
Interviews in  Österreich und Frankreich sowie eine kurze Befragung von Bürgern in 
Österreich durchgeführt.
In der Diskursanalyse wird gezeigt, welche Sichtweisen zum Thema der Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher Lebensweisen existieren, woher diese kommen und warum es sie 
gibt. Des Weiteren soll gezeigt werden, wie sie realisiert werden und was sie durch ihre 
Umsetzung bewirken. In weiterer Folge wird herausgearbeitet, aus welchen Gründen sich 
eine Person in der Diskussion äußerte, das heißt welche Frames den unterschiedlichen 
Ansichten zu Grunde liegen. In der Diskussion gibt es verschiedene Diskursstränge, die 
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sich  gegenseitig  ausschließen und unterschiedlich  argumentieren.  In  der  vorliegenden 
Diplomarbeit  soll  gezeigt  werden,  wie  in  einem  diskursiven  Kampf  um  den 
Familienbegriff  gegenteilige  Frames  aufeinander  prallen.  Wichtige  Begriffe  wie 
Standesamt, Ehe, Kindeswohl und Familie,  deren Symbolik und deren Verwendung 
werden ebenfalls  interpretiert.  Die  Diskussion  über  die  eingetragene  Partnerschaft  ist 
gleichzeitig  eine  Debatte  über  die  Bedeutung  des  Familienbegriffs.  Auf  die 
Forschungsfrage: „Was sagt die rechtliche Normierung der eingetragenen Partnerschaft 
über den diskursiven Kampf um die Familie aus?“ soll geantwortet werden.  Zu Beginn 
werde ich auf meinen methodisch-theoretischen Hintergrund eingehen, um im zweiten 
Teil  die  Situation  während der  Debatten  und auch die  Aussagen zu beschreiben.  Im 
dritten und letzten Teil dieser Arbeit wird mit Hilfe der zuvor vorgestellten Theorie und 
Methode, die beschriebene Situation analysiert. Ein Fazit schließt die Diplomarbeit ab. 
8
I. Methodisch-theoretischer Teil
In diesem ersten Teil meiner Diplomarbeit gehe ich zuerst auf die Theorie des Diskurses 
nach Michel Foucault, die ebendieser zugrunde liegt, ein um danach auf die angewendete 
Methode bei der ich mich auf Martin Schön, Donald Rein sowie Dvora Yanow stütze zu 
sprechen zu kommen.1
1. Theoretischer Teil
In  diesem  Teil  wird  auf  den  theoretischen  Hintergrund  meiner  Diplomarbeit 
eingegangen. Dabei stütze ich mich auf Michel Foucaults Diskursbegriff. Hier gehe ich 
von einem Diskurs  aus,  der  eine  soziale  Praxis  ist,  die  weiter  als  die  Sprache  geht, 
nämlich  Wirklichkeit  formt.  Dieser  Diskurs  kann selbst  oder  er  kann dazu gebraucht 
werden, Verknüpfungen zwischen „Institutionen,  ökonomischen und gesellschaftlichen 
Prozessen,  Verhaltensformen,  Normsystemen,  Techniken,  Klassifikationstypen  und 
Charakterisierungsweisen herzustellen.“2
1.1 Eine Definition von „Diskurs“
Als Foucault das Verhältnis von Diskurs und Macht herausarbeitete, hat er sich auf die 
diskursive Konstruktion von sozialen Subjekten, das Wissen und das Funktionieren von 
Diskursen  im  sozialen  Wandel  konzentriert.  Solche  Praktiken,  verstanden  als  Texte, 
beziehen sich immer auf bzw. verändern andere gegenwärtige oder vergangene Texte. 
Jede Art der Diskurspraxis ist daher eine Kombination, die aus anderen Diskurspraxen 
generiert  wurde und auch über  die  Beziehung zu ebendiesen  definiert  wird.3 Diskurs 
begründet sich hier also auf das Bewusstsein, dass Sprache nicht einfach ein Spiegel oder 
ein Bild der Welt ist, sondern unsere Sicht der Welt grundlegend mitgestaltet.4
Discourse practices, which Foucault took as his basic unit of analysis, are the widely held and oft-
repeated interpretations of social conduct that produce and affirm behaviours. Over time these 
interpretations become unreflectively taken for granted; they are scarcely noted by the actors who 
employ them. As generally accepted presuppositions, they become embedded in the institutional 
deliberations and practices that produce and govern basic social relations.5
1Bei den Zitaten wurden die Orthographie sowie die Hervorhebungen der Originale übernommen.
2Foucault 1997:68
3Vgl. Fischer 2003:38
4Vgl. Fischer and Forester 1993:1, zitiert in Fischer 2003:41
5Fischer 2003:74
9
Entweder wird der Diskurs direkt in einer Diskussion oder Debatte ausgedrückt, oder er 
ist in Praktiken gesellschaftlicher Institutionen zu finden. Jedenfalls kommuniziert  der 
Diskurs  auf  zwei  Ebenen:  die  breite  kulturelle  Ebene  und  die  Ebene  der  täglichen 
kommunikativen Interaktion.6 
Although perhaps somewhat simplistically, these two levels can be usefully thought of terms of 
micro everyday (first-order) and macro socio-cultural (second-order) discourse. […] At this socio-
cultural level, macro discourse transmits basic values and gives cohesion to shared beliefs […].7 
1.2 Der Diskursbegriff bei Michel Foucault
Foucaults  Diskursbegriff  ist  nicht  klar  definiert.  Bei  Michel  Foucault  ist  der  Diskurs 
nicht nur Sprache, sondern es geht um Beziehungen in dieser Sprache. Der Diskurs kann 
Beziehungen  zwischen  Institutionen,  ökonomischen  und  gesellschaftlichen  Prozessen, 
Verhaltensformen,  Normsystemen,  Techniken,  Klassifikationstypen  und 
Charakterisierungsweisen  herstellen.8 Diese  Beziehungen  sind  an  den  Grenzen  des 
Diskurses zu finden. Nicht innerhalb oder außerhalb, an diesen Grenzen des Diskurses 
wird das Gesagte zur Praxis. Für die Analyse nach Foucault werden eben diese Grenzen, 
dann  Praktiken  und  Institutionen  wichtig,  die  Diskurse  von  anderen  abgrenzen.  Die 
diskursiven Beziehungen befinden sich weder innerhalb, noch außerhalb des Diskurses, 
sondern an dessen Grenze. 
[S]ie bieten ihm die Gegenstände, über die er reden kann, oder vielmehr […] sie bestimmen das Bündel 
von  Beziehungen,  die  der  Diskurs  bewirken  muß,  um von diesen  und jenen  Gegenständen  reden,  sie 
behandeln,  sie benennen, sie analysieren, sie klassifizieren, sie erklären zu können. Diese Beziehungen 
charakterisieren  nicht  die  Sprache,  die  der  Diskurs  benutzt,  nicht  die  Umstände,  unter  denen  er  sich 
entfaltet, sondern den Diskurs selbst als Praxis.9
Für  Foucault  sind  das  Ereignis,  die  Serie,  die  Regelhaftigkeit  und  die 
Möglichkeitsbedingung zentral in der Diskursanalyse. Für ihn sind Diskurse nichts, das 
zufällig entsteht.10 Michel Foucault gibt jedoch keinen Hinweis darauf, wie man Diskurse 
einfangen kann, da eine Methode fehlt. Wie die Regeln für den Diskurs erkannt werden, 
präzisiert  Foucault  jedoch:  „[…]  der  Diskurs  wird  konstituiert  durch  die  Differenz 
zwischen dem, was man korrekt in einer Epoche sagen könnte (nach den Regeln der 
Grammatik und denen der Logik) und dem, was tatsächlich gesagt wird.“11 Dem Sprecher 






11Vgl. Lemke 1997: 46 
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unpersönlich,  veränderlich  und  konstruiert.  Die  Regelmäßigkeit  sozialer  Handlungen 
konstituiert den foucault’schen Diskurs. Diese Regelmäßigkeit der sozialen Handlungen 
besteht  sowohl  aus  materiellem als  auch  aus  sprachlichem Handeln  (Aussagen).  Die 
angesprochenen  Handlungen  sind  immer  auch  mit  vergangenen  Handlungen  und 
möglichen  zukünftigen  Handlungen  in  Beziehung  zu  setzen.  Das  Handeln  in  der 
Gegenwart  wird  in  einem  Kontext  der  vergangenen  Handlungen  gesetzt,  die  zu 
Institutionen und Normen wurden. Entwicklungen in den Institutionen und der Sprache 
werden also gemeinsam analysierbar.  Die Analyse  des diskursiven  Feldes  interessiert 
sich für Aussagen, die immer mit anderen verknüpft sind, und deren Auftauchen genau 
definiert ist. Bei einem Diskurs muss man „zeigen, warum er nicht anders sein konnte, 
als er war, worin er gegenüber jedem anderen exklusiv ist, wie er inmitten der anderen 
und in Beziehung zu ihnen einen Platz einnimmt, den kein anderer besetzen könnte.“12 
Des  Weiteren  ist  es  so,  dass  „[man  nicht]  in  irgendeiner  Epoche  über  irgend  etwas 
sprechen kann; es ist nicht einfach, etwas Neues zu sagen; es genügt nicht, die Augen zu 
öffnen, Obacht zu geben, sich bewusst zu werden, damit neue Gegenstände sich sofort 
erhellen und auf ebener Erde ihr erstes Leuchten hervorbringen.“13 Für die Analysten ist 
es  bedeutsam,  wie  ein  bestimmter  Diskurs  entsteht.  Von  welcher  Position  aus  der 
Sprechende  sich  äußerte,  wie  sein  Status  in  der  Gesellschaft  war.  Wie  seine 
Verbindungen zu bestimmten Institutionen oder anderen Personen waren.14 Ein Vertreter 
einer traditionellen Einstellung wird anders argumentieren als jemand, der fortschrittlich 
denkt. In meiner Analyse wird man sehen, wie der Diskurs sich auf das Bild von Ehe, 
Familie,  Standesamt und Kindeswohl auswirkt. Die verwendeten Begriffe haben nicht 
nur eine Bedeutung in sich selbst, sondern bekommen durch die besondere Situation des 
Sprechenden eine andere Bedeutung. Es ist ein Unterschied, wenn sich ein konservativer 
Politiker oder die Bischofskonferenz zu den Themen Familie, Kindeswohl, Standesamt 
und Ehe äußert, oder wenn dies von einem Sprecher einer NGO getan wird, die für die 
Rechte von gleichgeschlechtlichen Paaren eintritt.  Der untersuchte  Diskurs spielt  eine 
Rolle im Verhältnis zu denen, die mit ihm in einem ähnlichen Zeitraum auftauchen, ihm 
nahe  sind.  Der  analysierte  Diskurs  kann  auch  durch  Analogie,  Opposition  oder 






Das Feld der diskursiven Ereignisse bei Foucault  ist immer eine endliche Menge von 
Formulierungen, selbst wenn man es nur schwer schaffen könnte sie alle zu lesen, es 
bleibt  immer eine begrenzte Menge.16 Die Formationssysteme des Diskurses darf man 
nicht als unveränderlich oder strategisch formiert sehen, die dem Diskurs von außerhalb 
seine  Eigenarten  und  Möglichkeiten  festlegen  und  immer  gleich  bleiben.  Ein 
Formationssystem sollte eher individuell gesehen werden, also der Diskurs sollte durch 
die  Regelmäßigkeit  einer  Praxis  definiert  werden,  die  natürlich  auch  von  ihrer  Zeit 
beeinflusst wird.17 
Die diskursive Praxis wird durch das Herstellen von Beziehungen charakterisiert. Es gibt 
daher eine Reihe von Regeln, die „einer diskursiven Praxis immanent sind und sie in 
ihrer Spezifizität definieren.“18 
[Die diskursive Praxis] ist eine Gesamtheit von anonymen, historischen, stets im Raum und in der 
Zeit  determinierten  Regeln,  die  in  einer  gegebenen  Epoche  und  für  eine  gegebene  soziale, 
ökonomische,  geographische  oder  sprachliche  Umgebung  die  Wirkungsbedingungen  der 
Aussagefunktion definiert haben.19
Der  Diskurs  ist  also  eine  Menge  von  Aussagen,  die  zu  einer  selben  diskursiven 
Formation zählen. 
Er bildet keine rhetorische oder formale, unbeschränkt wiederholbare Einheit, deren Auftauchen 
oder Verwendung in der Geschichte man signalisieren (und gegebenenfalls erklären) könnte. Er 
wird  durch  eine  begrenzte  Zahl  von  Aussagen  konstituiert,  für  die  man  eine  Menge  von 
Existenzbedingungen definieren kann. Der so verstandene Diskurs ist keine ideale und zeitlose 
Form, die obendrein eine Geschichte hätte. Das Problem besteht also darin, sich zu fragen, wie 
und warum er zu diesem Zeitpunkt hat auftauchen und Gestalt annehmen können.20 
Die Begriffe, die analysiert werden sollen, sind in den Anwendungsregeln und auch in 
der  Struktur  verschieden,  ja  teilweise  sogar  unvereinbar.  Deshalb  sollen  durch  sie 
Systeme der Streuung beschrieben werden.21 
In dem Fall, wo man in einer bestimmten Zahl von Aussagen ein ähnliches System der Streuung 
beschreiben könnte, in dem Fall, in dem man bei den Objekten, den Typen der Äußerung, den 
Begriffen,  den thematischen  Entscheidungen  eine  Regelmäßigkeit  (eine  Ordnung,  Korrelation, 
Positionen und Abläufe, Transformationen) definieren könnte, wird man übereinstimmend sagen, 
daß man es mit einer diskursiven Formation zu tun hat.22 
In meiner Policy-Analyse hilft mir diese Anleitung, bestimmte ähnliche Aussagen zum 







21Vgl. Foucault: 1981:57 f
22Foucault 1981:58
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Nicht  alle  Menschen  können  einfach  an  der  Bildung  oder  an  der  Reproduktion  des 
Diskurses teilnehmen, 
denn  in  unseren  Gesellschaften  (und  wahrscheinlich  in  vielen  anderen)  ist  der  Besitz  des 
Diskurses  –  gleichzeitig  als  Recht  zu  sprechen,  Kompetenz  des  Verstehens,  erlaubter  und 
unmittelbarer Zugang der bereits formulierten Aussagen, schließlich Fähigkeit, diesen Diskurs in 
Entscheidungen, Institutionen oder Praktiken einzusetzen, verstanden – in der Tat (manchmal auf 
reglementierende Weise sogar) für eine bestimmte Gruppe von Individuen reserviert; […].23 
Der Diskurs kann weiters ein Ort der Inszenierung, der Symbolisierung oder des Verbots 
sein.24 Diskurse  haben  alles  andere  als  eine  inkludierende  Wirkung.  Wie  Diskurse 
begrenzt,  ausgeschlossen  und  verboten  werden,  wird  auch  von  Michel  Foucault 
herausgearbeitet.  Es  gibt  Kontrollmechanismen,  die  die  Regeln  für  das  Dasein  der 
Diskurse bestimmen. 
Ich setzte voraus, dass in jeder Gesellschaft die Produktion des Diskurses zugleich kontrolliert, 
selektiert, organisiert und kanalisiert wird - und zwar durch gewisse Prozeduren, deren Aufgabe es 
ist, die Kräfte und die Gefahren des Diskurses zu bändigen, sein unberechenbar Ereignishaftes zu 
bannen, seine schwere und bedrohliche Materialität zu bannen.25
Es gibt viele Möglichkeiten der Kontrolle  und Einschränkung des Diskurses. Manche 
beeinflussen den Diskurs von außerhalb, diese wirken als Ausschließungssysteme. Sie 
tangieren den Diskurs in seinem Austausch mit der Macht. Es gibt auch Möglichkeiten 
der Kontrolle innerhalb des Diskurses, so übt der Diskurs seine eigene Kontrolle selbst 
aus, diese Prozeduren sind Klassifikations-, Anordnungs-, Verteilungsprinzipien. 
Diesmal geht es darum, eine andere Dimension des Diskurses zu bändigen: die des Ereignisses 
und des Zufalls. Hier ist in erster Linie der Kommentar zu nennen. Ich nehme an, bin aber nicht 
ganz sicher, daß es kaum eine Gesellschaft gibt, in der nicht große Erzählungen existieren, die 
man erzählt, wiederholt, abwandelt; Formeln, Texte, ritualisierte Diskurssammlungen, die man bei 
bestimmten Gelegenheiten vorträgt; einmal gesagte Dinge, die man aufbewahrt, weil man in ihnen 
ein Geheimnis oder einen Reichtum vermutet. In allen Gesellschaften lässt sich eine Art Gefälle 
zwischen den Diskursen vermuten:26 
Es  gibt  Diskurse,  die  im  alltäglichen  Leben  geäußert  werden  und  die  nachdem  sie 
ausgesprochen wurden wieder vergehen und es gibt Diskurse, die am Anfang anderer 
Sprechakte  sind,  die  wieder  aufgenommen,  transformiert  oder  besprochen  werden. 
„[J]ene Diskurse, die über ihr Ausgesprochenwerden hinaus gesagt sind, gesagt bleiben, 
und noch zu sagen sind. Wir kennen sie in unserem Kultursystem: es sind die religiösen 
und  die  juristischen  Texte,  auch  die  literarischen  Texte  mit  ihrem so  merkwürdigen 
Status, bis zu einem gewissen Grade die wissenschaftlichen Texte.“27 Nicht alle gesagten 
Dinge  gehören  zum  Diskurs.  Innerhalb  ihres  Gebiets  unterscheidet  jede  Disziplin 
23Foucault 2008: 545
24Vgl. Foucault 2008:545




zwischen wahren und falschen Sätzen. Ein Satz muss unauflösbaren und komplizierten 
Bedingungen entsprechen, um einer Disziplin vollständig angehören zu können: „Es ist 
immer  möglich,  daß  man  im Raum eines  wilden  Außen die  Wahrheit  sagt;  aber  im 
Wahren ist man nur, wenn man den Regeln einer diskursiven 'Polizei' gehorcht, die man 
in jedem seiner Diskurse reaktivieren muß.“28 Wie bereits  erwähnt,  können nicht  alle 
Menschen  den  Diskurs  beeinflussen.  Der  Diskurs  wird  weiters  folgendermaßen 
kontrolliert:  Die  Erfordernisse  des  Einsatzes  des  Diskurses  werden  festgelegt.  Die 
Sprecher müssen bestimmten Regeln entsprechen, so kann verhindert werden, dass alle 
am Diskurs teilhaben können.
[Eine]  Verknappung  diesmal  der  sprechenden  Subjekte.  Niemand  kann  in  die  Ordnung  des 
Diskurses eintreten, wenn er nicht gewissen Erfordernissen genügt, wenn er nicht von vornherein 
dazu qualifiziert ist. Genauer gesagt: nicht alle Regionen des Diskurses sind in gleicher Weise 
offen und zugänglich; einige sind stark abgeschirmt (und abschirmend), während andere fast allen 
Winden offen stehen und ohne Einschränkung jedem sprechenden Subjekt verfügbar erscheinen.29 
Man kann also feststellen, dass der Diskurs nach Foucault kein Ereignis ist, an dem alle 
in  der  Gesellschaft  teilhaben.  Der  Diskurs  wird  immer  nur  von  einem  Teil  der 
Gesellschaft  kontrolliert.  Dieser  Teil  der  Gesellschaft  hat  auch  die  Macht  in  einem 
Diskurs  Definitionen  festzulegen.  Des  Weiteren  verfügt  dieser  Teil  auch  über  die 
ursprüngliche  Möglichkeit  diesen  Diskurs  in  die  Praxis  umzusetzen.  Die  strategische 
Wahl ist auch ein „bildendes Element“ des Diskurses. Es darf jedoch nicht vergessen 
werden, dass der Diskurs kein Ereignis ist, dass sich nur auf eine beschränkte Anzahl von 
Personen limitiert, da sich in der Theorie alle gesprochenen und geschriebenen Aussagen 
eines  Diskurses  untersuchen  lassen  und  es  auch  möglich  ist,  Beziehungen  zwischen 
diesen Aussagen herzustellen.30 Wie ein Sprecher am Diskurs teilhaben kann, wird durch 
das so genannte Ritual festgelegt. Das Ritual legt die Qualifikation fest, die die Sprecher 
brauchen,  welche  Gesten  angewendet  werden  und  es  definiert  des  Weiteren  die 
Verhaltensweisen, Umstände und Zeichen, die den Diskurs ergänzen. 
[E]s fixiert schließlich die vorausgesetzte oder erzwungene Wirksamkeit der Worte, ihre Wirkung 
auf  ihre  Adressaten  und  die  Grenzen  ihrer  zwingenden  Kräfte.  Die  religiösen,  gerichtlichen, 
therapeutischen Diskurse, und zum Teil auch die politischen, sind von dem Einsatz eines Rituals 
kaum zu trennen, welches für die sprechenden Subjekte sowohl die besonderen Eigenschaften wie 
die allgemein anerkannten Rollen bestimmt.31 
Das Vorhandensein dieser Verknappungssysteme meint nicht, dass es einen versteckten 







geht [es] nicht darum, ein Nicht-Gesagtes oder ein Nicht-Gedachtes endlich zu artikulieren oder 
zu denken,  indem man die  Welt  durchläuft  und an  alle  ihre Formen und alle  ihre Ereignisse 
anknüpft.  Die  Diskurse  müssen  als  diskontinuierliche  Praktiken  behandelt  werden,  die  sich 
überschneiden und manchmal berühren, die einander aber auch ignorieren oder ausschließen. Man 
muß den Diskurs als eine Gewalt begreifen, die wir den Dingen antun; jedenfalls als eine Praxis, 
die wir ihnen aufzwingen. In dieser Praxis finden die Ereignisse des Diskurses das Prinzip ihrer 
Regelhaftigkeit.32 
Foucaults  Analyse  grenzt  sich  von  den  (Diskurs-)Analysen  der  Strukturalisten  und 
Sprachwissenschafter ab. Nach Foucault ist es notwendig, die Diskurse dahingehend zu 
untersuchen,  nach welchen Regeln  sie  konstruiert  wurden.  Man sollte  sich nicht  den 
Vermutungen hingeben, was das sprechende Subjekt bei seiner Äußerung gemeint haben 
könnte oder wie der Autor auf die Idee kam, eine solche Formulierung zu verwenden. 
Für Foucault ist besonders wichtig, wie über eine Sache gesprochen wird, welche Regeln 
im Inneren der Aussage vorhanden sind. Des Weiteren ist für ihn interessant, wie daraus 
folgende  Aussagen  ermöglicht  oder  eben  ausgeschlossen  werden  und  durch  welche 
Aussage  wiederum  andere  Aussagen  existieren.  Beschrieben  wird  nur  ein 
eingeschränktes Feld eines Diskurses, nicht mehr.33 
In der Theorie stützt sich Foucault auf die diskursive Konstruktion von sozialen Objekten 
durch  die   Wissen  und  Diskurse  im  sozialen  Wandel  konzentriert  werden,  um  das 
Verhältnis von Diskurs und Macht zu unterstreichen. Foucault nimmt die Diskurspraxen 
als grundlegende Einheit seiner Analyse. Diese sind weit verbreitete und oft wiederholte 
Interpretationen von sozialen Verfahren, die Verhalten produzieren und stärken. Mit der 
Zeit  werden diese Interpretationen als selbstverständlich angesehen und es wird nicht 
mehr darüber nachgedacht. Sie festigen sich als allgemein akzeptierte Vorstellungen in 
Institutionen und Praxen und steuern unsere grundlegenden sozialen Beziehungen. Zwei 
Ebenen  von  Diskurs  werden  sichtbar,  ein  mikro-(alltäglicher)  und  ein  makro-
soziokultureller  Diskurs.  Auf  der  soziokulturellen  Ebene  vermittelt  der  Diskurs 
grundlegende  Werte  und  gibt  gemeinsamen  Vorstellungen  Kohärenz.  Wie  bereits 
festgestellt,  nehmen  nicht  alle  in  einer  Gesellschaft  am Diskurs  teil.  Manche  Dinge 
gehören auch nicht zum Diskurs, denn der Diskurs unterscheidet zwischen „wahr“ und 
„falsch“.  Es  gibt  teilweise  auch  miteinander  konkurrierende  Diskurse,  die 
unterschiedliche Auffassung vertreten.
Ich gehe also davon aus, dass es einen diskursiven Kampf um das Konzept der Familie 
gibt  und,  dass  die  Diskussion  um  die  eingetragene  Partnerschaft  (EP)  einer  der 




Familie. Ich werde anhand der Diskussion um die EP verfolgen, wie dieser ausgetragen 
wird. In meiner Arbeit  antworte ich auf die folgende Forschungsfrage: „Was sagt die 
rechtliche Normierung der eingetragenen Partnerschaft über den diskursiven Kampf um 
die Familie aus?“Dabei wird es interessant sein zu untersuchen, wer sich wie und mit 
welchen  Aussagen  an  diesem diskursiven  Kampf  beteiligt  hat.  Welche  Institutionen, 
welche  Gruppen  waren  maßgeblich  beteiligt,  welche  waren  ausgeschlossen?  Welche 
Wertvorstellungen wurden verwendet, um so manches Argument zu untermauern? Wer 
artikuliert was im diskursiven Kampf? Die Debatte um die eingetragene Partnerschaft ist 
eine  Auseinandersetzung,  was  Familie  eigentlich  bedeutet:  Es  ist  klar,  dass  sich  das 
Konzept der Familie in der Gesellschaft transformiert,  dass die EP ein Austragungsort 
dieses Kampfes und der Neu-Definierung des Konzeptes ist.
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2. Methodischer Teil
In meinem methodischen Teil soll die Theorie Foucaults mit der Methode Martin Schöns 
und Donald Reins verbunden werden. Schön und Rein gehen ebenfalls davon aus, dass 
die Wahrnehmung der Menschen von nicht sichtbaren „Rahmen“34 umschlossen wird, die 
zuerst einmal lokalisiert werden müssen. Diese „Rahmen“ werden während menschlicher 
Kommunikation  unbewusst  angewendet  und  tragen  dazu  bei,  welche  Dinge  ihres 
Umfelds Menschen wahrnehmen.
2.1 Frame Analyse
Im methodischen Teil werde ich die Handlungsanleitung für meine Analyse präsentieren, 
diese setzt sich aus interpretativer und Frame-Analyse zusammen. Frames, also Rahmen, 
sind grundlegende kognitive Strukturen, die die Wahrnehmung und Repräsentation der 
Wirklichkeit  leiten. „On the whole,  frames  are  not consciously manufactured  but are 
unconsciously adopted in the course of communicative processes. On a very banal level, 
frames  structure,  which  parts  of  reality  become  noticed.”35 Gerade  bei  den  in  der 
Diskussion  um  die  EP  häufig  verwendeten  Begriffen  Ehe  und  Familie  prallen 
verschiedene und nicht kompatible Frames aufeinander. 
Es ist möglich Frames zu identifizieren oder zu messen, wenn es auch nicht einfach ist, 
da  Frames  aus  stillen  und  nicht  unbedingt  einfach  sichtbaren  Grundideen 
zusammengesetzt sind. Eine empirische Messung ist daher kompliziert. In einem Fall der 
„klassischen Policy-Controversies“, wo sich mehrere Blöcke von Meinungen gegenüber 
stehen, lassen sich die Frames und deren Argumente jedoch darstellen.36 Auf Wörter und 
deren darunter liegende soziale Bedeutung, kann man nicht sofort zugreifen. Analysten 
können sich den Bedeutungen nicht  durch direktes  beobachten nähern,  dies geschieht 
vielmehr durch Reflektion37 oder interpretative Analysen. Dabei gibt es zu beachten, dass 
jede Person nur direkt zu ihrer eigenen Auffassung von Werten Zugang hat. Inhalte von 
sozialen Begriffen sind eine Kombination aus Bildern, Ideen, Wahrnehmung, Erinnerung 
und Vorstellung.38 
34Frames
35http://www.ccsr.ac.uk/methods/publications/frameanalysis/index.html  , Abrufdatum: 9.9.2010





[F]rames – like metaphors generally – select out some parts of reality at the expense of others. 
[…] Framing is  a  dynamic  process  by which  producers  and  receivers  of  messages  transform 
information  into  a  meaningful  whole  by  interpreting  them  through  other  available  social, 
psychological, and cultural concepts, axioms, and principles.39
Martin  Schön  und  Donald  Rein  bezeichnen  einen  Policy-Frame  als  „a  normative-
prescriptive story that sets out a problematic policy problem and a course of action to be 
taken  to  address  the  problematic  situation.“40 Ein  Frame  ist  also  eine  Basis,  ein 
konzeptueller  Zusammenhang  für  bestimmte  Ansichten,  oder  auch  eine 
Handlungsrichtung.  Der  Frame  ist  auch  ein  Gerüst  um  Daten  zu  sammeln  und 
auszuwerten. Frames können daher festlegen, welche Akteure was als Fakten sehen und 
wie diese Fakten dann zu normativen Vorschriften für Handlungen werden. Mit Frames 
können sie betreffende Probleme verändern, die Analysten müssen sich jedoch darüber 
bewusst werden, um verschiedene Sichtweisen eines Problems vergleichen zu können. 
Martin Rein und Donald Schön gehen davon aus, dass Frames in einer Gesellschaft lange 
stabil und deshalb noch schwieriger zu finden sind. 
It is plausible [...] that the number of metacultural frames at work in a society and, even more, the 
number of generative metaphors underlying these frames are relatively small and constant over 
long periods of time. There is a sense of the obviousness of what is wrong and what needs fixing 
which is the hallmark of policy frames and of the generative metaphors that underlie them, and it 
is  central  to  our  account  of  the  intractability  of  the  frame  conflicts  implicit  in  policy 
controversies.41 
In  vielen  Fällen  ist  das  Finden  einer  Lösung  im  Policy-Prozess  aufgrund  zwei  sich 
entgegenstehende  Frames  schwieriger.  Manchmal  wird  die  Entscheidungsfindung 
dadurch sogar unmöglich. Hier kann es hilfreich sein, die Situation umzurahmen.42 “It is 
useful, in order to construct an underlying frame to consider it as a story – a story told 
about  a  troublesome  situation.43”  In  diesen  Geschichten  gibt  es  verschieden 
Hauptcharaktere, eine Gemeinschaft, „Experten“. In verschiedenen Geschichten, werden 
die Dinge unterschiedlich wahrgenommen.44 
Durch die Analyse der Geschichten, die die grundlegenden Wertsysteme in den Policy-
Frames sind, können ebendiese sichtbar gemacht werden. So kann die Policy-Situation 
besser oder zumindest anders verstanden werden. Bei Frames mit vielen Differenzen gibt 
es hohes Konfliktpotential und eben keine gemeinsamen Sichtweisen, die bei der Lösung 
des Problems helfen könnten. Wird bei einem Frame ein Prozess des Ausarbeitens und 
Lösens  angestoßen,  kann  dieser  Prozess  die  Analysten  an  die  Grenzen  der  Frames 
39Fischer 2003:144
40Rein/Laws 1999: 3, zitiert nach Fischer 2003:144
41Schön/Rein 1994:28
42Englisch: reframing
43Schön und Rein 1994:24
44Vgl. Schön und Rein 1994:24
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bringen  und  einen  Prozess  der  Frame  reflection45 auslösen.  Weiters  ist  wichtig  zu 
beachten, dass sich Policy-Frames mit der Zeit verändern können.46
The framing of a policy issue always  takes place within what Rein and Schoen describe as a 
'nested context'. Policy issues tend to arise in environments that are always part of some broader 
political and economic setting, which in turn is located in a particular period of history or time.47
Manchmal verändern sich einige Aspekte in einem komplexen Kontext, dies „may set the 
climate within which adversarial networks try to reframe a policy issue by renaming the 
policy terrain,  reconstructing interpretations  of how things got to be as they are,  and 
proposing  what  can  be  done  about  them.“48 Will  man  eine  interpretative  Analyse 
durchführen, sind Frames grundlegend dafür, denn sie definieren Policy-Probleme und 
wie diese von verschiedenen Beteiligten  gesehen werden.  Damit  Analysten  zu diesen 
Frames gelangen können, müssen Objekte und Aktivitäten auf ihre soziale Bedeutung 
untersucht werden. Hier sind die in den Konflikt involvierten Gemeinschaften und deren 
„Sprache“ von besonderer Wichtigkeit.49 Eine Definition der Frames von Martin Schön 
und Donald Rein sieht folgendermaßen aus: 
We see policy positions as resting on underlying structures of belief, perception and appreciation, 
which we call “frames”. We see policy controversies as disputes in which the contenting parties 
hold conflicting frames. Such disputes are resistant to resolution by appeal to facts or reasoned 
argumentation because the parties’ conflicting frames determine what counts as a fact and what 
arguments  are  taken  to  be  relevant  and  compelling.  Moreover,  the  frames  that  shape  policy 
positions  and  underlie  controversy  are  usually  tacit,  which  means  that  they are  exempt  from 
conscious attention and reasoning.50
Martin Schön und Donald Rein sprechen von drei Kategorien bei Frames:
An institutional  action frame is the more generic  action frame from which institutional  actors 
derive  the  policy  frames  they use to  structure  a  wide  range  of  problematic  policy situations. 
Institutional actions frames tend to be complex and hybrid in nature. They do not usually consist 
in a single, coherent, overarching frame, but in families of related frames. Metacultural frames, 
organized  around  generative  metaphors,  are  at  the  root  of  the  policy  stories  that  shape  both 
rhetorical and action frames.51 
Verschiedene  Akteure  haben verschiedene  Frames,  diese  legen  fest,  was  sie  als  ihre 
Interessen sehen. Auch die in Konflikt stehenden Interessen werden dadurch bestimmt. 
Ihre  Problemformulierungen  und  bevorzugten  Lösungen  sind  in  verschiedenen,  das 
Problem  festlegende,  Geschichten  verankert.  Diese  Geschichten  sind  in  bestimmten 
Frames enthalten, die wiederum in verschiedenen generativen Metaphern gefestigt sind. 
Diese  generativen  Metaphern  können  folgendes  sein: Ein  Geschäft  mit  Waren  aus 
45Einen Prozess des aktiven Reflektierens über einen Frame. 
46Vgl. Fischer 2003:144 ff
47Fischer 2003:146, zitiert werden Rein/Schön 1993:154. Hervorhebung im Originaltext vorhanden.





zweiter  Hand  kann  entweder  als  Ort  abgetan  werden,  in  dem  ärmere  Menschen 
einkaufen. Man kann es jedoch auch als Geschäft sehen, dass Menschen beim bewussten 
Konsumieren  hilft,  da  nicht  alles,  das  aus  zweiter  Hand  auch  schlecht  ist.  Frames 
existieren nie lose in der Wahrnehmung, sie sind immer in Institutionen verankert, die sie 
stützen.  Institutionen  sind  für  die  Art  wie  Menschen  miteinander  umgehen 
verantwortlich, dies können informelle soziale Regeln, oder auch formelle Regeln, wie 
eine  Verfassung  sein.  In  meiner  Analyse  wird  es  notwendig  sein  zu  sehen,  welche 
Akteure  wie  argumentieren,  um  an  die  Frames  und  schließlich  die  stützenden 
Institutionen  heranzukommen.  Policy-Kontroversen  sind  Streitigkeiten  zwischen 
institutionellen Akteuren, die sich gegenüberstehende Frames haben. “The actors are in 
contention  with  one  another;  the  frames  they  sponsor  are  in  conflict,  in  the  sense 
situation.”52 
Innerhalb eines jeden Frames wird das Problem anders gesehen, jede Geschichte erzeugt 
ihre  eigene  Sicht  der  sozialen  Realität  mit  Hilfe  eines  sich  gegenseitig  ergänzenden 
Prozesses des naming and framing.53 Frames und Interessen sind zwar zwei voneinander 
unabhängige Konzepte, jedoch werden Interessen von Frames geformt und umgekehrt 
können  Frames  verwendet  werden,  um  Interessen  zu  fördern.  Wenn  es  um 
unterschiedliche Frames geht, handelt es sich auch um Policy-Kontroversen, diese sind 
Uneinigkeiten  zwischen  institutionellen  Akteuren,  die  meist  sehr  unterschiedliche 
Frames haben. Deren Weise die Policy-Kontroverse zu sehen, ist nicht kompatibel.54 Bei 
der  Konstruktion  von Frames  ist  jedoch wichtig  zu  wissen,  dass  diese  nicht  einfach 
sichtbar sind, weil sie still sind. 
The frames that shape policies are usually tacit, which means that we tend to argue from our tacit 
frames  to our explicit policy positions. Although frames exert a powerful influence on what we 
see  and how we interpret  what  we see,  they belong to  the taken-for-granted  world of  policy 
making,  and  we  are  usually  unaware  of  their  role  in  organizing  our  actions,  thoughts,  and 
perceptions. In order to reflect on the conflicting frames that underlie policy controversies, we 
must become aware of our frames, which is to say that we must construct them, either from the 
texts of debates and speeches or from the decisions, laws, regulations, and routines that make up 
policy practice. […] 
In terms of practical methodology, it may be difficult to tell, in an actual policy situation, what 
frame really underlies an institutional actor's policy position. First, the rhetorical frame that shape 
the  public  utterances  of  policy  makers  may be  incongruent  with  the  frames  implicit  in  their 
patterns of action. The introduction of a new piece of legislation may signal the potential for a 
reframing  of  national  policy  […]  but  that  potential  may lie  dormant  because  other  reforms, 
essential to the activation of that potential, are not forthcoming55. 
52Schön/Rein 1994:29
53Vgl. Schön/Rein 1994 26
54Ibid:28 f
55Schön/Rein 1994:34 f, Hervorhebung im Originaltext vorhanden.
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Frames, die den Policy-Kontroversen zu Grunde liegen, können nur analysiert werden, 
wenn man über sie reflektiert, denn sie müssen auch konstruiert werden. Jedoch ist die 
Konstruktion von Frames nicht immer möglich. Um dies durchzuführen werden Texte, 
Debatten,  Reden  der  Akteure  oder  Entscheidungen  und  Gesetze  herangezogen.  Die 
Darstellung von Frames ist weiterhin nicht einfach, da in der Praxis nicht immer gesagt 
werden kann,  auf welchen Frame die  Einstellung oder  Entscheidung einer  Institution 
gründet.  Weiters  ist  möglich,  dass  die  Äußerungen  und  impliziten  Handlungsmuster 
desselben  Policy-Akteurs  nicht  zusammenpassen.  Es  kann  auch  vorkommen,  dass 
Gruppen, die ungleiche Frames haben, ähnliche Handlungsmuster aufweisen. Als dritter 
Punkt  kommt  hinzu,  dass  es  schwierig  ist,  Konflikte  innerhalb  des  Frames  von 
Konflikten außerhalb eines Frames zu unterscheiden. Wenn es um Veränderungen des 
Frames geht, ist es eine weitere Schwierigkeit die Unterscheidung zwischen echten und 
möglichen Veränderungen des Frames zu machen.56
Es gibt keine Daten die gefunden werden können, die in den Augen aller qualifizierten 
und objektiven Beobachter gültig sind. Wenn objektiv frame-neutral bedeutet, dann gibt 
es  keine  objektiven  Beobachter.  Es  gibt  keinen  anderen  Weg  soziale  Wirklichkeit 
wahrzunehmen und zu interpretieren, wenn nicht durch einen Frame. Denn die Aufgabe 
aus  einer  komplexen  und  informationsreichen  Situation  eine  Wahrnehmung  der 
Wirklichkeit  zu machen, braucht einen Prozess der Selektivität und Organisation, was 
eigentlich  die  Grundbedeutung von “framing”  ist.  Wer  die  soziale  Wirklichkeit  einer 
Situation  durch  einen  Frame  konstruiert,  kann  immer  Fakten  eines  zweiten  Frames 
ignorieren  oder  anders  interpretieren,  die  für  andere  Frames  einen  Gegenbeweis  des 
Ersten darstellen.57 Die Verbindung zwischen der frame reflection, dem Reframing58 und 
der Lösung von Policy-Kontroversen ist überhaupt nicht bedingt. Es kann zur Reflektion 
über  Frames  kommen,  ohne  jedoch  ein  Reframing  auszulösen.  Das  Reframing  kann 
allein,  ohne  eine  vorhergehende  Reflektion  über  Frames  auftauchen,  und  kann  ein 
Bedürfnis zur Reflektion auslösen. Selbst wenn das Reflektieren über Frames manchmal 
zu einem Reframing beiträgt und so hilft, Policy-Kontroversen zu lösen, ist diese frame 
reflection für diesen Zweck weder notwendig noch ausreichend.59 In meiner Arbeit geht 
es um das verschiedenartige Framing bestimmter  Begriffe (Ehe,  Familie,  Standesamt, 
56Vgl. Schön/Rein 1994:34 f
57Ibid:30
58Das Reflektieren über Frames und das Umrahmen
59Vgl. Schön/Rein 1994: 40
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Kindeswohl), die besonders kontroverse Begriffe sind, daher ist der oben beschriebene 
Ansatz für die Analyse wichtig.
2.2 Interpretative Policy-Analyse
Neben der Frame Analyse Schön und Reins, werde ich die interpretative Policy-Analyse 
nach Dvora Yanow anwenden. Diese Kombination ist interessant für meine Analyse, da 
man nicht auf den interpretativen Prozess vergessen darf. Die Betrachtung der Debatte 
um die eingetragene Partnerschaft und den PaCS bekommt unter diesem Gesichtspunkt 
weitere  Relevanz.  Dabei  stütze  ich  mich  hauptsächlich  auf Dvora  Yanows  Buch 
Conducting interpretive policy analysis (2000). Bevor man eine Policy-Analyse beginnt, 
muss  man  sich  bewusst  sein,  dass  eine  Policy  Analyse  auf  verschiedenen 
Regierungsebenen,  auch  im  privaten  oder  im  öffentlichen  Bereich  und  bei  Nicht-
Regierungsorganisationen  durchgeführt  werden  kann.  “[I]nterpretive  policy  analysis 
shifts the focus away from instrumental behaviour (values as costs, benefits, and choice 
points)  to  the  expression  of  social  meanings  (based  on  ideal  values,  beliefs,  and 
feelings).“60
Diese interpretativen Analysemethoden bauen auf der Vorstellung auf, dass in der Welt, 
in der wir leben, verschiedene Interpretationen möglich sind. Die interpretative Policy-
Analyse sieht sich Beziehungen, Teile oder Spannungen in einem Bereich oder zwischen 
ähnlichen Bereichen genauer  an.  Die Analysten  müssen auch darauf  vorbereitet  sein, 
dass  sich  ihre  Erwartungen von den Dingen unterscheiden,  die  im Feld vorgefunden 
werden. Auch hier müssen sich die Analysten fragen, wie ein bestimmtes Thema, eine 
Kontroverse von den verschiedenen Betroffenen oder Beteiligten gerahmt wird. Dieser 
Rahmen, der Frame, stellt  das Gerüst für die Diskussion dar. In diesem Frame haben 
Gegenstände  und Themen  einen  bestimmten  Sinn.  Auf  manche  Elemente  wird  mehr 
Aufmerksamkeit gelegt als auf andere, einige Elemente können unbeachtet bleiben. Da 
es verschiedene Auffassungen in verschiedenen Rahmen gibt, kommt es zu Konflikten 
um Bedeutungen und Werte. Diese Rahmen werden oft über Sprache transportiert und 
wiedergegeben.61
The framing  of  an  issue  supplies  guideposts  for  analysing  and  knowing,  arguing  and  acting. 
Through the process,  ill-defined, often amorphous situations can be understood and dealt with 
(Rein und Schön 1993). As Yanow explains, frames highlight some issues at the same time that 
60Yanow 2000:6 in Fischer 2003:141
61Vgl. Yanow 2000:3-15
22
they exclude others. That which is featured and stressed is generally that which the framing group 
values, often giving rise to “frame conflict”.62 
Eine interpretative Policy-Analyse beachtet besonders die Bedeutungen, Werte, Gefühle, 
Symbole,  den Glauben und natürlich, wie all das von verschiedenen Personengruppen 
ausgedrückt wird. So müssen zu Anfang einer PA bedeutungstragende Einheiten für die 
Analyse,  wie  Sprache  oder  Objekte,  identifiziert  werden,  um  später  Gruppen  und 
Organisationen zu finden, die etwas zu der PA beitragen können.
Ist  dies  erledigt,  kann  man  sich  auf  die  Diskurse  und  deren  besondere  Bedeutung 
konzentrieren, um die Konfliktpunkte zwischen den verschiedenen Gruppen zu finden. 
Policy-Analysten  können  mit  ihrer  Analyse  unterstreichen,  wie  verschiedene 
Bedeutungen Policy-Formulierungen beeinflussen können und dass es unterschiedliche 
Betrachtungsweisen  gibt.  Dvora  Yanow hebt  die  Möglichkeit  hervor,  die  Bedeutung 
menschlicher  Handlungen  und  die  Beweggründe  hinter  praktischer  Argumentation 
herauszuarbeiten oder zu erklären, sowie Gegenstände als Texte zu lesen, um sie und ihre 
Bedeutung in einem bestimmten Kontext, auch in Autoren und Lesersituationen, die oft 
nicht dieselben sind, zu zeigen.63 
By examining the processes through which the policy meanings are transmitted, which audiences 
for the meanings are intended, and how “readers” interpret, interpretive policy analysts seek to 
determine not only “what” a particular policy means, but “how” it means. (Yanow 1996). In doing 
so,  they consider  the actions of legislatures  and executives to be as central  in communicating 
policy meanings as the enabling legislation itself. Human actions and artefacts are, in this respect, 
understood  to  be  more  than  instrumentally  rational.  They  are  also  expressive  of  meanings, 
including those of identity, individual or collective local or national.64
Relevante  Daten  für  diese  kontextbezogene,  interpretative  Analyse  sind  Worte, 
symbolische Objekte, Taten von policy-relevanten Akteuren, Policy-Texte und auch die 
Bedeutung,  die  diese  Dinge  für  bestimmte  Akteure  haben.  Um auf  das  Wissen  von 
bestimmten Gruppen, das local knowledge, zugreifen zu können, muss man sich ins Feld 
begeben.  Es  werden  schriftliche  Dokumente  meist  als  Hintergrundinformation, 
Gespräche, Interviews und wenn möglich notwendige Beobachtungen von in den Policy-
Prozess involvierten Gruppen oder Individuen analysiert. Zum Erkenntnisinteresse zählt, 
wie (non-verbal) kommuniziert und wie agiert wird, welche Worte und Bedeutungen an- 
und ausgesprochen und welche Geschichten erzählt werden.65 Jedoch ist wichtig, dass 
Analysten  nicht  „die“  eine wahre  Geschichte  suchen oder  Bewertungen  der 






What  these  various  approaches  have  in  common  is  an  appreciation  that  policy 
meaning is indeterminate and that there are multiple „readers“ as well as „readings“ of 
policy and agency „texts.“66
Des Weiteren sind existierende „Narrative“ für die interpretative Analyse wichtig. Diese 
schenken Strukturen und Sequenzen Bedeutung und heben hervor, welche Bedeutungen 
ihnen von welchen Akteuren gegeben wurden. Die „Geschichten“ beziehen sich auf die 
Sprech- und Hörsituationen und die Absichten die hinter ihnen stehen. 
2.3 Die Arbeit des Analysierens
Nach  dem  bisher  Gesagten,  gehe  ich  davon  aus,  dass  die  Analysten  zugleich  am 
Schreibtisch und im Feld arbeiten müssen. Diese Herangehensweise habe ich auch bei 
meiner Analyse umgesetzt.
In  der  interpretativen  Analyse  arbeiten  die  Analysten  gleichzeitig  im  Feld  und  am 
Schreibtisch.  Nachdem  die  Forschungsfrage  festgelegt  wurde,  werden  im  Feld  die 
relevanten Symbole, Gruppen und Akteure gefunden, danach setzen sich die Analysten 
mit  dem  Forschungsdesign  auseinander.  Dann  geht  es  an  die  Umsetzung  des 
Forschungsdesigns im Feld, dabei ist es wichtig Dokumente zu lesen und Interviews zu 
führen. Auch im Zuge dieser Etappen muss es noch die Möglichkeit des Überdenkens 
und  Neu-Schreibens  seiner  Fragen  geben.  Zurück  am  Schreibtisch  müssen  die 
gesammelten  Daten  analysiert  und  schließlich  der  Forschungsbericht  geschrieben 
werden.  Yanow  (2000)  beschreibt  vier  grundlegende  methodische  Schritte  der 
interpretativen  Policy-Analyse,  basierend  auf  ihrer  eigenen  interpretativen  und 
analytischen Arbeit: 
The first step is to “identify the artifacts (language, objects, acts” that are significant carriers of 
meaning  for  a  given  policy  issue,  as  perceived  by  policy-relevant  actors  and  interpretive 
communities”.  The  second  involves  “identifying  the  communities  of 
meaning/interpretation/speech/practice that are relevant to the policy issue under analysis.” Third, 
the  analyst  seeks  to  identify  the  relevant  discourses  and  their  “specific  meanings  being 
communicated through specific artifacts and their entailments (in thought, speech, and act).” The 
final step is to “identify the points of conflict and their conceptual sources (affective, cognitive, 
and/or moral) that reflect different interpretations by different communities.67 
Wenn die Analysten interpretieren tun sie dies zwei Mal. Die erste Interpretation stammt 
direkt aus dem Feld von den Personen, die man interviewt oder beobachtet. Ein zweites 
Mal wird dann am Schreibtisch der Analysten interpretiert. Während des Schreibens des 
Berichts, wird die analysierende Person die Situation zusammenfassen, daher kann kein 
66Ibid:2000:60
67Yanow 2000:22 zitiert nach Fischer 2003:147
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Spiegelbild der erlebten Situation produziert werden, es handelt sich auch dabei schon 
um eine Interpretation. 
[P]olicies and their analysis are a human activity, and […] human perception is not a “mirror of 
nature” (Rorty 1979) but an interpretation of it.  That is, the human sciences,  including policy 
analysis, yield an interpretation of their subject matter rather than an exact replica of it. From this 
point of view there is no single, correct solution to a policy problem any more than there is a singe 
correct perception of what that problem is.68 
Analysten tragen dazu bei, die Art und Weise mitzugestalten, wie ein Thema gesehen 
wird. 
Interpretive modes of policy analysis seek to identify both the specific meanings, intended and 
made, of specific policies and how those meanings are communicated and variously interpreted. 
[…] Interpretive analyses are, in short, meaning-focused approaches. […] Policy implementation 
is the social construction of a reality: it is a process of meaning-making through interpretation.69 
Um  während  der  Analyse  das  so  genannte  lokale  Wissen  besser  verstehen  und 
analysieren zu können, müssen Analysten das manchmal sehr spezifische „Vokabular“ 
und  die  „Grammatikregeln“  verschiedener  Gruppen  kennen,  und  symbolische 
Gegenstände und deren Bedeutung in der Sprache in der Gruppe ebenso verstehen. 
The interpretive policy analyst, Yanow […] explains, cannot stand outside the policy issue being 
analysed. Indeed, analysts have to immerse themselves in the beliefs (ideas, values, feelings, and 
meanings) of both the participants and the researchers. They have to try, as it were, to get inside 
the heads of the particular players in an effort to figure out the thinking behind the actions at issue. 
Put differently, he or she has to do what political actors are themselves trying to do – namely, 
determine what their opponents have in mind.70 
Dabei ist es wichtig, dass Analysten wie ein Mitglied der Gruppe sprechen können, ohne 
selbst  wirklich  eines  zu  werden.71 Dvora  Yanow  erklärt  zur  Besonderheit  bei  der 
Erstellung einer Policy-Analyse folgendes:
The written (or oral) report is itself a form of  world-making (in Nelson Goodman's [1978] 
phrase) […] the writing is not „objective“, precisely because the author has selected what 
features of the study to present […].72
Die  von  Dvora  Yanow  angeführten  Charakteristika  verschiedener,  mit  Symbolik 
aufgeladener Begriffe werden auch im Rahmen meiner eigenen Analyse wichtig sein. Da 
es sich gerade bei den genannten Themen (eingetragene Partnerschaft und pacte civil de 
solidarité) und den im Laufe der Debatten immer wieder auftauchenden Begriffen (Ehe, 
Familie,  Standesamt  und  Kindeswohl)  um  Worte  handelt,  bei  denen  verschiedene 
Ansichten  unvereinbar  sein  können.  Mit  Hilfe  der  Diskursanalyse  Foucaults  und der 







Partnerschaft und dem PaCS in Österreich und Frankreich nachzeichnen. Es ist wichtig 
zu unterstreichen, welcher Akteur welchen Standpunkt vertritt und welches das Umfeld 
dieses Akteurs ist. Denn die Diskurse kommen immer wieder zum Vorschein, jedoch in 
als selbstverständlich gesehenen Interpretationen und Vorstellungen in unserem Leben. 
Wir  sehen die  Welt  durch unsere Frames,  die  uns dabei  helfen,  bestimmte  Dinge zu 
bemerken und andere auszublenden. Jedes Wort ist ein wichtiger Bedeutungsträger, viele 
Dinge  werden  durch  ihr  Aussprechen  und  ihre  Verwendung  in  einer  Argumentation 
unbewusst ebenfalls kommuniziert. Dieses Zusammenspiel gilt es freizulegen.
In der vorliegenden Diplomarbeit soll gezeigt werden, wie in einem diskursiven Kampf 
um den Familienbegriff gegenteilige Frames aufeinander prallen. Wichtige Symbole wie 
Standesamt,  Ehe,  Kindeswohl  und  Familie  und  deren  Verwendung  werden  ebenfalls 
interpretiert. Die eingetragene Partnerschaft ist ein Ort der Auseinandersetzung, was der 
Familienbegriff, der sich in Transformation befindet, überhaupt ist bzw. sein kann.
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II. Deskriptiver Teil
Der deskriptive Teil behandelt die Aussagen und Tatsachen sowie einige Statistiken, die 
später für meine Analyse wichtig sind. Insgesamt wurden 14 ausführliche Interviews in 
Österreich und Frankreich sowie eine kurze Bürgerbefragung in Österreich durchgeführt. 
Zuerst wird auf den allgemeinen Familienbegriff in Österreich eingegangen, dann auf die 
Begriffsdefinitionen der Interviewpartner, später auf die entstandenen Gesetze zum PaCS 
und zur EP sowie auf die vorhergehenden Debatten.
3. Familie in Österreich und Frankreich
In  diesem  Kapitel  werde  ich  mit  Hilfe  von  Statistiken  auf  die  Entwicklung  und 
Veränderungen der „Familie“ in Österreich und Frankreich eingehen. Dabei stütze ich 
mich auf Zahlen der Statistik Austria und des INSEE (Institut national de la statistique et 
des études économiques) in Frankreich.
3.1 Familie in Österreich
Die Statistik Austria versteht unter Familie das Konzept der Kernfamilie, es handelt sich 
also grundsätzlich nur um im selben Haushalt lebende Personen. 
Nach  dem  Kernfamilien-Konzept  der  Vereinten  Nationen  bilden  Ehepaare  und 
Lebensgemeinschaften mit oder ohne Kinder bzw. Elternteile mit Kindern (Ein-Eltern-Familien) 
eine Familie. Kinder sind alle mit ihren beiden Eltern oder einem Elternteil im selben Haushalt 
lebenden leiblichen, Stief- und Adoptivkinder,  die ohne eigene Partner im Haushalt leben und 
selbst noch keine Kinder haben – ohne Rücksicht auf ihr Alter.73
Der Begriff Patchworkfamilie wird mit den Stieffamilien gleichgesetzt, hierbei handelt es 
sich um Familien, bei denen die Eltern ihre jeweiligen Kinder aus vorhergehenden Ehen 
oder Lebenspartnerschaften in die neue Beziehung mitgebracht haben. Unter Familien 
werden  also  Ehepaare  mit  und  ohne  Kinder  sowie  Alleinerziehende  und  nicht-
verheiratete verschiedengeschlechtliche Paare mit Kindern verstanden.74 „Ehepaare mit 
73Statistik Austria: 
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/haushalte_familien_lebensformen/familien/index.h
tml, Abrufdatum: 11.3. 2011




Kindern  stellen  zwar  nach  wie  vor  die  häufigste  Familienform  dar, 
„neuere“ Familienformen  gewinnen  jedoch  immer  mehr  an  Bedeutung.  So  gibt  es 
beispielsweise  nur  noch  wenige  Paare,  die  erst  dann  einen  gemeinsamen  Haushalt 
gründen, wenn sie heiraten. Die meisten Paare durchlaufen eine Phase des nichtehelichen 
Zusammenlebens.“75 Die Zahl der Kinder,  die  in Ein-Eltern-Familien leben sowie die 
Zahl der Kinder, deren Eltern nicht verheiratet sind und in Lebensgemeinschaft leben, hat 
in  den  letzten  30  Jahren  (Zahlen  von  1981-2001)  zugenommen.76 Die  Zahl  der 
Eheschließungen  ist  von  1999  bis  2009  etwas  zurückgegangen,  wobei  die  Zahl  der 
Eheschließungen  im Jahr  1999 bei  39.485 lag,  im Jahr  2001 auf  34.213 zurückging, 
daraufhin bis 2005 wieder auf 39.153 stieg, um im Folgejahr wieder einzubrechen und 
im Jahr 2009 bei 35.469 lag. Von 4,9 pro 1000 Einwohner 1999, heirateten 2009 nur 
noch 4,2 pro 1000 Einwohner.77 Die Zahl der Scheidungen im Zehn-Jahres-Vergleich ist 
nur leicht gestiegen. Es gab 1999 18.512 (2,4 pro 1000 Einwohner) und 2009 18.806 (2,2 
pro 1000 Einwohner) Scheidungen, wobei im Jahr 2001, 2006 und 2007 jeweils über 
20.300 Ehen geschieden wurden und die Zahl in den anderen Jahren über 19.000 lag.78
3.2 Familienbericht in Österreich
Zusätzlich zu den Statistiken existiert in Österreich der so genannte „Familienbericht“. 
Der fünfte österreichische Familienbericht zitiert Schneider (2008), laut dem sich in der 
öffentlichen Diskussion drei Ansichten zur Familie finden:
Die erste Ansicht orientiert sich an der Tradition. Familie ist dort, wo ein Ehepaar mit 
oder ohne Kinder in einem Haushalt wohnt. Die zweite Herangehensweise sieht Familie 
dort, wo Kinder vorhanden sind, es geht um die Verantwortung der Eltern für die Kinder. 
In der dritten Vorstellung stehen die Solidarbeziehungen im Vordergrund. Familie kann 
auch dann sein, wenn es keine Kinder gibt. Wichtig ist, ob die involvierten Personen ihre 
Beziehungen als familiär sehen.79 Im Familienbericht wird auch darauf hingewiesen, dass 
75 Statistik Austria: 
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/haushalte_familien_lebensformen/familien/index.h
tml, Abrufdatum: 11.3.2011
76 Statistik Austria: Kinder in Familien 1981 – 2001: 
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/haushalte_familien_lebensformen/familien/023084
.html, Abrufdatum: 11.3.2011
77 Statistik Austria: Ergebnisse im Überblick Eheschließungen: 
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/eheschliessungen/023945.html, Abrufdatum: 
11.3.2011





die Ehe zwar noch eine hohe symbolische Bedeutung hat, jedoch im Begriff ist, sich zu 
ändern.  Viele  Ehen  werden  erst  geschlossen  nachdem  Kinder  zur  Welt  kamen.  Die 
Meinung,  dass  Kinder  innerhalb  aufrechter  Ehen  geboren  werden  sollten,  geht  in 
Österreich zurück. Nach Wernhart/Neuwirth (2007: 18), sind es 45% der Österreicher, 
die dies so sehen. 1988 waren es hingegen 70%.80
Nicht-eheliche Lebensgemeinschaften nehmen in Österreich immer stärker zu, und auch 
die  Akzeptanz  in  der  Bevölkerung  steigt.  Viele  Kinder  wachsen  in  nicht-ehelichen 
Lebensgemeinschaften auf.81  Nur 56% der Österreicher finden, dass die Ehe zeitgemäß 
ist. 17% halten sie für überholt.82 Im österreichischen Familienbericht ist zu erkennen, 
dass ein Leben mit Kindern vom Großteil der Österreicher gewünscht wird.83
Der Trend zur Pluralisierung von familialen Lebensformen schreitet weiter voran: das lange Zeit 
vorherrschende  Leitbild  der  traditionell-bürgerlichen  Kernfamilie  mit  seinen 
geschlechtsspezifischen Rollenzuweisungen verliert immer mehr seine Monopolstellung. Daneben 
gewinnen  andere  Formen  des  familialen  Zusammenlebens  an  Bedeutung:  beispielsweise 
Alleinerzieher-Familien,  nichteheliche  Lebensgemeinschaften,  erweiterte  Familien  bzw. 
Fortsetzungsfamilien und Patchworkfamilien84
Im  Familienbericht  wird  festgestellt,  dass  die  Verbindung  zwischen  Familie  und 
Heterosexualität  abnimmt,  da eine eingetragene Partnerschaft  oder eine Ehe in vielen 
europäischen Ländern auch für homosexuelle Paare möglich ist.85 Laut Familienbericht 
sind Familie und Ehe nach traditioneller Sicht noch immer miteinander verbunden. Als 
Zielgruppe der Familienpolitik werden Ehen, heterosexuelle Lebensgemeinschaften und 
alleinerziehende  Eltern  genannt.  In  diesen  Familienbegriff  sind  homosexuelle  Paare 
momentan  nicht  inkludiert.  Obwohl  diese  gleichgeschlechtlichen  Beziehungen  in  der 
Gesellschaft präsenter werden und die Ablehnung der Österreicher und Österreicherinnen 
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al. (2009): sind 35% gegen Homosexualität, 25% finden diese Art der Beziehungen „in 
Ordnung“. 1990 lehnten 50% der Bevölkerung Homosexualität ab, 12% fanden sie „in 
Ordnung“.86
3.3 Familie in Frankreich
In Frankreich wurden die Datenbanken des französischen Statistikamtes INSEE87 für die 
Erstellung  dieses  Kapitels  konsultiert.  Das  INSEE  beschreibt  den  Familienbegriff 
folgendermaßen: 
Couple - in the sense of a census survey: A couple is made up of two different sex persons, aged 
of 15 and older, living in the same main residence, allowing for exception, declare to be married 
or to live in couple. In the sense of the census survey, the couples are couples in fact; the spouses 
can be or not married. A couple, with or childless, constitutes a family.88
Eine  Familie  ist  laut  dem  INSEE  also  Teil  eines  Haushaltes  mit  mindestens  zwei 
Personen, die möglicherweise verheiratet sind und ein Kind haben. Eine Familie kann 
auch eine erwachsene Person mit einem Kind in einem Haushalt sein. Um als Kind in 
einer Familie zu gelten, muss das Kind ledig sein und darf keine eigenen Kinder haben. 
In einem Haushalt können also keine, eine oder mehrere Familien leben.89 In Frankreich 
wird  der  PaCS  (Pacte  civil  de  solidarité)  immer  beliebter.  2009  kamen  auf  drei 
Hochzeiten zwei Abschlüsse eines PaCS. Man kann auch feststellen, dass die Hälfte aller 
geborenen Kinder  Eltern  haben,  die  nicht  verheiratet  sind.90 Die Eheschließungs-  und 
Scheidungsraten sind in Frankreich und Österreich sowohl 1980 und 2008/2009 beinahe 
ident,  sie  liegen  bei  6,2  Eheschließungen  und  bei  ca.  1,5  Scheidungen  pro  1000 
Einwohner 1980 und bei 4 Ehen und bei 2,1 Scheidungen pro 1000 Einwohner im Jahr 
2008/2009.91
Die Zahl der neu geschlossenen PaCS steigt auch im Jahr 2010 weiter an, aber weniger 
stark als in den Vorjahren. Im Jahr 2010 wurden 195 000 PaCS geschlossen. Die Anzahl 
der PaCS nähert sich immer mehr den der Hochzeiten an. 185.000 PaCS wurden von 
verschiedengeschlechtlichen Paaren geschlossen und 249.000 Hochzeiten gefeiert.  Auf 
86Vgl. http://www.bmwfj.gv.at/Familie/Familienforschung/Documents/Familienbericht%202009/Band
%20I%20-%20Familienbeziehungen%20und%20Sozialisationsfaktoren.pdf, S. 343, Abrufdatum: 
17.3.2011
87Institut nationale de la statistique et des études économiques
88INSEE: http://www.insee.fr/en/methodes/default.asp?page=definitions/couple-recensement.htm, 
Abrufdatum: 11.3.2011
89INSEE: http://www.insee.fr/en/methodes/default.asp?page=definitions/famille.htm, Abrufdatum: 
11.3.2011
90INSEE: http://www.insee.fr/fr/themes/document.asp?ref_id=ip1276, Abrufdatum: 11.3.2011
91INSEE: http://www.insee.fr/fr/themes/tableau.asp?reg_id=98&ref_id=CMPTEF02318, Abrufdatum: 
11.3.2011
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vier Hochzeiten kommen drei PaCS.92 Seit 1999 haben die Ein-Personen-Haushalte und 
die  Paare,  die  keine  Kinder  haben,  am  stärksten  zugenommen.93 Die  Zahl  der 
Eheschließungen in Frankreich geht zurück und lag 2010 bei 249.000, das heißt 3,8 pro 
1000 Einwohner.94 
Der Familienbegriff der Statistik Austria und auch des INSEEs umfasst ausschließlich 
heterosexuelle  Paare,  mit  oder  ohne  Nachwuchs.  In  Österreich  beginnt  der 
Familienbericht den traditionellen Familienbegriff zu hinterfragen. Es wird auch darauf 
hingewiesen, dass die Bedeutung der Familie sinkt, jedoch momentan noch alles darauf 
ausgelegt  ist,  die  traditionelle  Familie  zu  fördern,  auch  wenn  die  Akzeptanz 
gleichgeschlechtlicher  Paare  steigt.  Zumindest  die  Zahlen  der  Eheschließungen  und 
Scheidungen ähneln sich in Österreich und Frankreich. Hier können also für die Analyse 
relevante  Parallelen zwischen den beiden Ländern gezogen werden. Der PaCS erfreut 
sich in Frankreich seit seiner Einführung steigender Beliebtheit, er ist mittlerweile fast so 
beliebt  wie  die  Zivilehe.  Die  meisten  Personen,  die  einen  PaCS  beschließen  sind 
verschiedengeschlechtlich. 
92INSEE: http://www.insee.fr/fr/themes/tableau.asp?reg_id=0&ref_id=NATTEF02327, Abrufdatum: 
11.3.2011
93INSEE: http://www.insee.fr/fr/themes/tableau.asp?reg_id=0&ref_id=NATTEF02332, Abrufdatum: 
11.3.2011
94INSEE: http://www.insee.fr/fr/themes/tableau.asp?reg_id=0&ref_id=NATnon02326, Abrufdatum: 
11.3.2011
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4. Begriffsdefinitionen der Befragten in Österreich und 
Frankreich
Meine  insgesamt  elf  Interviewpartner  in  Österreich  definierten  am  Ende  unseres 
Gesprächs unter anderem die Begriffe Familie, Ehe, Standesamt und Kindeswohl. Die 
Assoziationen sind sehr  unterschiedlich.  In  Frankreich  habe ich  drei  Interviewpartner 
nach ihrer Definition der oben genannten Begriffe befragt.
4.1 Definition Familie
Die  Befragten  sehen  Familie  dort,  wo  mindestens  ein  Kind  ist  oder  auch  dort,  wo 
geheiratet wurde oder als Lebensgemeinschaft von mindestens zwei Personen, die sich 
selbst  als  solche  definiert.  Es  wurde  zwischen  biologischer  und  sozialer  Familie 
unterschieden.  Kinder  werden  von  den  Interviewten  als  Bereicherung  für  jeden 
Menschen  empfunden,  und  als  eine  besondere  Form  der  lebenslangen,  emotionalen 
Bindung.95 
Die Definitionen von Familie der interviewten Personen variiert je nach ihrer politischen 
Einstellung. Wolfgang Wilhelm (WAST) definiert Familie so: 
Familie ist dort, wo Menschen in Liebe zusammenleben. Es gibt eine große Entwicklung mit dem 
Begriff.  Früher  war  Familie  der  Ort  um  Kinder  zu  erziehen,  heute  werden  auch 
(gleichgeschlechtlicher) Partnerschaften als Familie anerkannt. Das ist aber auch von Bundesland zu 
Bundesland unterschiedlich. Familie ist nicht nur dort, wo Kinder sind.
Birgit Ball-Bürger aus dem Justizministerium sieht Familie folgendermaßen: „Familie ist 
nicht nur Vater, Mutter, Kind sondern ist auch Vater, Vater, Kind, Mutter, Mutter, Kind. 
Zu  einer  Familie  zählen  auch  die  Stiefeleltern,  die  Großeltern,  einfach  alle,  die  im 
Familienverband leben, verheiratet oder nicht. 
Helmut Graupner äußerte sich zu Familie: 
Familie  ist  dort,  wo  Kinder  sind.  Wo  keine  Kinder  sind,  ist  keine  Familie,  das  kann  eine 
Partnerschaft sein oder eine Ehe, aber keine Familie, das heißt ein kinderloses Ehepaar,! ist auch 
keine Familie, aber ein unverheiratetes Paar, egal ob verschieden- oder gleichgeschlechtlich, wenn 
sie Kinder betreuen und erziehen, dann sind sie Familie, das müssen nicht unbedingt Paare sein, 
das kann auch eine Großfamilie sein, das würde mir sehr gut gefallen als Zugang. Familie ist dort 
wo Kinder sind, unabhängig von Partnerschaft und wie diese ausgestaltet ist.
Helena Planitzka vom Verein „Eltern für Kinder“ sieht Familie im: „Zusammensein von 
Menschen, die sich aufeinander beziehen und füreinander sorgen.“
95Befragung von BürgerInnen in Österreich im April 2010
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Ein Beamter aus dem Justizministerium sagt zu Familie folgendes: 
Bunt.  Es  gibt  ja  sehr  viele  verschiedene  Formen.  Das  hat  sich  verändert,  mit  Sicherheit. 
Scheidungsquote  steigt,  Patchworkfamilien  steigen,  nicht-eheliche  Beziehungen  haben  eine 
stärkere Bedeutung, homosexuelle Paare – bekommen eine stärkere Bedeutung – haben nun die 
EP, da ist sicher ein Wandel zu bemerken. 
Für Kurt Krickler von der HOSI Wien ist:  „Familie  [...]  dort,  wo sich die Leute aus 
demselben Kühlschrank ernähren. [...] Es geht um Beziehungen, um Verantwortung, da 
kann ein Kind dabei sein, muss aber nicht.“
Martina Reichl-Roßbacher der MA 11 sieht in Familie einen „umfassenden Begriff“:
Das sind Personen, also mehr als eine, da wo es auch (schon erwachsene) Kinder gibt, wo es 
jemanden gibt, der auch erzogen hat, oder Geschwister, die sich verbunden zu einander fühlen, 
über  einen langen  Zeitraum, möglicherweise bis über  den Tod hinaus,  die  zu den wichtigsten 
Personen gehören,  wo es  Geborgenheit  und Vertrauen  gibt  und das  ist  etwas  anderes  als  bei 
Freunden (eine andere Geborgenheit und Vertrauen).
Für Ulrike Lunacek von den Grünen ist: 
Der  Familienbegriff  2011  ist  im  allgemeinen  gesellschaftlichen  Verständnis,  ein  breiterer 
geworden als es noch vor 20 Jahren der Fall war. Das heißt nicht, dass sich viele Leute noch 
immer nicht vorstellen können, dass Familie auch heißen kann, eine Mutter mit zwei Kindern, 
möglicherweise einem Freund oder eine Lebensgefährtin, das dauert schon noch eine Zeit.
Hans-Peter Weingand und Kurt Zernig von den RosaLila PantherInnen aus Graz sehen 
als Familie: „jede Konstruktion, die zwei Generationen impliziert. Sei es Eltern – Kind; 
wie auch immer (Weingand).  Ich (Zernig)  sehe das ähnlich,  ich würde das nicht  auf 
verschiedene Generationen sehen. Ich glaube, dass ein Paar das zusammenlebt, für sich 
auch eine Familie ist.“ Für einen ÖVP-Politiker ist die „ Definition […] immer gleich. 
Eine Gemeinschaft von Frau und Mann mit Kindern.“
In Frankreich sehen die Definitionen ähnlich unterschiedlich  aus:  Jean-Pierre  Michel, 
Senator der Parti socialiste, weiß nicht, was „die Familie“ eigentlich ist:
Ich weiß nicht was das ist. Während der Verhandlungen zum PaCS hat man mir immer  gesagt: 
'Du zerstörst die Familie!' Die Familie, was ist das? Für konservative Menschen ist das ein Mann, 
eine Frau, verheiratet, mit Kindern. Aber heute ist es nicht das. Das kann es sein, da habe ich 
nichts dagegen. Das können auch gepacste96 Menschen sein, oder auch gepacste Frauen, gepacste 
Männer  mit  Kindern;  Kinder,  die  sie  vorher  hatten,  das  kommt  oft  vor.  Das  können  auch 
Alleinerziehende sein. Also, was ist die Familie? Ich kenne die Antwort, die in Frankreich immer 
noch gegeben wird: Familie ist Mama, Papa, mit Kindern, verheiratet. Nein, das ist es nicht. Und 
deshalb sage ich Ihnen, dass ich es nicht weiß, was es ist.
Auch Caroline Mécary, Anwältin aus Paris, sieht viele Familienformen:
96Der Neologismus „se pacser“, für einen PaCS eingehen, ist in Frankreich schon vor dem Beschluss des 
Gesetzes in die Umgangssprache eingegangen, deshalb habe ich ihn in meiner Arbeit eingedeutscht.
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Zuerst muss man sagen: Es gibt Familien. Es gibt kein Modell der Familie. Es gibt eine Diversität 
der  Modelle  der  Familie,  mit  Patchworkfamilien,  Familien  die  aus  Paaren  bestehen 
(heterosexuelle oder homosexuelle), Familien, die adoptiert haben oder Familien die medizinisch-
unterstützte Fortpflanzung in Anspruch genommen haben. Es gibt keine Familie. Es gibt Familien. 
In der kollektiven Vorstellung gab es eine Veränderung. Im ganzen 19. und 20. Jahrhundert haben 
wir im Mythos der Kernfamilie gelebt oder der Familie, die um die Großeltern erweitert wurde. 
Aber das ist ein Mythos oder ein Ideal, auf jeden Fall eine Konzeption des Zusammenlebens die 
zutiefst bourgeois ist und von der katholischen Religion geerbt wurde.
Patrick  Bloche,  Abgeordneter  der  Parti  socialiste,  sieht  auch  gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen als Familie:
Vor allem sind es zwei Erwachsene,  zwei Personen oder auch nur eine Person, gleichen oder 
verschiedenen  Geschlechts,  die  entschieden  haben  zusammen  Kinder  zu  bekommen  und 
aufzuziehen. Regenbogenfamilien sind momentan im französischen Recht nicht anerkannt, aber es 
gibt in der Realität natürlich Regenbogenfamilien. Diese Regenbogenfamilien bestehen aus zwei 
Personen desselben Geschlechts, die oft Kinder aus heterosexuellen Vorbeziehungen mitbringen.
4.2 Definition Ehe und Standesamt
Die Ehe wird von den Befragten sowohl als amtliche Verbindung zweier Menschen egal 
welchen Geschlechts empfunden, als auch als Verbindung, die nur zwischen Mann und 
Frau entstehen kann. Zwischen Zivilrecht und Religion wurde unterschieden. Der PaCS 
wurde  als  eine  Institution  zwischen  der  Ehe  und  der  Lebenspartnerschaft  oder  als 
Alternative zur Lebenspartnerschaft gesehen. Homosexuelle können die gleichen Rechte 
haben, nur sollte man dies nicht Ehe nennen und Kinder sollten auch nicht im Spiel sein. 
Lebenspartner werden entweder als gleich mit der Ehe oder als dauerhafte Beziehung 
gesehen, die eheähnlich ist. Eine Beziehung, die über die finanzielle Basis, auf die der 
PaCS reduziert wird, hinausgeht. Das Standesamt wird als feierlicher Ort bezeichnet, an 
denen man seine Beziehung in angemessenem Rahmen gesetzlich vollzieht.97
Die Definition der Ehe von Herrn Graupner ist klar:
Ein Vertrag zwischen zwei Menschen, der staatlich eingetragen wird beim Standesamt, das heißt 
die Ehe ist ja nichts anderes als eine eingetragene Partnerschaft, das ist rechtlich nichts anderes. 
Das ist ein Vertrag, den zwei Menschen schließen und der staatl. registriert wird. Es gibt also jetzt 
zwei Formen von EPs, einmal die Ehe für heterosexuelle Paare und die EP, die eine EP genauso 
wie die Ehe ist und auch so heißt für die gleichgeschlechtlichen Paare. Die eine heißt einfach Ehe 
und die andere heißt euphemistisch umschrieben: EP. So! Wozu das ganze? Weil auch die Ehe ist 
nur eine EP. Das ist es ja eben, denn es geht ja nur um die staatliche Ehe und um keine religiöse. 
Das soll jede Religionsgemeinschaft selber regeln. Es geht um die Zivilehe und da ist es frei von 
irgendwelchen religiösen Konnotationen und metaphysischen Abhandlungen. Das ist ein Vertrag 
zwischen zwei Menschen der eingetragen ist. Punkt. Mehr ist es nicht und warum sollen das zwei 
Männer oder zwei Frauen nicht auch können.
Für Frau Ball-Bürger ist die Ehe ganz klassisch: „Die Ehe ist die Ehe laut Zivilehe. Ich 
seh' die Ehe ganz juristisch. Die österreichische Zivilehe, 55a ABGB.“
97Bürgerbefragung April 2010
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Herr  Wilhelm  der  WAST  (Wiener  Anti-Diskriminierungsstelle)  begrüßt  in  diesem 
Zusammenhang:
Alles was da Klarheit bringt, damit die Menschen eigenverantwortlich und bewusst entscheiden 
können,  wie  sie  ihr  zusammenleben  organisieren  können.  […]  Ein  Rechtsinstitut,  jeder  der 
unterschreibt ist da drinnen. Es passt aber für viele Menschen nicht mehr, die leben dann in einer 
Lebensgemeinschaft, gehen die Ehe nicht ein. [...] Viele Menschen haben keine Ahnung, welche 
Rechte  und  Pflichten  sie  eingehen  mit  der  Ehe.  Den  Vertrag  liest  sich  niemand  durch,  da 
unterschreiben viele blind. Aber es ist wenigstens ein Vertrag und es ist festgelegt.
Auch Frau Reichl-Roßbacher sieht in der Ehe einen Vertrag: 
Ein Vertrag, zwei schließen sich zusammen, die haben das Gefühl, die kommen halbwegs gut aus 
miteinander und sie möchten sich das, was sie sich erwerben, was sie haben gegenseitig absichern, 
zukommen lassen und auch, wenn sie sich trennen, dass der eine für den anderen Unterhalt zahlt. 
Das ist geschlechtsneutral. Die Ehe hat offenbar noch einen katholischen Begriff,  das mit dem 
Kinderkriegen, ich dachte, das wäre nur bei den „Katholen“. Das hab ich nie verstanden, warum 
gleichgeschlechtliche Paare nicht heiraten dürfen. Das hab ich intellektuell nicht verstanden. Das 
find ich massiv diskriminierend. Der Ehebegriff wurde politisch instrumentalisiert.
Frau Lunacek sagt dazu: 
In Österreich ist Ehe auch heute noch, auch laut Gesetz, ein Vertrag, zwischen einer Frau und 
einem Mann, auch mit dem Zweck Kinder zu zeugen; das ist auch paradox, da müsste man es 
denen,  die  keine  Kinder  zeugen  können  oder  wollen  auch  verweigern.  Aber  der  offizielle 
Ehebegriff ist derselbe wie vor 20 Jahren. Für mich persönlich war er schon vor 20 Jahren eine 
inakzeptable Sache und ist es heute noch.
Die Herren Weingand und Zernig merkten an, die Ehe sei: „Ein zivilrechtlicher Vertrag, 
der  so  aussieht  wie  das  Gesetz  es  vorsieht.  Das  hat  sich  kaum verändert.“  (Zernig) 
Weingand: „Rein rechtlich ist die Stellung der Frau gestärkt worden, aber im Kern ist das 
immer noch 1811.“
Auch die Definition von Ehe ist für den befragten ÖVP-Politiker immer gleich:
Gemeinschaft  zwischen  Frau  und  Mann.  Im  staatlichen  Bereich,  eine  gesetzlich  gesicherte 
Gemeinschaft von Frau und Mann. Die Begriffe der Familie und Ehe haben sich nicht geändert; 
Die EP ist eine Annäherung an die Ehe, um den homosexuellen Personen auch etwas zu bieten, 
aber die EP ist eben nicht gleich Ehe, daher hat sich nichts geändert.
Kurt Krickler hält die Ehe für eine „nicht mehr wirklich zeitgemäße rechtliche Form des 
Zusammenlebens.“ 
Der Beamte aus dem BMJ verortet die Ehe in:
eine[r]  auf  Dauer  angelegte  Lebensgemeinschaft  zwischen  zwei  Personen  verschiedenen 
Geschlechts.  Das  hat  sich  auch  verändert,  aber  das  ist  weniger  die  Veränderung  vom 
Rechtsinstitut  als  die  Änderung  in  den  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen. 
Wobei man die Dinge in Österreich nicht über einen Kamm scheren kann. Das was die Ehe im 
städtischen Bereich ausmacht, ist unter Umständen nicht dasselbe wie im ländlichen Bereich.
Helena  Planitzka  sagt  zur  Ehe:  „Sich  versprechen,  gegenseitig,  noch mit  noch  mehr 
Sicherheit füreinander zu sorgen.“
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Der  Begriff  „Homo-Ehe“  wurde  beinahe  von  allen  Interviewpartnern  als  negativ 
konnotiert gesehen und auch abgelehnt. 
Das  Standesamt  löst  eigentlich  bei  allen  Befragten  Assoziationen  mit  einem Festtag, 
einer  Feier  oder  mit  einer  Eheschließung  aus.  Helmut  Graupner  assoziiert  mit  dem 
Standesamt: „Hochzeit und dass die gleichgeschlechtlichen Paare davon ausgeschlossen 
sind, mit Ausnahme der 15 Statuarstädte, die das einrichten können und zum Großteil 
auch  machen.“  Wolfgang  Wilhelm:  „Das  wurde  in  der  Diskussion  ein  Symbol  der 
politisch-gesellschaftlichen  Anerkennung  und  des  Gutheißens.  'Wir  als  Obrigkeit 
akzeptieren und finden gut und befürworten eure Verbindung.'“ Ulrike Lunacek: „Eine 
romantische  Vorstellung von Heiraten am Standesamt  heißt  öffentliche Anerkennung, 
der wichtigste/schönste Tag in einem Leben. Das ist für viele Leute wichtig.“
Für Kurt Krickler ist das Standesamt symbolisch:
Das ist eine Tradition, das haben die Heteros eingeführt für sich. Das alles hat hier sowieso nichts 
verloren und jeder  sollte dort  einfach nur seine Unterschrift  leisten und dann die Feier  privat 
machen wie er will. Natürlich sollten die Räume für alle gleich sein. Was in diesem Raum dann 
drinnen ist oder nicht, ist egal, er sollte nur für alle gleich sein. Aber grundsätzlich habe ich ein 
Problem,  wenn  das  so  aufhängt:  „jetzt  bekomme  ich  meinen  staatlichen  Segen  für  eine 
Zweierbeziehung. Wenn ein Formalakt schon notwendig ist, ja, hingehen unterschreiben. Der Rest 
ist Privatsache.
Die  Ehe  für  Caroline  Mécary:  „Das  ist  ein  juristischer  Status  der  gleichzeitig  das 
Bündnis, eine eheliche Verbindung zwischen dem Paar und eventuell eine Abstammung 
gegenüber  einem Kind,  regelt.  Es  gibt  eine  automatische  Vaterschaftsvermutung  für 
Kinder, die in einer aufrechten Ehe geboren werden, das ist eine Besonderheit zwischen 
Ehe und Abstammung.“ Der Begriff „Standesamt“ („la mairie – le bureau de l’état civil“) 
wird in Frankreich eher neutral gesehen, hier wird nicht sofort an Hochzeit gedacht.
Patrick  Bloche  respektiert  die  Ehe,  würde  jedoch  auch  gleichgeschlechtliche  Paare 
trauen: 
Als Bürgermeister des elften Bezirks in Paris respektiere ich die Ehe sehr. Ich reagiere mit großer 
Freude auf den Wunsch meiner Mitbürger, wenn sie heiraten möchten. Das ist die Übertragung, 
wie ich hoffe, einer Liebe, die man dem anderen gegenüber hat und die man in einen stabilen 
juristischen Rahmen einschreiben will. Dieser Rahmen schafft Rechte und Pflichten. Heute, da wir 
in einer tiefen wirtschaftlichen und sozialen Krise sind, ist es sicher der Wunsch einer gesicherten 
Solidarität  und  ab  dem Moment,  wo  heterosexuelle  Paare  die  Möglichkeit  haben  ihre  Liebe 
eintragen zu lassen, ihre Partnerschaft  in den Rahmen der  Institution Ehe eintragen zu lassen, 
muss es die Möglichkeit auch für homosexuelle Paare geben.
Senator Michel sieht in der Zivilehe die Suche des Staates nach weiterer Kontrolle: 
Das kann zwei Sachen bedeuten. Ich glaube sehr an die religiöse Ehe, egal  welcher  Religion. 
Wenn die Leute eine Religion haben, die das glaubt. Diese Leute wollen, dass die Ehe in ihren 
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religiösen Glauben passt. In der katholischen Religion ist es ein Sakrament. […] Das ist also eine 
Möglichkeit vor Gott in seinem Glauben zu sagen, man ist doch zusammen um Kinder zu zeugen. 
Dann gibt es noch die Zivilehe, das ist kompliziert zu definieren. Ich glaube, dass die Staaten ein 
bisschen das Leben der Menschen kontrollieren wollen.
Der  Terminus  „Homo-Ehe“  wird  in  Frankreich  aus  dem  Grund  abgelehnt,  da  man 
dadurch  glauben  könnte,  dass  es  um  die  Forderung  einer  Gemeinschaft  nach  einer 
speziellen Behandlung geht. Gesetze nur für eine bestimmte Gruppe sind in Frankreich 
aufgrund der historisch gewachsenen Universalität des Rechtes quasi nicht möglich und 
nicht gerne gesehen.
4.3 Definition Kindeswohl
Mit dem Thema Kindheit wurden Entwicklung, Schutzbedürfnis, Lernen von Abläufen in 
der  Gesellschaft  und  eine  unbeschwerte  Zeit  assoziiert,  die  jeder  Mensch  braucht. 
Kindeswohl  kann  bei  mindestens  einem  Menschen  entstehen,  der  Verantwortung 
übernehmen kann. Kinder brauchen beide Geschlechter, jedoch nicht notwendigerweise 
als  Eltern.  Ein  Befragter  sagte:  „Kinder  sind  in  ernst  gemeinten  Partnerschaften  am 
Besten  aufgehoben.  Bevor  das  Kind  im  Heim  ist,  soll  es  doch  bei  zwei  Vätern 
aufwachsen.“ Mit dem Zuhause wird das Elternhaus, die Familie oder ein Ort an dem 
man sich wohl fühlt, geborgen ist, verbunden.98
Für alle Befragten ist Kindeswohl „ alles, was zur gedeihlichen und stabilen Entwicklung 
eines  Kindes  beiträgt.“  Jedoch  ist  es  derzeit  im  ABGB  nicht  definiert.99 Wolfgang 
Wilhelm schlägt vor, beim Kindeswohl auf die Kinder zu schauen und nicht nur darauf, 
was die Eltern wollen. Ulrike Lunacek schließt sich Herrn Wilhelm an: „Zum Wohle der 
Kinder und nicht zu dem, was Erwachsene sich vorstellen, dass das Wohl des Kindes 
wäre. Wenn ein Kind sagt, ich bin gerne bei meinen beiden Müttern oder Vätern, dann 
sollte das respektiert werden.“
Laut Helmut Graupner ist Kindeswohl folgendes: 
Das ist in gleichgeschlechtlichen Familien genauso gewahrt,  wie in verschiedengeschlechtliche 
Familien. Das sind die Erkenntnisse aller wissenschaftlichen Untersuchungen, die es in diesem 
Bereich gab. Dem Kindeswohl entspricht es, wenn man dem Kind möglichst viele Rechte gibt, 
Absicherung gibt, auch dem Stiefelternteil gegenüber.
98Befragung im April 2010
99Vgl. Interview Mag. Ball-Bürger 2011
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Auch  der  ÖVP-Politiker  sagte,  dass  man  Kindeswohl  unabhängig  von  Ehe  oder 
Partnerschaft  sehen  muss.  „Das  Kindeswohl  sollte  immer  im  Zentrum  der 
Betrachtungsweise stehen.“
Kurt Krickler hält Kindeswohl für das um und auf, wenn es darum geht für Kinderrechte 
einzutreten. „Das ist der Gegensatz zum Erwachsenenwohl.“100
Der Begriff „Kindeswohl“ wurde für die französischen Interviews mit „intérêt supérieur 
de  l’enfant“  übersetzt.  Für  Senator  Michel  aus  Frankreich  kann  Kindeswohl  auch 
außerhalb einer Ehe entstehen:
Das ist wenn man von einer Person Paar oder einem Paar aufgezogen wird, der es gut geht, die 
sich verstehen. Das ist Kindeswohl. Man sieht viele Kinder, die mit verheirateten Paaren leben, 
die sich streiten, die sich scheiden lassen. Also das Kindeswohl kommt nicht automatisch mit der 
Ehe. Kinder, die von Menschen aufgezogen werden denen es gut geht, haben normalerweise keine 
Probleme. 
Das Kindeswohl macht es für den Abgeordneten Bloche noch notwendiger in Frankreich 
Regenbogenfamilien anzuerkennen:
Das leitet mich noch mehr zu wollen, dass Frankreich wichtige Etappen überschreitet, nämlich, 
dass man die Regenbogenfamilien anerkennt. Weil das Kindeswohl besteht, wenn es von zwei 
Personen des gleichen Geschlechts aufgezogen wird, dass die so konstituierte Familie anerkannt 
und juristisch gesichert ist. Kindeswohl ist, wenn das Recht die Familien, die Kinder aufziehen, 
anerkennt und ihnen einen sicheren Rahmen im Recht gibt. [...]
Die Anwältin Mécary sieht im Begriff Kindeswohl eine Instrumentalisierung: 
Das  ist  ein  sich  weiter  entwickelnder  Begriff,  wie  alle  juristischen  Begriffe.  Das  ist  ein 
interessanter Anhaltspunkt, aber man muss aufpassen wie er von den Menschen verändert wird, 
die für oder gegen eine Adoptionsmöglichkeit von homosexuellen Paaren sind. Dieser Begriff ist 
sehr instrumentalisiert, je nach dem wer spricht. Man muss sehen wer spricht und man sieht, dass 
das Kindeswohl nicht überall dasselbe ist.
Sowohl in Frankreich als auch in Österreich werden die verwendeten Begriffe Familie, 
Ehe, Standesamt und Kindeswohl ähnlich interpretiert. Jedoch gibt es vor allem bei den 
Begriffen  Ehe  und  Familie  Ansichten,  die  je  nach  Umfeld  der  befragten  Person 
unterschiedlich sind. Die häufigste Definition von Familie in Österreich und Frankreich 
ist zumindest eine Person und ein zu betreuendes Kind. Jedoch stellt Jean-Pierre Michel 
berechtigterweise die  Frage:  „Was ist  Familie?“.  Caroline  Mécary sagt,  Familie  kann 
vieles sein. Konservative Menschen sehen in der Familie die Gemeinschaft von Mann 
und Frau mit Kindern. Das Standesamt wird als wichtiges Symbol gesehen. Die Ehe wird 
in  beiden  Ländern  vor  allem  als  Vertrag  aufgefasst,  manchmal  ist  es  ein  Vertrag 
zwischen Mann und Frau, manchmal ein Vertrag zwischen zwei Menschen, egal welchen 
100Interview mit Kurt Krickler
38
Geschlechts.  Nur die  Definition von Kindeswohl ist  immer  gleich,  jedoch muss  man 
darauf achten, wie der Begriff von wem verwendet wird. Dies umfasst Dinge, die zum 
Wohle und im Interesse des Kindes geschehen. Kindeswohl ist jedoch auch außerhalb 
klassischer Ehen und auch in Regenbogenfamilien möglich. Die Gegner der Eheöffnung 
für  alle  Paare  möchten  nicht,  dass  gleichgeschlechtliche  Paare  vom Gesetzgeber  die 
Möglichkeit  zur  Ehe  bekommen,  da  sie  gleichgeschlechtliches  Leben  als  anormal 
auffassen. Mit der Vermeidung jeglicher Assoziation mit Familie wird unterstellt, dass 
homosexuelle  Personen  widernatürlich  handeln  könnten.  Durch  dieses  „Nicht-
Aussprechen“ wird impliziert, dass dieses „andere“ Verhalten so anormal sei, dass man 
darüber gar nicht sprechen könnte. 
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5. Die Gesetzeslage vor dem PaCS und der EP
Die Gesetzeslagen in Frankreich und Österreich vor einer rechtlichen Anerkennung von 
gleichgeschlechtlichen Lebensweisen sahen nicht sehr unterschiedlich aus, wie auf den 
folgenden Seiten erklärt wird.
5.1 Gesetzeslage in Österreich vor dem Beschluss der EP
Die  Debatte  rund  um  die  Einführung  einer  Ehe  für  homosexuelle  Paare  oder  einer 
eingetragenen Partnerschaft ist nicht neu. Gesetzesvorschläge oder Denkanstöße wurden 
schon  von  den  Justizministerinnen  Gastinger  (2004-2006),  Berger  (2007-2008)  und 
schließlich Bandion-Ortner bearbeitet. Am Eingetragene Partnerschaft-Gesetz waren die 
Regierungsparteien SPÖ und ÖVP, allen voran die Ministerinnen Fekter (2008-2011), 
Innenressort, Bandion-Ortner (2009-2011), Justizressort und Frauenministerin Heinisch-
Hosek (2008- ) beteiligt. 
Die Debatte dauerte in Österreich circa zehn Jahre. Im Jahr 2000 legte sich die SPÖ auf 
das Modell  der eingetragenen Partnerschaft  fest,  im selben Jahr gab es eine Initiative 
„Gleich  viel  Recht  für  gleich  viel  Liebe“101 von  allen  schwul-lesbischen  NGOs  in 
Österreich,  die  die  Öffnung  der  Ehe  und  Gleichstellung  aller  Lebensgemeinschaften 
forderte.  2004 forderte der ÖVP-Klubobmann der Steiermark Christopher Drexler ein 
Partnerschaftsgesetz, auch wenn er damit in der ÖVP nicht viel Zustimmung fand. Im 
April  2005  brachte  die  SPÖ  einen  Gesetzesantrag  für  eine  EP  (eingetragene 
Partnerschaft)  in  den  Nationalrat  ein.  Er  sah  die  Schaffung  einer  EP  nach 
skandinavischem Muster vor, also Ehe-Gleichstellung mit wenigen Ausnahmen.  Auch 
die Grünen brachten damals einen Gesetzesantrag ein, der sich „Zivilpakt“ nannte. Er 
sollte  für gleichgeschlechtliche  und verschiedengeschlechtliche  Paare eine Alternative 
zur Ehe darstellen. Auch im Jahre 2005 äußerte sich Justizministerin Gastinger positiv 
über  eine  rechtliche  Anerkennung  für  gleichgeschlechtliche  Partnerschaften,  jedoch 
gingen ihre Vorschläge nie in Begutachtung. Im Herbst 2007 unterstützte die von Josef 
Pröll  geleitete  Perspektivengruppe  der  ÖVP eine  EP nach Schweizer  Modell.  In  der 
Schweiz  ist  die  Registrierung  der  EP  am  Standesamt  möglich.  Im  Sommer  2008 
präsentierte  schließlich  Maria  Berger  ihren  Gesetzesentwurf  zum 
101Vgl. Zeittabelle der Rosalila-Pantherinnen 2011
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„Lebenspartnerschaftsgesetz“.  Dieses  Gesetz  sah  jedoch keine  materiellen  Wirkungen 
vor, es handelte sich um ein so genanntes „Rumpfgesetz“.102
Im  Dezember  2008  wurde  die  Ausarbeitung  eines  Rechtsinstituts  für 
gleichgeschlechtliche  Partnerschaften  ins  Regierungsprogramm  aufgenommen  und 
gehörte  zu  den  erklärten  Zielen  der  Legislaturperiode  bis  2013.  Zuvor  wurde  an  der 
Schaffung  eines  Partnerschaftsgesetzes  ohne  dessen  Vorhandensein  im 
Regierungsprogramm gearbeitet, dies sollte sich ab 2008 ändern.103 Schließlich wurde am 
31. Oktober 2009 ein weiteres Rumpfgesetz zur EP vom BMJ vorgelegt, alle anderen 
Ministerien  waren  aufgefordert,  eigene  Entwürfe  für  ihren  Rechtsbereich  vorzulegen. 
Am  17.  November  2009  beschloss  die  Regierung  die  Regierungsvorlage  zum  EPG 
(Eingetragene Partnerschaft-Gesetz),  damals  mit  70 Unterschieden zum Eherecht.  Die 
Mobilisierung  der  NGOs  konnte  diese  Unterschiede  auf  circa  45  reduzieren.  Die 
wichtigsten  davon  sind:  Das  Mindestalter  für  die  Partner,  die  sich  eintragen  lassen 
möchten  beträgt  18  Jahre,  bei  der  Ehe  sind  dies  16  Jahre.  „Absolutes  Verbot  der 
Stiefkindadoption  solange  dessen  Elternteil  in  einer  eingetragen  Partnerschaft  lebt. 
Verbot medizinisch unterstützter Fortpflanzung.“ Eingetragene Partner haben nach der 
Eintragung ihrer Partnerschaft keinen Familiennamen mehr, sondern einen Nachnamen. 
Doppelnamen können nur ohne Bindestrich geführt werden.104 Das Gesetz passierte am 
10.  Dezember  2009 den  Nationalrat,  am 18.  Dezember  2009 den Bundesrat  und trat 
somit mit 1.1. 2010 in Kraft.105
Die Diskussion zur EP muss in folgendem Kontext gesehen werden: Das Schutzalter für 
gleichgeschlechtliche  Sexualkontakte  wurde  in  Österreich  erst  2002  dem  für 
heterosexuelle  Kontakte  angeglichen,  es  liegt  nun bei  14 Jahren.  Mangels  politischer 
Entscheidungsfindung hob der Verfassungsgerichtshof diesen abweichenden Paragraph106 
als  verfassungswidrig  auf.  Vor  dem  1.  Januar  2010  war  es  gleichgeschlechtlichen 
Partnern in Österreich nicht möglich ihre Beziehung rechtlich zu regeln. Auf juristischer 
Ebene  blieben  sich  homosexuelle  Partner  fremd.  Die  Nicht-Anerkennung  der 
Partnerschaft brachte neben Diskriminierung und finanziellen Nachteilen auch rechtliche 
102Vgl. Zeittabelle der Rosalila PantherInnen 2011
103Vgl. http://www.oevp.at/Common/Downloads/Regierungsprogramm2008-2013.pdf, Abrufdatum: 
2.4.2011
104Vgl. http://www.rklambda.at/Publikationen/index.htm, Dr. Helmut Graupner, Abrufdatum: 3.4.2011
105Vgl. RosaLila PantherInnen 2011: Chronologie zusammengestellt von Hans-Peter Weingand und Kurt 
Zernig. Dieses Dokument wurde mir freundlicherweise während unseres Interviews überreicht.
106Dies war der § 209 des Strafgesetzbuchs.
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Unsicherheit im Falle des Ablebens eines Partners. Das Europäische Parlament hat schon 
im  Jahr  1994  alle  Mitgliedsstaaten  aufgefordert,  die  Gleichberechtigung  von 
homosexuellen  Menschen  anzuerkennen.  Vor  allem  sollte  auf  eine  rechtliche 
Absicherung deren  Lebensgemeinschaften  geachtet  und gegen Diskriminierung  sowie 
Ausgrenzung in finanzieller und sozialer Hinsicht vorgegangen werden. 107
Für gleichgeschlechtliche Paare ist  die Eheschließung in Österreich unmöglich,  da im 
§44 ABGB festgelegt wurde, dass die Ehe für zwei Personen verschiedenen Geschlechts 
gilt. Die Zivilehe wurde in Österreich 1939 eingeführt.108
Auch unter dem scheinbar neutralen Begriff „Lebensgemeinschaft“ versteht die österreichische 
Rechtsordnung nur die außereheliche Lebensgemeinschaft,  also die Verbindung zwischen einer 
Frau  und  einem  Mann.  Für  heterosexuelle  Lebensgemeinschaften  gibt  es  einige  gesetzliche 
Besserstellungen.  Lesbische  und  schwule  Lebensgemeinschaften  werden  rechtlich  nur  in  §72 
StGB – Zeugnisentschlagungsrecht – anerkannt.109
Eine  Möglichkeit  zur Absicherung vor  dem EPG war laut  Wilhelm et  al.  (2008)  ein 
PartnerInnenschaftsvertrag. Ein privatrechtlicher Vertrag zwischen zwei Menschen, „in 
dem  diese  einander  gewisse  Rechte  einräumen.  […]  Mit  einem 
PartnerInnenschaftsvertrag  können  auch  homosexuelle  PartnerInnen  verschiedene 
vermögensrechtliche Beziehungen zueinander regeln.“110
5.2 Gesetzeslage in Frankreich vor Beschluss des PaCS
1792  wurde  in  Frankreich  das  Gesetz  zur  Zivilehe  und  auch  zur  Scheidung 
beschlossen.111 1981 erschien eine Stellungnahme des Europarats die besagte, dass die 
Besuchs-und die Aufsichtsrechte eines Elternteils aufgrund seiner Homosexualität nicht 
eingeschränkt  werden sollten.112 Die Gesetzeslage  für  gleichgeschlechtliche  Paare vor 
dem Beschluss des PaCS stellte sich folgendermaßen dar: 1982 wurde das Schutzalter für 
sexuelle  Kontakte  auch  für  gleichgeschlechtliche  Kontakte  auf  15  Jahre  gesenkt  und 
somit  dem  für  verschiedengeschlechtliche  Kontakte  angepasst.113 1985  wurde  die 
Bezeichnung  „Sitten“  zu  der  Liste  der  Diskriminierungsgründe  hinzugefügt. 
Anzumerken ist dabei, dass die „Sitten“ hier für „sexuelle Orientierung“ stehen, die der 
107Vgl. Pirolt et al., 2000, S. 7
108Vgl. Interview mit Hornschall und Rathbauer (Standesbeamte)






französische Gesetzgeber vermieden hat zu erwähnen.114 Der Status der Lebenspartner 
und die daraus resultierenden gesetzlichen Absicherungen wurden gleichgeschlechtlichen 
Paaren  vom  Kassationsgerichtshof115 im  Jahre  1989  und  noch  einmal  im  Jahr  1997 
verwehrt.116 Seit 1993 ist es gleichgeschlechtlichen Partnern möglich, einen Partner bei 
der Sozialversicherung mitzuversichern.  Auch hier vermied man es vom „Partner“ zu 
sprechen und bevorzugte das Wort „abhängige Person – personne à charge“. Ein Gesetz, 
das  die  Übernahme  des  Mietvertrages  des  gleichgeschlechtlichen  Lebenspartners,  im 
Falle des Ablebens eines Partners sichern sollte, wurde vom Verfassungsrat117 1993 eines 
Formfehlers wegen wieder annulliert.118 
Es ist interessant zu erwähnen, dass das europäische Parlament die Mitgliedsstaaten 1986 
ein  erstes  Mal  und  1994  ein  weiteres  Mal  aufforderte,  gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen anzuerkennen.119 In der Grundrechtscharta der europäischen Union im Jahr 
2000  wird  explizit  vertraglich  festgesetzt,  dass  alle  Diskriminierungen  aufgrund  der 
sexuellen Orientierung verboten sind.120
114Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:32
115Der Kassationsgerichtshof (Cour de cassation), ein Revisionsgerichtshof, ist das höchste Gericht in der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit Frankreichs.
116Vgl. Mécary/Leroy-Forgeot 2001:9
117Der Verfassungsrat (Conseil constitutionnel) ist in Frankreich der Verfassungsgerichtshof.
118Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:29
119Ibid:15 und 29
120Vgl. Mécary/Leroy-Forgeot 2001:14 f
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6. Das Gesetz zum PaCS in Frankreich
Der PaCS ist eine andere Verbindung als die Ehe, sie ermöglicht es nicht-verheirateten 
Paaren ihr  Leben zu zweit  zu organisieren.  Nur die  Ehe bleibt  eine Institution,  beim 
PaCS  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Ehe  „Nr.  2“.  Es  bleibt  eine  Hierarchie  der 
Verbindungen, die Lebenspartnerschaft ist am unteren Ende, der PaCS in der Mitte und 
die  Ehe  ist  am  höchsten  gestellt.  1999  haben  die  Befürworter  des  PaCS  in  ihren 
Aussagen vor allem darauf geachtet, ihren Gegnern den Wind aus den Segeln zu nehmen 
und den PaCS so weit wie möglich von der Ehe zu entfernen. So konnte er nicht als 
Angriff auf die Ehe gesehen werden. Der PaCS sollte nicht als Eheersatz gelten, die Ehe 
sollte  eine  Institution  für  heterosexuelle  Paare  bleiben.121 Nach dem Abschluss  eines 
PaCS wird dieser nicht, wie die Ehe, von den Behörden öffentlich gemacht, da der PaCS 
nicht  mit  der  Ehe  vergleichbar  sein  soll,  der  PaCS  verändert  auch  nicht  den 
Personenstand.  „Gepacste“122 Personen  bleiben  ledig.  Der  PaCS wird  auch  nicht  ins 
Personenstandsregister eingetragen, sondern in ein eigenes Register für den PaCS. Der 
PaCS ist  absolut  nicht  dafür  gemacht,  die  traditionelle  Familie  anzugreifen,  denn ein 
Paar, das einen PaCS unterzeichnet hat, ist keine Familie.123 Es ist paradox, da man zuerst 
vermieden hat  im Kontext  des PaCS über Adoption und Familie  zu sprechen und P. 
Bloche (PS) 1999 sagte, der PaCS könnte keinen Einfluss auf das Adoptionsrecht haben, 
da  die  Möglichkeit  der  Adoption  für  Homosexuelle  zuerst  hätte  debattiert  werden 
müssen.  Selbst  die  Linksparteien  teilten  die  Meinung der  rechten  Parteien,  dass  eine 
Familie nur aus heterosexuellen Eltern bestehen kann.124
Das  Gesetz  zum  PaCS  wurde  am  13.  Oktober  1999  in  der  Assemblée  Nationale 
beschlossen, am 9. November 1999 wurde vom Verfassungsrat (Conseil constitutionel) 
die  Verfassungskonformität  bestätigt  und  schließlich  unterzeichnete  der  damalige 
Präsident Jacques Chirac das Gesetz am 15. November 1999. Mit diesem Gesetz wird es 
möglich,  einen  Pacte  civil  de  solidarité einzugehen,  des  Weiteren  werden  auch  die 
Lebensgemeinschaften institutionalisiert. Der PaCS bringt weniger Rechte und Pflichten 
121Vgl. Borrillo/Fassin 2001:84
122In Frankreich ist das Verb „se pacser“ für „einen PaCS eingehen“ in die Umgangssprache aufgenommen 
worden. Dasselbe gilt für „être pacsé/e“ also „gepacst sein – in einem aufrechten PaCS leben“. Ich habe 
mir erlaubt die französische Form einzudeutschen.
123Borrillo/Lascoumes 2002:87
124Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:87 ff
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als die Ehe. Der Gesetzesbeschluss ist das Ergebnis eines Kompromisses, es gibt keinen 
Paragraph der sich zu Fragen der Abstammung, also Kinder oder Adoption äußert. Es 
wurde  noch  einmal  unterstrichen,  dass  der  PaCS die  Gesetze  zur  Abstammung,  zur 
Adoption, zur medizinisch-unterstützten Fortpflanzung nicht verändert. Die medizinisch-
unterstützte Fortpflanzung ist für verschiedengeschlechtliche Paare möglich, während sie 
gleichgeschlechtlichen Paaren verwehrt bleibt. 
Das  Gesetz  vom 15.  November  1999 unterstreicht  klar,  dass  die  Ehe homosexuellen 
Paaren verschlossen bleibt. Es öffnet ihnen die Definition der Lebensgemeinschaften und 
gibt  ihnen  die  Möglichkeit  einen  vertraglichen  Status  einzugehen.125 In  der  römisch-
katholischen Kirche hat die Ehe den Wert eines Sakraments, dieses Element ist in der 
Zivilehe  durch  das  Element  eines  Vertrags  zwischen  zwei  Personen  ersetzt  worden. 
Diese Definition eines im Einvernehmen zweier Personen geschlossenen Vertrages, um 
ihr Vermögen zu schützen, findet man heute sowohl im PaCS als auch in der Ehe. Es gibt 
jedoch einige Regeln, die sich von der Ehe stark unterscheiden. Nur die Ehe impliziert 
eine Pflicht zum gegenseitigen Beistand. Nur die Ehe kennt die Treuepflicht. Nur die Ehe 
ermöglicht  es  den  Ehepartnern  den Namen  des  anderen  und den  eigenen  Namen  als 
Doppelnamen zu führen. Die Ehe verleiht einem ausländischen Ehepartner das Recht auf 
die  französische  Staatsbürgerschaft  nach  einem  Jahr  Ehe  mit  einem  französischen 
Staatsbürger. 
Der  PaCS garantiert  auch nicht  die  Ausstellung eines  französischen Aufenthaltstitels, 
obwohl er im Verfahren berücksichtigt wird. Bei der Erstausstellung des Aufenthaltstitels 
muss  der  fremde  Staatsbürger  ein  dreijähriges  gemeinsames  Leben  in  Frankreich 
nachweisen können, das Schließungsdatum des PaCS ist dabei nicht relevant. Ein PaCS 
schützt einen fremden Staatsbürger nicht vor einer Ausweisung aus Frankreich. Die Ehe 
impliziert die Verbindung zweier Familienverbände, der PaCS nimmt nicht Bezug auf 
die Familie. Nur ein verheiratetes Paar oder eine ledige Person können eine Adoption 
durchführen. Die Verpflichtung zu gegenseitigem Beistand und Unterhaltspflichten gibt 
es nicht für den PaCS, während der PaCS aufrecht ist, verpflichten sich die Partner zu 
gegenseitiger (auch materieller) Hilfe.126
125Vgl. Mécary/Leroy-Forgeot 2001:8 ff
126Ibid:37 ff
Vgl. http://www.justice.gouv.fr/actualite-du-ministere-10030/la-reforme-du-pacs-12066.html und 
http://www.textes.justice.gouv.fr/art_pix/boj_20070001_0000_0015.pdf, Abrufdatum: 17.3.2011
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Der  PaCS  ist  kein  formeller  und  feierlicher  Akt  wie  die  Ehe,  die  vor  einem 
Standesbeamten geschlossen wird. Er ist ein Vertrag, der den Partnern einige Rechte und 
Pflichten einräumt. Der Vertrag des PaCS kann entweder von den Vertragsparteien selbst 
oder von einem Notar aufgesetzt werden und sollte dann beim Amtsgericht registriert 
werden.  Seine  Gültigkeit  hängt  nicht  von  der  Registrierung  in  einer  Kanzlei  des 
Amtsgerichtes  ab.  Er  könnte  auch  ohne  diese  Registrierung  zwischen  zwei  Partnern 
gültig  sein,  jedoch  hätte  er  keine  Auswirkungen  auf  Dritte  (Steuerrecht,  Mietrecht, 
Arbeitsrecht). Der PaCS richtet sich an alle Paare, egal welcher sexueller Orientierung, 
die keine Ehe eingehen möchten oder dürfen. Zum Abschluss eines PaCS müssen beide 
Personen volljährig sein. Ein mündiger Minderjähriger kann also keinen PaCS eingehen, 
obwohl er, mit Zustimmung beider Elternteile, eine Ehe eingehen könnte. 
Der PaCS kann so übernommen werden wie er im Gesetz steht. Einige Zusatzklauseln 
bezüglich der Regelung der Vermögensaufteilung oder der Gütergemeinschaft  können 
von den Vertragsparteien hinzugefügt werden. Da der PaCS ein Vertrag ist,  kann der 
optionale  Teil  auch  wieder  verändert  werden,  dazu  muss  man  sich  wieder  an  das 
Amtsgericht  wenden.  „Gepacste“  Partner  erben  nicht  automatisch  von  ihrem 
verstorbenen Partner, sie bekommen auch keine Hinterbliebenenpension. Im Gesetz vom 
15. November 1999 war vorgesehen, dass die Partner eines PaCS erst drei Jahre nach der 
Registrierung  eine  gemeinsame  Steuererklärung  ausfüllen,  während  Ehepartner  dies 
sofort tun können. Diese Ungleichbehandlung wurde mit der Reform 2007 aufgehoben. 
Ungleich zur Ehe müssen die Vertragsparteien nicht vor Abschluss über ihre Rechte und 
Pflichten informiert werden.
Die  größten  Unterschiede  zur  Ehe  gibt  es  im  Bereich  der  Gütergemeinschaft,  des 
Vermögens  und  der  Schulden.  Wünschen  es  die  Partner  nicht  anders,  besteht 
Gütertrennung. Ein Partner ist nur für die Schulden des anderen mitverantwortlich, wenn 
er sich für notwendige Gebrauchsgegenstände für das gemeinsame Leben verschuldet 
hat. Für gepacste Partner gilt eigentlich Gütertrennung, ausgenommen sind gemeinsam 
erworbene Dinge und Güter,  bei  denen der  Partner  nicht  beweisen kann,  dass  er  der 
Eigentümer ist. Im PaCS gibt es die Möglichkeit eine Gütergemeinschaft (mit einigen 
Ausnahmen)  festzulegen.  Ehepartner  können  zwischen  Gütergemeinschaft  und 
Gütertrennung wählen.
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Der  Mietvertrag  kann,  nach  einem  abgeschlossenen  PaCS,  von  einem  der  Partner 
übernommen  werden,  wenn  der  andere  Partner  stirbt  oder  die  Wohnung  aufgibt. 
Ehepartner sind beide im Mietvertrag eingetragen, danach kann der bleibende Ehepartner 
den Mietvertrag übernehmen. Ist einer der Partner Eigentümer einer Unterkunft, hat der 
andere  Partner  keine  Rechte  auf  diese  Unterkunft.  Stirbt  der  Eigentümer,  kann  der 
Partner noch ein Jahr gratis in der Wohnung wohnen, er  kann auch Anspruch darauf 
erheben,  die  Unterkunft  zu  kaufen.  Bei  Ehepartnern  kommt  es  darauf  an,  ob 
Gütertrennung oder Gütergemeinschaft vereinbart wurde. Jedenfalls darf der überlebende 
Ehepartner  noch  ein  Jahr  gratis  in  der  Wohnung  bleiben.  Arbeitsrechtlich  gelten 
dieselben  Gesetze  wie  für  Ehepaare.  Ehepartner  und  gepacste  Partner  können  den 
anderen  Partner  in  der  Sozialversicherung  mitversichern.  Überlebende  Ehepartner 
bekommen einen Teil der Pension seines Partners. Der gepacste Partner bekommt keine 
Renten.  Der  überlebende  Ehepartner  ist  erbberechtigt,  er  ist  Witwe/r  und  hat  einen 
besonderen Status. Der überlebende Partner des PaCS ist nicht automatisch erbberechtigt, 
außer er wurde im Testament erwähnt. 
Wenn  es  zur  Auflösung  des  PaCS  kommt,  dann  sind  die  Bestimmungen  wieder 
möglichst weit von der Scheidung entfernt. Der PaCS kann entweder von einem oder von 
beiden  Partnern aufgelöst  werden.  Ein Partner  kann den PaCS unilateral  auflösen,  er 
muss  davon  das  Gericht  und  den  anderen  Partner  in  Kenntnis  setzen.  Tod  oder  die 
Hochzeit der beiden Partner untereinander, oder mit anderen Personen, lösen den PaCS 
ebenso auf. Wird der PaCS in beiderseitigem Einverständnis aufgelöst entstehen keine 
Probleme. 
Lassen  sich  verheiratete  Paare  scheiden,  wird  die  Situation  der  Kinder  in  den 
Scheidungsvereinbarungen  geregelt.  Bei  gepacsten  Partnern  entscheidet  das 
Familiengericht.  Gibt  es  Uneinigkeiten  bei  der  Auflösung  des  PaCS  entscheidet  das 
Gericht.  Ehepartner,  die  sich  scheiden  lassen  möchten,  werden  offiziell  nach  einer 
Scheidungsprozedur  von  einem  Richter  geschieden,  eventuell  muss  ein  Partner  dem 
anderen Unterhalt oder Entschädigung bezahlen. Eine Entschädigungszahlung ist jedoch 
im PaCS nicht von vorne herein vorgesehen. Höchstens, die Partner haben bei Abschluss 
festgelegt, dass nach einer Auflösung ein Partner dem anderen etwas bezahlen muss.127
127Vgl.Mécary/Leroy-Forgeot 2001:55 ff
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Der PaCS wurde mittlerweile schon von über einer Million Personen in Frankreich in 
Anspruch genommen.  In  den letzten  Jahren gab es drei  Reformen des Gesetzes.  Die 
Rechte der gepacsten Partner  wurden denen der Ehepartner  angeglichen.  2005 wurde 
beschlossen,  dass  Paare,  die  einen  PaCS  geschlossen  haben  ab  dem Zeitpunkt  ihrer 
Verbindung wie Ehepaare eine gemeinsame Steuererklärung abgeben. 2006 wurde ein 
Gesetz beschlossen, das einige technische Verbesserungen für gepacste Partner brachte. 
Die  Rechte  und  Pflichten  der  Partner  wurden  weiter  ausgeglichen,  der  überlebende 
Partner  wird  in  Erbfragen  durch  das  Gesetz  besser  geschützt.  2007  wurde  die 
Gesetzesänderung von 2006 verbessert, indem nun die Regeln für verheiratete Paare bei 
Schenkungen und Erbschaften auch für den PaCS gelten.128
Man nahm an, dass der PaCS überwiegend von homosexuellen Paaren genutzt werden 
würde, dies ist jedoch nicht der Fall. Die Mehrheit der Paare, die den PaCS nutzen, ist 
heterosexuell.  Obwohl  der  PaCS  und  die  Ehe  verschieden  sind,  haben  sie  ähnliche 
soziologische Charakteristika, wenn es um die Dauer, die Anzahl der Auflösungen, die 
betroffenen  Personen  und  die  Jahreszeit,  in  der  sie  geschlossen  werden,  geht.129 Im 
Gegensatz zur Ehe hat der PaCS keinen Effekt auf den Familiennamen. Die Ehepartner 
können entscheiden welchen Namen sie tragen. Die gepacsten Partner können nicht den 
Namen des anderen Partners  annehmen oder  einen gemeinsamen Namen führen.  Der 
PaCS hat  auch keine  Auswirkung auf  die  Abstammung  der  Kinder,  das  heißt  in  der 
Geburtsurkunde des Kindes wird die Mutter eingetragen. Väter in einem aufrechten PaCS 
können sich vor oder nach der Geburt zum Kind bekennen. Die Kinder können entweder 
den Namen des Vaters, der Mutter oder beide Namen tragen. Kinder, die während einer 
Ehe  geboren  werden,  werden  automatisch  dem  Ehepartner  der  Frau  zugeordnet,  sie 
können auch entweder den Namen des Vaters, der Mutter oder beider Eltern tragen.130
Der PaCS wird erst seit 2007 in die Geburtsurkunde beider Partner eingetragen, vorher 
war dies nicht der Fall. Die Unterzeichnung des PaCS findet im Amtsgericht statt. Bei 
einer Ehe wird vor der Hochzeit, im Rathaus, wo die Zeremonie stattfinden wird, sowie 
in  den Rathäusern  der  Herkunftsgemeinden der  zukünftigen  Ehepartner,  ein  Aushang 
gemacht. Hat sich binnen zehn Tagen niemand gegen die Hochzeit ausgesprochen, kann 





privat   oder  mit  Hilfe  eines  Notars  aufsetzen.  Die  Ehe wird  vor  dem Bürgermeister 
geschlossen und in das Familienbuch eines jeden Partners eingetragen. Die verheirateten 
Partner  sind  zur  Treue,  Beistand  und  Unterstützung  und  weiters  zur  Solidarität  der 
Schulden, Aufteilung der Haushaltskosten und zum gemeinsamen Wohnsitz verpflichtet. 
Die  Partner  eines  PaCS  sind  zur  materiellen  Hilfe  und  Unterstützung,  zur 
Schuldensolidarität und zu einem gemeinsamen Leben verpflichtet.131
Diese unterschiedliche Terminologie zeigt, dass die mit Symbolik belegten Worte weg 
gelassen  oder  durch  andere  ersetzt  wurden,  um  jegliche  mögliche  Ähnlichkeit  oder 
Assoziation mit der Ehe zu vermeiden. Der PaCS wird auf die materiellen Zuwendungen 
der Partner reduziert. 
131Vgl. Mécary 2010:15 ff
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7. Das Gesetz zur EP in Österreich
In  den  Sommermonaten  des  Jahres  2008 wurde  ein  Ministerialentwurf  des  BMJ zur 
Begutachtung  versandt,132 um  ein  Rechtsinstitut  für  gleichgeschlechtliche  Paare  zu 
schaffen.  Die  damalige  Justizministerin  Maria  Berger  und  die  ehemalige 
Gesundheitsministerin  Kdolsky  hatten  zuvor  zu  diesem  Thema  eine  Arbeitsgruppe 
eingerichtet, in der sich Vertreter der Interessensorganisationen für gleichgeschlechtliche 
Lebensformen  und  auch  Familienverbände  befanden.  Dieser  Entwurf  hieß 
„Lebenspartnerschaftsgesetz“.
In  der  24.  Legislaturperiode  stand  die  Schaffung  eines  Rechtsinstituts  für 
gleichgeschlechtliche  Lebensformen  im  Regierungsprogramm.133 Laut  Familienbericht 
wurde der Entwurf zum EPG vom Justizministerium als Ergebnis der Diskussion mit 
Interessensvertretungen ausgearbeitet. Am 10.12.2009 wurde das EPG schließlich vom 
Nationalrat  beschlossen,  um  am  1.1.2010  in  Kraft  zu  treten.  Die  meisten 
Rechtsbestimmungen, die für die Ehe – also für heterosexuelle Paare – gelten, werden 
auch für die EP übernommen.134
Die  inhaltlich  einschlägigen  Bestimmungen  des  ABGB  und  EheG  samt  zugehörigen 
Nebengesetzen  gelten  in  vergleichbarer  Weise  damit  grundsätzlich  auch  für  die  eingetragene 
Partnerschaft.  Lediglich  die  Bestimmungen  zum Verlöbnis  (§§  45 ff.  ABGB),  die  gesetzliche 
Möglichkeit eines Feststellungsverfahrens über die Verlegung des gemeinsamen Wohnsitzes und 
die gesonderte Wohnungsnahme gemäß §92 ABGB sowie die Privilegierung im Unterhaltsrecht 
gem. § 69 Abs. 2 Ehegesetz wurden nicht übernommen. Gemäß § 2 Abs.1 EPG können zwei 
Personen gleichen Geschlechts ihre Partnerschaft eintragen lassen. Sie verbinden sich damit zu 
einer Lebenspartnerschaft auf Dauer mit gegenseitigen Rechten und Pflichten. Gemäß § 5 Abs.1 
Z.  2 EPG kann die Eintragung nicht  für jemanden erfolgen,  der verheiratet  ist oder bereits  in 
eingetragener Partnerschaft lebt.135
Ein Paar, das eine EP eingegangen ist, wird im Güterrecht wie ein Ehepaar behandelt. 
Das  Ende  einer  eingetragenen  Partnerschaft  ist  die  Auflösung  oder  der  Tod  eines 
Partners. Auch bei der Auflösung gibt es, wie bei der Ehe, das Verschuldensprinzip.136
Die Lebenspartnerschaft  wirkt  sich nicht  bloß auf  die  Rechte  und Pflichten  zwischen  bei  den 
Teilen,  sondern  auch  im Verhältnis  zu Dritten aus.  Darüber  hinaus  sind Regelungen,  die  auf 
132Vgl. Gröger/Haller 2010:15
133Vgl. http://www.oevp.at/Common/Downloads/Regierungsprogramm2008-2013.pdf, Abrufdatum: 
2.4.2011
134Vgl. http://www.bmwfj.gv.at/Familie/Familienforschung/Documents/Familienbericht%202009/Band
%20II%20-%20Rechtliche%20Entwicklungen.pdf, S. 67 ff, Abrufdatum: 17.3.2011
135Vgl. http://www.bmwfj.gv.at/Familie/Familienforschung/Documents/Familienbericht%202009/Band
%20II%20-%20Rechtliche%20Entwicklungen.pdf, S. 67 ff, Abrufdatum: 17.3.2011
136Vgl. http://www.bmwfj.gv.at/Familie/Familienforschung/Documents/Familienbericht%202009/Band
%20II%20-%20Rechtliche%20Entwicklungen.pdf, S. 67 ff, Abrufdatum: 17.3.2011
50
verheiratete Personen Rücksicht nehmen, dahingehend angepasst, dass sie auch auf Personen in 
Lebenspartnerschaft anwendbar sind. dabei handelt es sich z. B. um die Bestimmungen über die 
Angehörigenvertretung  (§284c  Abs.1  ABGB),  über  die  möglichen  Begünstigten  eines 
Veräußerungs- und Belastungsverbotes (§ 364c ABGB), über das gemeinschaftliche Testament 
und über Erbverträge sowie über das gesetzliche Erb- und Pflichtteilsrecht.137
Im EPG gibt es keine Bestimmungen, die sich auf Kinder beziehen. Eine Adoption durch 
beide Lebenspartner (Fremdkindadoption) oder auch eine Adoption eines Partners des 
leiblichen Kindes des anderen Partners (Stiefkindadoption), sind nicht möglich.138
Möglicherweise werden einige Differenzen des EPG und des EheG noch vom VfGH in 
Österreich oder vom EGMR geprüft werden, da sie möglicherweise den Gleichheitssatz 
und den Art. 8 der EMRK verletzen.139
Bemerkenswert ist, dass das vorliegende Gesetzeswerk auch in sich Brüche aufweist, weil in den 
verschiedenen Gesetzen die angesprochenen Differenzierungen unterschiedlich ausgeprägt  sind. 
Dies ist wohl darauf zurückzuführen, dass in diesen Punkten kein politischer Kompromiss besteht 
und das Projekt sprichwörtlich bis zur letzten Minute Änderungen unterworfen wurde, die nicht 
durchgehend umgesetzt wurden.140
Zum so genannten Doppelnamen, den beide eingetragene Partner annehmen können steht 
im Buch von Gröger/Haller (2010): 
Bemerkenswert  ist,  dass  die  Kombination  beider  „Nachnamen“  -  nach  Angaben  des 
Innenministeriums: kein Redaktionsversehen – keinen Bindestrich aufweisen darf. Der fehlende 
Bindestrich soll offenbar eingetragene Partner,  die einen Doppelnamen führen als homosexuell 
kennzeichnen („rosa Winkel“ des Namensrechts).141
Die Website partnerschaftsgesetz.at informiert über das EPG:
Seit 1. Januar 2010 können gleichgeschlechtliche Paare in Österreich eine EP eingehen. Damit 
verbinden sich die beiden Personen zu einer auf Dauer angelegten Partnerschaft mit gegenseitigen 
Rechten und Pflichten. Die EP bietet einen formalisierten rechtlichen Rahmen für ein lesbisches 
bzw. schwules Paar, mit dem sowohl Rechte und Pflichten der beiden Partner/innen zueinander als 
auch gegenüber Dritten verbunden sind. Die EP ist  also,  wie die Ehe,  vor  allem ein Vertrag. 
Grundsätzlich  ist  die  EP  einer  Ehe  sehr  ähnlich.  Es  gibt  aber  auch  einige  gravierende 
Unterschiede.142
Die schon angesprochenen 45 Unterschiede zum Ehegesetz kann man laut dieser Website 
in  drei  Gruppen  aufteilen:  1.  Laut  EPG  kommen  in  gleichgeschlechtlichen 
Partnerschaften keine Kinder vor. Leben doch Kinder mit einem Elternteil und dessen 
eingetragenen Partner oder Partnerin, so ist dieser Partner rechtlich eine fremde Person. 
Dies benachteiligt Kinder in gleichgeschlechtlichen Lebensweisen. 
137Vgl. http://www.bmwfj.gv.at/Familie/Familienforschung/Documents/Familienbericht%202009/Band
%20II%20-%20Rechtliche%20Entwicklungen.pdf, S. 67 ff, Abrufdatum: 17.3.2011
138Vgl. http://www.bmwfj.gv.at/Familie/Familienforschung/Documents/Familienbericht%202009/Band




142Vgl. http://www.partnerschaftsgesetz.at/rechtliches/, Abrufdatum: 17.3.2011
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2.  Mit  viel  Aufwand  wurden  symbolische  Unterschiede  zwischen  EP  und  Ehe  geschaffen. 
Vielfach (wenn auch nicht durchgehend) wurde erstaunliche Energie darauf ver(sch)wendet, um 
die EP und die eingetragenen Paare in den Gesetzen nur ja nicht als “Familie” zu bezeichnen.
3. Ein weiterer Teil der Unterschiede legt für die eingetragenen Paare eine “lockerere” Bindung 
fest,  als  sie  für  Ehepaare  gilt.  Diese  Unterschiede  können  auch  als  vorweg  genommene 
Modernisierung  des  Eherechts  gewertet  werden.  Je  nach  Perspektive  (Wunsch  nach  engerer, 
traditioneller oder lockerer, moderner Bindung) werden Paare das begrüßen oder bedauern.143
In  Österreich  und Frankreich  gibt  es  durchaus  Parallelen  in  den Gesetzen.  In  beiden 
Ländern wurde jegliche Assoziation mit  dem Begriff  Familie  vermieden.  Während in 
Frankreich der PaCS für alle Paare offen ist, bringt er in einigen Aspekten (zum Beispiel: 
Fremdenrecht) weniger Absicherung wie die österreichische eingetragene Partnerschaft. 
Auch  der  Prozess  bis  es  zu  einem Gesetz  kam,  dauerte  ähnlich  lange.  Während  in 
Frankreich Anfang der 1990er Jahre laut über eine Absicherung für gleichgeschlechtliche 
Paare  nachgedacht  wurde,  kam  es  in  Österreich  außerhalb  der  Organisationen  von 
homosexuellen Menschen im Jahr 2000 zu Vorstößen dieser Art. Das traditionelle Bild 
der  Familie,  das  Ehe und Reproduktion  impliziert,  wurde von beiden  Gesetzen  nicht 
angegriffen. Vor dem Beschluss der EP gab es in Österreich praktisch keine rechtliche 
Absicherung  für  gleichgeschlechtliche  Paare.  Geringfügige  Absicherung  hatte  ein 
möglicher privatrechtlicher Vertrag gebracht.
143Vgl. http://www.partnerschaftsgesetz.at/rechtliches/grundsaetzliches/unterschiede-zur-ehe, Abrufdatum: 
25.3.2011
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8. Die Debatten über den PaCS und die EP
In diesem Kapitel wird ein Einblick in die allgemeinen Debatten um den PaCS und die 
EP gegeben. Sowohl die Befürworter als auch die Gegner in Österreich und Frankreich 
werden zitiert, besonderes Augenmerk wird auf die Parlamentsdebatte in Österreich im 
Dezember 2009 gelegt.
8.1 Öffentliche Äußerungen verschiedener Gruppen rund um die EP
Die  über  Jahre  immer  wieder  aufkommenden  Diskussionen  über  die  EP,  kamen 
schließlich  Ende  2009  zu  einem  (vorläufigen?)  Ende.  Das  Gesetz  zur  eingetragenen 
Partnerschaft  wurde  im  Ministerrat  am  17.  November  gerade  noch  rechtzeitig 
verabschiedet, um am 1. Januar 2010 in Kraft zu treten.144 Am 10. Dezember wurde das 
Gesetz  im  Nationalrat  und  am  18.  Dezember  2009  im  Bundesrat  beschlossen.  Die 
Diskussion um die EP wurde oft anhand der Begriffe Kindeswohl, Ehe, Familie und auch 
dem  Schutz  ebendieser,  sowie  verschiedenen  Abgrenzungsmöglichkeiten  der  EP 
gegenüber der Ehe abgehandelt. Jedoch stimmen 49% der befragten Österreicher einer 
Ehe  zwischen  gleichgeschlechtlichen  Personen  zu  und  44%  einer  Möglichkeit  der 
Adoption für homosexuelle Paare.145
8.1.1 Befürworter der eingetragenen Partnerschaft
Die  Homosexuellenorganisationen  sind  sich  bezüglich  der  eingetragen  Partnerschaft 
beinahe einig. Eine rechtliche Anerkennung, die gleichgeschlechtliche Paare nicht mehr 
diskriminiert, wird gefordert. Zu Anfang der Debatte wurde von manchen Organisationen 
vermehrt  die  Einführung  der  eingetragenen  Partnerschaft  nach  dänischem  Modell146 
gefordert, je länger die Debatte dauerte, desto mehr gingen die Forderungen in Richtung 
Öffnung der Ehe für alle Paare. Im Jahr 2000 veröffentlichten die RosaLila PantherInnen 
eine  Studie,147 die  keine  budgetrelevanten  Kosten  für  den  Staat  Österreich  bei  der 





146Dieses hat rechtliche Absicherung in der Pensions- und Krankenversicherung sowie im Erbfall gebracht. 
147Was wäre wenn? Eingetragene Partnerschaften v. Lesben u. Schwulen in Österreich, Pirolt, Karin, et al., 
2000
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Zudem  merkte  man  an,  dass  homosexuelle  Personen  wie  jeder  andere  in  die 
Versicherungssysteme einzahlen, ohne, dass deren Partner im Unglücksfall abgesichert 
sind.148
Auch  die  Homosexuelle  Initiative  (HOSI)  Wien  forderte  zuerst  die  Einführung  der 
eingetragenen Partnerschaft nach dänischem Modell. Die Öffnung der Ehe sollte jedoch 
erst  nach  einer  Reform des  Eherechts  erfolgen,  da  in  der  derzeitigen  Fassung  noch 
Passagen enthalten sind, die für sie nicht akzeptabel  seien.  Eine „Ehe light“  ist  nicht 
interessant. Trotzdem kommt in Forderungspapieren immer wieder das Wort „Lesben- 
und  Schwulenehe“  vor,  um  hervorzuheben,  dass  eine  totale  Gleichstellung  mit 
heterosexuellen  Paaren  Ziel  ist.149 Mit  einer  EP  müsste  auch  die  Gleichstellung  von 
Lebensgemeinschaften von hetero- und homosexuellen Paaren erfolgen, die eben keine 
EP  oder  Ehe  wünschen.  Es  sollte  jedenfalls  nicht  darauf  hinauslaufen  nur  die 
Lebensgemeinschaften allein gleichzustellen, was nach Ansicht der HOSI Wien zu mehr 
Nachteilen als Vorteilen geführt hätte. In der Praxis sind die rechtlichen Unterscheide 
zwischen  Lebensgemeinschaften  und  Ehen  vielseitig:  die  Andersbehandlung  beginnt 
beim  Mietrecht  und  geht  über  die  Zivilprozessordnung  bis  hin  zum  im  ABGB 
festgelegten Erbrecht.150
Die HOSI Wien betonte, dass die Angleichung von einzelnen Gesetzen oder Paragraphen 
auch nicht ausreichen würde.151 Es gibt jedoch Gesetze, die man sich genauer ansehen 
müsste,  solche  die  das  Erbrecht,  Fremdenrecht,  die  medizinische  Fortpflanzung,  das 
Sorge- und Adoptionsrecht sowie das Steuerrecht regeln. Hier ist der Wunsch nach einer 
Beseitigung  aller  Diskriminierungen  da.  Homosexuelle  Paare  sollen  genauso  viele 
Wahlmöglichkeiten haben, ihre Beziehung offiziell zu machen, wie heterosexuelle Paare. 
Es  handelt  sich  um  das  Zusammenleben  ohne  rechtliche  Bindung  als 
LebensgefährtInnen.  Es  kann sich  auch  um die  Schließung  einer  EP anstatt  der  Ehe 
handeln.152
Das Rechtskomitee Lambda (RKL) betonte die Entscheidung des EuGH, der am 1. April 
2008 festgestellt  hatte,  dass in allen EU-Mitgliedsstaaten eingetragene Partnerschaften 
mit  Ehen  gleichbehandelt  werden  müssen.  „Liegt  eine  formale  auf  Lebenszeit 
148Vgl. Pirolt, Karin, et al., 2000, S. 129
149Vgl. http://www.hosiwien.at/wir-wollen-heiraten, Abrufdatum: 12.4.2010
150Vgl. www.hosiwien.at/download/wirwollenheiraten.pdf 2009, S. 2 ff, Abrufdatum: 20.2.2010
151Vgl. http://www.hosiwien.at/wir-wollen-heiraten, Abrufdatum:12.4.2010
152Vgl. www.hosiwien.at/download/wirwollenheiraten.pdf 2009, S. 2 ff, Abrufdatum: 20.2.2010
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begründeten Fürsorge- und Einstandsgemeinschaft vor, geht es auch nicht mehr um die 
Frage der Vergleichbarkeit von Lebenspartnerschaft und Ehe.“153
Für  J.  Wolfmeyer  von  der  „Homosexuellen  Aktion  Vorarlberg“  ging  der 
Gesetzesvorschlag der Regierungsparteien in Richtung Beleidigung der Homosexuellen, 
er  sagte weiters,  dass „Homosexuelle kein Abfallprodukt der Gesellschaft“ seien.  Die 
ÖVP sei mutlos und feige, weil sie das Standesamt ablehne. Die SPÖ war nicht immer 
bereit dem zuzustimmen und bestand zuerst auf eine „schöne Zeremonie“.154
Die österreichischen Standesbeamten hielten die Einführung einer EP in Österreich für 
längst fällig. Sie standen der Einführung einer eingetragenen Partnerschaft in Österreich 
positiv gegenüber. Für E. Bailer, die Präsidentin des Fachverbandes der österreichischen 
Standesbeamten,  wäre  die  EP  nur  für  sinnvoll,  wenn  für  alle  Paare  die  Rechte  und 
Pflichten  gleich  seien.  Sie  sah  Österreich  als  EU-Schlusslicht  auf  diesem  Gebiet. 
Standesbeamte  stünden  der  Durchführung  von  eingetragenen  Partnerschaften  nicht 
negativ gegenüber.155
Helmut Graupner hat die Verhandlungen so erlebt:
Man hat in der Legislaturperiode die 2008 endete diesen Arbeitskreis gemacht, und das Ergebnis 
war ein anderes, [als die nun beschlossene Variante.] Man hatte drei verschiedene Ergebnisse und 
keines  davon  ist  [Gesetz]  geworden.  Es  ist  jetzt  besser  als  vorher,  das  ist  ein  wesentlicher 
Fortschritt.  Man  hat  die  Lesben-  und  Schwulenorganisationen  eingeladen,  hat  über  Monate 
hinweg diskutiert, und dann gab es einen Endbericht und den hat man dann letztendlich ignoriert, 
das ist frustrierend. 
Es  wurden  zwar  viele  Interessensverbände  konsultiert,  jedoch  die  Ergebnisse  dieser 
Konsultation  nicht  berücksichtigt.  Zur  Wahl  der  Bezirkshauptmannschaft  anstatt  der 
Standesämter zur Verpartnerung sagt Graupner:
[Es ist] [u]m zu dokumentieren, dass es keine gleichwertigen Partnerschaften sind und das will 
man auch äußerlich so darstellen. Michael Spindelegger von der ÖVP hat das treffend formuliert: 
Dort, wo die Heterosexuellen(=am Standesamt) heiraten, da will er nicht, wenn er dann heiratet, 
dass hinter ihm schon die Schwulen warten. Das ist zutiefst diskriminierend, ersetzen sie schwul 
durch schwarz. […]
Laut Wiener Zeitung hat Michael Spindelegger folgendes gesagt: „Es ist ja so, dass am 
Standesamt  zur  schönen  Jahreszeit  besonders  gerne  geheiratet  wird  -  das  führt 
153Vgl. Jus Amandi, 01/2008, S. 2.
154Vgl. http://vorarlberg.orf.at/stories/400016/, Abrufdatum: 12.4.2010
155Vgl. http://diestandard.at/1254311312881/Oesterreich-Homo-Ehe-laengst-faellig, Abrufdatum: 
20.2.2010
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automatisch zum Kontakt zwischen heterosexuellen und homosexuellen Paaren. Ob das 
so gut ist, sei dahingestellt.“156
Die  stellvertretende  Kabinettschefin  des  Bundesministeriums  für  Justiz,  Birgit  Ball-
Bürger,  hat  die  Verhandlungen  teils  konstruktiv,  teils  geprägt  durch  Unverständnis, 
erlebt. Einige konnten nicht verstehen, warum man die Ehe nicht für alle Paare öffnet. 
Sie merkte an, dass einige Gruppen nach wie vor verärgert sind, dass man nicht einfach 
die Ehe öffnet. Sie bemerkte, dass auch nicht alle im BMJ mit dem Entwurf zufrieden 
seien, wie er sei, doch sie wussten, dass nicht alle glücklich gemacht werden können.
Aus  ihrer  Sicht  kam  es  zum  „Standesamtverbot“,  weil  ansonsten  keine  politische 
Einigung möglich gewesen wäre.
Politisch musste man zu einer Einigung kommen und es war einfach so, die Ehe ist die Ehe und es 
soll nicht dort passieren, wo die Ehe gemacht wird, wobei das kein vehementer Standpunkt vom 
BMJ  war,  sondern  von  anderen  politischen  Mitstreitern  gefordert  wurde  und  wir  haben  nur 
versucht zwischen den Meinungen zu vermitteln. Zuständig für Standesamt und Namen ist ja das 
Innenministerium, natürlich muss man die Meinung von dem Ressort akzeptieren, das ist auch ein 
Minister der mit stimmt im Ministerrat. 
Wolfgang  Wilhelm  von  der  Wiener  Anti-Diskriminierungsstelle  für 
gleichgeschlechtliche  Lebensweisen  hat  zur  Eintragung  der  EP  auf  der 
Bezirkshauptmannschaft und dem Bindestrichverbot zwei Theorien: Entweder die ÖVP 
und rechtere Parteien denken das wirklich, es ist deren Ideologie. Möglicherweise wissen 
sie selbst, dass es sich um Unsinn handelt und agieren so, um ihre Wähler zu behalten. Er 
sagt weiters, dass er nach dem Perspektivenpapier der ÖVP 2007 wirklich geglaubt hätte, 
die ÖVP mache zwei Schritte nach vorne. Jedoch wurde er enttäuscht.
Er  ist  jedoch  auch  überzeugt,  dass  man  ein  viel  unvorteilhafteres  Gesetz  hätte 
beschließen können:
Man hätte ein dünneres Gesetz machen können. Ein Beispiel ist das Fremdenrecht, das ist toll, 
dass es drinnen ist.  Mit dem Vergleich ist mir der Bindestrich auch 'wurscht'.  Natürlich ist es 
diskriminierend und gehört weg, aber vom Leidensdruck, den es erzeugt, ist das Fremdenrecht 
mehr  wert.  Dafür  muss  ich  niemand  sagen:  „Fahr  nach  Bangladesch  zurück!“ Auch  bei 
Wohnrecht,  Mietrecht,  Hinterbliebenenpension,  Mitversicherung,  Aussagebefreiung,  es  hat 
dieselben  Wirkungen  wie  die  Ehe.  Das  hilft  vielen  Menschen  konkret,  de  facto  hätten  die 
Konservativen  bei  jedem  dieser  Punkte  sagen  können,  aber  das  nicht.  Es  ist  nicht  nur  ein 
Mindestmaß, sondern ein guter, großer Schritt. 
In meinem Gespräch mit Martina Reichl-Roßbacher von der MA 11 konnte ich erfahren, 
dass man in der Magistratsabteilung 11 nicht direkt von der Debatte betroffen war. Frau 
Reichl-Roßbacher  meinte  jedoch,  dass  das  EPG  nicht  so  kam,  wie  es  ursprünglich 
156http://www.wienerzeitung.at/DesktopDefault.aspx?TabID=4754&Alias=wzo&cob=384062  , 
Abrufdatum: 26.3.2011
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vorgesehen  war.  Sie  glaubt,  dass  es  der  ÖVP  sehr  wichtig  war,  dass 
gleichgeschlechtliche  Paare  nicht  adoptieren  dürfen  und auch  nicht  dieselbe  Stellung 
haben  wie  andere  Lebensgemeinschaften.  In  der  MA 11  haben  sie  diese  Diskussion 
mitbekommen, weil Anfragen bezüglich der homosexuellen Pflegeeltern kamen. In Wien 
stellt  Gleichgeschlechtlichkeit  keinen  Verweigerungsgrund  für  Bewilligungen  im 
Pflegeelternbereich dar. In vielen anderen Bundesländern ist das der Fall. 
In allen meinen Interviews konnte ich heraus lesen, dass die Debatte sehr symbolgeladen 
war. Laut der Grünen Abgeordneten im europäischen Parlament Ulrike Lunacek ist die 
Nicht-Öffnung des Standesamtes ein Symbol gegen gleichgeschlechtliche Lebensweisen:
Es ist ein wichtiges  Symbol  und wir wissen, dass in der Politik nicht  nur die Gesetze zählen, 
sondern auch die Symbole.  Insofern ist es ein Zeichen, dass sie uns weiter ausgrenzen wollen. 
Gerade auf der Symbolebene ist es wichtig, gerade für Lesben und Schwule ist es wichtig, sichtbar 
zu  sein  in  der  Öffentlichkeit.  Nicht  am  Standesamt  heiraten  zu  können,  ist  demnach  die 
Verweigerung eines öffentlichen Aktes/Rituals, das auch unsere Sichtbarkeit fördern würde und 
die auch Klarmachen würde, dass es ganz normal ist lesbisch und schwul zu sein. 
Das Zustandekommen des Gesetzes hat für sie „ewig lange“ gedauert, wie es auch bei 
anderen Gesetzen vorkommt. Der ideologische Widerstand bei diesem Gesetz war hoch. 
Laut  Lunacek  wollten  sich  einige  in  der  ÖVP,  eine  der  „letzten  Hüterinnen  des 
Traditionalismus“ absichern, um vor den Traditionalisten nicht allzu sehr als „Verräter“ 
dazustehen. Das EPG war einer der letzten Orte des ideologischen Politikmachens.
Die Vertreter der RosaLila PantherInnen aus Graz haben die Debatte seit langem verfolgt 
und folgendes zu sagen:
Weingand:  Von den  Verhandlungen  bleibt,  sie  waren  mühsam und teilweise  ärgerlich.  Diese 
Aussagen, die es gegeben hat, was der damalige Justizsprecher Spindelegger gesagt hat. Oder das 
zweite Argument,  wo sich dann auch die Standesbeamten darüber  beschwert  haben, dass man 
gesagt hat: „Die Standesbeamten, vor allem der kleinen Standesämter sind nicht in der Lage die 
komplexe  Rechtsmaterie  zu  durchblicken.“  Entschuldigung,  die  machen  das  jeden  Tag.  Die 
Standesbeamten haben damals protestiert, die haben gesagt, wir wollen das machen, wir können 
das auch. Die Qualität, die Dummheit mancher Argumente,  das sind verblüffende Dinge oder 
wenn ÖVP-Politiker, die selbst geschieden sind, ausrücken und die Heiligkeit der Ehe beschwören 
und sagen, ja bei Lesben und Schwulen kann man das nicht machen und selber häufig wechselnde 
Partnerinnen haben und geschieden sein, das ist einfach absurd.
Zur  Verhandlungstaktik  erklärt  Weingand  einen  weiteren  wichtigen  Punkt:  In  den 
Verhandlungen haben alle NGOs, mit einer Ausnahme, auf die Maximalforderung, die 
Eheöffnung, bestanden. Er erzählt, dass die HOSI Wien sich schon vor dem Beschluss 
des Gesetzes mit  diesem zufrieden gezeigt hatte.  Daraufhin hat sich die ÖVP auf die 
HOSI Wien bezogen und festgestellt, dass sie mit allen Betroffenen gesprochen hat und 
die HOSI Wien ein positives Signal gesetzt hat. Für die ÖVP waren die Verhandlungen 
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dann leichter.  Der Trauungssaal blieb zu, weil „es müssen halt Unterschiede gemacht 
werden, irgendwie muss man signalisieren, ihr seid weniger wert. Und an diese letzten 
Bollwerke müssen sich Leute unbedingt klammern, die glauben, da einen Unterschied 
machen  zu  müssen“.  Jedoch kann man  „[a]n  dieser  Geschichte  [nicht]  die  Güte  des 
Gesetzes [...] beurteilen. 
In diesem Zusammenhang äußerte sich auch der ÖVP-Familienbund. Er hat sich im Zuge 
der  Debatte  um das EPG für eine Öffnung der  Ehe für gleichgeschlechtliche  Partner 
ausgesprochen.  Diese  solle  jedoch  das  Adoptionsrecht  nicht  beinhalten.  Die 
Bundesgeschäftsführerin Alice Pitzinger-Ryba lehnte das EPG deshalb ab, weil es wie in 
Frankreich  möglicherweise  zu einer  Aufweichung der  Ehe  kommen könnte.  Da nach 
einem  Inkrafttreten  heterosexuelle  Paare  das  Recht  auf  Gleichbehandlung  einklagen 
könnten und die EP zu einer „Ehe light“ werden könnte. Jedoch betonte Pitzinger-Ryba 
weiter, dass die Zeit noch nicht reif sei für eine Ehe für gleichgeschlechtliche Paare.157
Standesbeamte sind Menschen, die täglich mit Personenstandsfragen zu tun haben. Von 
mir  wurden  zwei  Standesbeamte  in  Wien  interviewt.  Frau  Hornschall  und  Herr 
Rathbauer verneinten die Frage, ob sie als Standesbeamte der MA 35, als „Experten“ auf 
ihrem Gebiet, in die Diskussion mit einbezogen wurden:
Nein. Sandra Frauenberger war aktiv, oder Günter Tolar, das war die politische Ebene. Es gab 
jahrelang Gespräche. Durch den Weg über die Medien ging es plötzlich so schnell. Das Gesetz 
orientiert  sich  am  Ehegesetz,  dieses  wurde  bewusst  geändert,  damit  kein  Bezug  zur  Familie 
entsteht. Doppelnamen können nur ohne Bindestrich geführt werden und es gibt für Verpartnerte 
keinen  Familiennamen  sondern  einen  Nachnamen.  Es  handelt  sich  also  um  eine 
„Definitionssache“.  Es  gibt  so  manche  fehlende  Definition,  doch  das  liegt  auch  an  der 
Schnelligkeit, mit der das Gesetz beschlossen wurde. Für die Bezirkshauptmannschaften ist das 
nun eine völlig neue Materie, die haben eigentlich noch nichts mit Personenstandsgesetz zu tun 
gehabt vorher. In der MA 35 haben wir es geschafft gleich am 4.1.2010 vier Verpartnerungen 
durchzuführen, wir haben uns die Materie auch schnell aneignen müssen.
Von  den  Standesbeamten  kam  zu  diesem  Gesetz  nur  eine  Forderung,  die  nach 
Formalismus.  „Die  einzige  Forderung war,  ersparen  wir  uns  neue  Definitionen.“  An 
diesem Gesetz ist laut den beiden Interviewpartnern ungewöhnlich, dass vorgeschrieben 
wird, wo die Behörde agiert, das komme normalerweise nicht vor. Die Abwicklung sei 
deshalb schwierig, da die Bezirksverwaltungsbehörden die Materie erst neu übernehmen. 
Dieser Weg wurde eingeschlagen, „um bestimmte Gruppen nicht zu vergrämen“.
Kurt Krickler (der HOSI Wien) sieht den Gegenstand von einem anderen Standpunkt. 




Es  waren  Gespräche,  Überzeugungsarbeit.  Langjährige  Überzeugungsarbeit.  Wir  waren  nicht 
damit beschäftigt über Formulierungen zu streiten oder zu verhandeln. Das haben die Beamten 
des BMJ gemacht, das war federführend. Wir wurden da nicht eingeladen, das macht man auch 
bei anderen Gesetzen nicht, wir sehen es nicht als unsere Arbeit Gesetze zu formulieren. Es geht 
eher  darum  einen  Ansatz  zu  finden,  welchen  Ansatz  man  macht.  Unser  Ansatz  war  das 
Verweisgesetz, so wie in Skandinavien, das hat auf einer A4-Seite Platz. 'Alles was für die Ehe 
gilt,  gilt  auch  für  die  eingetragenen  Partner,  und  wenn  man  will,  dann  halt  die  und  die 
Ausnahmen.'
„Wir  [die  HOSI  Wien]  arbeiten  also  schon  23  Jahre  an  der  Durchsetzung  einer 
rechtlichen Anerkennung für gleichgeschlechtliche Paare. In Österreich dauert alles so 
lange. Die Abschaffung des letzten Strafrechtsparagraphen hat noch länger gedauert.“
Die schon von den RosaLila-PantherInnen angesprochene HOSI-Position, dem EP auch 
ohne Standesamt zuzustimmen, erklärt Krickler so: 
Es war  völlig  klar,  dass  die  ÖVP das  so angelegt  hat,  einen  Grund zu finden,  warum sie  es 
scheitern lassen, wenn die SPÖ auf irgendwas besteht, hätten sie die einfach anrennen lassen. Die 
ÖVP sitzt am längeren Ast, die macht das bei jedem. Dann werden halt Dinge geopfert, das ist 
ganz klar. Die anderen Gruppen haben gesagt, das darf man nicht gleich sagen und einverstanden 
sein. Aber in Wirklichkeit wusste die ÖVP ganz genau wie weit es geht und wohin sie will. Das 
war rückwirkend betrachtet wirklich genial, dass man der ÖVP sofort das Zugeständnis gemacht 
hat, ok, auch wenn es nicht Standesamt ist, an dem soll es nicht scheitern, am Familiennamen 
auch nicht und den sonstigen lächerlichen Sachen. Da machen sie sich selbst nur lächerlich. Und 
dann gabs kein zurück und dann musste die ÖVP auch mitziehen.
H. Graupner vom Rechtskomitee Lambda nannte die EP in der Tageszeitung Die Presse 
eine  „sexuelle  Rassentrennung“  und  eine  „eingetragene  Diskriminierung“.  Zur 
Altersuntergrenze von 18 Jahren beim Eingehen einer EP meinte  er  folgendes: Diese 
Tatsache  gebe  dem  Vorurteil  Homosexualität  sei  für  junge  Menschen  gefährlich, 
gesetzliche  Anerkennung.  Graupner  merkt  weiters  an,  dass  selbst  das  katholische 
Sakrament  der  Ehe  nicht  auf  Personen beschränkt  ist,  die  auch noch Kinder  zeugen 
können und verweist auf die Ehe nach den Wechseljahren oder die Ehe am Sterbebett. 
Für ihn ist es nicht verständlich warum gleichgeschlechtliche Paare nicht heiraten dürfen. 
Auch  für  Kinder,  aus  „Regenbogenfamilien“  bringt  das  Gesetz  nicht  wirklich 
Erleichterungen,  da  Erbschaft  und  der  Bezug  von  Unterhalt  erschwert  werden. 
Stiefkinder  können  vom  eingetragenen  Partner  nicht  adoptiert  werden  und  sind  im 
Todesfall des leiblichen Elternteils in einer Situation, in der ihr Verbleib neu evaluiert 
werden muss.  Laut  Graupner war die Rechtslage vor der EP nicht  gegen eine solche 
Adoption. 
Helena Planitzka vom Verein „Eltern für Kinder“ hingegen erlebte die Verhandlungen 
als mühsam. Die Uneinigkeiten unter den NGOs hält sie für einen nicht unwesentlichen 
Faktor während der Verhandlungen:
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Aber die Beamten waren schon genervt, so sehr die das diskutieren müssen; ich weiß auch, dass 
sich die Community auch nicht immer von der besten Seite gezeigt hat, man war untereinander 
zerstritten und hat dann auch immer vor den anderen gezankt.  Das hab ich peinlich gefunden. 
[...]Wenn  wir  nicht  untereinander  so  unterschiedlich  gewesen  wären,  so  unterschiedliche 
Meinungen  gehabt  hätten  bei  der  Sitzung,  wäre  das  professioneller  abgelaufen.  Niemand  hat 
boykottiert, es war eine zähe Geschichte, die Punkte wurden abgearbeitet und wenn es dann heikel 
geworden ist, dann wurden manche streitlustig untereinander. 
Außerdem betonte sie, dass Randgruppen, Menschen, die in Österreich auffallen sich laut 
der  öffentlichen  Meinung auch „wohl  verhalten“  sollten.  „Das gehört  schon dazu zu 
Österreich.“
8.1.2 Gegner der eingetragenen Partnerschaft
Kardinal  Schönborn  sagte  zum Gesetzesvorschlag,  er  sei  nicht  angebracht  und  nicht 
notwendig. Da die römisch-katholische Kirche eine völlige Gleichstellung der EP mit der 
Ehe  befürchtete,  sprach  sie  sich  dagegen  aus.  Daraufhin  antwortete  die  NGO HOSI 
Wien,  die  Äußerungen  des  Kardinals  seien  „entbehrlich“  und  erinnerte  ihn  an  den 
Grundsatz der christlichen Nächstenliebe.  Die Grünen andersrum forderten Schönborn 
auf die Trennung von Staat und Kirche anzuerkennen.158  Für die römisch-katholische 
Bischofskonferenz  ist  die  Beziehung  von Mann und Frau  und die  damit  verbundene 
Zeugung  von  Kindern  am Wichtigsten.  Da  homosexuelle  Paare  nicht  gleichviel  wie 
Heterosexuelle für die Erhaltung der Gesellschaft tun könnten, könnten sie auch nicht 
gleich behandelt werden.159
Ein  ÖVP-Politiker  teilt  viele  dieser  Ansichten  nicht.  Er  beleuchtet  die  Zeit  der 
Verhandlungen aus seiner Perspektive. Zuerst beschreibt er die Ausgangslage der ÖVP 
so: 
Es gab lange Zeit die Forderung nach der EP. Die ÖVP war dagegen, der Grund war der hohe 
gesellschaftliche  Stellenwert  der  Ehe  und  der  darauf  gründenden  Familie.  Man  wollte  nichts 
schaffen,  dass  den  Stellenwert  der  Ehe  beeinträchtigte.  Das  Problem  war,  man  wollte  kein 
Rechtsinstitut schaffen, das weniger Wert ist als die Ehe/keine niedrigere Rechtsform, dann hätte 
man  ein  Problem  mit  dem  Gleichheitsgrundsatz.  Es  war  auch  klar,  warum  die  EP  nur  für 
homosexuelle und nicht für heterosexuelle Paare gelten kann. Würde sie auch für heterosexuelle 
Paare gelten, hätten wir eine Ehe light. Eine abgespeckte Form der Ehe für heterosexuelle und 
homosexuelle  war  für  uns  nicht  möglich.  […]  Es  gab  einen  personenbezogenen  Stillstand  zu 
diesem Thema und dann ging es plötzlich. Es ging schon vor 2009 los, nach den Wahlen 2006 war 
man soweit.
Der Trauungssaal bleibt seiner Ansicht nach für gleichgeschlechtliche Paare geschlossen, 
da es sich beim EPG um einen Kompromiss handelte. 





Man wollte manchen Kreisen nicht in die Seele treten. Manche Bürgermeister hatten Angst vor 
der EP im Gemeindeamt. Man wollte die ländliche Bevölkerung schützen. Dort gab es Abneigung 
gegen die EP. Die Bevölkerung sollte nicht schockiert werden oder abgestoßen. Im städtischen 
Bereich herrscht Akzeptanz. Wir wollten eine gewisse Akzeptanz in konservativen Kreisen nicht 
überstrapazieren.
Schließlich wurde auch noch ein Beamter, der am EPG mitschreiben konnte, interviewt. 
Dieser Beamte  aus dem BMJ sprach von einer  rein politischen Debatte  rund um das 
Standesamt. Im ersten Entwurf des BMJ wurde das Standesamt vorgeschlagen. Da eine 
Durchführung auf dem Standesamt hieße, dass alle Bücher (Geburtenbuch, Sterbebuch, 
Ehebuch und ein eventuelles Buch für eingetragene Partnerschaften) von einer Person 
geführt  werden könnten.  „Das bringt  eine gewisse Ordnung, die  jedoch aufgrund der 
politischen Diskussion nicht zu erreichen war.“ Bei den Verhandlungen kann sich der 
Beamte aus dem BMJ vor allem an die Berichterstattung der Medien erinnern.
Als wir das Projekt gehabt haben, da gab es eigentlich von Anfang an ein schrilles und lautes 
mediales  Begleitkonzert,  das  war  eigentlich  ungewöhnlich,  da ist  es  ziemlich zugegangen,  da 
waren immer wieder Medienberichte. Wir haben dann einmal intern gearbeitet, dann hatten wir 
beim Minister mit Vertretern der homosexuellen Gemeinschaft ein Gespräch, wir haben dann auch 
Diskussionen  gehabt  und wir  haben dann auch  das  Gespräch  gesucht  mit  den homosexuellen 
Organisationen, das war bei uns im BMJ. Das war auch eine hochpolitische und zum Teil auch 
emotionale Diskussion. Das hab ich von damals mitgenommen, da war sehr viel Theaterdonner 
[…].
„Nein  zur  Homo-Ehe“  eine  Plattform,  die  während  der  Diskussion  um  das 
Lebenspartnerschaftsgesetz 2008 gegründet wurde, war eine Organisation, die sich aus 
dem Institut  für  Ehe  und  Familie,  dem Institut  für  medizinische  Anthropologie  und 
Bioethik, dem Weg der Versöhnung: Runder Tisch Österreich, den Freien Christen- und 
Pfingstgemeinden, dem Evangelikaler Gemeinden in Österreich und der Gemeinschaft 
« Umkehr zum Herrn » zusammensetzte.
Die Plattform „Nein zur Homo-Ehe“ sowie eine weitere Organisation mit dem Namen 
„Ehe  schützen“160 halten  die  Ehe  für  eine  einzigartige  und  dauerhafte  Verbindung 
zwischen Mann und Frau. Es kann also gar keine Beziehung geben, die der Ehe ganz 
gleicht.  Nur die Familie habe Ansprüche auf Leistungen des Staates,  da auch nur sie 
etwas für die Gesellschaft bringt. Die Plattform unterstrich, dass Kinder Anspruch auf 
Vater  und  Mutter  hätten.  Adoption  sei  für  das  Wohl  der  Kinder  und  nicht  für  die 
Erfüllung von persönlichen Wünschen gedacht.161
160Vgl. www.eheschuetzen.at, Abrufdatum: 5.1.2010
161Vgl. http://neinzurhomoehe.at/, Abrufdatum: 20.2.2010
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8.1.3 Äußerungen der Spitzenpolitiker und die Debatte im Parlament am 10. und 
18. Dezember 2010
Justizministerin  Bandion-Ortner  erklärte  am  20.  November  2009  in  der  ORF 
Pressestunde162, dass eine völlige Gleichstellung von homo- und heterosexuellen Paaren 
nicht  möglich  sei.  Daher  wurde  während  der  Diskussion  der  Beschluss  eines 
„Diskriminierungsgesetzes“  befürchtet.  Bandion-Ortner  sprach  von  einem  neuen 
Entwurf, das RK Lambda jedoch von einem Entwurf, der dem ihrer Vorgängerin Berger 
ähnelt und viele gravierende Ungleichheiten mit dem Eherecht bestehen bleiben.163 
Weiters  sagte sie, dass die EP eine sehr weitreichende Absicherung für homosexuelle 
Partnerschaften sei, jedoch die Unterschiede zur Ehe einen Grund hätten:
So sei  der  Abschluss  dieser  Partnerschaften  bei  der  Bezirksverwaltungsbehörde  und nicht  am 
Standesamt eine "praktikable Lösung", die auf breite Akzeptanz stoße. „Auch SPÖ-Funktionäre 
am Land haben mich gebeten, das nicht am Standesamt zu machen.“ Beim Thema Adoption läge 
es in der Natur der Sache, dass eine völlige Gleichstellung nicht möglich sei. „Eine Adoption setzt 
an bei einem elternähnlichen Verhältnis: Mann und Frau können ein Kind zeugen, zwei Männer 
und zwei Frauen nicht. Hier setzt der Unterschied an. Auch hier war mir eine Lösung mit breiter 
Akzeptanz wichtig.164
Es ist bemerkenswert, dass sich Justizministerin Bandion-Ortner im Parlament äußerte, 
wie es die ÖVP in ihrem Perspektivenpapier 2007 tat.165 Bandion-Ortner ist überzeugt, 
dass die EP Kinder schütze, obwohl homosexuelle Menschen keine Stiefkindadoptionen 
durchführen können. Somit werden die jeweiligen Partner auch von der Kindererziehung 
ausgeschlossen.166 Strikt gegen das Standesamt sprach sich Innenministerin Fekter aus.167
Bundespräsident Heinz Fischer hielt die „eingetragene Partnerschaft“, die vom Europarat 
gefordert wurde, für eine gute Lösung. Des Weiteren werde er sich beim Thema „Homo-
Ehen“  an  die  österreichischen  Verfassung  und  an  die  internationale 
Menschenrechtskonvention  halten.168 Fischer  war  weder  gegen  die  Eintragung 
gleichgeschlechtlicher  Paare  auf  dem Standesamt  noch  gegen  die  Möglichkeit  dieser 
162Vgl. http://www.erstklassigerechte.at/news/archives/1370, Abrufdatum: 3.4.2011 
Vgl. http://www.justiz.gv.at/internet/html/default/2c94848525024c28012525472c200099.de.html, 
Abrufdatum: 17.3.2011
163Vgl. Jus Amandi, 03/2009, S. 4
164Vgl. http://www.justiz.gv.at/internet/html/default/2c94848525024c28012525472c200099.de.html, 
Abrufdatum: 17.3.2011
165„Das Partnerschaftsgesetz in dieser Form beseitigt Diskriminierung, schützt die Ehe und denkt an die 
Kinder.“ ÖVP, 2007; „Dieses Gesetz beseitigt Diskriminierung, schützt die Ehe und denkt an die Kinder.“ 
Justizministerin Bandion-Ortner, 10.12.2009. Vgl. Jus Amandi 04/2009, S. 3
166Vgl. http://www.thinkoutsideyourbox.net/?p=8778, Abrufdatum: 20.2.2010
167Vgl. http://diepresse.com/home/politik/innenpolitik/519979/index.do?from=simarchiv, Abrufdatum: 
12.4.2010
168Vgl. http://www.soho.or.at/heinzfischer/gruende.htm, Abrufdatum: 22.4.2010
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Paare  Kinder  zu  adoptieren.  Er  ist  überzeugt,  dass  die  Adoption  durch 
gleichgeschlechtliche Paare in den nächsten Jahren auch auf gesellschaftliche Akzeptanz 
stoßen werde.169
Bundeskanzler Faymann war mit dem Gesetz nicht wirklich zufrieden, und kündigte an, 
nach der Beschlussfassung noch weiter diskutieren zu wollen. Auch er sprach sich für 
eine Zeremonie am Standesamt, wie sie in anderen Ländern schon besteht, aus.170 Die 
ÖVP ist jedoch gegen eine Eintragung am Standesamt. Faymann hoffte jedoch, dass in 
Statuarstädten  die  Möglichkeit  die  Feierlichkeiten  doch  in  den  Trauungssälen  mit 
Standesbeamten stattfinden zu lassen, erreicht wird. Diese Lösung ist etwas unsauber, 
gibt auch Faymann zu. Seine Parteikollegin Frauenministerin Heinisch-Hosek hofft, dass 
auch  homosexuellen  Paaren  bald  derselbe  Respekt  und  dieselbe  Würdigung 
entgegenkommen,  da  dieser  Aspekt  neben  der  Symbolik  der  Zeremonie  in  einem 
angemessenen Rahmen eine wichtige Rolle spiele.
Die ÖVP verwies auf ihr Perspektivenpapier von 2007 und den damit erfolgten Schritt in 
Richtung  Ermöglichung  der  EP  und  meinte,  sich  genug  bewegt  zu  haben.  Dem 
Standesamt gegenüber blieb die Haltung ablehnend. Im Perspektivenpapier war jedoch 
noch die Rede von einer Eintragung am Standesamt.171 Ulrike Lunacek (Grüne) sah den 
Grund,  warum die  ÖVP nicht  im 21.  Jahrhundert  angekommen  sei,  im noch  immer 
anhaltenden  Schatten  Wolfgang  Schüssels.172 Die  ÖVP  verhöhnte  laut  Lunacek 
gleichgeschlechtliche  Paare,  weiters  zog  sie  Vergleiche  mit  der  Apartheid.173 Sowohl 
Grüne als auch FPÖ sind mit dem Gesetz nicht zufrieden. Für die Grünen geht der Schritt 
nicht weit genug, vor allem aufgrund der nicht vorhandenen Stiefkindadoption und dem 
Ausschluss vom Standesamt. Die FPÖ spricht von einem „unnötig“[en] Gesetz.174
169Vgl. http://www.news.at/articles/1004/11/260709/fischer-streit-homo-ehe-fuer-standesamt-
adoptionsverbot, Abrufdatum: 22.4.2010





172Vgl. http://www.gruene.at/lesbischwul_trans/artikel/lesen/51913/, Abrufdatum: 12.4.2010
173Vgl. http://diepresse.com/home/politik/innenpolitik/518926/index.do?from=simarchiv, Abrufdatum: 
19.3.2010
174Vgl. http://194.116.243.20/1256745045734/Doch-Einigung-auf-Homo-Ehe, Abrufdatum: 20.2.2010
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8.1.4 Die Debatte im Nationalrat am 10. Dezember 2010
Beim Beschluss des Gesetzes im Nationalrat wurden 78 andere Gesetze angepasst.175 Das 
EPG wurde mit einer namentlichen Abstimmung in Dritter Lesung mit 110 Ja-Stimmen 
und 64 Nein-Stimmen beschlossen. 
Für Herbert Kickl (FPÖ) ist die EP „der größte Unsinn aller Zeiten“. Man mache hier 
einen  „Kreuzzug  gegen  die  Familie“.  Frau  Kitzmüller  (FPÖ)  argumentierte,  dass  es 
besser sei wenn 
Kinder in einer Ehe aufwüchsen, in der es Vater und Mutter gebe, da dies für die Kinder wichtig 
sei.  Es brauche  eine gemeinsame Obsorge,  um eine bestmögliche  Erziehung gewährleisten zu 
können. Man müsse traditionelle Werte hochhalten und für die Ehe und die Familie eintreten […].
Lutz Weinzinger (FPÖ) meinte, dass gleichgeschlechtliche Lebensformen in Österreich 
nicht diskriminiert würden, und die EP für einige wenige Leute geschaffen würde. Der 
EP stünden die Institute der Ehe und der Familie gegenüber. Sein Parteikollege Gerhard 
Kurzmann  schlug  vor,  sich  mehr  um die  (kinderreichen)  Familien  zu  kümmern.  Der 
Abgeordnete  Heinz-Christian  Strache  (FPÖ)  orientiert  sich  an  den  Äußerungen  der 
Bischofskonferenz,  laut  ihm soll  die  „Homo-Ehe“  nicht  privilegiert  werden.  Weiters 
meinte, er dass das EPG gegen den Willen der Mehrheit der Bevölkerung beschlossen 
würde.  Für  Strache  sind  sexuelle  Orientierung  und  Lebensgestaltung  Dinge  des 
Privatlebens, für ihn sei die ÖVP keine Partei mit familienpolitischen Grundsätzen mehr. 
Sie gebe vielmehr ein:
fatales gesellschaftspolitisches Signal. Bei den eingetragenen Partnerschaften jedoch findet eine 
eheähnliche Privilegierung statt. Die Rechtfertigung für die Sonderbehandlung der Ehe resultiert 
aus dem vertraglichen Versprechen, Kinder zeugen zu wollen. […] Man kann Ungleiches nicht 
gleich stellen und der Staat ist auch nicht verpflichtet, gleichgeschlechtliche Partnerschaften zu 
legitimieren.
Herbert Scheibner (BZÖ) unterstrich, dass „für den Staat [...] die Privilegierung einer 
Gemeinschaft nur dort sinnvoll [sei], wo Kinder da seien. Gerald Groß (BZÖ) sah im 
EPG  einen  Schritt  in  „Richtung  Normalität“.  Die  Politik  soll  die  Formen  der 
Partnerschaft  der  Menschen  respektieren.  Für  Maximilian  Linder  (BZÖ)  war  der 
Generationenvertrag wichtig. Den Familien müsse geholfen werden, da mit deren Hilfe 
der Generationenvertrag weiter  angewendet werden könne. Stefan Petzner (BZÖ), ein 
Gegner des EPG, sagte, „Wer sich liebt, der liebt sich, da braucht man keine Paragrafen 
dazu.“176
175Vgl. http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/I/I_00485/fnameorig_172330.html, Abrufdatum: 
17.3.2011
176Vgl. http://diepresse.com/home/520804/index.do?seite=2, Abrufdatum: 12.4.2010
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Abgeordneter Heribert Donnerbauer sagte: „Die ÖVP lehnt es ab, das Thema zu einer 
Glaubens-  und  Gewissensfrage  hoch  zu  stilisieren  und  damit  religiöse  Gefühle  zu 
missbrauchen.“ Die Diskussion über die Behörde, wo man sich registrieren lassen kann, 
hält er für völlig überbewertet. Da die Eintragung auf der Bezirkshauptmannschaft aus 
Gründen  der  Verwaltungsökonomie  heraus  gesucht  wurde,  damit  nicht  alle 
Standesbeamten in Österreich alle Regeln parat haben müssen. Abgeordnete Beatrix Karl 
verteidigte  die  ÖVP-Position  gegen  eine  „Ehe  light“.  Die  Möglichkeit  für 
gleichgeschlechtliche  Paare  eine  EP  eingehen  zu  können,  schmälere  die  zentrale 
Bedeutung der Familie nicht. Franz Glaser (ÖVP) bestätigte einen längeren Lernprozess 
in der ÖVP, der zum Ergebnis hatte, „dass man die Sache nun realistischer betrachte“. 
Eine Gleichsetzung von gleichgeschlechtlicher  Partnerschaft  und Ehe sei  jedoch nicht 
möglich. Die Altersgrenze von 18 Jahren ist laut Nationalratsabgeordneten Donnerbauer 
der  ÖVP  zum  Schutz  der  Jugend  da.  Er  sieht  die  „Spezialisten“,  die  eingetragene 
Partnerschaften  durchführen  können  in  der  Bezirkshauptmannschaft.  Laut  einem 
weiteren  ÖVP  Abgeordneten  haben  die  „Homosexuellenorganisationen“  zu  wenig 
Toleranz für andere Ansichten.
Johannes Jarolim von der (SPÖ) erklärte,  dass im EPG mehr möglich gewesen wäre, 
denn „man müsse Lebensformen, die heute Alltag sind, anerkennen.“ weiters verstehe er 
nicht,  „warum die Registrierung der eingetragenen Partnerschaft  nicht am Standesamt 
erfolgen  darf.“ Gisela  Wurm (SPÖ)  erneuerte  die  Forderung für  „gleiches  Recht  für  
gleiche Liebe.“
Albert  Steinhauser,  Justizsprecher  der  Grünen,  meinte  es  gebe  keine  sachliche 
Rechtfertigung  für  die  Diskriminierung  der  Homosexuellen.  Er  fühle  sich  von 
heiratswilligen Lesben und Schwulen in keinster Weise bedroht.177  Er sagt auch, 
die  Grünen  seien  schon  immer  für  die  Gleichstellung  gleichgeschlechtlicher  Partnerschaften 
eingetreten. Das Argument, die Ehe sei zu privilegieren, weil sie auf die Zeugung von Kindern 
ausgerichtet ist, hielt [er] für nicht stichhaltig, da es viele Partnerschaften ohne Kinder gibt, viele 
Kinder  außerehelich  geboren  werden  und  viele  Menschen  in  einem Alter  heiraten,  wo keine 
Kinder mehr gezeugt werden können. Durch die Verweigerung, die eingetragenen Partnerschaften 
beim Standesamt registrieren  zu lassen,  bringe  man zum Ausdruck,  dass  es  sich nur um eine 
Partnerschaft  zweiter  Klasse  handle  kritisierte  Steinhauser,  der  auch  das  "Theater  um  das 
Namensrecht" missbilligte.
177Vgl. http://www.thinkoutsideyourbox.net/?p=8778, Abrufdatum: 20.2.2010
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Daniela Musiol (Grüne) unterstrich, dass es weit mehr Formen von Familie gebe, als die 
ÖVP sehen wolle. „Und alle diese Familien würden durch die Vorlage auch weiterhin 
diskriminiert.“178
Das Gesetz  wurde im Nationalrat  mit  den Stimmen der Regierungsparteien SPÖ und 
ÖVP beschlossen.  179 Das BZÖ hatte bei der Abstimmung den Klubzwang aufgehoben, 
dann stimmten drei Abgeordnete für die Einführung der eingetragenen Partnerschaft. Die 
FPÖ stimmte  gegen das EPG. Nur zwei Abgeordnete  der Grünen, eine Frau und ein 
Mann, stimmten symbolisch für das Gesetz, alle anderen stimmten dagegen, da es noch 
zu viele Ungleichheiten mit der Ehe aufweise.180
8.1.5 Die Debatte im Bundesrat am 18. Dezember 2010
Die  Diskussion  im  Bundesrat  fasste  die  vorhergehenden  Diskussionen  noch  einmal 
zusammen. Der Bundesrat Elmar Podgorschek (FPÖ) sagte, dass es problematisch sei in 
der EP die gemeinsamen sexuellen Interessen zu unterstreichen und eine Gleichstellung 
mit der Ehe zu versuchen. Er lehnt dies aus kulturellen, zivilisatorischen, historischen 
und  religiösen  Gründen  ab.  Die  Befürchtung,  die  EP  könnte  historisch  gewachsene 
Strukturen zerstören und zum zu Grunde gehen einer Kultur führen, wurde in den Raum 
gestellt. 
Für Bundesrat Peter Zwanziger (BZÖ) ist Sexualität und Liebe Privatsache. Die Fragen, 
"[W]ohin das Ganze kulturell führt" und "Wie viel ist die Familie noch wert?" wurden 
gestellt. Laut Zwanziger sollte die „Familie das höchste Gut im Staat sein, sie dürfe nicht 
diskriminiert werden.“ 
Laut Franz Perhab möchte die ÖVP auch nach dem Beschluss des EPG weiterhin die 
Partei für Familien und Kinder sein. Die Rechtssicherheit, die die EP bringe sei wichtig 
auch, wenn sie „nichts mit der Ehe in unserem Sinne zu tun habe.“ Bundesrat Andreas 
Schnider  (ÖVP) betonte:  "Die Familie  ist  uns  wichtig"  jedoch zur  EP befürwortend: 
"Gesetze sind für die Menschen, nicht die Menschen für die Gesetze da".
178Vgl. http://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2009/PK1097/, Abrufdatum: 17.3.2011
179Im Plenum des Nationalrats wurden noch Änderungen am ursprünglichen Gesetzesentwurf des 
Ministerrats vorgenommen.
180Vgl. http://unzensuriert.at/content/00395-homo-ehe-durch-die-hintert-r-eingef-hrt, Abrufdatum: 
22.4.2010
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Josef Kalina (SPÖ) räumte ein,  dass sich die  Gesellschaft  schneller  entwickle  als die 
Verfassung. Der Staat solle Rechte und Pflichten für Menschen anbieten, die zusammen 
sein  wollen.  Wenn  Menschen  Verantwortung  füreinander  übernehmen,  sei  das  zu 
begrüßen. „[Das EPG] ist ein[...] kleine[r] Schritt für Österreich, aber ein[...] große[r] 
Schritt  für  die  ÖVP.“  Laut  Kalina  ist  das  Trauungsverbot  am  Standesamt  eine 
„lächerliche Einschränkung“. 
Bundesrat  Stefan Schennach (Grüne)  sah die  EP als  ersten wichtigen  Schritt.  Jedoch 
müssen  alle  Ungleichbehandlungen  bald  beseitigt  werden.  Bundesrat  Efgani  Dönmez 
(Grüne)  lehnte  das  EPG ab,  da  es  nicht  weit  genug  ginge.  Weiters  sollte  man  „das 
Kindeswohl  in  einer  Partnerschaft  [nicht]  auf  die  Frage  [...]  reduzieren,  welches 
Geschlecht  die  Partner  haben.  Es  geht  um die  Liebe  und nicht  darum,  von wem sie 
komme.“  Auch Bundesrätin  Elisabeth  Kerschbaum (Grüne)  war gegen das  EPG. Die 
Trauung auf der Bezirkshauptmannschaft würde dem Ziel dienen die EP unattraktiv zu 
machen.
Bundesministerin Claudia Bandion-Ortner äußerte sich im Bundesrat folgendermaßen:
Das vorliegende Gesetz regelt die Begründung einer Partnerschaft, die Rechte und Pflichten der 
Partner sowie die mögliche Auflösung der Partnerschaft bei den Bezirksbehörden. Letzteres sei 
eine Lösung, die ausschließlich praktische Gründe hat, weil man kleineren Gemeinden ersparen 
will, eigene Register führen zu müssen. 
Die Regelung der Zeremonie fände im EPG genauso wenig wie im Ehe-Gesetz statt. 
Bandion-Ortner  ist  aufgrund  kritischer  Studien  gegen  ein  Adoptionsrecht  für 
eingetragene  Partner,  überdies  müssten  auch  viele  heterosexuelle  Partner  sehr  lange 
warten, bis sie ein Adoptivkind bekämen. Schließlich wurde der Gesetzentwurf in einer 
namentlichen Abstimmung im Bundesrat mit 44 Ja- zu 8 Nein-Stimmen verabschiedet.181
Zum  Abschluss  kann  angemerkt  werden,  dass  Österreichs  Gesetz  von  den  meisten 
Interviewpartnern im Mittelfeld Europas angesiedelt wird. Österreich gehört daher nicht 
mehr zu den Schlusslichtern in dieser Angelegenheit. 
181Vgl. http://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2009/PK1131/, Abrufdatum: 17.3.2011
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8.2 Die Debatte in Frankreich
Vor dem PaCS gab es die  Möglichkeit  der Mitversicherung für gleichgeschlechtliche 
Paare,  ansonsten  waren  sie  sich  wie  in  Österreich  vor  dem Gesetzgeber  fremd.  Die 
Debatte in Frankreich war kontrovers, wie in Österreich, jedoch sehr untergriffig. Die 
Befürworter  und die  Gegner  einer  rechtlichen  Anerkennung für  gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen haben sich häufig zu diesem Thema geäußert. Vor allem die Gegnerschaft 
konnte  viele  Leute  mobilisieren  und  beteiligte  sich  mit  teilweise  respektlosen 
Bemerkungen  und  Beleidigungen  an  der  Diskussion.  Grenzwertige  Aussagen  und 
Verhetzungen konnte man sowohl im Parlament als auch in diversen wissenschaftlichen 
Zeitschriften finden. Eine wirklich offene Diskussion und auch öffentliche Debatte zu 
einer  eingetragenen  Partnerschaft  oder  Öffnung  der  Ehe  für  alle  Paare,  begann  in 
Frankreich 1997.182 Auslöser der Forderungen in Frankreich war die Aids-Epidemie in 
den  1980er  Jahren,  da  durch  das  Ableben  eines  Partners  die  rechtliche  Unsicherheit 
besonders deutlich wurde.183
1989  stellte  der  Kassationsgerichtshof  fest,  dass  Lebenspartner  nur 
verschiedengeschlechtliche Paare sein könnten. 1990 wurde der erste Gesetzesvorschlag 
für eine zivile  Partnerschaft  in den Senat184 eingebracht,  dieser  sah,  wie auch spätere 
Entwürfe,  vor,  dass  zwei  Personen,  welche  Verbindung  sie  auch  immer  zueinander 
hatten,  diese  Partnerschaft  eingehen  konnten.  Sie  sollte  vor  einem  Standesbeamten 
geschlossen  werden  können.  Das  Projekt,  das  im  Jahr  1999  schließlich  als  PaCS 
beschlossen  wurde,  trug  seit  1990  viele  verschiedene  Namen  und  wurde  von 
verschiedenen  Abgeordneten  der  Linksparteien  (partis  de  gauche) entweder  in  der 
Nationalversammlung  oder  im  Senat  eingebracht.  Die  Uneinigkeit  innerhalb  der 
Personen,  die  für  eine  rechtliche  Anerkennung  gleichgeschlechtlicher  Lebensweisen 
kämpften (Parteien und NGOs), trug auch dazu bei, warum die Phase bis zum Beschluss 
ungefähr zehn Jahre dauerte.185 Selbst in der Parti socialiste wechselten sich Phasen der 
Einigkeit  und  des  Einbringens  von  Gesetzesvorschlägen  mit  Phasen  der 
Unentschlossenheit und des Zögerns ab.186 
182Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:34
183Vgl.Borrillo/Fassin 2001:22
184Der „Sénat“ ist das „Oberhaus“ des Parlaments in Frankreich. Das „Unterhaus“ ist die 
Nationalversammlung (Assemblée Nationale).
185Vgl. Borrillo/Fassin 2001:25
186Der erste Entwurf 1990 hieß „Partenariat civil“; 1992: Contrat (=Vertrag) d'union civile; 1995: Contrat 
de vie sociale; 1995: Contrat d'union sociale; 1997: Contrat d'union civile et sociale; 1998: Pacte d'intérêt 
commun; und schließlich 1998: Pacte civil de solidarité. Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:15 f
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Es gab zwar Modifizierungen in den einzelnen Entwürfen, jedoch standen Adoption oder 
medizinisch-unterstützte  Fortpflanzung  für  verschiedengeschlechtliche  Paare  nie  zur 
Diskussion.187 Es  wurde  versucht,  die  Themen  Sexualität  und  Familie  oder 
(Familienrechtsreform),  sowie  ausländische  Lebenspartner  weitestgehend  aus  der 
Diskussion  auszuschließen,  da  diese  selbst  von  der  Parti  socialiste  als  Kern  der 
Gesellschaft gesehen wurden.188 Einen PaCS können nur Paare schließen, die auch ein 
gemeinsames  Leben  führen.  Viele  ältere  Vorschläge  hätten  vorgesehen,  dass  auch 
Geschwister oder Freunde diesen Vertrag schließen können.189
Zu einer Anerkennung gleichgeschlechtlicher Paare gab es im Großen und Ganzen fünf 
Positionen. Die Forderung nach der Öffnung der Ehe für alle Paare. Die Forderung nach 
einem speziellen  Statut  für homosexuelle  Paare,  das die  selben  Rechte und Pflichten 
bringt  wie  die  Ehe,  ausgenommen,  Abstammung,  Adoption,  medizinisch  unterstützte 
Fortpflanzung.  Einen  Vertrag,  der  weniger  Wert  ist  als  die  Ehe,  aber  mehr  als  eine 
einfache  Lebensgemeinschaft,  der  allen  Paaren  offen  steht  (der  PaCS)  oder  eine 
Ausweitung des Begriffes der Lebensgemeinschaft und auch eine Ausweitung der Rechte 
und Pflichten ebendieser. Schließlich nur ein Vertrag zwischen zwei Partnern, der nur 
Güter und finanziellen Angelegenheiten betrifft (PIC – pacte d'intérêt commun).190
In der Debatte um den PaCS konnte man feststellen, dass die Homophobie immer noch 
eine  konstante  Komponente  in  der  französischen  Gesellschaft  ist.  Dies  zeigte  sich 
einerseits  in  einer  expliziten  Homophobie  (zum  Beispiel  in  den  Aussagen  einiger 
Politiker  oder  in  während der  Anti-PaCS Demonstrationen)  und andererseits  in  einer 
Hierarchie der Sexualitäten, bei der die Heterosexualität als Referenz dient.191 G. Coq, 
ein  konservativer  Politiker  sagte,  dass  die  legitime  Überlegenheit  der  festen 
heterosexuellen Partnerschaft erhalten bleiben sollte, da es soziale Beziehungen gibt, die 
dem Status des Staatsbürgers vorausgehen und die für die Konstruktion der Gesellschaft 
notwendig sind: die Familie, die Ehe und die Abstammung.192 
187Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:15 f
188Ibid:37 und 58
189Ibid:65
190Desfossé/Dhellemmes et al. 1999:118 f und Vgl. Mécary/Leroy-Forgeot 2001:50 ff
191Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:14
192Vgl. Borrillo/Fassin 2001: 94
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8.2.1 Die Meinung der französischen Gerichte
Auch die hohe Gerichtsbarkeit in Frankreich hat gleichgeschlechtlichen Paaren zwei Mal 
jeglichen  geschützten  Status  (1989  und  1997)  verwehrt.  Die  Gleichstellung  von 
heterosexuellen  und  homosexuellen  Lebensweisen  wurde  von  denselben  Gerichten 
systematisch verwehrt,  die zuvor daran gearbeitet  haben,  die Lebensgemeinschaft  von 
der Ehe zu trennen. Die Argumente änderten sich, als gleichgeschlechtliche Paare auch 
als  Lebenspartner  anerkannt  werden  wollten.  Ab  diesem  Zeitpunkt  haben  sich  die 
Interpretationen der Gerichte verändert. Obwohl untere Instanzen gleichgeschlechtliche 
Paare mit  verschiedengeschlechtlichen Paaren gleichsetzt  haben,  wurden diese Urteile 
von  den  höheren  Instanzen  wieder  aufgehoben.  Hier  wurde  die  Ehe  plötzlich  mit 
Lebensgemeinschaften  gleichgesetzt  und  diese  wurden  zu  „Quasi-Ehen“.  Eine 
Lebensgemeinschaft bedeutet eine fixe und öffentlich bekannte Beziehung zu führen, die 
man mit einem beliebigen Nachweis belegen kann. Nach der Lehrmeinung ist eine Ehe 
ein feierlicher, normierter Akt und die Lebensgemeinschaft eine simple Tatsache.193 
Es ist also paradox, dass die Gerichte die Ehen und Lebensgemeinschaften fast gleichsetzen, nur 
um sie vor der  Homosexualität  zu schützen.194 Andererseits  gab es  im Jahr  1995 ungefähr  40 
Bürgermeister,  die  gleichgeschlechtlichen  Paaren  trotzdem  eine  Bestätigung  der 
Lebenspartnerschaft ausstellten (certificat de vie commune).195
193 Die Gerichte haben die Lebensgemeinschaften und die Ehe immer gegenüber gestellt. Vgl. 
Borrillo/Lascoumes 2002:28. Im Urteil des Kassationsgrichtshof 11.7.1989 wurde festgestellt, dass 
gleichgeschlechtliche Partnerschaften nicht den Status von Lebensgemeinschaften haben können, da dies 
nur heterosexuelle Paare (eheähnliches Zusammenleben) sein können. Dieses Urteil wurde am 17.12.1997 
bestätigt. Dies hat den Gesetzgeber veranlasst über eine rechtliche Anerkennung gleichgeschlechtlicher 
Lebensweisen intensiv zu arbeiten. Mit dem PaCS wurden die Lebensgemeinschaften auch auf 





8.2.2 Die Befürworter des PaCS
Die  Forderungen  nach  einer  Anerkennung  gleichgeschlechtlicher  Lebensweisen 
begannen in Frankreich Ende der 1980er und Anfang der 1990er Jahre. Diese muss man 
in  folgendem  historischen  Hintergrund  sehen:  Im  französischen  Recht  wurde das 
Schutzalter  für  homosexuelle  Praktiken  1982  dem  für  heterosexuelle  Kontakte 
angeglichen. Von 1982 bis 1989 war Homosexualität ein totales Tabuthema. Dann gab es 
in Frankreich eine Zeit, in der es besonders viele Aids-Tote gab. Es starben auch viele 
homosexuelle Personen und da hat man bemerkt wie dramatisch und prekär die Situation 
der überlebenden homosexuellen Partner ist.196
Ein  Beispiel  ist:  Zwei  Männer  leben  zusammen,  der  Mietvertrag  ist  auf  einen  der  beiden 
ausgestellt. Wenn dieser Mann stirbt, dann kann der andere den Mietvertrag nicht zu denselben 
Konditionen übernehmen, obwohl die beiden jahrelang gemeinsam in dieser Wohnung gewohnt 
haben.197
Organisationen  wie  Aides  (ursprünglich  eine  Organisation  im  Kampf  gegen  Aids) 
forderten  in  einigen  parlamentarischen  Hearings  die  strenge  Anwendung  der 
Empfehlungen des europäischen Parlaments.198 
Caroline  Mécary,  eine  Pariser  Anwältin,  die  sich  seit  längerer  Zeit  mit 
Gleichstellungsfragen befasst, erinnert sich an die Verhandlungen und an die Debatten in 
Frankreich:
Ich habe zum Gesetz beigetragen, weil ich Teil der französischen Anwältegewerkschaft war. Die 
Gewerkschaft wurde zu einem Hearing von den beiden Rapporteuren des Gesetzes, J.P. Michel 
und P. Bloche eingeladen. In Wirklichkeit waren diese Hearings jedoch rein formell, keine einzige 
Sache, die von den NGOs vorgeschlagen wurde, wurde weiter verfolgt. Man hat so getan, als hätte 
es  eine  Miteinbeziehung  gegeben,  aber  in  Wirklichkeit  wurde  auf  keine  der  Anmerkungen 
geachtet,  auch  nicht  auf  die  der  Anwältegewerkschaft  (SAF).  Das  war  eine  'falsche' 
Miteinbeziehung.
Die Debatten rund um den PaCS bezeichnet Frau Mécary als extrem kontrovers, so wie 
alle Debatten, wo es um Kinder oder Familie geht.
Die  Verhandlungen  zum  PaCS  waren  extrem  virulent,  damals  wie  heute.  Die  konservative, 
katholische Rechte war sehr gegen die Abstimmung des PaCS für  homosexuelle Paare. Es gab 
sogar eine Abgeordnete – Christine Boutin – die am Tag der Abstimmung im Sitzungssaal der 
Nationalversammlung die Bibel hervorgeholt hat um zu bekräftigen, das der PaCS im Namen der 
Bibel verboten sei.
Paare, die einen PaCS eingehen möchten, müssen dies am Amtsgericht vornehmen:
196Vgl. Interview mit Caroline Mécary
197Interview mit Caroline Mécary
198Das europäische Parlament hat die EU-Mitgliedsstaaten 1986 und 1994 aufgefordert 
gleichgeschlechtliche Lebensweisen anzuerkennen und abzusichern. Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002: 15 und 
29
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Das Rathaus,  die  Zeremonie,  das  ist  symbolisch,  das  hat  keine  rechtlichen  Folgen.  Es  wurde 
gemacht,  um jede Verbindung mit der Familie zu verwischen. Außerdem ist der PaCS nur ein 
Vertrag, während die Ehe eine  vertragliche Institution ist. Das impliziert einen Unterschied der 
Logik und der Konsequenzen.199
Caroline Mécary sieht Frankreich mit dem PaCS im unteren Mittelfeld der rechtlichen 
Anerkennungen für gleichgeschlechtliche Lebensweisen.
Man kann feststellen, dass die konservativen und Rechtsparteien ganz gegen den PaCS 
waren  und  die  Linksparteien  sich  nur  schwer  dazu  entschließen  konnten,  ihn  zu 
befürworten. Es wird festgestellt,  dass es sich bei der Institution Ehe es sich um eine 
soziale  Konstruktion  handelt.  Die  Familie  ist  laut  Borrillo/Fassin  (2001)  eine 
Einteilungskategorie  des  Staates,  die  es  auch  ermöglicht  Menschen  auszuschließen. 
Weiters  lasse  sich  das  klassische  okzidentale  Familienbild  bis  zur  Entstehung  und 
Etablierung des Christentums zurückverfolgen.200 Später hat der Staat das Familienbild 
übernommen um seinen Bedürfnissen zu genügen: der Reproduktion der Arbeitskräfte 
und der Versorgung der Armeen.201 
Es gibt keine juristischen Argumente gegen die Ehe für alle Paare, deshalb bezieht man sich auf 
moralische oder religiöse Werte. Die westliche Familie wird entweder als lineares Modell, das 
heißt  die  Sukzession  der  Generationen  oder  als  Konzeption  der  Kernfamilie,  das  heißt  ein 
monogames verschiedengeschlechtliches Paar und deren Kinder, gesehen. Im französischen Code 
civil gibt es jedenfalls keine Definition der Ehe. Die Konzeption, dass eine Ehe nur zwischen 
einem Mann und einer Frau geschlossen werden kann, kommt aus der Tradition.202 
Die Organisationen für eine Anerkennung gleichgeschlechtlicher Lebensweisen (Act-Up, 
ProChoix, Ardhis, CGL, APGL und SOS Homophobie) haben im März 1999 noch einen 
Bericht veröffentlicht, der die Defizite des PaCS aufzeigt, dieser wurde jedoch im Gesetz 
nicht  mehr  berücksichtigt.  Der  PaCS  ist  weniger  wert  als  die  Ehe,  dies  sollte  auch 
unterstrichen  werden.203 Einige  Vertreter  protestantischer  Kirchen  haben  jedoch  eine 
Möglichkeit der „Segnung homosexueller Paare“ für möglich erklärt.204
199Interview mit Caroline Mécary
200Vgl. Borrillo/Fassin 2001:100 f
201Ibid:45 ff
202Desfossé/Dhellemmes et al. 1999:102 f
203Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:111 ff
204Vgl. Mécary/Leroy-Forgeot 2001:35
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8.2.3 Die Gegner des PaCS
Eine erste Anti-PaCS Demonstration fand im November 1998 statt, auch hier waren viele 
homophobe Aussagen zu lesen.  Ein besonders bemerkenswertes Ereignis ist die Anti-
PaCS Demonstration vom 31. Januar 1999. Diese öffentliche Demonstration, die alles 
andere  als  ein  Einzelfall  war,  zeigte,  wie sehr  die  Homophobie  in  der  französischen 
Gesellschaft  verbreitet  war.  Manche Demonstranten  wünschten gleichgeschlechtlichen 
Paaren öffentlich den Tod.205 Dazu kommt, dass die Forderungen nach einer Öffnung der 
Ehe auch für homosexuelle Paare als Minderheitenforderung, die gegen das Prinzip der 
Gleichheit verstößt, dargestellt wurden. 
Als  weiteres  Argument  gegen  gleichgeschlechtliche  Ehen/Familien  wurde  das  Risiko 
genannt, das entsteht, wenn die Verschiedenheit der Geschlechter nicht mehr gelebt wird. 
Daraus könnten Schäden für die Psyche und die Soziabilität  des Einzelnen entstehen, 
denn wäre die Homosexualität  rechtlich mit  der Heterosexualität  gleichgesetzt,  würde 
dies die Individualisierung der Gesellschaft bedeuten. Dies wiederum würde sich sehr 
schlecht  auf  die  demographische  Entwicklung,  die  in  Frankreich  sehr  wichtig  ist, 
auswirken.206 Der Grund, warum die Debatte um den PaCS so kontrovers war, ist nicht 
die Tatsache, dass damit die Lebenspartnerschaften ohne Trauschein legitimiert würden 
oder weil dieser Vertrag eine Konkurrenz zur Ehe darstellen könnte, da beim PaCS von 
vorne herein jede Referenz auf den Begriff „Familie“ ausgeschlossen wurde. Nein, es 
handelt  sich  vielmehr  um  den  ersten  symbolischen  Riss  in  der  Fassade  des 
heterosexuellen  Monopols  der  Ehe  und  um  einen  ersten  Schritt  in  Richtung 
Banalisierung der Homosexualität.207
Ch.  Boutin  vertrat  die  Meinung,  dass  die  Möglichkeit  des  PaCS dem Staat  weniger 
Steuern bringen würde, weil verpartnerte Paare weniger Steuern bezahlen. Der PaCS im 
Speziellen könnte für Steuerhinterziehungen benutzt werden.208 
Die Bischofskonferenz Frankreichs sah im PaCS ein gefährliches und unnötiges Gesetz, denn die 
Homosexualität  sei  ein  Durcheinander  der  Gefühlswelt,  dass  eine  individuelle  und  soziale 
Dysfunktion hervorruft. Der Präsident der Anwaltskammer von Paris hielt das Gesetz in seiner 
Einschätzung vor der Abstimmung im Parlament für einen Parasitismus209. 
Von Abgeordneten der konservativen Partei wurde der Regierung vorgeworfen, dass sie 
Forderungen einer Minderheit,  einer Lobby,  nachgebe. Es bestehe weiters die Gefahr, 
205Vgl. Interview mit Caroline Mécary: „Les PDs au bûcher!“ bedeuted „Schwule auf den Scheiterhaufen.“
206Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:92 ff
207Ibid:96 ff
208Vgl. Christine Boutin 1998 zitiert in Desfossé/Dhellemmes et al. 1999:129
209Desfossé/Dhellemmes et al. 1999:129
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dass  der  PaCS  für  Betrügereien  (Steuerbetrug,  Staatsbürgerschaftsbetrug,...)  genutzt 
werde. Durch die Anerkennung von gleichgeschlechtlichen Lebensweisen wurde sogar 
ein Rückschritt zur Tiernatur prophezeit. J. Myrad, ein Abgeordneter der RPR138, sprach 
während einer Diskussion die damit bald mögliche Anerkennung zoophiler Personen an, 
D. Dord schlug vor den PaCS bei Tierärzten eintragen zu lassen. Der PaCS konnte nur 
beschossen werden, weil alle Verweise zur Ehe gestrichen wurden und er weniger wert 
ist  als  die  Eheschließung.  Weitere  Aussagen  waren  folgende:  „Nur  ein 
verschiedengeschlechtliches Paar kann eine Familie sein, als Basis der Gesellschaft gilt 
die Familie und nicht der Einzelne.210 Der PaCS ist nicht möglich, da er die öffentliche 
Ordnung stört.“  In Frankreich sollten die  Ehen und die  Geburt  der  Kinder bevorzugt 
werden, damit das Land stärker werde, sagte der Abgeordnete J. Toubon.211 
Denn selbst wenn die römisch-katholische Kirche in Frankreich nicht durch eine Partei 
repräsentiert wird, ist ihr Einfluss durch konservative Netzwerke in allen konservativen 
und Rechtsparteien zu bemerken. Im April 1998 gab es noch eine Unterschriftenaktion, 
an der sich 15.032 Bürgermeister beteiligten, die selbst das beschlossene Gesetz nicht 
anwenden wollten. Dabei handelte es sich jedoch häufig um Bürgermeister sehr kleiner 
Gemeinden.212 In ihrem Text rechtfertigten sie sich unter anderem mit Zitaten aus der 
Bibel.  Das  Komitee  „Avenir  de  la  culture“  rief  zwei  Mal  alle  Franzosen  auf,  dem 
Premierminister  und dem Präsidenten möglichst  viele Briefe zu schicken,  um sie von 
ihrem Vorhaben, der Umsetzung des PaCS, abzubringen.213 
Dieser Aufruf enthielt Sätze wie: „Die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften hat 
zum Ziel die Familie, die Ehe, die Moral und die Kindheit sowie Frankreich zu zerstören. Wenn 
wir nichts unternehmen, dann werden unsere Enkelkinder in einer pervertierten Welt leben, in der 
Homosexualität und die freie Liebe die höchste Anerkennung haben. Frankreich soll nicht das 
erste katholische Land sein, in dem die gleichgeschlechtliche Ehe möglich wird.“214 
Juristische  Publikationen215 während  der  Debatte  waren  geprägt  von  Vorurteilen,  in 
denen homosexuelle Personen als für Kinder gefährliche, narzisstische Personen, die das 
„Andere“  nicht  lieben  und  anerkennen  können,  beschrieben  wurden.  „Mit  ihren 
unnötigen und gefährlichen Forderungen sind sie auch subversiv gegenüber der sozial 




213Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:96 ff
214Desfossé/Dhellemmes et al. 1999:185 ff
215Siehe Borrillo/Fassin 2001: 164 ff, zum Beispiel: „Receuil Dalloz“, „La notion juridique du couple“, 
„Juriclasseur, „Droit civil. La famille“, etc.
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Sakrament  zu  sehen,  obwohl  Frankreich  das  erste  Land  war,  in  dem  das  klerikale 
Monopol  der  Familie  gebrochen wurde.216 Die französische  Anwaltschaft  war  in  drei 
Gruppen  geteilt.  Eine  sehr  konservative,  die  das  patriarchale  Familienbild  erhalten 
wollte, eine weniger konservative, die das aktuelle Familienbild mit mehr Rechten für 
Frauen  und  Kinder,  das  immer  noch  ein  ausschließlich  heterosexuelles  Modell  war, 
akzeptierte und eine Gruppe, die sich für die Gleichstellung aller Paare einsetzte.217 Der 
Jurist  R.  Cabrillac  konstatierte,  dass  die  französische  Regierung  lieber  den  positiven 
Umfragen  der  Bevölkerung  gegenüber  dem PaCS  und  den  Interessensgruppen  „Pro-
PaCS“ nachgegeben hatte und die Meinung wissenschaftlich arbeitender Juristen nicht 
ernst genommen hatte.218
Die  Gegner  des  PaCS  vertraten  das  Argument,  dass  eine  offizielle  Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher  Lebensweisen  nicht  notwendig  sei.  Eine  Anpassung  der  Rechte  der 
Lebensgemeinschaften für spezielle Situationen würde völlig ausreichen. Als zweites Argument 
wurde  angeführt,  dass  eine  spezielle  Anerkennung  für  eine  bestimmte  Gruppe  gegen  den 
Gleichheitsgrundsatz der französischen Republik sei.219 
G.  Coq  erklärte,  dass  Ehepaare  deshalb  vom  Staat  unterstützt  werden,  da  sie 
normalerweise Kinder bekommen und daher dem Staat nützlich sind, dies gleicht der 
Staat mit einigen Vorteilen wieder aus.220 Die konservative Abgeordnete C. Boutin sagte, 
dass die Legalisierung des PaCS Kinder in Gefahr bringe. Obwohl es im PaCS keine 
Hinweise auf Familie oder Kinder gibt. Dabei dachte sie offensichtlich an eine Debatte, 
die nach dem PaCS folgte wird, in der es um gleichgeschlechtliche Eltern und Adoption 
geht.221
Selbst  die  konservative  Abgeordnete  Christine  Boutin  sowie  die  französische 
Bischofskonferenz, die sich gegenüber dem PaCS sehr ablehnend zeigten, äußerten sich 
dahingehend positiv, dass niemand in einer Gesellschaft in sehr prekären Verhältnissen 
leben  und  marginalisiert  werden  soll.222 Die  französische  Bischofskonferenz  steht 
Personen mit homosexuellen Neigungen durchaus verständnisvoll gegenüber, verurteilt 
jedoch ihre in die Tat umgesetzte Sexualität. Um sich nicht explizit auf eine göttliche 
Autorität beziehen zu müssen, versuchte man sich in der Debatte mit der Expertise der 
216Vgl. Borrillo/Fassin 2001:161 ff und 182
217Vgl. Borrillo/Fassin 2001:181
218Vgl. Rémy Cabrillac zitiert in: Borrillo/Fassin 2001:189
219Desfossé/Dhellemmes et al. 1999:67 ff
220Vgl. Desfossé/Dhellemmes et al. 1999:109
221Ibid:112
222Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:40 und Borrillo/Fassin 2001:90
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Sozialwissenschaften, der Psychoanalyse zu rechtfertigen, die hier die anthropologischen 
Grundlagen der symbolischen Ordnung sind.223
Man  kam  zu  dem  Schluss,  dass  man  homosexuellen  Personen  als  Individuen  alles 
zugestehen  und  als  Paar  einige  Vorteile  geben  kann.  Man  will  sie  jedoch  nicht  als 
Familie anerkennen. Der Unterschied der Geschlechter wird als Basis des Lebens in der 
Gesellschaft und des Prozesses der Zivilisierung der Menschen dargestellt. 
8.2.4 Die Debatte zum PaCS im französischen Parlament (1998-1999)
Während der Debatte  im französischen Parlament  beschwerten sich Philosophen oder 
„Experten“ nicht gehört zu werden. Hier stand die Befürchtung im Raum, sie würden aus 
reinem Eigennutz die Öffentlichkeit suchen. So sagte der Abgeordnete Patrick Bloche, 
dass  die  Abgeordneten  im  Gegensatz  zu  den  „Experten“  die  politische  Legitimation 
hätten.224
Patrick  Bloche  wurde  bei  den  Wahlen  1997 ins  französische  Parlament  gewählt.  Zu 
einem  Unterschied  zwischen  dem  PaCS  und  der  Ehe  sagt  er,  dass  es  sich  bei  der 
Unterzeichnung des PaCS im Amtsgericht heute nur noch um ein Detail handelt:
Der PaCS wird immer noch auf dem Amtsgericht unterschrieben, aber heute handelt es sich dabei 
eher  um ein Detail.  In  manchen Rathäusern  ist  es  möglich vom Bürgermeister  empfangen  zu 
werden, danach natürlich. Ich bin Bürgermeister des elften Bezirks in Paris und ich empfange 
öfters Paare, die ihren PaCS vorher am Gericht unterschrieben haben. Wir machen danach eine 
kleine symbolische Zeremonie, die es den Leuten erlaubt, wie bei den Ehen ihre Freunde und ihre 
Familie einzuladen.
Die Entscheidung den PaCS im Amtsgericht  unterzeichnen zu lassen fiel  damals  auf 
höchster Ebene, da man einen Skandal nach Beschluss des Gesetzes vermeiden wollte.
Die Regierung, also Matignon225 hat gewollt, dass der PaCS im Amtsgericht unterschrieben wird, 
weil es davor eine Petition von einigen Bürgermeistern gab, die sagten, sie würden das Gesetz in 
ihren Rathäusern nicht umsetzen. Das sollte vermieden werden.
Die  Verhandlungen  mit  der  RPR Partei226 hielt  er  für  schwierig,  da  es  viele  verbale 
Fehlgriffe und keine Kompromissbereitschaft gab.
Es gab einerseits die NGOs die viel gearbeitet haben und andererseits die rechte Partei, die sehr 
gegen  den  PaCS  als  solchen  war.  Das  war  der  Grund,  warum  einige  der  Redner  in  der 
223Vgl. Borrillo/Fassin 2001:100 f
224Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:73
225Das „Hotel Matignon“ ist der Sitz des Premierministers, für die Führung der Innenpolitik zuständig, wird 
oft als Synonym für ebendiesen verwendet.
226RPR (Rassemblement pour la République) -Parteienbündnis konservativer Parteien und Parteien der 
Mitte. „Gaullisten“. Im Jahre 2002 in UMP zuerst (Union pour la majorité présidentielle) dann (Union pour 
un mouvement populaire) umbenannt.
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Nationalversammlung wirklich  sehr  entsetzliche,  unmögliche  Äußerungen  getätigt  haben.  Das 
waren auch Beleidigungen gegenüber den Homosexuellen in Frankreich. Und man musste auch 
mit der Regierung verhandeln, diese Verhandlungen habe ich durchgeführt und im Juli 1998 habe 
ich  dann  Matignon gefragt,  ob  nicht  auch  die  gepacsten  Paare  von  bestimmten 
Steuererleichterungen  profitieren  könnten,  nach  einer  gewissen  Dauer  des  PaCS  –  diese 
Mindestdauer  wurde in der  Zwischenzeit  aufgehoben.  Und wir haben nachgegeben,  der  PaCS 
sollte statt im Rathaus dann auf dem Gericht geschlossen werden. 
Einige traditionelle Familienorganisationen forderten außerdem, dass der PaCS nur für 
gleichgeschlechtliche Paare gelten sollte, in Österreich forderte der ÖVP-Familienbund 
das genaue Gegenteil.  Es gab einige katholische oder protestantische Familienvereine, 
die sagten, der PaCS wäre für sie erträglicher, wenn dieser Status nur für homosexuelle 
Paare offen wäre. Sie störte am meisten an dem Gesetzesvorschlag, dass er für alle Paare 
offen ist. Diese Idee wurde jedoch nicht weiter verfolgt. Die Parti socialiste wollte hier 
nicht  nachgegeben,  weil  in  Frankreich  jede  kommunitaristische  Forderung  abgelehnt 
wird.  Es  war  von  Anfang  an  klar,  dass  sich  der  PaCS  an  homosexuelle  und 
heterosexuelle Paare richtet.
Jean-Pierre  Michel  der  Parti  socialiste  hat  schon  Anfang  der  1990er  Jahre 
Gesetzesvorschläge  für  die  Anerkennung  gleichgeschlechtlicher  Paare  in  das 
französische  Parlament eingebracht. Michel erklärt, warum Menschen, die einen PaCS 
eintragen lassen möchten, nicht ins Rathaus gehen können: 
Das Rathaus bleibt zu, im Kopf der Menschen ist das für die Ehe reserviert. Voilà. Wir wollten ja 
nicht einmal, dass der Bürgermeister den PaCS mitunterschreibt. Es handelte sich nur darum, dass 
die Menschen in das Rathaus gehen können und ihn dort bei einem Beamten unterzeichnen. Es 
ging darum, die Infrastruktur, das Service der Rathäuser zu nutzen, das ist einfacher. Wenn man 
heiratet,  dann  gibt  es  ein  offizielles  Datum  für  die  Zeremonie,  da  kommt  man  vor  den 
Bürgermeister, der hat festliche Kleidung an, im Saal ist auch das französische Nationalsymbol 
die  „Marianne“  aufgestellt  etc.  Und dann ehelicht  der  Bürgermeister  das  Paar  im Namen der 
Republik.  Wir wollten nicht  einmal das,  wir  wollten,  dass  das Paar,  das  einen PaCS will  ins 
Rathaus geht und dort seine Akten abgibt. Dann hätte das Rathaus den PaCS eingetragen, wie sie 
es mit anderen Dingen auch tut – Taufen, Todesfälle. Das ist alles. Das wäre nicht einmal vom 
Bürgermeister  „gesegnet“  worden.  Nicht  einmal  das  war  im Moment  möglich.  Es  gibt  einige 
Rathäuser, mit Bürgermeistern einer Linkspartei, die akzeptieren eine Zeremonie zu machen, die 
aber keine Folgen hat. Man muss den PaCS am Gericht unterschreiben und danach wird man von 
manchen Bürgermeistern empfangen. 
Auch  für  Michel  waren  die  Verhandlungen  anstrengend  und  schwierig.  Einige 
Abgeordnete  seiner  Partei  (PS)  standen  dem  PaCS  befürwortend  gegenüber.  Die 
damalige  Justizministerin  Guigou  und  andere  Minister  wie  Jospin  und  Strauß-Kahn 
waren  zurückhaltender.  Der  Text  musste  über  lange  Zeiträume  immer  wieder  neu 
überarbeitet werden. Alles was an die Ehe erinnern könnte musste gestrichen werden. 
Selbst die „Pflichten“ einer gepacsten Person erinnerten den damaligen Premierminister 
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(Jospin) zu sehr an die „gegenseitigen Pflichten“ der Eheleute. Der PaCS wurde immer 
mehr zu einem reinen Vertrag. 
Die rechte Partei wollte eher nur einen Vertrag vor dem Notar, denn nach einem Vertrag, der vor 
dem Notar geschlossen wurde, hat man einige Rechte. Die PS wollte jedoch etwas anderes, etwas 
mehr als nur einen Vertrag vor dem Notar, sie wollte, dass es auch ein Akt ist, der im Code civil 
eingetragen ist. Das war eine Schlacht um zu entscheiden, wo er unterzeichnet werden sollte. 
Zuerst sollte es im Rathaus stattfinden, aber nicht am Standesamt und schließlich kam 
der  Entschluss,  ihn  am Amtsgericht  eintragen  zu  lassen.  Diese  Debatte  dauerte  sehr 
lange. Dazu gibt es folgende neue Gesetzesänderung der UMP: 
Wenn zwei Personen sich ohne große Änderungen verpacsen möchten, dann können die das auch 
beim Notar machen. Diese Idee wurde nicht ad acta gelegt.  Die PS hat sehr gekämpft  für die 
Eintragung des PaCS in den ersten Teil des Code civil. Im Code civil gibt es verschiedene Teile, 
der erste Teil handelt vom Personenstand, dort geht es um Ehe, Abstammung, Adoption. Dann 
gibt es einen Teil, der handelt von den Verträgen. Und es gab Leute, die wollten, dass der PaCS in 
den  Teil  des  Code  civil mit  den  Verträgen  eingetragen  wird.  Aber  die  PS  hat  sich  dagegen 
ausgesprochen. Der PaCS wird in den ersten Teil des  Code civil geschrieben. So steht heute im 
Code civil die Ehe und der PaCS.
Schließlich vermied man es den PaCS in den Rathäusern unterschreiben zu lassen, da 
man  sich  keiner  Auseinandersetzung  mit  den  Bürgermeistern  aussetzen  wollte.  Die 
angekündigte  „Lesbian  and  Gay-Pride“  Parade  hat  die  Regierung  schließlich 
dahingehend beeinflusst,  den PaCS im Juni 1998 aus den verschiedenen Vorschlägen 
auszusuchen.  Grund  für  die  Wahl  des  PaCS  war  auch,  dass  eine  Lösung  gefunden 
werden musste, die von einer Mehrheit der Abgeordneten mitgetragen wurde und mit der 
eine  Mehrheit  der  Abgeordneten  und  somit  Wähler  einverstanden  war.  Die 
Parlamentsdebatte sollte im Oktober stattfinden. Am 9. Oktober fanden sich jedoch nur 
sehr  wenige Abgeordnete  der  Linksparteien  in  der  Nationalversammlung ein,  dies  ist 
wohl  auf  mangelnde  Überzeugung  und  Unentschlossenheit  ihrerseits  zurückzuführen. 
Die Abgeordneten der konservativen Partei waren jedoch stärker vertreten als üblich.227 
Warum sich die Parti socialiste doch für eine Unterstützung des PaCS entschieden hat, lag wohl 
an  den positiven  Umfrageergebnissen  für  den PaCS und auch  die  offensive  Gegnerschaft  der 
Rechtsparteien. Natürlich hat auch die republikanische Verpackung (das Gesetz gilt für alle Paare) 
dazu beigetragen, Vorwürfe von Kommunitarismus zu entkräften.228
Die Jahre 1998 und 1999 waren geprägt von einer großen Auseinandersetzung zwischen 
den Parteien zu diesem Thema. In der Parlamentsdebatte vom 9. Oktober 1998229 setzte 
227Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:60 ff (Es waren 2 der 8 Abgeordneten des Mouvements des citoyens 
(links), 3 der 6 Grünen, 6 der 36 Kommunisten und 39 der 251 Sozialisten vertreten. 60 Abgeordnete der 
rechten Parteien waren während der Abstimmung anwesend.
228Borrillo/Fassin 2001:28
229 Vgl. http://www.assemblee-nationale.fr/histoire/50annees/981103-chirac-jospin-leg11.asp, Abrufdatum: 
4.4.2011
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die RPR-Partei  auf das Filibustern230 und legten so die parlamentarische Arbeit  lahm. 
Diese Taktik zeigt, wie sehr die RPR-Partei gegen den PaCS war und wie schwer Fragen 
der Gleichgeschlechtlichkeit in der Politik zu behandeln waren. Über das Jahr verteilt 
wurde  über  den  PaCS  über  120  Stunden  lang  debattiert  und  zwei 
Unzulässigkeitsanfragen  (exception  d'irrecevabilité)  gestellt.  Einer  davon  wurde 
stattgegeben, das heißt, der Text sei mit der französischen Verfassung nicht vereinbar. 
Diese Praxis ist  extrem selten und wurde vor dem PaCS erst einmal angewandt.  Des 
Weiteren  wurden  fast  2000  Abänderungsanträge  von  der  konservativen  Opposition 
gestellt. Auch vor der Sommerpause 1999, setzte die RPR alles daran, den Beschluss zu 
verzögern, somit konnte das Gesetz erst im November 1999 beschlossen werden.  Der 
PaCS  musste  beschlossen  werden,  da  der  Kassationsgerichtshof  1989  und  1997 
gleichgeschlechtlichen  Partnerschaften  die  Qualität  der  Lebenspartnerschaften  nicht 
zugestanden hatte, jedoch musste ein anderes Modell als die Ehe gefunden werden. Der 
Kassationsgerichtshof  sah sich  nicht  imstande  diese  Frage  mit  Jurisprudenz  allein  zu 
regeln und gab diese Aufgabe zurück an den Gesetzgeber, der sich nach dem zweiten 
Urteil  gegen die Miteinbeziehung gleichgeschlechtlicher  Lebensweisen in den Begriff 
der „Lebenspartner“ damit  verstärkt auseinander setzte.231 Der Beschluss des Gesetzes 
war nur aufgrund von zwei Abstrichen möglich: Keine Herstellung einer Verbindung mit 
dem Familienrecht und das Etablieren des PaCS als Vertrag, der weniger Wert ist als die 
Institution der Ehe. In der Debatte kamen immer wieder Argumente wie Mitleid oder 
Solidarität mit Homosexuellen, anstatt Anerkennung, auf. Die Befürworter einer Reform 
bestanden  jedoch  auf  eine  Lösung,  die  für  alle  Paare  offen  ist  und  auf  keine 
Sonderbehandlung  für  homosexuelle  Paare.  Das  fordert  außerdem  auch  der 
Universalismus  der  Republik  Frankreich,  der  speziellen  Lösungen  für  bestimmte 
Gruppen sehr kritisch gegenüber steht.232 
Die hier ausführlich beschriebenen Debatten in Österreich und Frankreich werden nun 
die Grundlage für die folgende Analyse darstellen.
230Filibustern ist eine im Senat der USA häufig angewandte Taktik einer Minderheit. Durch Dauerreden 
soll der Beschluss der Mehrheit verhindert oder zumindest verzögert werden. Diese Taktik wird auch in 
Parlamenten anderer Staaten angewandt und gründet auf eine Tradition (die Ermüdungsrede) aus dem alten 
Rom.
231Vgl. Borrillo/Fassin 2001:187
Vgl. Interview mit Jean-Pierre Michel
232Vgl. Borrillo/Lascoumes 2002:79 ff
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III. Analytischer Teil
In diesem Teil werde ich das bisher zum PaCS und zur EP im deskriptiven Teil Gesagte 
analysieren. Zuerst möchte ich die Unterschiede des PaCS und der EP aufzeigen und so 
mit meiner Analyse der Perspektiven und Begriffe, der Orte, wo der diskursive Kampf 
stattfindet, beginnen.
9.  Vergleich  des  Gesetzes  für  den  PaCS  mit  dem  Eingetragene 
Partnerschaft-Gesetz
Das Gesetz des PaCS in Frankreich und das Gesetz zur EP in Österreich unterscheiden 
sich in vielen Bereichen. Beim PaCS handelt es sich vordergründig um einen Vertrag 
zwischen  zwei  Menschen  egal  welchen  Geschlechts.  Dieser  Vertrag  ändert  den 
Personenstand nicht.  Seit  2007 wird ein geschlossener  PaCS in die  Geburtsurkunde 
eingetragen. So ist für Dritte leichter erkennbar, ob eine Person einen PaCS unterzeichnet 
hat  oder  ledig  ist.  Das  Eingehen  einer  EP  hingegen  ändert  den  Personenstand  in 
Österreich von „ledig“ auf „in eingetragener Partnerschaft lebend“. Jedoch ist die EP in 
Österreich nur für homosexuelle Paare möglich.233
Während  der  PaCS  in  Frankreich  keine  oder  nur  wenig  Auswirkungen  auf  das 
Fremdenrecht hat,  gelten  für  eingetragene  Partner  in  Österreich  dieselben 
fremdenrechtlichen Bestimmungen wie für Ehepartner. In beiden Ländern wird der PaCS 
oder die EP eigentlich nicht in den Räumen des Standesamtes unterzeichnet. Dies ist in 
Österreich aufgrund der  Statuarstädte  manchmal  möglich,  in  Frankreich jedoch nicht. 
Der PaCS wird am Amtsgericht eingetragen, die EP in der Bezirkshauptmannschaft. Bei 
beiden  Eintragungen handelt  es  sich  um  keinen  feierlichen  Akt.  Ob  ein  festlicher 
Rahmen  gegeben  ist,  hängt  in  Österreich  vom Ort  der  Eintragung  ab,  in  Frankreich 
empfangen manche Bürgermeister die frisch gepacsten Paare nach dem Amtsgericht. In 
Österreich  kann  der  Ablauf  der  Eintragung  je  nach  Bezirkshauptmannschaft  anders 
ablaufen.  Manche  Statuarstädte  öffnen  das  Standesamt,  manche 
233Auf den folgenden Seiten werden zwei Tabellen diese Darstellungen zur besseren Übersichtlichkeit 
zusammenfassen.
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Bezirkshauptmannschaften stellen einen feierlichen Rahmen für die Unterzeichnung der 
Urkunden zur Verfügung. 
Während beim PaCS, wenn nicht ausdrücklich vom Paar Gütergemeinschaft gewünscht 
wird,  immer  Gütertrennung angenommen  wird,  werden  eingetragene  Partner  wie 
Ehepartner behandelt. Der PaCS gibt auch keinen automatischen Anspruch auf Erbschaft 
oder Hinterbliebenenpension. Auch der Mietvertrag der verstorbenen Person kann von 
der Hinterbliebenen übernommen werden. War der Verstorbene  Eigentümer kann der 
Überlebende noch zumindest ein Jahr in der Unterkunft wohnen bleiben. In Österreich 
werden diese Belange wie im Eherecht geregelt.  In der österreichischen EP sind auch 
diese Bestimmungen ähnlich der Ehe, jedoch kann der Unterhalt nur befristet, oder zum 
Beispiel, wenn die EP nur sehr kurz dauerte, ganz entfallen.234 Auch die Auflösung eines 
PaCS  ist  nicht  vergleichbar  mit  der  Auflösung  einer  EP.  Bei  der  eingetragenen 
Partnerschaft gilt, wie bei der Ehe in Österreich, das Verschuldensprinzip. Der Antrag 
auf Auflösung der EP kann nur von beiden Partnern gestellt werden.235 Die Auflösung 
eines  PaCS hingegen kann von nur einem Partner an das Amtsgericht  und an seinen 
Partner geschickt werden. Unterhaltszahlungen nach dem PaCS an einen der Partner sind 
nur möglich, wenn sie von diesen vorher im Vertrag festgelegt wurden.
Eine  Parallele  zwischen  dem  PaCS  und  der  EP  ist,  dass  beide  jeden  Hinweis  auf 
„Familie“ ausblenden. Es ist homosexuellen Personen die gepacst sind nicht möglich, 
ein Kind zu adoptieren oder medizinisch unterstützte  Fortpflanzung zu beanspruchen. 
Dies ist bei der EP genau gleich. Eine zweite Ähnlichkeit besteht darin, dass sowohl für 
den PaCS als auch für die EP  keine Treuepflicht  gilt. Dies ist jedoch wieder in dem 
Kontext  zu  verstehen,  dass  man  vermeiden  wollte  hier  eine  Ähnlichkeit  mit  der 
traditionellen Treuepflicht in der Ehe zu sehen.
Es kann festgestellt werden, dass die EP im Vergleich zum PaCS, ein viel umfassenderes 
Gesetz ist, dass viele Rechte und Pflichten, die zuvor der Ehe vorbehalten waren, auch 
gleichgeschlechtlichen  Paaren  bietet.  Der  PaCS  kann  zwar  von  gleich-  und 
verschiedengeschlechtlichen Paaren eingegangen werden, jedoch bringt er viel weniger 
Absicherung  als  die  Ehe.  Der  PaCS steht  aufgrund der  Universalität  der  Gesetze  in 
Frankreich allen Paaren offen, jedoch war es nicht möglich sich der Ehe anzunähern, da 
die Stimmung voller Ressentiments gegen gleichgeschlechtliche Lebensweisen war. Im 
234 http://www.partnerschaftsgesetz.at/rechtliches/scheidung/nachpartnerschaftlicher-unterhalt, 
Abrufdatum: 5.4.2011
235 Vgl. http://www.partnerschaftsgesetz.at/rechtliches/scheidung/, Abrufdatum: 5.4.2011
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Vergleich  dazu  ist  das  österreichische  Gesetz,  obwohl  es  die  erste 
Absicherungsmöglichkeit  für  gleichgeschlechtliche  Paare  darstellt,  relativ  umfassend 
geworden und gibt eingetragenen Partnern eine gute Absicherung. Der so gravierende 
Unterschied des PaCS zur Institution Ehe impliziert, dass man gleichgeschlechtlichen 
Lebensweisen zwar eine  gewisse Absicherung zugestehen wollte,  jedoch keine große 
Anerkennung. Trotz allem sind sie heute in der Öffentlichkeit präsenter als noch vor der 
Einführung des PaCS, auch das neu entstandene Verb „se pacser“ ist relativ schnell in die 
Umgangssprache eingegangen, dies liegt jedoch sicher auch daran, dass der PaCS allen 
Paaren zugänglich ist. 
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Art: Personenstand Vertrag (seit 2007: Vermerk in 
Geburtsurkunde)
Offen für: Gleichgeschlechtliche Paare Alle Paare
Partner aus nicht EU-Staaten: Fremdenrecht wie für Ehepartner Keine Auswirkung, sollte bei 
Erteilung des Aufenthaltstitels in 
Betracht gezogen werden
Eintragung: Bezirkshauptmannschaft oder in 
Stadt mit eigenem Statut: im 
Standesamt/Rathaus möglich
Amtsgericht, manche 
Bürgermeister bieten danach 
Empfang an
Gemeinsame Güter: wie Ehepartner Prinzip Gütertrennung
Erbe: wie Ehepartner Erbschaft nur möglich, wenn 
Partner im Testament erwähnt 
wird.
Hinterbliebenenpension: Nach drei Jahren eingetragener 
Partnerschaft gibt es Anspruch auf 
Hinterbliebenenpension.
Keine Hinterbliebenenpension
Unterhalt: Unterhaltsanspruch möglich, kann 
jedoch auch entfallen
Unterhaltszahlungen nur möglich, 
wenn dies vorher im Vertrag 
festgelegt wurde
Auflösung Beide Partner müssen einen 
Antrag stellen.
Eine Auflösung ist auch möglich, 
wenn nur ein Partner dies dem 
Amtsgericht mitteilt.
Ähnlichkeiten:
Übernahme des Mietvertrags: möglich möglich
Familie: kein Hinweis kein Hinweis
Adoption: nicht möglich nicht möglich
medizinisch-unterstützte 
Fortpflanzung:
nicht möglich nicht möglich
Treuepflicht: nein nein 
83
Durch diese Tabelle kann festgestellt werden, dass die EP ein umfassenderes Gesetz als 
der PaCS ist. 
Die  Debatte  in  Österreich  und  Frankreich  begann  unter  unterschiedlichen 
Ausgangsbedingungen.  In  Frankreich  wurde  das  Schutzalter  für  homosexuelle 
Handlungen schon 1982 dem für heterosexuelle Handlungen angeglichen. In Österreich 
geschah  dies  im Jahr  2002,  nachdem diese  Ungleichheit  schon vom österreichischen 
Verfassungsgerichtshof  als  verfassungswidrig aufgehoben und Österreich vom EGMR 
verurteilt  wurde.  Bis  ins  Jahr  2002  wurden  homosexuelle  Handlungen  also  als 
gefährlicher  angesehen  als  heterosexuelle,  sie  hatten  durch  die  unterschiedlichen 
Schutzalter  auch  die  Konnotation  einer  Straftat.  Dies  weist  auch  darauf  hin,  dass 
Homosexualität  etwas  „Anormales“  ist,  das  man  verbieten  muss  und vor  dem junge 
Menschen geschützt werden müssen. 
Die allgemeine öffentliche Konzeption der Familie ist weiterhin traditionell, obwohl sie 
von  moderneren  Familiengesetzen,  nicht-institutionalisierten  Formen  des 
Zusammenlebens von zwei Personen im Alltag und der daraus entstehenden Forderung 
die „Familie“ unter neuen Gesichtspunkten, nämlich nicht mehr als Versorgermodell mit 
dem Vater als Oberhaupt zu betrachten, aufgeweicht wird. Vor allem in Österreich kann 
man diese Veränderung im Familienbericht,236 der beginnt die allgemeine Konzeption der 
Familie etwas zu hinterfragen, beobachten. In Frankreich ist ein vergleichbarer Bericht 
nicht  vorhanden.  In  Österreich  und  Frankreich  verändert  sich  die  Einstellung  der 
Bevölkerung gegenüber Menschen, die in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften leben 
zum Positiven  -  die  Akzeptanz  und die  Eingliederung in der  Gesellschaft  steigen.  In 
beiden  Ländern ist  es  auch so,  dass  eigentlich  erst  die  Gesetze  zur  Absicherung der 
Situation homosexueller  Paare beigetragen haben. In Österreich war es vor dem EPG 
möglich,  grenzt waren. In Frankreich konnte der gleichgeschlechtliche Partner bei der 
Sozialversicherung des anderen mitversichert werden. Bei den Debatten kann festgestellt 
werden,  dass  beide  sehr  kontrovers  waren,  und  dass  es  in  Frankreich  sowohl  bei 






10. Analyse der Debatten um den PaCS und die EP
Diskurspraxen nach Foucault sind oft wiederholte und weit verbreitete Interpretationen 
von  sozialem  Verhalten,  das  bestimmte  Regeln  produziert  oder  bestätigt.  Diese 
Interpretationen  werden  vor  allem  mit  der  Zeit  nicht  mehr  hinterfragt  und  als 
selbstverständlich angenommen. Von den Akteuren, die sie anwenden, werden sie kaum 
wahrgenommen,  als  allgemein  akzeptierte  Voraussetzungen  werden  sie  dann  zu 
institutionellen  Praxen  hinzugefügt.  Man kann  sagen,  dass  über  die  Ehe  eine  solche 
Diskurspraxis existiert. Ohne viel darüber nachzudenken, nehmen wir die Ehe zwischen 
einer  Frau  und  einem  Mann  als  die  Norm  an.  Die  Institution  des  allgemeinen 
Familienbildes  wird  oft  mit  Vater,  Mutter  und  Kind  und  damit  Reproduktion  (der 
Bevölkerung) assoziiert. 
Nach Lektüre und Analyse der Aussagen und aller durchgeführten Interviews kann ich 
feststellen,  dass  auf  der  alltäglichen  Diskursebene  Veränderungen  und  Fragen 
auftauchen. In den Statistiken oder vielen anderen Stellungnahmen, also auf der Makro-
Ebene, wenn es um die grundlegenden Werte geht, hat sich jedoch nichts verändert. Hier 
hat die traditionelle Sicht eine wichtige Stellung. Die Statistik Austria spricht in ihrem 
Familienverständnis  von  der  Kernfamilie,237 das  französische  Statistikamt  INSEE 
versteht unter einem Paar nur zwei verschiedengeschlechtliche Personen.238 Im fünften 
österreichischen  Familienbericht  wird  zwar  angesprochen,  dass  sich  das  traditionelle 
Familienbild  verändert,  es  wird  jedoch  nicht  auf  gleichgeschlechtliche  Lebensweisen 
ausgedehnt.  Im  EPG  sowie  im  PaCS  findet  man  keine  Regelung  für 
„Regenbogenfamilien“,  außer  dem expliziten  Verbot  von  Adoption  und medizinisch-
unterstützter Fortpflanzung. 
Nach Michel Foucault wird Diskurs durch die Differenz zwischen dem, das man korrekt 
in  einer  Epoche  sagen  kann  und  zwischen  dem,  was  tatsächlich  gesagt  wird, 
konstituiert.239 Dazu kann ich feststellen, dass zwar viele verschiedene Ansichten über die 
Familie existieren und auch ausgesprochen werden, dies jedoch in der Verwaltung oder 
auch bei Statistiken nicht genauso, wie oben erwähnt, gesehen und daher nicht akzeptiert 
237Vgl. Statistik Austria: 
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/haushalte_familien_lebensformen/familien/index.h
tml, Abrufdatum: 11.3. 2011




wird.  Daher  kann  man  sowohl  bei  den  Statistiken  der  Statistik  Austria  als  auch  des 
INSEEs keinen Wandel des Familienbegriffs feststellen. Der Diskurs über die Familie ist 
über  viele  Jahrhunderte  in  der  Vergangenheit  gewachsen,  er  ist  historisch  in  den 
christlichen,  traditionellen  Werten  gefestigt.  Eine  Veränderung  dieses  Diskurses  ist 
aufgrund  seiner  Strukturen  schwierig.  Der  Grund,  warum  man  jetzt  über  den 
Familienbegriff offen diskutieren kann liegt darin, dass über die „Familie“ schon seit gut 
40 Jahren gesprochen wird und diese auch im Hinblick auf Gesetze in Veränderung ist.240 
Man kann nicht davon sprechen, dass sich der Diskurs über die Familie in letzter Zeit neu 
entwickelt  hat,  vielmehr  ist  er  sehr  gefestigt  und hat  sich  in  seiner  Grundlage  nicht 
verändert. 
Es gibt jedoch Personen die versuchen, auf den Diskurs Einfluss zu nehmen, indem sie in 
ihrem Leben anders handeln, als es im Diskurs vorgegeben wäre und mit dem Argument 
des  Zeitgeists  nach  Veränderung  streben.  Dies  wird  auch  öffentlich,  in  NGOs  oder 
Parteien, artikuliert. An der Grenze dieses traditionellen Diskurses entsteht mit Hilfe der 
Beziehung  zu  Handlungen  außerhalb  und  gegen  den  gefestigten  Diskurs  eine  neue 
diskursive Praxis. „Alternative Familienmodelle“ werden öffentlich gelebt. Es gibt vor 
allem  in  den  geführten  Interviews  viele  progressive  Äußerungen.  Der  traditionelle 
Familiendiskurs, der historisch gewachsen ist, kann jetzt offener angesprochen werden, 
weil alte Strukturen, zumindest seit der „großen Familienrechtsreform“ oder der „68er 
Bewegung“, angegriffen werden und daher diese Ansätze langsam an Einfluss gewinnen. 
Man kann daher auch von einem traditionellen Diskurs sprechen, der in Opposition mit 
einem modernen Diskurs steht. 
Die  von mir  besonders  beleuchteten  Begriffe  „Ehe,  Standesamt,  Familie,  Kinder  und 
Kindeswohl“ hängen für traditionell denkende Menschen immer zusammen, es handelt 
sich hierbei um eine diskursive Formation, die immer in einem Atemzug genannt wird. 
Jedoch ist  es  so,  dass  die  NGOs nicht  am traditionellen  Diskurs  teilnehmen  wollen, 
genauso wenig wie traditionelle  Politiker  oder die  Beamten am progressiven Diskurs 
teilnehmen wollen. Ein Verständnis und Austausch zwischen den beiden Seiten ist nicht 
möglich,  da  ihre  Ansichten  in  zu  verschiedene  Richtungen  gehen.  Der  traditionelle 
Familiendiskurs  ist  institutionalisiert.  Er  wird  von  den  etablierten  Institutionen  und 
Organisationen kontrolliert und ist weiters sehr symbolbehaftet.
240Vgl. Große Familienrechtsreform Ende der 1960er und in den 1970er Jahren in Österreich. In Frankreich 
wurde in den 1970er Jahren ebenfalls das Familienrecht modernisiert. Vgl. http://www.unaf.fr/spip.php?
article90, 9.5.2011
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Auch die Gründe, warum es in den beiden Ländern überhaupt zu Forderungen nach einer 
rechtlichen  Anerkennung  für  gleichgeschlechtliche  Lebensweisen  gab,  sind 
unterschiedlich.  In  Frankreich  waren  die  Folgen  der  zahlreichen  Aids-Toten  in  den 
1980er  Jahren der Auslöser.  In Österreich war der Wunsch die  EP, wie viele  andere 
Staaten auch anzubieten und somit auf diesem Gebiet  nachzuziehen und natürlich die 
komplett  fehlende  rechtliche  Absicherung im Unglücksfall  der  Grund,  für  die  immer 
stärker werdenden Forderungen.
Was  sagt  also  die  rechtliche  Normierung  der  eingetragenen  Partnerschaft  über 
Argumentationsstrategien um die Familie aus? Es gibt zwei Lager in dieser Diskussion 
mit   zwei  Meinungen,  die  sich  gegenseitig  ausschließen.  In  den  Debatten  um  die 
eingetragene  Partnerschaft  und um den  Pacte  civil  de  solidarité wurde  versucht,  die 
„Familie“  so  gut  wie  nur  möglich  „herauszuhalten“.  Auch  bei  den  durchgeführten 
Interviews gibt es zwei verschiedene Meinungen, ein konservatives und ein progressives 
Lager. Klassisch und traditionell wird die Familie von einem Beamten des BMJ und dem 
ÖVP-Politiker  gesehen.  Alle  anderen  Aussagen  zur  Familie  sind  sehr  progressiv. 
Bemerkenswert  ist  die  Meinung der  Stellvertretenden  Kabinettschefin  im BMJ,  Ball-
Bürger, die auch zwei Väter oder zwei Mütter mit Kind als Familie bezeichnet. An der 
Diskussion über die EP und daher auch über Ehe und Familie, haben sich maßgeblich 
Vertreter  der  verschiedenen  politischen  Parteien  und  der  Interessensvertretungen  von 
gleichgeschlechtlichen  Paaren  beteiligt.  Die  ÖVP  und  die  FPÖ  argumentierten  mit 
traditionellen  Werten,  während  sich  die  Grünen  und  auch  die  SPÖ  mit  moderneren 
Ansichten  zu  Wort  meldeten.  Traditionelle  Menschen argumentieren  mit  christlichen, 
traditionellen Werten, während ihre Diskussionsgegner mit der Möglichkeit der Ehe am 
Sterbebett argumentieren, um zu zeigen, dass eine Ehe nicht immer Familiengründung 
impliziert.  Die  Aussagen  der  befragten  Personen  entsprachen  größtenteils  der 
vorherrschenden Meinung in ihrem beruflichen oder politischen Umfeld. Ausgenommen 
einige  „Vertreter“  des  BZÖs,  die  sich  positiv  gegenüber  der  EP  äußerten  und  die 
Ansichten  von Birgit  Ball-Bürger,  die  sagte:  „[W]omit  Menschen  leben  können,  das 
sollte sich widerspiegeln in der Gesellschaft.“ Die Bezeichnung „Familie“ trifft für sie 
auch auf „Regenbogenfamilien“ zu. 
Für die Analyse konnten vier wichtige Begriffe gefunden werden. Jeder der genannten 
Begriffe  (Familie,  Standesamt,  Ehe,  Kindeswohl) ist  voller  kontroverser  sozialer 
Bedeutung.  Teil  des  Konflikts  ist  die  Frage,  was  gut  für  die  Gesellschaft  und  was 
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„schädlich“  für  ebendiese  ist.  Einer  der  Hauptpunkte  meiner  Analyse  ist,  dass  das 
„Schädliche“  am „Anormalen“  von  Paarbeziehungen  festgemacht  wird.  Der  Diskurs 
wurde in  der christlichen  Tradition normiert.  Ehe bedeutet  Familie  und dies bedeutet 
wiederum  Fortpflanzung.  Diese  Fortpflanzung  soll  durch  zwei  verheiratete, 
verschiedengeschlechtliche Partner geschehen. Alle anderen Paare sind daher „anormal“, 
ihre Wertigkeit wird an der heterosexuellen Norm gemessen. Je mehr sie dieser Norm 
entsprechen desto „besser“ sind sie. In der öffentlichen Wertigkeit folgt auf die Ehe, die 
verschiedengeschlechtliche  Lebensgemeinschaft  und  dann  die  eingetragene 
Partnerschaft.  Man unterstellt den nicht der Norm entsprechenden, „schädlich“ für die 
Gesellschaft zu sein, die Norm „negativ“ zu beeinflussen, ja sogar möglicherweise zum 
„Schlechten“ zu verändern. Wenn außerdem die Reproduktion nicht mehr gegeben ist, 
droht  der  Bevölkerung  das  Aussterben.  Häufig  wird  diese  Frage  am  Begriff 
„Kindeswohl“ abgehandelt. 
In den Debatten vor der EP und dem PaCS stellte man sich des Weiteren die Frage, was 
passieren werde, wenn man gleichgeschlechtliche Paare anerkennt. Die Befürchtung, es 
würde dann mehr Menschen geben, die sich outen und sich verpartnern lassen, stand im 
Raum. Auch die Angst, es würde weniger Kinder im pro-natalistischen Frankreich geben, 
wurde geäußert. In Frankreich konnte dies jedoch nicht bestätigt werden, denn über 90% 
der Menschen, die einen PaCS eingehen, sind verschiedengeschlechtlich. Vor allem bei 
den Begriffen  Ehe und  Familie prallen zwei Weltansichten, zwei Frames aufeinander, 
die nicht miteinander kommunizieren oder sich austauschen können. Entweder man sieht 
die  Familie  auf  eine  traditionelle  Art  und  Weise,  oder  man  sieht  sie  progressiv,  so 
gestaltet  es  sich  auch  mit  der  Ehe.  Es  gibt  eine  Gruppe,  die  die  Lebensrealität  der 
betroffenen schwulen und lesbischen Menschen sieht, diese Gruppe kann in einem Frame 
zusammengefasst werden. Andere sehen die vielen unterschiedlichen Familienformen in 
der Realität nicht und beziehen sich nur auf die Dinge, die auch in ihr traditionelles Bild 
passen.  Die  Situation  wurde  nicht  neu  geframt,  es  handelt  sich  um  eine 
Kompromisslösung mit der Vertreter  beider Frames leben konnten, die Diskussion ist 
jedoch deshalb nicht beendet worden. Beim Kindeswohl sind sich alle einig, es soll das 
gute Gedeihen des Kindes in den Mittelpunkt gestellt werden. Wie dies jedoch erreicht 
werden soll, dazu gehen die Meinungen wieder auseinander. 
Der Kontext dieser Debatten ist folgender: Es handelte sich während der Debatte eher um 
eine  Positionierung.  Die  beiden  angesprochenen  Lager  vertraten  vehement  ihren 
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Standpunkt ohne eine Diskussion mit einem offenen Ausgang möglich zu machen. Die 
Art der verschiedenen Akteure die Policy-Kontroverse zu sehen, ist nicht kompatibel. 
Die verhärtete Situation der Policy-Kontroversen konnte nicht aufgelöst werden. Schon 
zu  Anfang  der  Debatte  wurden  die  Grenzen  von  den  Teilnehmern  abgesteckt.  Die 
Gretchenfrage  war  hier  nicht  die  Religion,  sondern  die  Art  zu  leben  (gleich-  oder 
verschiedengeschlechtliche  Partnerschaft).  In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  um  eine 
Partnerschaft,  jedoch  wurde  die  verschiedengeschlechtliche  Partnerschaft  als  „Norm“ 
angenommen,  an  der  die  gleichgeschlechtliche  Partnerschaft  gemessen  wird.  In  den 
Debatten wurde jedoch entweder versucht das Thema „Familie“ ganz auszublenden oder 
die  jeweiligen  gesetzlichen Anerkennungen für gleichgeschlechtliche  Paare – EP und 
PaCS – so weit wie möglich von der Ehe abzugrenzen. Diskussionen und Ängste um die 
„Entwertung“ der Ehe oder der Familie wollte man nicht allzu sehr aufkommen lassen. 
Traditionelle Familienorganisationen in Frankreich und Österreich forderten das genaue 
Gegenteil.  In  Frankreich  wollten  diese  Organisationen  eine  Anerkennung  für 
gleichgeschlechtliche Lebensweisen eher akzeptieren, wenn diese nur für homosexuelle 
Paare offen gewesen wäre und somit keine Alternative für heterosexuelle Paare zur Ehe 
geboten hätte. In Österreich wollten traditionelle Organisationen die Öffnung der Ehe, 
damit  diese als einzige Institutionalisierung für alle Paare zur Verfügung stünde. Das 
dahinter liegende Argument war in beiden Fällen, dass die Norm und die Wichtigkeit der 
Ehe  nicht  geschwächt  werden sollte,  die  Lösungsansätze  hätten  verschiedener  jedoch 
nicht sein können. 
Es ist in jedem Fall so, dass beim Thema „Familie“ zwei konträre Ansichten aufeinander 
prallen.  Die dominierende ist  die traditionelle  Einstellung,  jedoch gibt es schon viele 
Menschen, die damit nichts mehr anfangen können. Eine Auseinandersetzung mit diesem 
Thema  wird  daher  noch  länger  schwierig  bleiben.  Das  Problem  an  der  Debatte  in 
Österreich  liegt  darin,  dass  die  NGOs sich nicht  einig  über  ihre  Forderungen waren. 
Viele forderten die Öffnung der Ehe oder eine Generalklausel. Als von der ÖVP dann die 
Lösung des EPG vorgeschlagen wurde, war die HOSI Wien auch damit einverstanden, 
worauf  die  Verhandlungen  nicht  mehr  fortgesetzt  wurden  und  das  EPG beschlossen 
wurde. Die HOSI sah in der Haltung der ÖVP, symbolische Dinge wie das Standesamt 
zu  verweigern  eine  Taktik,  die  zum Bruch der  Verhandlungen und somit  zu  keinem 
Ergebnis  führen  sollten.  Für  die  HOSI  Wien  war  dies  der  Grund  Zustimmung  zu 
signalisieren um einen negativen Ausgang der Verhandlungen zu vermeiden.
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Jedenfalls ist festzustellen, dass die Zivilgesellschaft in Frankreich mehr als in Österreich 
an  der  Diskussion  beteiligt  war.  Die  Mobilisierung  durch  konservative 
Familienorganisationen,  Religionsgemeinschaften  und  spezielle  Anti-PaCS 
Organisationen  war  viel  stärker  als  in  Österreich.  Es  gab  mehrere  Anti-PaCS 
Demonstrationen  (die  größten  davon  1998  und  1999  in  Paris).  Auch  wurden 
Unterschriften gegen den PaCS gesammelt und dazu aufgerufen, dem Präsidenten und 
dem Premierminister möglichst viele Anti-PaCS Protestbriefe zu senden. Das bedeutet, 
dass die Mobilisierungskraft  konservativer  Kreise  in Frankreich viel  stärker ist  als  in 
Österreich, da auch die politische Kultur in Frankreich anders ist.241 Die Menschen haben 
eine andere Art an den Geschehnissen und Diskussionen teilzunehmen. Neben diesem 
Aufruhr in  manchen Kreisen der Zivilgesellschaft  gab es auch sehr häufig Artikel  in 
Tageszeitungen, sowie zahlreiche Publikationen in Zeitschriften und viele Bücher.
Die  Gegner  des  PaCS  begannen  Horrorszenarien242 anzusprechen  und  agierten  aus 
tiefsitzendem  Hass  gegen  gleichgeschlechtliche  Lebensweisen  heraus.  Von 
Kommunitarismus, Parasitismus und zu hohen Kosten für den Staat war die Rede. Durch 
diese  Argumente  wird  vor  allem  die  Angst  vor  einer  Veränderung  der  Norm  mit 
unvorhersehbaren  und  möglicherweise  desaströsen  Folgen  und  der  Unwille 
Veränderungen  gegenüber,  zum Ausdruck  gebracht.  In  Frankreich  wie  in  Österreich 
wurde von den Gegnern der Anerkennung für gleichgeschlechtliche Lebensweisen das 
Argument, „diese kämen dem Staat zu teuer“ verwendet, da der Staat in diesen Fällen 
auch  Hinterbliebenenpension  und  andere  Sozialausgaben  zu  bezahlen  hätte,  die 
ansonsten  nicht  anfallen  würden,  da  gleichgeschlechtliche  Paare  keine  Absicherung 
hätten. Diese Argumente konnten von einer Berechnung der Rosa Lila PantherInnen aus 
Graz  im  Jahr  2001  widerlegt  werden.243 Jedoch  implizieren  diese  Argumente,  dass 
homosexuelle Menschen zwar in die Staatskassa einzahlen müssen, jedoch kein Recht 
haben, etwas herauszubekommen, da sie „anders“ sind. 
Eine Gruppe, die in einem Frame zusammengefasst werden kann, unterstützt die Ansicht, 
dass die natürliche Fortpflanzung in der heterosexuellen Familie notwendig ist, da mit 
der Legitimierung von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften eine Individualisierung der 
241Ausführliche Informationen dazu befinden sich in Kapitel II. Die Häufigkeit von Streiks und 
Demonstrationen in Frankreich zeigen, dass die Zivilgesellschaft aktiver am politischen Leben teilnimmt, 
die Bereitschaft sich öffentlich zu manifestieren ist höher.
242Wie im Kapitel II bereits ausführlich erwähnt, wurden der Zerfall der Gesellschaft, die Zerstörung der 
traditionellen Familienstrukturen, Geburtenrückgang etc. befürchtet.
243Vgl. Pirolt et al. (2001): Was wäre wenn? Eingetragene Partnerschaft von Lesben und Schwulen in 
Österreich.
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Gesellschaft  beginnen  könnte.  Diese  Individualisierung  könnte  dann  zum  Ende  der 
Gesellschaft  führen.  Gleichgeschlechtlich  lebenden  Menschen  wird  oft  eine  gewisse 
„Asoziabilität“  und „Egoismus“ unterstellt,  da sie nicht das zur Gesellschaft  betragen 
können und momentan auch nicht dürfen, was die „Norm“ tun kann. Ein Mitgrund dafür 
ist  sicher  die  traditionelle  Angst  Frankreichs  vor einem Geburtenrückgang und somit 
einem Bevölkerungsschwund, der durch die traditionelle pro-natalistische Politik immer 
vermieden  werden  sollte.  In  Österreich  hat  die  ÖVP  gezeigt,  dass  sie  bereit  für 
Verhandlungen  ist  und auch  Vorschläge  eingebracht,  sowie  an  der  Ausarbeitung  des 
Gesetzes mitgewirkt hat. In Frankreich hat die RPR-Partei hingegen alles getan, um den 
PaCS zu verhindern oder zumindest zu verzögern. Dies zeigen die ungewöhnliche hohe 
Zahl  an  Abänderungsanträgen,  sowie  das  praktizierte  Filibustern  während  der 
Parlamentsdebatte  im  Oktober  1998.  Im  laizistischen  Frankreich  argumentierte  eine 
Abgeordnete in der Nationalversammlung, dass der PaCS im Namen der Bibel verboten 
sei und holte dabei ihr Bibel-Exemplar hervor. Dies zeigt, wie kontrovers die Diskussion 
wirklich war,  da in Frankreich die Trennung Staat/Kirche besonders ernst  genommen 
wird  und  sonst  nicht  mit  religiösen  Symbolen  argumentiert  wird.  Dies  unterstreicht 
jedoch, dass aus Mangel an Argumenten auf die Religion zurückgegriffen werden musste 
und  wie  gut  die  christliche  bzw.  römisch-katholische  Religion  wirklich  unter  den 
französischen Abgeordneten verankert ist. 
Der PaCS war ein heikles Unterfangen, da bei der ersten Abstimmung (Oktober 1998) 
selbst die nur sehr wenige Vertreter der Linksparteien anwesend waren. Sie waren sich 
über den PaCS also alles andere als einig und hatten offenbar Angst, gewisse Kreise zu 
erschrecken.  Ein  Mangel  an  eigener  Überzeugung  hat  sicher  zur  hohen  Zahl  der 
Absenten beigetragen. Die Parti socialiste hat sich schließlich doch für die Unterstützung 
des PaCS entschieden, ein Grund dafür war auch die Möglichkeit sich dadurch von der 
konservativen  RPR-Partei  und  ihrer  Verweigerungshaltung  gegenüber  dem  PaCS 
abzugrenzen.  Auch  die  Umfrageergebnisse  in  Frankreich  zeigten,  dass  ein  solcher 
Vorschlag breite Zustimmung in der Bevölkerung fand. In beiden Ländern, Österreich 
und Frankreich, wurde auf das Einladen von „Fachexperten“ des Personenstandes, wie 
Standesbeamten,  während  der  Diskussion  verzichtet.  Auffällig  ist  auch,  dass  die 
Ergebnisse  der  Arbeitsgruppen  und  Hearings  mit  den  NGOs  auch  nicht  in  den 
Gesetzesvorschlag eingeflossen sind. Es handelt sich daher in beiden Ländern um eine 
politische  Lösung,  in  der  weder  „Experten“,  noch  die  Zivilgesellschaft  viel  Einfluss 
hatten.  Zur  Debatte  in  Frankreich  muss  festgehalten  werden,  dass  es  auch schon bei 
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anderen Gesetzen, die mit der Familie zu tun hatten, zu sehr heftigen und kontroversen 
Debatten kam.244
244Zu nennen sind hier die Gesetze zur Möglichkeit der Abtreibung 1967 und der Empfängnisverhütung 
1975.
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Um die Verständlichkeit zu erhöhen, werden die Debatten noch einmal in einer Tabelle 
zusammengefasst:
EP: PaCS:












Gesetz (2010) Gesetz (1999)








Publikationen und Anti-PaCS 
Demonstrationen
Ehe (Norm): Vater, Mutter, Kind Vater, Mutter, Kind
Mikro-diskursive (alltägliche) 
Ebene:
in Veränderung in Veränderung 
Makro-diskursive Ebene 
(gefestigte Strukturen):
weiterhin traditionell weiterhin traditionell
Lebensrealität der Menschen ist 
anders als der herrschende 
Diskurs:
trifft zu trifft zu
Es gab zwei Lager in 
Diskussion, mit gegenteiligen 
Ansichten:
trifft zu trifft zu





Gewünschte Absicherung auch 
für Regenbogenfamilien:
teilweise teilweise
Frames: Zwei, Verständigung nicht 
möglich, Kompromisslösung, 
Diskussion geht weiter




Die Diskussion um die eingetragene Partnerschaft  und eine Öffnung der Ehe für alle 
Paare  ist  noch  nicht  beendet,  da  es  darum  geht,  dass  jeder  Mensch,  egal  welcher 
sexuellen  Orientierung,  gleich  viele  Wahlmöglichkeiten  haben  soll,  seine  Beziehung 
offiziell zu machen. Dies geschieht allein schon vor dem Hintergrund, dass es die EP 
noch nicht so lange gibt und erst gesehen werden muss, wie sich die EP sozio-politisch 
weiterentwickelt und rechtlich interpretiert wird. Die Tatsache, dass die EP erst mit 18 
Jahren geschlossen werden darf, wo hingegen die Ehe schon mit 16 Jahren eingegangen 
werden kann, hinterlässt den Eindruck,  dass Menschen, die eine gleichgeschlechtliche 
Partnerschaft schließen möchten, entweder als weniger reif eingeschätzt werden. Es wird 
impliziert,  sie könnten eine vorschnelle Handlung treffen, oder das „Schädliche“ oder 
„Anormale“ soll länger überdacht werden.
Ein bemerkenswertes Detail  ist,  dass sich der traditionelle  ÖVP-Familienbund für die 
Öffnung der  Ehe für gleichgeschlechtliche Paare aussprach245,  da man durch Klagen 
heterosexueller Paare befürchtete, die auch die Möglichkeit einer EP forderten, und somit 
die Ehe aufgeweicht werden könnte. Denn es ist nach Ansicht des ÖVP-Familienbundes 
eher zu begrüßen, dass einige homosexuelle Paare auch die Ehe schließen können, als 
dass  verschiedengeschlechtliche  Paare  eine  Alternative  zur  Ehe  bekommen.  Einen 
ähnlichen  Gedanken,  wenn  auch  mit  einem  anderen  Argument  haben  Kardinal 
Schönborn und die  österreichische  römisch-katholische  Bischofskonferenz.  Schönborn 
bezeichnet die EP als unangebracht. Die Bischofskonferenz ist für die Privilegierung der 
heterosexuellen  Beziehung,  da  nur  daraus  Kinder  gezeugt  werden  könnten.  Dieser 
Diskursstrang  impliziert  die  Einzigartigkeit  des  Kinderzeugens,  das  nur  zwischen 
einem  verschiedengeschlechtlichen  Paar  geschehen  kann.  Dieses 
verschiedengeschlechtliche Paar bringt somit auch Leistung für den Staat und dies heißt 
wiederum,  dass  der Generationenvertrag  erhalten  wird.  Eben genannter  Diskursstrang 
kommt sowohl in Frankreich als auch in Österreich vor. Für die FPÖ impliziert die Ehe 
auch  das  Zeugen  von  Kindern.  Bei  der  Diskussion  können  zwei  weitere 
zusammenprallende Frames festgestellt werden: „Bei der Ehe werden auch Kinder mit 
eingeschlossen“, dies kann man unter dem konservativen Frame zusammenfassen. Der 
ÖVP war es während der gesamten Diskussion wichtig zu unterstreichen, dass die EP 
und die Ehe nicht dasselbe seien. Nach einer zweiten Sichtweise, über den man einen 




Ehe keine Kinder zu bekommen, dies wurde in der Parlamentsdebatte im Dezember 2009 
von den Grünen unterstrichen. In Frankreich spielt die Kirche, historisch gesehen, eine 
wichtige Rolle. 
Obwohl die Kirche durch keine Partei repräsentiert wird, ist ihr informeller Einfluss in 
Frankreich relativ groß, daher war eine Öffnung der Ehe 1999 nicht möglich. Bei den 
Interviews kam deutlich  heraus,  dass alle  Interviewpartner  die  Ehe als  einen Vertrag 
ansahen, die einen zwischen einer Frau und einem Mann, die anderen auch zwischen 
zwei Männern oder zwei Frauen. Der Begriff „Homo-Ehe“ wurde fast immer negativ 
konnotiert beschrieben. Für Vertreter des konservativen Lagers impliziert er Ehe, etwas 
das es nicht ist und auch nicht sein soll. Für Befürworter der „Ehe für alle Paare“ ist der 
Begriff abwertend, denn er reduziert die Menschen auf ihre Sexualität. 
Ein  weiteres  Indiz  dafür,  dass  der  Normdiskurs  in  Frankreich  die 
verschiedengeschlechtliche  Ehe  stützt,  ist,  dass  sich  die  Jurisprudenz  hinsichtlich 
Lebensgemeinschaften  ändert,  sobald  gleichgeschlechtliche  Paare  diesen  absichernden 
Status  auch  für  sich  fordern.  In  unteren  Instanzen  wurde  entschieden,  dass  auch 
gleichgeschlechtliche Paare in einer „Lebensgemeinschaft“ leben können. Bürgermeister 
mancher Gemeinden haben homosexuelle Partner als „in Lebensgemeinschaft  lebend“ 
anerkannt  und  ihnen  entsprechende  Zertifikate  ausgestellt.246 Dennoch  halten  die 
Höchstinstanzen am Unterschied zwischen homo- und heterosexuellen Paaren fest und 
interpretieren  die  Lebensgemeinschaft  als  eine  eheähnliche  und  somit  heterosexuelle 
Form des Zusammenlebens. Man kann daher feststellen, dass bevor die Diskussion um 
den  PaCS  begann,  von  den  Gerichten  keine  Möglichkeit  geschaffen  wurde,  um 
gleichgeschlechtliche Paare abzusichern. Dies impliziert, dass eine Absicherung solcher 
Paare für die Gerichte keine Priorität hatte, weil sie keinen Nutzen haben sollten, da sie 
zur Erhaltung der Gesellschaft nichts beitragen. 
Auch in  Frankreich  wurde während der  Diskussion die  Tatsache,  dass  der  PaCS auf 
keinen  Fall  eine  Ehe  ist,  oft  unterstrichen.  Damit  wollte  man  Kritikern  nicht  die 
Möglichkeit geben zu unterstellen, dass der PaCS ein Angriff auf die normierte Form 
der Ehe sei. Bemerkenswert ist, dass - obwohl die Ehe im französischen Code civil nicht 
definiert  ist  -  traditionell  davon  ausgegangen  wurde,  diese  sei 
verschiedengeschlechtlichen Paaren vorbehalten und es auch nicht möglich war, dies zu 
246In Frankreich können in Lebensgemeinschaft lebende Paare sich Bestätigungen über die aufrechte und 
öffentlich bekannte Lebensgemeinschaft vom Bürgermeister ihrer Wohnsitzgemeinde ausstellen lassen. 
Solche Bestätigungen können z.B. wichtig sein, wenn gemeinsam eine Wohnung gemietet werden soll. 
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überdenken.  Denn  wie  beim  traditionellen  Familienbild  handelt  es  sich  auch  beim 
traditionellen  Bild  der  Ehe  um  eine  Konstruktion,  die  seit  langer  Zeit  in  unserer 
Gesellschaft  verankert  ist.  Daher ist  es schwierig,  an eine andere Form der Ehe oder 
Familie zu denken, da diese Norm so tief verankert ist. Konservative Kreise befürchten 
durch  ein  solch  „anormales“  Verhalten  den  Zusammenbruch  der  Gesellschaft  und 
möchten daher gar nicht erst, dass diese Strukturen aufbrechen. Was in Frankreich als 
kommunitaristisches  Bestreben  abgetan  wurde,  nämlich  die  Forderung  einer  eigenen 
Möglichkeit für gleichgeschlechtliche Paare zur Anerkennung ihrer Beziehung, wurde in 
Österreich vor allem von der ÖVP gefordert, da man der wichtigen und offensichtlich 
unantastbaren  Institution  der  Ehe,  kein  weniger  bindendes  Pendant  gegenüber  stellen 
wollte. Dies hätte heterosexuellen Paaren dann die Möglichkeit gegeben, zwischen einer 
mehr oder weniger institutionalisierten Form der Anerkennung zu wählen. Die Norm der 
Ehe  soll  auf  keinen  Fall  durch  eine  andere  Möglichkeit  entwertet  werden.  Eine 
Modifikation  zu  Gunsten  der  gleichgeschlechtlichen  Paare  würde  einer  solchen 
Entwertung auch gleichkommen. Der Arbeitseifer ging sogar soweit, dass selbst Wörter 
wie Treue oder gegenseitige Pflichten nicht für den PaCS oder die EP verwendet werden 
durften da diese Termini zu sehr an die Ehe erinnerten. In Frankreich gelang es dann 
doch den PaCS in den Teil des Code civils einzutragen247, der vom Personenstand handelt 
und nicht in den Teil des Code civils über die „Verträge“.248 Die konservativen Politiker 
sahen selbst eine Eintragung in den Teil über den Personenstand als Annäherung an die 
Ehe. 
Die FPÖ vertritt eine sehr traditionelle Ansicht der  Familie, die Anerkennung anderer 
Formen der Partnerschaft wird als Kreuzzug gegen die Familie gesehen. Hier wird also 
impliziert, dass alternative Formen der Familie als solche schaden würden; eine mögliche 
Koexistenz wird ausgeschlossen. Bei der FPÖ ist während der Debatte eine gewissen 
Endzeitstimmung  aufgekommen,  da  die  Möglichkeit  der  EP „zum zu Grunde Gehen 
einer  Kultur  führen“249 könnte.  Während  der  Diskussion  wurde  gesagt,  dass  die 
Möglichkeit  einer  eingetragenen  Partnerschaft,  die  ähnliche  Rechte  wie  die  Familie 
schaffen würde, die Familie sogar diskriminieren könnte. Diese Aussage birgt in sich, 
dass die  Ehe/Familie als Reproduktionsinstanz durch keine andere „Institution“ auch 
247 Der Code civil français besteht aus fünf Teilen. Der erste Teil handelt vom Personenstand (des 
personnes), die weiteren Teile handeln vom Sachenrecht, vom Erbrecht und Schuldrecht, sowie der 
Sicherheiten. Im letzten Teil wird die Anwendung des Code civil français im Überseedepartement Mayotte 
geregelt.
248Vgl. Interview mit Jean-Pierre Michel
249Siehe Debatte im Bundesrat (Elmar Podgorschek)
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nur  annähernd  Konkurrenz  bekommen  darf,  da  sie  dadurch  an  Bedeutung  einbüßen 
könnte  und  somit  auch  der  Staat  mit  negativen  Folgen,  wie  zum  Beispiel 
Geburtenrückgang, zu kämpfen hätte. Es wird damit auch signalisiert, dass alles, das der 
heterosexuellen Familiennorm nicht entspricht, weniger Wert ist. 
Was in der Diskussion in Frankreich besonders auffällt ist die Tatsache, dass selbst die 
Parti socialiste in der Diskussion um den PaCS die Themen Sexualität und Familie nicht 
anschneiden  wollte.  Dabei  hat  man  den  Eindruck,  als  sollte  das  Thema 
gleichgeschlechtliche  Lebensweisen  auf  keinen  Fall  mit  Sexualität  und  Familie  in 
Berührung kommen. Homosexualität war zu dieser Zeit in Frankreich ein Tabu, das man 
lieber  nicht  zugeben  sollte.  Diese  „anormalen“  Handlungs-  und   Lebensweisen  zu 
legitimieren stellte einen großen Schritt dar, jedoch sollten sie die wichtige Institution 
„Familie“ auf keinen Fall berühren, da sie dadurch möglicherweise „beschmutzt“ hätte 
werden  können.  Bei  der  Familie  gibt  es,  wie  bereits  festgestellt,  zwei  Frames  die 
aufeinander  prallen,  der erste Frame inkludiert  in den Familienbegriff  zumindest  eine 
Person und ein Kind, oder Menschen, die in Liebe zusammenwohnen, er besagt sogar, 
dass es viele verschiedene Formen der Familie gibt und man diese gar nicht so genau 
festlegen könnte. Der zweite Frame sieht hierin nur eine Frau, einen Mann, die mit einem 
Kind leben. 
In der Diskussion um das  Standesamt wurde die ÖVP von der Homosexuellen Aktion 
Vorarlberg als feige bezeichnet, da sie eine Eintragung dort ablehnte. Es handelte sich 
jedoch  um  politische  Überzeugung,  klare  Grenzen  wurden  abgesteckt,  die  man  auf 
keinen Fall überschreiten wollte. Das Aufgreifen dieses Themas wurde durch Josef Pröll 
möglich,  es  gab  eine  Generationenveränderung  in  der  ÖVP,  jedoch  war  durch  die 
Strukturen innerhalb der Partei ein weiter reichendes Ergebnis bei den Verhandlungen 
nicht möglich. Die ÖVP ist in ländlichen und/oder konservativen Kreisen gut verankert, 
diese (potentiellen) Wähler sollten mit  diesem Schritt  nicht ihr Vertrauen in die ÖVP 
verlieren. Ein weiteres Argument gegen die EP am Standesamt und auch gegen den PaCS 
im  Rathaus  war,  dass  die  Menschen  am  Land  noch  nicht  bereit  wären,  so  etwas 
anzusehen.250 Es  wird  also  ein  regionaler  Unterschied  gemacht,  was  Menschen 
akzeptieren können und was man ihnen zumuten kann. 
Das Argument „man müsse die ländliche Bevölkerung schützen251“ taucht immer wieder 
auf. Es wird also davon ausgegangen, dass vor allem die rurale Bevölkerung nicht bereit 
250Vgl. Interviews mit einem ÖVP-Politiker und mit einem Beamten des BMJ
251Vgl. Interviews mit einem ÖVP-Politiker und mit einem Beamten des BMJ
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für  eine  Veränderung  der  Norm ist.  Den  Bewohnern  ländlicher  Gegenden  wird  also 
unterstellt, weniger bereit für progressive Veränderungen und Öffnungen zu sein, obwohl 
es sich hier wohl eher um die Meinung der Politiker handelt. Durch die Unmöglichkeit 
an vielen Orten am Standesamt eine eingetragen Partnerschaft einzugehen, signalisiert 
man, dass das Standesamt nicht für Menschen geöffnet ist, die nicht der „heterosexuellen 
Norm“  entsprechen  und  die  Forderungen  der  Gesellschaft  und  des  Allgemeinwohls 
erfüllen.  Die Nicht-Öffnung des Standesamtes hat keine Rechtsfolgen, sondern ist ein 
Symbol, das aussagt, dass gleichgeschlechtliche Lebensweisen nicht dasselbe wert sind, 
wie verschiedengeschlechtliche Paare.  Vertreter  konservativer  Ansichten haben Angst, 
dass die Anerkennung und der Wert der Ehe sinken und müssen daher einen Unterschied 
zwischen  der  EP und der  Ehe  machen,  um zu  kennzeichnen,  dass  es  sich  nicht  um 
gleichwertige Dinge handelt. Andererseits ist es jedoch so, dass Menschen in ländlichen 
Regionen oft toleranter gegenüber „ungewöhnlichen Phänomenen“ sind als man ihnen 
zutraut.  Im  Kopf  der  Menschen  sind  das  Standesamt  und  das  Rathaus  für  die  Ehe 
vorgesehen, und da ausgedrückt werden soll, dass es eine Differenz zwischen homo- und 
heterosexuellen Paaren gibt, muss die Anerkennung der homosexuellen Partnerschaft in 
anderen Räumen erfolgen.  Jedoch ist  eine Zeremonie wichtig  für die Menschen, dies 
haben auch viele Bürgermeister der Linksparteien in Frankreich erkannt und bieten daher 
einen Empfang für die frisch gepacsten Paare in ihren Rathäusern an, damit diese, wie 
Ehepaare, ihre Freunde und ihre Familie einladen können. In Städten und Gemeinden, 
wo es Bürgermeister der rechten Parteien gibt, ist ein solcher Empfang nicht möglich. 
Hier  wird  also  besonders  deutlich,  dass  die  Unterstützung  gleichgeschlechtlicher 
Lebensweisen an der Parteigrenze endet und von den rechten Parteien auch im Jahr 2011 
noch  nicht  die  Möglichkeit  einer  Feier  für  nicht-eheliche,  aber  dennoch  offizielle 
Lebensgemeinschaften,  besteht,  um zu  zeigen,  dass  für  sie  die  Ehe  immer  noch das 
Wichtigste und die Normreferenz ist. 
Kinder aus „Regenbogenfamilien“ sind im konkreten Fall oft Kindern aus traditionellen 
Familien  gegenüber  benachteiligt,  da  der  Bezug  von  Unterhalt  und  auch  das  Erben 
schwieriger  ist.  Auch sozialversicherungstechnisch  kann es zu Problemen kommen.252 
Homosexuellen Paaren wird unterstellt, sie würden sich durch Adoption nur persönliche 
Wünsche erfüllen und dabei nicht auf das Kindeswohl achten, als Argument wird von der 
ehemaligen Justizministerin Bandion-Ortner hinzu gefügt, dass auch nur Frau und Mann 
gemeinsam ein Kind zeugen können, daher ist Adoption für gleichgeschlechtliche Paare 
252Vgl. Interview mit Weingand und Zernig
98
nicht notwendig. Stiefkindadoption ist für homosexuelle Paare ebenfalls nicht möglich. 
In diesem konservativen Frame wird davon ausgegangen, dass in der Gesellschaft, in der 
Öffentlichkeit nur Familien akzeptiert  werden können, die sich auch biologisch hätten 
bilden können.
Dieser Frame impliziert, dass man Kinder vor homosexuellen Personen schützen muss, 
weil diese gegen „die Natur“, also „schädlich“ handeln und somit auch „schlecht“ für das 
Allgemeinwohl sind, da sie keinen Nachwuchs zeugen können. Dagegen hält der Frame, 
der  sagt,  wo Menschen friedlich  und gut  behütet  aufwachsen,  sollen auch alternative 
Familienmodelle  akzeptiert  und  unterstützt  werden.  Im  Bundesrat  wurde  von  Efgani 
Dönmez (Grüne) angemerkt, dass die Frage nach dem Kindeswohl auf das Geschlecht 
der  Eltern  reduziert  werde.253 Dies  impliziert,  dass  man  Kinder  vor  homosexuellen 
Personen und in diesem Fall vor ihren eigenen (homosexuellen) Eltern schützen muss. 
Während der Diskussion hat Herbert Scheibner vom BZÖ gesagt, dass „für den Staat 
[…]  die  Privilegierung  einer  Gemeinschaft  nur  dort  sinnvoll  [sei,]  wo  Kinder  da 
seien.“254 In den existierenden Regenbogenfamilien gibt es auch Kinder, die bei dieser 
Aussage jedoch vergessen wurden. In dieser Hinsicht kann festgestellt werden, dass nach 
Ansicht der Vertreter der konservativen Parteien Kinder in „Regenbogenfamilien“ nicht 
existieren oder jedenfalls verschwiegen werden.
In  Frankreich  wurde  das  Vorurteil,  gleichgeschlechtliche  Eltern  würden  das  Kind  in 
Gefahr  bringen,  offen  ausgesprochen.  Homosexualität  wurde  hier  mit  Pädophilie 
gleichgesetzt.  Dieser  Frame ist  ebenfalls  historisch  gut  verankert  und bezeichnet  das 
„Anormale“ als „Gefahr“ für andere, es wird soweit gegangen, dass dieses „Anormale“ 
mit  strafrechtlich  verfolgbaren und höchst  schädigenden Praktiken  gleichgesetzt  wird. 
Gleichgeschlechtliche  Paare  werden  diffamiert,  es  wird  ihnen  aberkannt  genauso 
liebevoll und sorgfältig handeln zu können wie verschiedengeschlechtliche Paare. Beim 
Begriff „Kindeswohl“ muss man sich jedoch bewusst sein, dass dieser Begriff schon oft 
instrumentalisiert wurde und je nach Gesprächspartner für oder gegen die Möglichkeit 
der  Adoption  von  gleichgeschlechtlichen  Paaren  verwendet  wird.  Die  interviewten 
Personen sind sich einig, dass das Aufwachsen eines Kindes zu seinem Wohl und ohne 
Schaden erfolgen soll,  ob dies bei gleichgeschlechtlichen Paaren möglich ist,  darüber 
sind sie sich jedoch nicht einig. 
253Vgl. Debatte im Bundesrat (Efgani Dönmez, Grüne)
254Vgl. Debatte im Nationalrat (Herbert Scheibner, BZÖ)
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Die  Gegner  sind  überzeugt,  dass  ein  Kind  in  seiner  Entwicklung  Vater  und  Mutter 
braucht,  während  andere  der  Überzeugung  sind,  dass  zwar  weibliche  und männliche 
Bezugspersonen  notwendig  sind,  dieser  aber  nicht  unbedingt  zur  Familie  gehören 
müssen. Die Gegner möchten nicht, dass Kinder in „anormalen“ Familien aufwachsen, 
da sie sonst dieses Verhalten übernehmen und somit der Gesellschaft schaden könnten. 
Für Patrick Bloche ist zur Erreichung des Kindeswohls ein weiterer Schritt notwendig, 
nämlich  die  rechtliche  Anerkennung  der  Regenbogenfamilien,  nur  durch  diese 
Absicherung könnte überall  Kindeswohl gesichert  werden. Er sieht also gerade in der 
rechtlichen Unsicherheit den größten Schaden, den ein Kind nehmen könnte und nicht in 




In diesem, letzten Kapitel werden die wichtigsten Punkte der Diplomarbeit noch einmal 
zusammengefasst.
11.1 Fazit zur Debatte
Während  der  Debatte  in  Frankreich  wurde  immer  wieder  erwähnt,  dass  nach  einer 
rechtlichen  Anerkennung  von  homosexuellen  Paaren  Chaos  in  der  Gesellschaft 
ausbrechen  würde.  Geburtenrückgang,  Individualisierung  der  Gesellschaft  und  das 
Auseinanderfallen  traditioneller  Familienstrukturen  gehörten  zu  den  Befürchtungen.255 
Dies ist nicht eingetroffen, der PaCS wird gut angenommen und ist in der Gesellschaft 
angekommen.  Heute  wird  es  nicht  mehr  als  „anormal“  gesehen,  wenn  ein 
gleichgeschlechtliches Paar einen PaCS eingeht.  Der PaCS hat dazu beigetragen,  dass 
gleichgeschlechtliche  Beziehungen  legitimiert  wurden.256 Gleichgeschlechtliche  Paare 
sind jetzt gesetzlich abgesichert und leben nicht mehr außerhalb der Gesetze. 
Bei der Debatte in Österreich kann festgestellt werden, dass diese nicht so intensiv wie in 
Frankreich geführt wurde. Dies liegt auch daran, dass man das Thema Legitimierung der 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaft nicht öffentlich diskutieren wollte, da es sich um ein 
gesellschaftspolitisch  sensibles  Thema  handelt.  Daher  wurden  von  allen 
Diskussionspartnern  zuerst  intern  die  Grenzen  abgesteckt  und  dann  erst  gemeinsam 
öffentlich diskutiert.257 Vor allem was Symbole betrifft, war es der ÖVP wichtig, die EP 
weg  von  der  Ehe,  der  Norm,  zu  situieren.  Gleichgeschlechtlichen  Paaren  sollte  die 
Möglichkeit gegeben werden, sich abzusichern. Die Unterschiede zur Ehe sind für die 
ÖVP  gerechtfertigt,  dies  liegt  wohl  daran,  dass  laut  der  ÖVP  gleichgeschlechtliche 
Partner  nicht  dieselbe  Leistung  für  den  Staat  bringen  können  wie 
verschiedengeschlechtliche  Partner,  die  Kinder  zeugen  und  auch  erziehen  sollen. 
Interessant  an  Österreich  ist,  dass  Homosexualität  schon  länger  kein  Tabuthema  ist. 
Homosexuelle Menschen stehen in der Öffentlichkeit, eine vollständige Anerkennung ist 
jedoch  noch  nicht  möglich.  Menschen  stehen  der  Homosexualität  eigentlich  positiv 
255Weitere Informationen dazu liefert Teil II oder das Interview mit Caroline Mécary bzw. das Buch von 
Borrillo, Daniel und Lascoumes, Pierre (2002).
256Vgl. Interview mit Caroline Mécary
257Vgl. Interview mit einem ÖVP-Politiker
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gegenüber, solange sie sie selbst nicht in ihrem direkten Umfeld betrifft258. Dies zeigt, 
dass Homosexualität  immer  noch als  etwas außerhalb der „Norm“ gesehen wird,  das 
zwar existieren darf, aber wenn möglich nicht in der Familie.
Die  Diskussion  des  EPG  war  trotz  der  im  Vergleich  zu  Frankreich  herrschenden 
Zurückhaltung emotional, die EP war wie der PaCS hoch umstritten.  Die Verfasser des 
Gesetzes259 achteten  darauf  stark  traditionell  konnotierte  Begriffe  nicht  für  die  neuen 
Gesetze zu verwenden. Somit  implizierten die Verfasser,  dass Menschen die eine EP 
oder einen PaCS eingehen, nicht gleichwertig sind mit Personen, die eine Ehe eingehen 
möchten oder können. Da die allgemeine Diskussionskultur in Frankreich und Österreich 
unterschiedlich ist, waren auch die hier analysierten Debatten nicht gleich. Aus der Sicht 
meiner Interviewpartner aus Graz, Hans Weingand und Kurt Zernig, war es klar, dass in 
den Verhandlungen um das EPG einige Dinge nicht ausverhandelt werden könnten: das 
Standesamt,  die  Adoption  oder  medizinisch-unterstützte  Fortpflanzung  und  die 
unterschiedliche Bezeichnung des Familiennamens in Nachname.260
Auffällig ist, sowohl in Österreich als auch in Frankreich die betroffenen NGOs zwar 
eingeladen  und  gehört  wurden,  die  Ergebnisse  dieser  Gesprächsrunden  jedoch  keine 
Auswirkung auf die Gesetze hatten. Der politische Wille zur Öffnung der Ehe für alle 
Paare,  war  weder  in  Frankreich  1999  noch  in  Österreich  2009  vorhanden.  Das 
Verschließen der Augen vor der Lebensrealität vieler gleichgeschlechtlicher Paare und 
Regenbogenfamilien  hat  dazu  beigetragen,  ein  Gesetz  zu  beschließen,  das  allen 
Betroffenen weiterhilft. In Frankreich wie in Österreich war der Auftrag der Regierung 
ans  Parlament  ein  Gesetz  zu  schreiben,  das  keine  eheähnliche  Institution  ist.  Die 
Debatten dauerten in beiden Ländern ungefähr zehn Jahre. In Frankreich war die RPR-
Partei fast komplett261 gegen das Gesetz. In Österreich jedoch war die ÖVP bereit, an den 
Verhandlungen und an der Ausarbeitung des Gesetzes mitzuwirken. 
In  Österreich  fehlt  ein  echter  Austausch  zwischen  politischen,  wissenschaftlichen 
Äußerungen  und  der  Debatte  auf  Volksebene.  Politische  Gruppen  und 
Religionsgemeinschaften äußerten sich häufig zu diesem Thema. Eine weitere Spaltung 
der  Äußerungen  ist  insofern  zu  bemerken,  als  dass  sich  selbst  die  NGOs  der 
258Vgl. Interview mit Kurt Krickler
259In Österreich handelt es sich dabei hauptsächlich um das BMJ, in Frankreich hauptsächlich um die 
Regierung Jospin.
260Vgl. Interview Weingand/Zernig
261Eine Ausnahme war die heutige Ministerin für Solidarität und sozialen Zusammenhalt (ministre des 
Solidarités et de la Cohésion sociale) Frankreichs: Roselyne Bachelot und der nunmehr in einer anderen 
Partei aktiven Jean-Luc Romero. 
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Homosexuellenbewegung nicht einig darüber sind, wie ihre Forderungen genau aussehen 
sollen.  In  dieser  symbolbehafteten  Diskussion  wäre  es  sicher  von  Vorteil  gewesen, 
gemeinsam  mit  einer  Stimme  aufzutreten.  Durch  die  internen  Kämpfe  wurden  die 
Verhandlungen nicht leichter. Sie wurden gerade für die Gegner der Öffnung der Ehe 
einfacher,  da sie die  Uneinigkeit  in  der Gruppe für sich nützen konnten.  Symbolisch 
aufgeladene  Begriffe  wurden  in  der  Debatte  bewusst  verwendet,  um 
gleichgeschlechtliche  Paare  von  verschiedengeschlechtlichen  Paaren,  der  Norm, 
abzugrenzen.
Im Nachhinein wurde gesagt, dass das Gesetz nicht an der Frage der „Zeremonie“ hätte 
scheitern sollen. Den konservativen Verhandlern war es jedoch wichtig, jegliche Art von 
möglicher Zeremonie aus dem Gesetz zu streichen und jede Erinnerung an einen Festakt 
zu  vermeiden.  Damit  wird  ausgedrückt,  das  die  amtliche  Anerkennung  einer 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaft nicht genauso Grund zum Feiern darstellt wie eine 
Ehe. Einigungen in inhaltlicher Hinsicht ließen die SPÖ von der Forderung nach dem 
Standesamt absehen. Das Gesetz bleibt für die SPÖ ein Erfolg. Während die damalige 
Justizministerin  Bandion-Ortner  von einem „Verhandlungskrimi“  gesprochen  hat,  der 
viele  neue  Regelungen  wie  dem  Pensionsrecht,  Namensrecht  sowie  Beistands-  und 
Unterhaltspflichten  und  weitgehende  Gleichstellung  bringt,  hielt  die  ehemalige 
Innenministerin Fekter die Lösung für „sachlich“. Frauenministerin Heinisch-Hosek sah 
diesen  Schritt  als  eine  „unvollendete“  Lösung.  Die  Tatsache,  dass  keine  Feier  am 
Standesamt stattfindet, trübt die Stimmung.262 Die HOSI zeigte sich mit dem Gesetz zur 
eingetragenen Partnerschaft zufrieden.263
Die  im  April  2010  interviewten  Personen  haben  durch  die  österreichischen  Medien 
erfahren,  dass  die  Möglichkeit  einer  eingetragenen  Partnerschaft  diskutiert  wird.  Die 
Berichterstattung sowie die öffentliche Diskussion wurden als mager und oberflächlich 
oder als reine Parteiendiskussion wahrgenommen. „Eine Abtrennung der EP von der Ehe 
signalisiert, dass eingetragene Partner dem Staat weniger Wert sind als Ehepartner, sie 
verdienen es nicht in denselben Räumen zu feiern, weil sie 'anders' sind.“264
262Vgl. http://www.orf.at/091117-44868/index.html, Abrufdatum: 12.4.2010
263Vgl. http://kurier.at/interaktiv/blog/knecht/1955878.php, Abrufdatum: 22.4.2010;
Am 13. November 2009 fand eine große Kundgebung für erstklassige Rechte in Wien statt, diese wurde 
von  beinahe  jeder  lesBiSchwulen  Organisation  unterstützt.  Die  HOSI  Wien  hingegen  stand  dem 
Gesetzesentwurf  postiv  gegenüber  und  sah  keinen  Grund  für  Demonstrationen. 
Vgl.www.thinkoutsideyourbox.net, Abrufdatum: 22.4.2010
264Befragter 2 im April 2010 über das Standesamtverbot
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11.2 Fazit zum EPG und PaCS
Ein Grund, warum die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Lebensweisen in Österreich 
plötzlich schnell gegangen ist, ist die Tatsache, dass der EMGR für Februar 2010 eine 
Verhandlung anberaumt hatte, da bei ihm ein Fall gegen Österreich wegen der fehlenden 
Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften anhängig war.265 
Sowohl in Frankreich als auch in Österreich handelt es sich bei dem Gesetz um eine 
Kompromisslösung. In Österreich war den Akteuren von vorne herein klar, wie weit sie 
gehen wollten, dies haben sie dann in den Verhandlungen taktisch ausgespielt.266 Jedoch 
kann gesagt werden, dass das EPG der Ehe sehr ähnlich ist. Die größten Unterschiede 
gibt es in den Formulierungen und beim Bezug zur Familie, der im EPG nicht gegeben 
ist.  Der  PaCS in  Frankreich  ist  jedoch  durchaus  eine  „Ehe light“  geworden,  da  nun 
heterosexuelle  Paare  zwischen  dem  PaCS  und  der  Ehe  als  Form  der  amtlichen 
Anerkennung ihrer Partnerschaft wählen können. Viele Paare, die sonst möglicherweise 
geheiratet hätten, haben nun einen PaCS geschlossen.
Die EP wird für die im April 2010 befragten Personen nicht als Option betrachtet, weil es 
zu wenig Anerkennung gibt. Die Wünsche an das Gesetz sind klar, Diskriminierungen, 
die die EP von der Ehe abgrenzen, herausnehmen. Als Paradeland wird Spanien genannt, 
Österreich wird im EU-Ranking im Mittelfeld gereiht. Die römisch-katholische Kirche 
wird  teilweise  als  Einflussfaktor  auf  Politiker  gesehen.  Mit  dem  Beschluss  dieses 
Gesetzes besteht laut den Befragten die Gefahr, neue Forderungen zum Schweigen zu 
bringen und Debatten unter den Tisch zu kehren.267
Den Verhandlern im BMJ war klar, dass man mit dem EPG nicht auf alle Forderungen 
antworten kann und waren selbst nicht ganz glücklich mit dem Entwurf.268 Selbst von 
konservativen Politikern in Frankreich sowie in Österreich wurde bemerkt, dass dort, wo 
Menschen füreinander Verantwortung übernehmen, keine prekären Situationen entstehen 
dürfen  und  es  zumindest  ein  Mindestmaß  an  Absicherung  geben  soll.  Im  Falle 
Österreichs ist es so, dass ein Gesetz verabschiedet wurde, das eine wichtige rechtliche 
Absicherung für gleichgeschlechtliche Paare, nicht Regenbogenfamilien, gewährt. Noch 
265Vgl. Interview mit Helmut Graupner
266Alle NGOs sowie die Grünen beharrten eigentlich auf die Maximalforderung – die Öffnung der Ehe. Die 
SPÖ trat zu Beginn ebenfalls für eine Öffnung der Ehe ein. Die ÖVP versuchte mehrmals die Debatte 
durch symbolische Abstriche platzen zu lassen.
267Vgl. Bürgerbefragung April 2010
268Vgl. Interview mit Birgit Ball-Bürger
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können  alternative  Formen  der  Familie  nicht  von  allen  Akteure  akzeptiert  werden, 
gleichgeschlechtlichen Paaren wird nicht zugetraut ein Kind aufziehen zu können. Das 
EPG  inkludiert  das  Fremdenrecht  sowie  das  Sozialversicherungs-,  Steuer-  und 
Arbeitsrecht, somit ist das EPG in Österreich umfassender als der PaCS in Frankreich. 
Man  kann  dennoch  feststellen,  dass  die  Anerkennung  gleichgeschlechtlicher 
Lebensweisen zu einer Änderung im Diskurs in Frankreich geführt hat. Das Bild eines 
homosexuellen  Paares  ist  zur  Normalität  geworden.  Wie  viele  Rechte  diesen  Paaren 
zugestanden werden, spaltet aber noch immer die Lager. Eine Debatte um die Stellung 
der Familie zu beginnen, bedeutet in Frankreich immer große Auseinandersetzungen zu 
provozieren. Unter diesem Gesichtspunkt war die Diskussion um den PaCS und deren 
Härte keine Ausnahme, obwohl der PaCS offiziell nur zwischen einem Paar geschlossen 
werden kann und nichts mit Familie zu tun hat. Die Debatte und wahrscheinlich auch 
ihre  kontroverse  Art  haben  dazu  geführt,  in  Frankreich  das  Tabu,  das  aus 
gleichgeschlechtlichen  Lebensweisen  gemacht  wurde,  zu  Fall  zu  bringen.  Über  eine 
Million Paare, die einen PaCS unterzeichnet haben und einige Städte in Frankreich, wo 
mehr PaCS unterzeichnet als Ehen geschlossen werden, bestätigen die Akzeptanz und 
wohl auch die Notwendigkeit einer Alternative zur Ehe. 
Am  4.  Januar  2010  wurden  in  Wien  die  ersten  vier  eingetragenen  Partnerschaften 
geschlossen. Im Jahr 2010 haben 705 Verpartnerungen stattgefunden.269 Wo man in Wien 
heiraten kann, dort kann man sich auch verpartnern, wobei jedoch die Unterzeichnung 
der EP-Dokumente immer in Amtsräumen erfolgen muss und die Urkundenübergabe an 
einen externen Ort verlegt werden kann.270 In ÖVP-regierten Gemeinden oder Städten 
gibt es keine Öffnung der Trauungssäle, auch in Graz konnte sich ÖVP-Bürgermeister 
Nagl  durchsetzen.271 Für Lisa  Rücker  (Grüne),  Vizebürgermeisterin  von Graz,  ist  das 
Gesetz  ein  wichtiger  Schritt  in  Richtung  Normalisierung  der  gleichgeschlechtlichen 
Beziehungen, jedoch muss man sich für weitere Verbesserungen noch in Geduld üben. 
Die Gesellschaft  ist  der  Politik  einen  Schritt  voraus,  diese braucht  ihre  Zeit  um sich 
anzupassen und zu handeln.272 
Von  den  Webseiten  der  österreichischen  Parteien,  der  österreichischen 
Bischofskonferenz,  des  Bundeskanzlers  und  des  Bundespräsidenten  wurden  alle 
Aussendungen und Kommentare zur EP gelöscht. Die Website einer Gegnerorganisation 
269Vgl. http://oesterreich.orf.at/stories/501472, Abrufdatum: 28.2.2011
270Vgl.http://www.wien.gv.at/verwaltung/personenwesen/partnerschaft/index.html, Abrufdatum: 22.4.2010
271Vgl.http://www.thinkoutsideyourbox.net/?p=9044, Abrufdatum: 22.4.2010
272Vgl. Falter 6/2010: 41 f
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www.ehe-schuetzen.at wurde ebenso stillgelegt. Nur auf der Homepage der Grünen und 
auf  den Webseiten der Befürworterorganisationen,  kann man weiterhin Informationen 
zur Debatte über die EP finden. 
Auf  die  Forschungsfrage:  „Was  sagt  die  rechtliche  Normierung  der  eingetragenen 
Partnerschaft über den diskursiven Kampf um die Familie aus?“ kann nun geantwortet 
werden. Die rechtliche Normierung der eingetragenen Partnerschaft hat den diskursiven 
Kampf  um  die  Familie  auf  keinen  Fall  beendet.  Bei  den  Debatten  handelt  es  sich 
lediglich um einen weiteren Schauplatz des diskursiven Kampfes. Der Normdiskurs über 
die  Familie wird langsam, jedoch sukzessive, aufgeweicht. Noch kann nicht von einer 
großen  Veränderung  im  Diskurs,  der  dem  traditionellen  Familienbild  entspricht, 
gesprochen  werden.  In  dieser  Diskussion  sind  sowohl  in  Frankreich  als  auch  in 
Österreich  zwei  verschiedene  Frames  aufeinander  geprallt,  die  nicht  miteinander 
kommunizieren  können.  Dinge,  die  in  einem  Frame  gesehen  werden,  können  im 
unterschiedlich  argumentierenden  Frame  nicht  gesehen  werden.  Der  Vertreter 
konservativer  Meinungen  geben  nur  der  klassischen  Ehe  und  Familie  eine 
Daseinsberechtigung  und  ein  Höchstmaß  an  Absicherung.  Nicht  dieser  Norm 
entsprechende  Partnerschaften  können  zwar  geringfügige  Absicherung  bekommen, 
jedoch nicht in einem Ausmaß, wie die für die Gesellschaft wichtige Familie, also die 
Reproduktionsinstanz. Deren Argumente und Haltungen können in einen (konservativen) 
Frame zusammengefasst werden. Eine zweite Gruppe versucht den herrschenden Diskurs 
zu verändern. Diese Meinungen und Ansichten können in einem zweiten (progressiven) 
Frame abgelegt werden. Eine Anerkennung und Absicherung für alle Lebensweisen, ob 
homo-  oder  heterosexuell,  zu  erwirken,  ist  für  sie  wichtig.  Für  die  Menschen  im 
progressiven  Frame  müssen  auch  nicht  der  Norm  entsprechende  Handlungsweisen 
geschützt werden.
Familie im Allgemeinen ist in beiden Ländern noch immer die traditionelle Kernfamilie, 
also eine Gemeinschaft zwischen Frau, Mann und Kindern. Obwohl die Lebensrealität 
vieler Menschen anders aussieht, hat diese es nicht geschafft, den Diskurs zu verändern. 
Der  Diskurs  und  die,  die  ihn  beeinflussen,  hält  an  der  heterosexuellen  Norm  fest. 
Dennoch kam ich vor allem durch die Interviews zur Erkenntnis, dass es in den Köpfen 
der Menschen keine verallgemeinerbare Vorstellung der Familie gibt. Handelt es sich um 
progressiv denkende Menschen, so wird Familie sehr differenziert gesehen, dies geht von 
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der so genannten „family of choice“273 bis zum totalen Hinterfragen des Begriffes „Was 
ist Familie überhaupt?“
Auch  zum  Thema  der  Anerkennung  gleichgeschlechtlicher  Lebensweisen  gibt  es 
verschiedenste  Sichtweisen,  die  sich  in  zwei  Lager  zusammenfassen  lassen,  eine 
konservative und eine fortschrittliche Gruppe. Die traditionelle Sichtweise ist vor allem 
in der christlichen Tradition verwurzelt und versucht diese weiterhin hochzuhalten. Der 
traditionelle Diskurs ist tief in den Köpfen der Allgemeinbevölkerung verankert und wird 
von  den  Bestrebungen  der  Vertreter  des  konservativen  Lagers  bestärkt.  Auch  die 
österreichische und französische Sozialpolitik ist auf den Schutz und die Unterstützung 
der „klassischen“ (Vater-Mutter-Kind) Familie ausgelegt. In Frankreich spielt weiters die 
explizit  pro-natalistische Politik eine Rolle,  die heterosexuelle Paare unterstützen soll, 
mehrere Kinder zu haben. Während das konservative Lager,  zumindest  in Österreich, 
einer Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften nicht ganz negativ gegenüber 
steht,  wenn  diese  nur  möglichst  weit  von  der  Norm  abgrenzt  werden,  möchte  das 
progressive Lager eine totale Gleichstellung erreichen. Wie es geschehen soll, darüber 
gibt  es  jedoch  wieder  keine  Einigkeit.  Manche  NGOs  möchten  nicht  alle  historisch 
gewachsenen Traditionen, bei deren Entstehung sie nie mitbestimmen durften, und die 
ihrer Meinung nach veraltet sind, übernehmen möchten. Die Vertreter der progressiven 
Sichtweise stützen sich auf die  in der Realität  vorkommenden Verschiedenheiten und 
Nicht-Entsprechungen der Norm. Diese sollen nicht nur eine Daseinsberechtigung haben, 
sondern auch rechtlich abgesichert werden. Durch das öffentliche Verteidigen einer von 
der Norm abweichenden Lebensweise, wird der Diskurs zumindest auf einer praktischen 
Ebene  angegriffen.  Die  Auseinandersetzung  hat  sich  noch  nicht  auf  die  theoretische 
Ebene verlagert. 




Vertreten  durch  das  Rechtskomitee  Lambda  kämpfen  mehrere  Paare  seit  dem 
Inkrafttreten des EPGs gerichtlich gegen dieses Gesetz. Am meisten kritisiert werden die 
Umbenennung der Bezeichnung Familienname in Nachname bei eingetragenen Partnern, 
die Nichtzulassung zur Eheschließung oder zur Schließung der EP am Standesamt und 
die Nichtzulassung heterosexueller Paare zur EP.274 Momentan sind im EPG auch viele 
symbolische  Unterschiede275 zu  bemängeln,  die  keine  oder  nur  geringe  Rechtsfolgen 
haben. Die Symbolik wirkt in manchen Fällen jedoch schwerer,  als  nicht betroffenen 
Personen  bewusst  ist,  daher  sind  diese  gewollten  Unterschiede,  vor  allem  die 
Verweigerung  des  Standesamts  und  desselben  Namens,  als  klares  Signal  der 
Ungleichheit zu betrachten. Helmut Graupner sagte dazu: „Wir wollen nicht einen gleich 
schönen Bus haben, sondern den gleichen Bus.“276
Diese  Diskussion  hat  zu  keinem  Reframing  der  Situation  geführt,  es  wurde  ein 
Kompromiss gefunden, mit dem beide Seiten leben können. Die Diskussion geht, wenn 
auch viel leiser, weiter. Vorerst hat man zumindest in Österreich den Eindruck, dass eine 
Veränderung in naher Zukunft eher unrealistisch ist. Es wurde auf eine Forderung aus der 
Bevölkerung geantwortet.  In Frankreich könnte jedoch nach weiteren zehn Jahren der 
Diskussion die Öffnung der Ehe für alle Paare bevorstehen, wenn die Parti socialiste die 
Präsidentschaftswahlen  2012  gewinnt277.  In  Frankreich  ist  die  Bevölkerung  laut 
Umfragen bereit für die Öffnung der „Ehe für alle Paare“.278
Die Tatsache, dass sich homosexuelle Menschen nicht mehr verstecken und öffentlich 
auftreten,  hat  langsam zu mehr  Akzeptanz  geführt.  Die Debatten  und Gesetze  haben 
jedoch gezeigt, wie sehr Homosexuelle noch immer am Rand der Gesellschaft leben und 
wie gering die Anerkennung ihnen gegenüber von öffentlicher Seite ist. In weiterer Folge 
erleichtert  eine  Anerkennung  das  Auftreten  von  Lesben  und  Schwulen  in  der 
Öffentlichkeit.  Es ist sicher, dass Gesetze eine Auswirkung auf die Gesellschaft haben, 
genauso wie eine große Veränderung in der Gesellschaft Auswirkungen auf Gesetze hat. 
Die Gesellschaft  verändert  sich oft  schneller,  als  der Gesetzgeber  nachkommen kann. 
Durch die gesetzliche Anerkennung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften wurde 
274Vgl. Jus Amandi, 01/2010: 2 ff
275Das Tragen eines Familiennamens sowie das Führen eines Doppelnamens mit Bindestrich sind 
eingetragenen Partnern nicht möglich. Die Eintragung der Partnerschaft erfolgt häufig in anderen 
Räumlichkeiten als die Schließung einer Ehe. Nähere Informationen dazu liefern Teil II und Teil III 
(Kapitel 9 und 10).
276Interview mit Helmut Graupner
277Vgl. Interview mit Caroline Mécary
278Ibid.
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ein Schritt in Richtung „Normalisierung“ ebendieser getan, da nun eben die Möglichkeit 
besteht, diese gemeinsam einzugehen und öffentlich zu machen. Der PaCS in Frankreich 
hat  gezeigt,  dass  homosexuelle  Paare  nun  besser  in  die  Gesellschaft  eingegliedert 
werden, da sie gesetzlich abgesichert sind. In beiden Ländern ist die Homophobie jedoch 
noch zu spüren. Diese kam in Frankreich zum Beispiel 2004 wieder zum Vorschein, als 
der  Bürgermeister  von  Beglès  im  Südwesten  Frankreichs,  Noël Mammère,  ein 
gleichgeschlechtliches Paar verheiratet hat. Diese symbolträchtige Hochzeit hat wieder 
zu Demonstrationen mit hasserfüllten Slogans geführt.279 In Österreich und Frankreich 
bleibt  die  Situation  weiterhin  interessant.  Erfahrungswerte  aus  anderen  europäischen 
Staaten  zeigen  jedoch,  dass  die  Einführung  einer  eingetragenen  Partnerschaft  einen 
ersten  Schritt  darstellt.  In  einer  weiteren  Maßnahme  zur  „Normalisierung“ 
gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften dazu kommen kann, die Ehe für alle Paare 
zu öffnen.280 
279Sieht dazu: Didier Eribon (2005): Sur cet instant fragile. Carnets janvier-août 2004. In diesem Buch 
beschreibt Didier Eribon die Ereignisse um diese Hochzeit sehr genau. 
280In Norwegen, Schweden, Belgien, Portugal oder den Niederlanden wurde zuerst eine Form der 
eingetragenen Partnerschaft eingeführt und später die Ehe für alle Paare geöffnet. In Spanien wurde die 
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Interviewpartner: Senatsrätin Maga. Beatrix Hornschall (Abteilungsleiterin) und 
Mag. Franz Rathbauer (Stv. Fachbereichsleiter Standesamt) der 
Magistratsabteilung 35 (Einwanderung, Staatsbürgerschaft, Standesamt)
Ort: Dresdner Straße 91, 1200 Wien Datum/Zeit: 11.01.2011, 13.30 Uhr
Einleitende Worte:
Mit der Einführung der EP gab es neue Aufgaben für die Bezirksverwaltungen in den 
Bundesländern. In Wien ist dieses Amt „zufällig“ vereint, da die MA 35 sowohl für die 
Länder-  als  auch  Gemeindeebene  für  das  Personenstandswesen  etc.  zuständig  ist. 
Deshalb  können  sich  Paare  in  Wien  in  den  gewöhnlichen  Sälen  am  Standesamt 
verpartnern lassen. Das Standesamt und der Ort für Verpartnerungen sind in Wien gleich. 
Es gilt auch die gleiche Auswahl an Festsälen und das „Konzept Traumhochzeit“. Das 
Wort „heiraten“ an sich ist ja kein Fachbegriff. Die Begründung der Partnerschaft muss 
jedoch  in  den  Amtsräumen  stattfinden,  die  Urkundenüberreichung  kann überall  nach 
Wunsch des Paares stattfinden. Deshalb gibt es da oft zwei „Zeremonien“. Es gab viele 
Bezirksverwaltungen,  die  die  Leute  lieber  nach  Wien  geschickt  haben  um  sich  zu 
verpartnern, da sie noch nie mit diesen Personenwesen-Aufgaben betraut und am Anfang 
einfach  überfordert  waren.  In  Wien  sind  Verpartnerungen  auf  jedem  der  zehn 
Standesämter möglich, österreichweit in jedem Bezirk auf der Bezirkshauptmannschaft.
Wie haben Sie die öffentliche Diskussion und die mediale Berichterstattung erlebt? 
Wir wussten, da kommt eine neue Aufgabe auf uns zu. Wir mussten aber warten bis wir 
das  Gesetz  als  unsere  Grundlage  für  die  Handlungen,  oder  um Antworten  geben  zu 
können,  bekommen haben.  Hauptsächlich  haben wir die  Diskussion über  die  Medien 
mitbekommen oder über Erzählungen von anderen Personen. Natürlich standen wir unter 
Zeitdruck, da es viele Anfragen gab, auch von Paaren, die sich verpartnern wollten. Wir 
mussten  jedoch  den  Parlamentsbeschluss  und  die  Publikation  im  Bundesgesetzblatt 
abwarten.  Es  wurde  sicher  Rechtsgeschichte  geschrieben  mit  dem EPG,  das  war  ein 
Durchbruch. Im Übrigen wurden noch bei keiner Verpartnerung Medien zugelassen. Am 
4.1.  2010  hat  Mag.  Hornschall  dann  eine  Pressekonferenz  gegeben,  weil  das 
Medieninteresse an den ersten Verpartnerungen so groß war. Ein Rückblick in die 1980er 
Jahre zeigt, als 1984 es möglich wurde, dass die Frau den Namen des Mannes nicht mehr 
verpflichtend  annehmen  muss  nach  einer  Eheschließung,  das  war  auch  eine  große 
Kontroverse. Heute ist diese Sache selbstverständlich. 
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Wie haben Sie die Debatte erlebt 2009?
Die EP hat sich Jahre vorher abgezeichnet, jedoch nicht konkret. Circa ein halbes Jahr 
vor der Einführung wurde diese greifbar.  Sechs bis  acht  Wochen vor der Einführung 
wurde der Entwurf verbreitet. Wirklich fix und im Bundesgesetzblatt publiziert wurde er 
erst am 30. 12. 2009, die Koalition musste sich einigen. Bis zum 30. 12. 2009 mussten 
wir immer damit rechnen, dass sich noch etwas ändert. Besonders war auch, dass das 
Gesetz  nicht  in  einer  Begutachtungsphase  war.  Ansonsten  hätte  die  MA  35  die 
Stellungnahme des Landes Wien vorbereitet.
Seit  wann  gab  es  Ihres  Wissens  nach  Diskussionen  um  die  EP  in  der  Politik, 
Gesellschaft, in Ihrem Umfeld (beruflich)?
Es gab vielleicht informelle Gespräche, jedoch ist es nur unsere Aufgabe Gesetze aus 
dem BGB umzusetzen, wir müssen warten, bis sie publiziert sind. Das war beim EPG der 
30.12.2009.
Wie war die Diskussion vor 2009?
2008 wurde der Entwurf von Maria Berger geschickt. Dann kam es jedoch zum Bruch 
der Koalition.  Im Gesetz von 2009 wurden da noch viele Definitionen verändert.  Das 
kostete viel Energie, es kamen verschiedene Ansichten zusammen. Das österreichische 
Gesetz ist noch am nächsten am deutschen Gesetz der Lebenspartnerschaft. 
Haben Sie Wünsche an das Gesetz?
Das Gesetz in dieser Form ist sicher schwierig für Ausführende, aber da es immer viele 
Verknüpfungen zu anderen Gesetzen gibt, ist es auch schwierig die Gesetze einfacher zu 
machen.  Die  Gesetze  sind  jedenfalls  so  formuliert,  dass  nur  ein  minimaler 
Handlungsspielraum für Behörden bleibt. 
Wo situieren Sie Österreich im europäischen Vergleich?
Österreich  hat  die  Möglichkeit  der  EP  spät  eingeführt  und  das  Gesetz  ist  auch  sehr 
kompliziert geworden.
Die  Diskussion:  Was  haben  Sie  davon  in  Erinnerung?  Die  Vertreter  der 
Homosexuellen-Bewegung haben es geschafft über die Medien Druck zu erzeugen. Viele 
Prominente haben sich eingesetzt.
In Österreich sehen wir eher eine Diskussion der Politiker, NGOs, der Medien, weniger 
eine akademische Diskussion. Es gibt gewisse Vorzeigefiguren – Gerry Keszler, Günther 
Tolar,  Alfons  Haider,  die  oft  im  Rampenlicht  stehen.  Ein  kurzer  Rückblick:  in  den 
1990er Jahren haben sich prominente Homosexuelle noch eher versteckt. Es gab eine 
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„Outingwelle“ zwischen 2000-2005. Auch der Lifeball hat sicher zur Imageverbesserung 
von homosexuellen  Lebensweisen beigetragen.  Der Lifeball  ist  ein  Tourismusmagnet, 
dorthin  gehen viele  Promis.  Dieser  Meinungsumschwung wurde  medial  gepusht.  Der 
Lifeball war auch zuerst in der Hofburg, ein kleiner Skandal damals. Dann wurde das 
Rathaus  für  ihn  geöffnet.  Man  geht  jetzt  viel  offener  damit  um.  Auch  die  Aids-
Diskussion seit Anfang der 1980er Jahre. Diese Krankheit wurde lange voller Vorurteile 
als  Homosexuellen-Krankheit  bezeichnet.  Es  gab  auch  das  Bild  des  promiskuitiven 
Homosexuellen,  der  keine  Beziehung  eingeht.  Das  ergab  eine  Diskussion  über 
homosexuelle Lebensweisen in der Gesellschaft. Nun hat sich das Bild geändert.
Wo geht das Gesetz nicht weit genug? 
Künstliche  Fortpflanzung  ist  verboten,  auf  diesem  Gebiet  hat  Österreich  jedoch 
allgemein eine restriktive Gesetzeslage.
Bei der rechtlichen Absicherung von Kindern? 
Das sagen viele. Homosexuelle Paare haben noch nicht den Status von heterosexuellen 
Paaren erreicht.  Auch die  Adoption von Stiefkindern ist  ausgeschlossen.  Das ist  eine 
besondere Härte. Für das Kindeswohl ist das nicht ausreichend. Hierfür ist jedoch die 
Kinder  und  Jugendanwaltschaft  zuständig.  Um  das  Obsorgerecht  muss  vom 
verbleibenden Partner extra angesucht werden, wenn der Partner aus der EP stirbt, vor 
dem Tod kann das nicht gemacht werden.
Wie ist das Klima in der MA 35 zur EP? 
Unsere Aufgabe ist es Gesetze zu vollziehen, keine Fragen zu stellen. Jedoch wurde die 
EP  positiv  oder  neutral  aufgenommen.  Wir  müssen  professionell  agieren  und  keine 
Privatmeinungen verbreiten.  Jetzt  kommt  viel  Umschreibungs-/Umformulierungsarbeit 
auf uns zu, denn bei der Durchführung der EP handelt es sich offiziell nicht mehr um 
Standesbeamte, sondern nur Beamte.
Wie ist der typische Ablauf einer eingetragenen Partnerschaft?
Wir versuchen den Wünschen der Paare zu entsprechen. Die Form ist etwas anders. Bei 
einer Eheschließung sind der Ausspruch der Worte „rechtmäßig verbundene Eheleute“ 
wichtig.  Wurde  dies  vom  Standesbeamten  gesagt,  ist  die  Ehe  geschossen.  Die 
Unterschriften sind dabei also ein bisschen weniger wichtig. Die EP kann nur durch die 
drei  Unterschriften  rechtmäßig  eingetragen  werden.  Der  Standesbeamte  und  beide 
Partner müssen unterschreiben. Die Zeremonie ist in Wien gleich, bis auf kleine formale 
Abweichungen. Die Voraussetzungen für die EP sind auch gleich wie bei der Ehe. Es 
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gibt keine Trauzeugen bei der EP. Die Trauzeugen kommen noch aus Zeiten, wo viele 
Leute  nicht  gut  lesen  und schreiben  konnten,  sie  sind  auch  Teil  der  konfessionellen 
Trauung. Als in Österreich 1939 die standesamtliche Trauung eingeführt wurde, wurden 
die  Trauzeugen  mit  eingeführt,  man  versuchte  möglichst  nah  an  der  konfessionellen 
Trauung zu bleiben. Jedoch gibt es bei Hochzeiten viel Brauchtum: der Ringtausch, der 
Kuss sind in keinem Gesetz vorgeschrieben und können daher auch bei der EP gemacht 
werden.
Wir haben beide schon EPs durchgeführt.  Der Rahmen, der den Zeremonien gegeben 
wird, liegt an der Bezirksverwaltung. In Wien sind es wie gesagt die selben Säle, die 
auch für Eheschließungen dienen. Natürlich kann es in manchen Bezirken vorkommen, 
dass in anderen Sälen verpartnert  wird.  Wir haben sowohl schon feierliche,  pompöse 
Verpartnerungen erlebt, mit vielen Gästen, die auch sehr rührend waren. Doch es gibt 
auch ganz ruhige EPs, so wie die erste geschlossene EP, die war auch ruhig. 
Gab es für Sie als „Experten“ die Möglichkeit das Gesetz mitzugestalten? Hat man 
Sie befragt, mit einbezogen?
Nein. Sandra Frauenberger war aktiv oder Günter Tolar, das war die politische Ebene. Es 
gab jahrelang Gespräche. Durch den Weg über die Medien ging es plötzlich so schnell. 
Das  Gesetz  orientiert  sich am Ehegesetz,  dieses  wurde bewusst  geändert,  damit  kein 
Bezug zur Familie entsteht. Doppelnamen können nur ohne Bindestrich geführt werden 
und  es  gibt  für  Verpartnerte  keinen  Familiennamen  sondern  einen  Nachnamen.  Es 
handelt  sich also um eine „Definitionssache“.  Es gibt so manche fehlende Definition, 
doch das liegt auch an der Schnelligkeit, mit der das Gesetz beschlossen wurde. Für die 
Bezirkshauptmannschaften  ist  das  nun eine  völlig  neue Materie,  die  haben eigentlich 
noch nichts mit Personenstandsgesetz zu tun gehabt vorher. In der MA 35 haben wir es 
geschafft  gleich am 4.1.2010 vier Verpartnerungen durchzuführen,  wir haben uns die 
Materie auch schnell aneignen müssen.
Wäre dieses Gesetz im Jahr 2000 schon möglich gewesen? 
Rechtlich ja, der Nationalrat hätte das Gesetz beschließen können. Es war jedoch in den 
Regierungsvorlagen nicht enthalten und die damalige Koalition hatte andere Interessen. 
Die Sicht der Gesellschaft ändert sich. Ein Lifeball und Christopher Street Day helfen die 
Sicht zu erweitern.  Deutschland hat sein Gesetz 2002 eingeführt,  das wäre eine guter 
Zeitpunkt für Österreich gewesen. 2010 war mehr Druck durch die Interessensverbände 
möglich, viel wurde auch über die Medien gespielt. 
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Wann wird die umfassende Gleichstellung kommen?
Nehmen  wir  das  Namensrecht  als  Beispiel.  Obwohl  die  Leute  in  Europa  heute  viel 
mobiler sind, hat sich daran noch nichts geändert. Je nach Land variiert das Namensrecht. 
Die  EU  hat  unserer  Ansicht  nach  keine  Tendenz  Richtlinien  für  eingetragene 
Partnerschaften  zu erlassen.  Eine Gleichstellung ist  jedoch mit  der Zeit  eine logische 
Folgerung  einer  fortschreitenden  Liberalisierung  der  Gesellschaft,  darauf  kann  man 
bauen. Die Medien oder Bürgerinitiativen sind in solchen Dingen auch wichtig. Jetzt ist 
die Diskussion in den Medien jedoch eingeschlafen.
Würden Sie die EP in Zukunft in Ehe umbenennen?
Der EuGH hat festgestellt, dass die unterschiedliche Bezeichnung keine Diskriminierung 
darstellt, auch der nicht vorhandene Bindestrich zwischen den Doppelnamen. Im Grunde 
genommen ist es möglich die EP einmal Ehe zu nennen. Momentan sind die Türschilder 
verschieden, die Tür bleibt gleich. Für die MA 35 wäre es leichter, wenn von Anfang an 
die EP und die Ehe gleich gewesen wären. Die EP und die Ehe schließen einander aus, 
auch  die  Voraussetzungen  dafür  sind  gleich.  Daher  sind  diese  beiden  Dinge  wie 
gleichwertig, es handelt sich nur um die Definition, die ist unterschiedlich.
Gab es bestimme Forderungen der Standesbeamten in der Debatte vor dem EPG an 
die Sie sich erinnern?
Es  war  ein  langes  Tauziehen,  das  zu  einem politischen  Kompromiss  führte.  Wir  in 
unserer Funktion wurden nicht mit  einbezogen. Einzige Forderung unsererseits ist die 
nach Formalismus: ersparen wir uns neue Definitionen. Kuriosum an diesem Gesetz ist, 
dass vorgeschrieben wird, wo die Behörde agiert. Das kommt sonst nicht vor. Weiters ist 
die  Abwicklung  schwierig,  da  die  Bezirkshauptmannschaften  diese  Materie  erst  neu 
übernehmen, sie müssen sowieso viele Fragen an die Standesämter stellen, um zu wissen, 
wie man mit dieser Materie umgeht. Dieser Weg wurde gewählt, um bestimmte Gruppen 
nicht zu vergrämen.
Gab es bestimmte Forderungen anderer Gruppen an die Sie sich erinnern?
Wir sind dafür die falsche Adresse. Wir prüfen, wir beurkunden. Wir diskutieren nicht. 
Selbst eine Auflösung der EP muss vor dem Gericht passieren.
Wie hoch schätzen Sie den Einfluss der Gesellschaft, das was Leute über die EP 
denken auf die politische Ebene auf das Gesetz ein?
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Der Druck hat sich aufgebaut, ein großer medialer Druck. Die Politik soll ja doch die 
Meinung der Gesellschaft repräsentieren. Man muss hier schon sagen, eine Minderheit 
konnte ein Gesetz durchsetzen. Es gab viele Druckmacher, vor allem die Personen, die 
sich über die Medien Gehör verschafften.  Je besser man sich artikulieren kann, desto 
besser kann man sich durchsetzen.
Gibt es noch etwas, das Sie sagen möchten?
Es gibt durchaus positive Punkte, die durch das Gesetz geklärt wurden. Das Besuchsrecht 
im Spital, das Pensionsrecht etc. Negativ ist das schwierige Namensrecht, da die Namen 
auch nur am Tag der Begründung der EP geändert werden können und das Verbot der 
Adoption und der künstlichen Befruchtung.
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InterviewpartnerIn: ÖVP- Mitglied, auch im Justizausschuss des Parlaments
Ort: Parlament Wien Datum/Zeit: 25. Januar 2010, 14 Uhr
Einleitung:
Es gab lange Zeit die Forderung nach der EP. Die ÖVP war dagegen, der Grund war der 
hohe  gesellschaftliche  Stellenwert  der  Ehe  und der  darauf  gründenden  Familie.  Man 
wollte nichts schaffen, dass den Stellenwert der Ehe beeinträchtigte. Das Problem war, 
man  wollte  kein  Rechtsinstitut  schaffen,  dass  weniger  Wert  ist  als  die  Ehe/keine 
niedrigere Rechtsform, dann hätte man ein Problem mit dem Gleichheitsgrundsatz. Es 
war auch klar warum die EP nur für homosexuelle und nicht für heterosexuelle Paare 
gelten kann. Würde sie auch für heterosexuelle Paare gelten, hätten wir eine „Ehe light“. 
Eine abgespeckte Form der Ehe für Heterosexuelle und Homosexuelle war für uns nicht 
möglich. Wir haben nach Deutschland, Frankreich und Spanien geschaut und dann eine 
Lösung für Österreich gefunden. In manchen Bereichen sind die Ehe und die EP nicht 
angeglichen,  es gibt  unterschiedliche Regelungen wie zum Beispiel  bei Fortpflanzung 
und  Adoption.  Laut  dem  Verfassungsrecht  sind  Unterschiede  möglich,  wenn  es  um 
Fortpflanzung  und  Adoption  geht.  Die  Adoption  ist  laut  dem  AGBG  nicht  hundert 
Prozent  ausgeschlossen,  gibt  es  ein  OGH-Urteil  wonach  ein  Elternteil  nicht  beliebig 
substituiert  werden kann, deshalb ist es nun ausgenommen. Ob ein solches Urteil  vor 
dem europäischen Gerichtshof für Menschenrechte halten würde, ist unklar. Ansonsten 
gibt  es  viel  Angleichung.  Wir  stellten  uns  auch die  Frage,  ob wir  das  schwedisches 
Modell in Österreich durchführen sollten oder doch ein eigenes Gesetz entwickeln. Für 
die ÖVP war es wichtig, dass die EP keine Ehe ist und das dieses Gesetz nichts damit zu 
tun hat. Um dies zu unterstreichen ist das EPG anders als das Eherecht. Man musste auch 
viele Gesetze nach Bestimmungen rund um die Ehe durchsuchen, deshalb dauerte es so 
lange, bis dieses Gesetz konkret wurde.
Wie haben Sie erfahren, dass die EP bald kommen soll ?
Es gab einen personenbezogenen Stillstand zu diesem Thema und dann ging es plötzlich. 
Es ging schon vor 2009 los, nach den Wahlen 2006 war man soweit. Vorher gab es einen 
Entwurf im Jahr 2005 von Karin Gastinger und dann dauerte es bis 2009, da kamen wir 
zu  einem  Ergebnis.  Es  waren  nicht  nur  rein  politische  Überlegungen,  sondern  auch 
personelle Einflüsse. Es gab verschiedene Arbeitsgruppen zu den diversen Bereichen im 
Familienrecht, wie zB dem Obsorgerecht, dem Besuchsrecht und auch zur EP. Dann ging 
dieses Gesetz zwischen dem Parlament und den Ministerien hin und her.
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Wie haben Sie  die  öffentliche  Diskussion und die  Berichterstattung  der  Medien 
erlebt ?
Es handelte  sich um eine  objektive Berichterstattung.  Es gab Druck von so mancher 
Seite,  deshalb  gab  es  ein  rasches  Ergebnis.  Wäre  die  Berichterstattung  zu  einseitig 
gewesen, dann wäre es für die Politik schwierig geworden – da man sich dann nicht mehr 
getraut hätte sich zu „bewegen“. Die öffentliche Debatte war positiv. Ich wurde immer 
wieder  angesprochen,  es  gab  auch harte  Kritik  von manchen  Kreisen,  sie  sagten  sie 
würden nie wieder ÖVP wählen. Doch es war notwendig es durchzuziehen.  Nach der 
Beschlussfassung des Gesetzes gab es keinen Wirbel mehr.
Gab es bestimmte Forderungen anderer Gruppen an die Sie sich erinnern?
Es gab nur rationelle Kontakte, keine Emotionen. Die Probleme wurden rational erörtert. 
Wir haben mit dem Input der Homosexuellenorganisationen weiter  gearbeitet.  Es war 
natürlich ein Abwägen, wie weit  jede Seite fordern oder nachgeben konnte, ohne das 
Gesamtprojekt zu gefährden.
Wie haben Sie die Debatte 2009 und davor erlebt?
2005 war der Gastinger-Entwurf. 2006 gab es Wahlen. Der Entwurf von Karin Gastinger 
ist  im  Wahlkampf  liegen  geblieben,  das  Thema  war  zu  heikel.  Lange  gab  es 
Diskussionsverweigerng von manchen Seiten, das war eine interne Zerreißprobe, manche 
argumentierten, das sei politisch nicht machbar. Irgendwann wurde es lockerer, es gab 
Druck, man konnte die Dynamik mitmachen.
Was haben Sie von der Diskussion ein besonderes Ereignis in Erinnerung ?
Es war eine ausgewogenen Diskussion auch mit den betroffenen Gruppen. Lesben und 
Schwule  wollten  eine  totale  Gleichstellung,  eine  Öffnung  der  Ehe  –  so  wie  es  das 
schwedische Modell  vorsieht.  Als unser Entwurf dann am Tisch war, waren sie auch 
zufrieden.  Ein  paar  Kleinigkeiten  wären  ihnen  (den  Vertretern  der 
Homosexuellenbewegungen, Anm.) lieber gewesen, wenn sie geändert worden wären.
Wie waren die Verhandlungen?
Es handelte sich um eine reine fachliche Arbeitsgruppe mit Experten aus dem BMJ, dem 
BMWFJ und dem BMI (für den Personenstand). Es gab eine Arbeitsgruppe im BMJ und 
der Entwurf dieser ging dann ans Parlament. Im Justizausschuss des Parlaments gab es 
viele informelle Kontakte, man traf sich immer wieder. Aus meiner Sicht handelt es sich 
um einen relativ ausgewogenen Entschluss. Die SPÖ wollte weiter gehen, es handelt sich 
um einen Kompromiss. 
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Es hat den Anschein, dass das Gesetz ziemlich schnell ausgearbeitet wurde?
Es war ein langer Prozess, man wollte das absichtlich nicht öffentlich breit treten. Das 
Thema ist eher heikel. Es ist besser es liegt etwas am Tisch und man redet dann, sonst 
gibt es zu viel Streit. Es handelte sich um ein Kontinuum.
Wie sieht die Umsetzung für Sie aus?
Im Parlament hört man wenig darüber. Es gibt Forderungen von einigen Leuten nach der 
Ermöglichung  der  Adoption  für  EPs.  Manche  Anfragen  kommen  zum 
Kollektivvertragsrecht oder zum Arbeitsrecht, aber dies wird im Sinne der Gleichstellung 
behandelt. Das Gesetz wurde gut angenommen.
Wünsche an das Gesetz?
Momentan nicht.
Wie  sieht  es  mit  der  Akzeptanz  aus?  In  Ihrem Bekanntenkreis,  im  beruflichen 
Umfeld?
Alles  hat  sich  beruhigt.  Die  Drohungen  wurden  nicht  wahr  gemacht.  Nach  dem 
Beschluss war alles ok.
Wo situieren Sie Österreich im europäischen Vergleich?
Österreich  hat  eine  eigenständige  Lösung.  Wir  haben  immer  wieder  nach  Europa 
geschaut. In Österreich wird die gesellschaftspolitische Wichtigkeit der Ehe und Familie 
betont.  Für  gleichgeschlechtliche  Paare  haben  wir  Möglichkeiten  eingeräumt  sich 
absichern  zu können,  Verantwortung zu  übernehmen.  Es  gibt  gewisse gerechtfertigte 
Unterschiede zur Ehe, diese sind jedoch nicht gravierend.
Wie sehen Sie den Einfluss der röm. kath. Kirche oder anderer Religionsgruppen?
Interessanterweise  war  dieser  gering.  Es  gab  einzelne  Vertreter  die  alles  etwas 
pointierter,  spitzer  formulierten.  Man  kann  die  röm.  kath.  Kirche  auch  nicht 
kategorisieren.  Natürlich  gab  es  kein  Lob.  Das  war  klar.  Es  war  kein  Versuch  da 
persönlich Druck auszuüben. Die Standpunkte wurden uns eher über die Medien,  die 
APA ausgerichtet. 
Mit wem haben Sie bei diesem Gesetz besonders zusammengearbeitet ?
Ich war nicht in der Arbeitsgruppe des Ministeriums. Ich bekam nur Infos. Persönliche 
Kontakte hatte ich mit den üblichen Justizsprechern der anderen Parteien, die habe ich im 
Ausschuss getroffen. Es gab längere Beratungen im Justizausschuss, aber kein Hearing. 
War es eine Möglichkeit um neue Forderungen zum Schweigen zu bringen?
Neue Forderungen sind nicht sehr laut. Abgesehen von Lambda, Dr. Graupner. Es gibt 
momentan keinen Druck für eine Novellierung. Man muss abwarten. Es ist eine heiße 
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gesellschaftspolitische  Frage.  Große  Vorsicht  ist  geboten  bevor  man  eine  Diskussion 
auslöst. Man soll ohne Notwendigkeit keine Diskussion anfangen. Das ist wie mit dem 
Abtreibungsthema. Nur wenn ich genau weiß, was ich ändern will, dann kann man an die 
Öffentlichkeit gehen. 
Ist  die  Gesellschaft  weiter  als  die  Politik ?  Ist  sie  bereit  für  eine  vollständige 
Gleichstellung, für eine Ehe gleichgeschlechtlicher Paare?
Ich  glaube,  das  würde  Unruhe  auslösen.  Von  Gewissen  sicher  akzeptiert,  aus 
konservative Sicht jedoch nicht möglich. Da gibt es zu viele Gegner. Ich weißt nicht ob 
die Gesellschaft bereit ist oder nicht. Wir wollen nicht ins Extreme gehen. Wir haben 
eine Lösung gesucht und gefunden die möglichst breit akzeptiert wird. Das ist auch für 
die Zukunft wichtig.
Brauchte man noch eine Homosexuellenbewegung um Druck auszuüben? 
Irgendwo muss der Ursprung sein. Wenn sich niemand für eine EP interessierte, wäre 
auch nichts passiert. Der Druck/Wunsch wurde immer größer, auch durch den Vergleich 
mit dem Ausland. Die ÖVP hat sich lange genug gewehrt, dann hat man den  wind of 
opportunity genutzt, dann ging etwas.
Warum  verbietet  man  gleichgeschlechtlichen  Paaren  den  Trauuungssaal  und 
warum  das  Bindestrichverbot,  sowie  die  Verpartnerung  außerhalb  der 
Amtsgebäude (vgl. Urkundenüberreichung)? 
Bei  diesem  Gesetz  handelt  es  sich  um  einen  Kompromiss !!  Man  wollte  manchen 
Kreisen nicht in die Seele treten.  Manche Bürgermeister  hatten Angst vor der EP im 
Gemeindeamt. Man wollte die ländliche Bevölkerung schützen. Dort gab es Abneigung 
gegen  die  EP.  Die  Bevölkerung  sollte  nicht  schockiert  werden  oder  abgestoßen.  Im 
städtischen  Bereich  herrscht  Akzeptanz.  Wir  wollten  eine  gewisse  Akzeptanz  in 
konservativen Kreise nicht überstrapazieren.
Geht das Gesetz nur so weit wie unbedingt nötig ? 
Das Gesetz ist eine umfassende Regelung. Ich wüsste nicht, was man noch zusätzlich 
regeln sollte. Das ist kein Minimalgesetz, sondern umfassend geregelt.
Wie  schlimm  ist  es  den  Trauungsaal  nicht  für  gleichgeschlechtliche  Paare  zu 
öffnen ? 
Das muss man die Betroffenen fragen. Es gibt einen Unterschied zwischen Stadt (die EP 
ist  kein  Problem)  und  Land  (die  EP  ist  gesellschaftlich  heikel).  Man  verbietet  den 
Menschen ja nicht wo anders zu feiern, halt nicht am Standesamt.
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Könnten  Sie  sich  vorstellen  alle  Menschen,  egal  ob  gleich-  oder 
verschiedengeschlechtlich mit den gleichen Abläufen in den selben Sälen zu trauen?
Wie gesagt, es gibt einen Unterschied zwischen der Stadt und dem Land. Ich kann es mir 
persönlich vorstellen, aber das ist meine persönliche Meinung. Möglicherweise gibt es 
hier insgesamt ein Umdenken. Ich weiß nicht, ob es in dieser Hinsicht eine Dynamik am 
Land gibt, darüber gibt es keine Diskussionen in der ÖVP.
Wäre dieses Gesetz im Jahr 2000 oder 1997 schon möglich gewesen? 
Da hätte  es  keine  Mehrheit  gefunden.  Möglicherweise  mit  einer  anderen  politischen 
Konstellation.
Wann wird die Gleichstellung (oder Umbenennung) der EP und der Ehe kommen ?
De facto sind die Ehe und die EP gleich. Gleich mit unterschiedlicher Terminologie. Es 
gibt keine Notwendigkeit für eine Änderung, nicht in naher Zukunft. Daher sollte man 
die Diskussion vermeiden.
Beurteilen Sie die Gesetzeslage für gleichgeschlechtliche Paare vor dem Gesetz und 
jetzt:
Diskriminierungen wurden weitestgehend abgeschafft. Es war jedoch ein langer, weiter 
Weg.  Wenn  man  das  alte  Strafgesetz  ansieht,  wo  homosexuelle  Handlungen  noch 
kriminell waren und jetzt gibt es ein EPG. Die EP ist mit  der Ehe gleichgestellt.  Die 
Gleichstellung  ist  ausgeschöpft,  auch  alle  internationalen  Verpflichtungen  wurden 
umgesetzt. Auch am Arbeitsplatz ist die Gleichstellung erfolgt. Mir fällt nichts mehr ein, 
dass noch akuten Handlungsbedarf hat. 
Wie hoch schätzen Sie den Einfluss der Gesellschaft, das was Leute über die EP 
denken auf  auf das Gesetz, ein?
Es gibt  eine  nahe  Beziehung  zwischen den  Menschen im Land und der  Politik.  Die 
Schnittstelle sind die Wahlen. Manchmal muss die Politik Entscheidungen vorgeben um 
eine  Weiterentwicklung  zu  ermöglichen.  Ein  Bruch  zwischen  den  Wählern  und  der 
gewählten  politischen  Gruppe  sollte  nicht  sein.  Es  soll  eine  Rückkopplung  mit  der 
entsprechenden Bevölkerungsgruppe geben. Vorschläge zur Weiterentwicklung sind gut, 
jedoch kein Bruch.
Definitionen:   
Familie: vor 20 Jahren, vor10 Jahren, heute? Die Definition ist bei mir immer gleich. 
Eine Gemeinschaft von Frau und Mann mit Kindern.
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute? Was Sie mich alles fragen. Das hat ja nicht mit 
Juristerei  zu  tun.  Die  Definition  ist  immer  gleich.  Gemeinschaft  zwischen  Frau  und 
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Mann.  Im staatlichen  Bereich  eine  gesetzlich  gesicherte  Gemeinschaft  von Frau  und 
Mann.
Die Begriffe der Familie und Ehe haben sich nicht geändert; Die EP ist eine Annäherung 
an die Ehe um den homosexuellen Personen auch etwas zu bieten, aber die EP ist eben 
nicht gleich Ehe, daher hat sich nichts geändert. 
Patchwork-Familie :Das ist ein großer Begriff, ein weiter Begriff. Es sind verschiedene 
Formen des Zusammenlebens, wie zB neue Elternteile oder ein Partner/ eine Person und 
sein/ihr Kind. Patchwork-Familie (ein neuer Begriff, unterschiedliche Lebenssituationen, 
Ehen sind weniger stabil, es gibt neue Kombinationen, in der Patchwork-Familie kann 
der neue Partner auch das gleiche Geschlecht haben wie der andere Partner oder eben 
nicht – also können Patchworkfamilien sowohl homo- oder heterosexuell sein) ist nicht 
das gleich wie die herkömmliche Familie (Vater, Mutter, Kind).
„Homo-Ehe:“  Das  kenne  ich  nicht.  Der  Begriff  ist  auch  sehr  negativ  besetzt.  Er 
vermengt Gleichgeschlechtlichkeit  und Ehe. Das macht die Diskussion schwierig. Am 
Beginn der  Verhandlungen hat  dieser  Begriff  geschadet  um ordentlich  diskutieren  zu 
können.
Kindeswohl:  Umstände,  die  dem  Kind  ein  positives  Heranwachsen  garantieren,  ein 
Einfügen  in  die  Gesellschaft  ermöglichen,  ein  Aufwachsen  in  Frieden.  Das  ist 
unabhängig von Ehe oder Partnerschaft. Das Kindeswohl sollte immer im Zentrum der 
Betrachtungsweise stehen.
Standesamt/Trauungssaal :Eheschließung
Eingetragene Partnerschaft :Verrechtlichung. Es hat rechtlich Bestand; Sicherung der 
Partnerschaft homosexueller Personen. 
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InterviewpartnerIn: Herr Mag. Wolfgang WILHELM– Wiener Anti-
Diskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen (WAST)
Datum/Zeit: 16. Februar 2011, 12 Uhr, Büro Auerspergstraße
Entstehung des EPG   : 
Wie lange sind Sie schon mit der EP/dem EPG beschäftigt?
Mit  dem  EPG  direkt  beschäftigt  sind  wir  nicht,  wir  waren  nicht  in  den  AGs  der 
Ministerien dabei. Wir sind ein Teil des Büros der Stadträtin Sandra Frauenberger und 
die zuständige Stadträtin ist politisch schon beschäftigt gewesen als WAST. Aber wir 
haben auch immer Statements dazu abgegeben, dass wir so ein Gesetz brauchen und dass 
es das auch im Ausland gibt. Wir als WAST haben immer wieder Klienten gehabt, die 
diskriminiert  wurden  aufgrund  des  Gesetzes  direkt  oder  indirekt.  Das  hat 
Regenbogenfamilien oder binationale Paare betroffen (Aufenthalt). Man kann nicht alles 
privatrechtlich lösen wo gleichgeschlechtliche Lebensweisen diskriminiert sind. Es ist ja 
schon diskriminierend zu sagen für verschiedengeschlechtliche gibt es ein Rechtsinstitut 
und für gleichgeschlechtliche nicht, die sollen das beim Notar machen. Man kann nicht 
alles  beim  Notar  machen,  wenn  ich  ein  Testament  mache,  dann  regelt  das  nur  die 
Erbfolge  und nicht  den Erbschaftssteuersatz,  als  es  den noch gab;  massives  Beispiel 
waren binationale Paare, wo es keine Möglichkeit gab den Partner, die Partnerin legal in 
Österreich  leben zu lassen aufgrund der  Partnerschaft.  So mussten  sich  Paare  immer 
helfen,  dass  der  eine  noch  studiert  oder  einen  Privataufenthalt  (ohne 
Arbeitsgenehmigung)  hat.  Da  musste  man  den  Leuten  sagen,  du  kannst  nach  China 
auswandern oder du kannst dich trennen. Und mit der EP ist ein großer Schritt gemacht 
worden, dass die Paare wenigstens zusammenleben können. 
Was hat den Anstoß gegeben, dass das EPG 2009 fertig gestellt wurde?
Was letztendlich den Anstoß gegeben hat, weiß ich nicht. Ich glaube, die Regierung unter 
sozialdemokratischer Führung hat eine Rolle gespielt und die Forderung von lesbisch-
schwulen  Organisationen  generell,  die  das  nach  den  Anti-Diskriminierungsgesetzen 
gefordert haben. International gesehen ist die EP der nächste Schritt.  Es geht von der 
Entkriminalisierung  der  Homosexualität  die  erst  1971  geschah,  dann  zu  den 
Gleichbehandlungs- und Anti-Diskriminierungsregelungen, die in Ö verspätet umgesetzt 
wurden. Der logisch nächste Schritt ist die EP. Parallel gab es den Diskurs in Österreich, 
wo Homosexualität ein gutes Stück mehr aus dem Schatten getreten ist und sichtbarer 
wurde,  mehr  öffentlich  thematisiert,  weniger  totgeschwiegen  wird.  Auch  wenn  die 
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Qualität  oft  eine effekthascherische ist,  es ist  zumindest  kein Tabu mehr,  wie vor 20 
Jahren.  Ich  glaube  auch,  dass  die  gesamteuropäische  Rechtsentwicklung  eine  Rolle 
gespielt  hat,  weil das Argument Österreich ist hier Schlusslicht und, dass mehr Paare 
auch  nach  Österreich  kommen,  die  im Ausland verheiratet  oder  verpartnert  sind.  Im 
Zusammenwachsen Europas hat man auch hier etwas regeln müssen. 
Wurden Teile von Maria Bergers Entwurf übernommen?
Es gab eine große Diskussion, was in die EP hineingehört und ob die EP an sich schon 
diskriminierend ,ist weil es ein eigenes Rechtsinstitut ist. Barbara Prammer hat als erste 
namhafte Politikerin, die Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare gefordert. Das 
wäre  auch  juristisch  das  Einfachste  gewesen,  in  dem  man  das  Wort 
verschiedengeschlechtlich streicht. Da war der politischer Wille aus der ÖVP nicht da. 
Deshalb hat man die EP nur für gleichgeschlechtliche Paare gemacht. Für uns das größte 
Manko ist, dass das Thema Familie-Regenbogenfamilie so dezidiert ausgeschlossen ist. 
Binationalen Paaren ist es eine große Hilfe, das Gesetz ist ein großer, erster Schritt. Für 
viele Menschen bringt es viel  Verbesserung, es ist nicht der Weisheit  letzter  Schluss. 
Kleine  Details  wie  z.B.  der  „Verlust“  des  Familiennamens.  Das  sind  einfach 
diskriminierende Grauslichkeiten, das gehört dringend beseitigt. 
Wie haben Sie erfahren, dass die EP bald kommen soll?
Wir  sind  ei  Teil  des  Büros  der  Stadträtin  Frauenberger.  Wir  bekommen  mit  was 
Parteienforderungen sind. Die haben sich klar positioniert.  Gastinger war wirklich ein 
wichtiger kleiner Schritt, da damals durch ihr persönliches Engagement etwas Bewegung 
in  die  Sache  kam,  ob  das  bei  ihren  Parteikollegen  und  beim  Koalitionspartner  gut 
angekommen ist … 
Wie liefen die Verhandlungen zum EPG ab?
Ich  hab  in  Erinnerung  die  SPÖ Seite  hatte  Ideen  und von ÖVP Seite  wurde  immer 
blockiert.  Allein die Frage des Standesamtes,  wo Grüne und SPÖ viel mehr gefordert 
haben. Die Sozialdemokraten haben dann einen Kompromiss ausgehandelt mit dem es 
sich Leben lässt. Ich glaube, dass die ÖVP bei Vielem auf der Bremse gestanden ist.
Inwiefern haben Sie das Gesetz mitgestaltet? Welche waren Ihre Aufgaben?
Im Ministerium hat man sich an NGOs gehalten, das sind wir nicht. Wir waren in der 
parteiinternen  Diskussion  dabei  und  haben  uns  eingebracht.  Frauenberger  hat  immer 
betont, die Öffnung der Ehe mittelfristig ist notwendig.
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Einfluss der röm. kath. Kirche oder anderer Religionsgruppen?
Die Bischofskonferenz war gegen den Begriff der Treue. Der Begriff der Treue sollte 
herausgenommen  werden  aus  dem  Gesetz,  nun  wurde  das  formuliert  als 
„Vertrauensbeziehung“.  Weil  bei  Treue  hätten  sie  gesehen,  eine  Anerkennung  dieses 
unzüchtigen Lebens, nach der strengen Lehrmeinung der röm. kath. Kirche darf man ja 
homosexuell sein, aber man darf es nicht in die Praxis umsetzen. Und dann wollte gerade 
die Kirche die Treue herausnehmen,  eine lustige Sache; Wobei die Ehe an sich auch 
einmal überdacht werden müsste. Im Eherecht ist auch vieles drinnen, was an die Zeit 
anzupassen wäre. Da gab es zwei Strömungen, eine die wollten die Ehe für alle öffnen 
und dann das Ehegesetz einmal reformieren, für alle, und andere waren dafür, die EP zu 
schaffen und nicht die verstaubte Ehe zu öffnen. Es war von der ÖVP Seite klar, dass 
man einer Öffnung der Ehe nicht zustimmt.
Gab es andere Gruppen, die versucht haben Einfluss zu nehmen?
Ehrlich gesagt nicht, die Protestanten haben sich befürwortend geäußert, die haben eine 
andere Sexualmoral als die röm. kath. Vertreter. Die Lobby der lesbisch-schwulen NGOs 
(HOSI  etc.)  war  sehr  stark,  das  Rechtskomitee  Lambda  war  auch  sehr  präsent,  als 
kompetenter  Jurist.  Der  kannte  sich  mit  juristischen  Feinheiten  aus  und  deren 
Auswirkung.  Die Forderung nach der  Inkludierung der Regenbogenfamilien  ist  leider 
nicht geglückt. 
Unterscheidet sich das Zustandekommen dieses Gesetzes von anderen Gesetzen?
Ich  bin in  andere  Gesetze  nicht  involviert.  Ich  glaube  schon,  dass  in  vielen  anderen 
Gesetzen weniger menschenverachtende Zwischentöne fallen. Wie es aussieht bei einer 
großen Eherechtsreform, ob da auch frauenfeindlich argumentiert wird, wie hier lesben- 
und  schwulenfeindlich  argumentiert  wird,  das  kann  ich  mir  vorstellen.  Hier  prallen 
Weltansichten aufeinander. Bei den Lesben und Schwulen sind sehr viele auf der Strecke 
geblieben in den letzten Jahren. Es war ein Gesetz, dass einen Bereich völlig neu regelt, 
das ist auch selten, viele Gesetze sind Anpassungen, Umsetzung von Richtlinien.
Diskussion   : 
Wie haben Sie die öffentliche Diskussion 2009 erlebt?
Im Endeffekt eigentlich kurz. Ich hab mir gedacht, schauen wir mal, was sie beschließen, 
das  ist  für  mich  dann  doch  relativ  flott  gegangen.  Das  ging  schnell,  das  war  ein 
Durchpeitschen,  nicht  noch  mehr  Diskussionen.  Es  hätte  einen  sehr  verwundert,  als 
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gelernten Österreicher, wenn die Bischofskonferenz dafür gewesen wäre oder wenn die 
ÖVP, das was sie zwar im Perspektivenpapier  hatte,  auch ganz zum Befürworter der 
Öffnung der Ehe geworden wäre. Es gab keine großen Überraschungen. 
Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Noch kürzer. Eine wirkliche breite Berichterstattung gab es nicht. In den Medien hat das 
auch keine große Beachtung gefunden, wenn es EPs in anderen Ländern gegeben hat. Es 
gab  immer  nur  Berichte  über  die  Äußerungen  von  Politikern.  Keine  breite 
Medienkampagne, dass die Medien die Regierung vor sich her getrieben hätten. 
Wie haben Sie die Diskussion 1998 – 2008 erlebt?
Es  gab  einen  gesamten  Rechtsruck.  „Was  die  wahnsinnigen  Skandinavier  haben, 
brauchen  wir  in  Österreich  sicher  nicht.“  Von konservativer  Seite  wurde  immer  klar 
gesagt, also die Familie auf gar keinen Fall. Viele haben sich gesagt, wenn das jetzt auch 
noch kommt, dann lassen wir das ganze Gesetz wieder scheitern. In NGO Kreisen sagte 
man, wenn das Fremdenrecht nicht drinnen ist, dann ist das Gesetz sinnlos. Über das 
Standesamt kann ich mich schon erinnern, es wurde gesagt, dass man das Standesamt 
beschmutzt,  wenn  da  auch  gleichgeschlechtliche  Paare  heiraten.  Dass  es  den 
heterosexuellen Paaren nicht zumutbar ist, dass auf demselben Amt auch homosexuelle 
Paare heiraten. 
Seit wann verfolgen Sie die Debatte?
Beruflich gibt es die WAST seit 1998, und privat schon vorher. Mir ging es so, ich war 
die Endlosdebatten schon leid. Auch die lange Debatte um den 209a StGB, das war eine 
leidigste jahrelange Debatte. Schweden hat danach verurteilten Österreichern schon Asyl 
gewährt, das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen. Mich persönlich hat 
es nicht gewundert, wenn wir noch 20 Jahre weiter diskutieren. 
Seit wann gibt es Diskussionen in der Gesellschaft um Öffnung der Ehe/EP?
Seit Mitte der 1980er Jahre, aber in kleinen Kreisen. Dänemark hat 1989 schon die EP 
eingeführt, als erstes Land in Europa. Da war in Österreich noch der Sonderparagraph da, 
da war die ganze Diskussion sehr fokussiert auf diesen Sonderparagraphen und von daher 
war das Thema in der breiten Diskussion. Dann gab es mehr Sichtbarkeit von Lesben und 
Schwulen, mehr Outings: Tolar, Haider, in Deutschland: Biolek, Harpe Kerkeling. Vor 
25 Jahren haben die Leute wirklich noch geglaubt  die/der einzige Lesbe/Schwuler zu 
sein, damals war die Situation schon sehr schwierig. Immerhin ist es jetzt Thema. Das ist 
134
in den 1990er Jahren in Österreich in der Gesellschaft angekommen (Regenbogenparade 
1996).
Umsetzung   : 
Was halten Sie von diesem Gesetz? 
Als  das  Gesetz  beschlossen  wurde,  hab  ich  zu  den  Skeptikern  gehört,  weil  die 
Regenbogenfamilien  nicht  drinnen sind,  aber  heute  denke ich mir  schon,  dass es auf 
jeden Fall ein sehr großer Fortschritt war. Viele Leute sagen für sie das ist hilfreich. Es 
gab  365  EPs  in  Wien  letztes  Jahr.  Wir  haben  viele  Menschen  mit  binatonaler 
Partnerschaft, wo es ganz konkret hilft. Für die Zukunft des Gesetzes ist die Inkludierung 
der  Familien  wichtig  und  mittelfristig  muss  man  sich  überlegen,  lässt  man  diese 
Doppelfunktion oder macht  man doch die Ehe auf.  Die EP ist  international  der erste 
Schritt, und die Öffnung der Ehe kommt danach. 
Wie sieht die Umsetzung des Gesetzes für Sie aus?
Naja, sehr unterschiedlich. In Wien wurde es optimal umgesetzt, die MA 35 hat eine sehr 
schöne Lösung gefunden. Wir wollen es in Wien so schön machen, wie es das Gesetz 
erlaubt, deshalb sind in Wien auch die Trausäle geöffnet. Die Unterschriften müssen in 
den  Amtshäusern  erfolgen,  die  feierliche  Übergabe  der  Urkunden  kann  auch  im 
Riesenrad erfolgen. Wien muss sich an die Vorgaben des Bundes halten, innerhalb dieser 
soll  es  ein  symbolischer  schöner,  toller  Akt  sein,  und  kein  Unterschreiben  im 
Besenkammerl. In den Bundesländern ist es unterschiedlich, es hängt von der BH ab, wie 
sie das machen und gestalten wollen.
Sind Sie mit dem momentanen Gesetz zufrieden?
Wien macht sicher die optimale Umsetzung. Es ist ein guter, großer erster Schritt, es darf 
nicht der letzte Schritt sein. Es hilft vielen Menschen.
Ändern müsste man die kleinen Grauslichkeiten, siehe Nachname – Familienname. Das 
RK  Lambda  hat  60  Unterscheidungen  aufgezeigt,  aber  trotzdem  sind  diese 
diskriminierenden  Unterschiede  zu  beseitigen  und  die  Regenbogenfamilie  gehört 
berücksichtigt. Als erster Schritt eine Stiefkindadoption und dann auch die Adoption für 
gleichgeschlechtliche Paare. 
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Wo situieren Sie Österreich im europäischen Vergleich?
Nicht mehr als Schlusslicht. Wir sind im Mittelfeld, wir dürfen nicht vergessen, dass die 
Niederlande, Spanien und Schweden etc. schon die Ehe geöffnet haben. Man darf sich 
jetzt nicht zurücklehnen, Österreich hat einen notwendigen Schritt getan, aber es muss 
sich weiter entwickeln. Denn die Freizügigkeit in der EU ist da und wir müssen auch 
zwei Spanier, die nach spanischem Recht verheiratet sind als Ehepaar anerkennen und 
nicht sagen: „Bei uns gibt es das nicht und seid froh und dankbar wenn wir euch in Ruhe 
lassen und als eingetragene Partner akzeptieren.“
Akzeptanz   : 
War dieses Gesetz eine Möglichkeit,  um weitere Forderungen zur „Ehe für alle“ 
zum Schweigen zu bringen?
Momentan freut sich die Community über das Gesetz. Noch sind die Forderungen ruhig 
nach der Öffnung der Ehe. Nach einem großen Erfolg soll man sich freuen dürfen und 
innehalten. Ich bin sicher, dass die Forderung wieder lauter werden wird und muss.
Wie sieht es mit der Akzeptanz in Ihrem beruflichen Umfeld aus? 
Es  ist  sehr  bekannt,  die  Medienarbeit  scheint  gewirkt  zu  haben.  Ich  mache  viele 
Seminare, da kennen das Gesetz viele und sogar in Details. Und das sind Menschen, die 
haben nicht  täglich mit  Personenstandsgesetzen zu tun.  Es ist in der Gesellschaft  gut 
angekommen,  und  es  leistet  einen  guten  Beitrag  zur  Akzeptanz  von 
gleichgeschlechtlichen  Lebensweisen.  Es  ist  wie  eine  Spirale.  Ohne  gesellschaftliche 
Akzeptanz keine neuen Gesetze und ohne neue Gesetze keine Weiterentwicklung in der 
Gesellschaft. Wenn jemand etwas gegen gleichgeschlechtliche Lebensformen hat, dann 
nährt er sich daraus, wenn das verboten ist, hingegen, wenn es gesetzlich anerkannt ist, 
das bringt schon viel, dass sich mehr Menschen mit dem Thema auseinandersetzen, auf 
eine akzeptierende Weise. 
Gibt es in Österreich eine Doppelmoral?
Ja, aber nicht nur in Österreich und nicht nur zu diesem Thema. Das Bild stimmt nicht, 
dass Österreich so wahnsinnig offen ist und das ist aber auch in den Niederlanden nicht 
so.  Auch  wenn  der  Regenbogenball  in  der  Hofburg  ist,  so  wirklich  in  allen 
Gesellschaftsteilen ist es noch nicht angekommen, dass Homosexualität etwas Normales 
ist. Die Doppelmoral ist schon in der Diskussion offen geworden: „Seids froh, dass ihr 
nicht mehr vergast werdet und hört auf was zu wollen“. Das bricht schon immer wieder 
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durch. Man merkt schon, was da wieder an Homophobie aufbricht. Dann sind wir wieder 
beim guten Geschmack, was sollen unsere Kinder sehen und was nicht, welche Ängste 
stehen dahinter, wenn sie das sehen. Da glaubt man noch, dass sich der Schwule nachts 
auf ein Kind stürzt und es auch schwul macht. „Kindern perverses Verhalten lernen, die 
Linken geben erst Ruhe, wenn alle schwul sind.“ Diese Äußerungen sollten schon vorbei 
sein, das kommt aber wieder. Oder die Diskussion um die Pflegeeltern, die in Wien auch 
homosexuell  sein  können,  dass  man  die  Kinder  da  Gefahren  aussetzt.  Da  bricht  die 
Homophobie schon wieder durch. 
Gesellschaft und Politik   : 
Ist die Gesellschaft weiter als die Politik in der Akzeptanz der EP oder gar einer 
„Ehe für alle“? 
Das ist eine schwere Frage. In Kreisen, in denen ich mich bewege, ja. Wir dürfen nicht 
glauben,  dass  Homophobie  nur  bei  ungebildeten  Menschen  oder  bei  alten  Menschen 
verbreitet ist, da gibt es viele Ausnahmen. Die Politik bildet das Spektrum von beiden 
Extremen ab, von der absoluten Ablehnung bis hin zur völligen Akzeptanz. Was jetzt wie 
stark in Prozent ist,  weiß ich nicht.  Es gibt viele  Lippenbekenntnisse,  aber  wenn die 
eigenen Kinder betroffen sind, wollen es doch viele wieder nicht.  Oder es wird noch 
häufig  über  Schwulenwitze  gelacht,  da  ist  das  Bewusstsein  noch  nicht  soweit,  dass 
homophobe  Äußerungen  abzulehnen  sind.  In  den  Schulen  wird  wenig  über 
Homosexualität gearbeitet.
Braucht man noch eine Homosexuellenbewegung?
Man  braucht  noch  eine  Homosexuellenbewegung.  Es  gibt  noch  genug  zu  tun: 
Diskriminierung am Arbeitsplatz, auch legistisch, man muss bestehendes absichern. Das 
sieht man in der Frauenbewegung, dass es da oft noch Backshlashes gibt. Für Lesben und 
Schwule gibt es auch noch viel zu tun. 
Unterschiede zur Ehe   : 
Warum verbietet man gleichgeschlechtlichen Paaren den Trauungssaal und warum 
das Bindestrichverbot, sowie die Verpartnerung außerhalb der Amtsgebäude (vgl. 
Urkundenüberreichung)? 
Ich hab zwei Theorien dazu. Die Ideologie, dass sich die ÖVP und rechtere Parteien das 
wirklich so denken. Oder sie wissen selbst, dass es ein Blödsinn ist, aber um ihre Wähler 
bei  der  Stange  zu  halten,  werden  diese  Positionen  aufrechterhalten.  Bei  der 
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Perspektivengruppe von Pröll  hat man wirklich geglaubt,  dass die ÖVP zwei Schritte 
nach vorne macht, aber daraus ist nichts geworden. 
Geht das Gesetz nur so weit wie unbedingt nötig? 
Man hätte ein dünneres Gesetz machen können. Ein Beispiel ist das Fremdenrecht, das 
ist toll, dass es drinnen ist. Mit dem Vergleich ist mir der Bindestrich auch „wurscht“. 
Natürlich ist es diskriminierend und gehört weg, aber vom Leidensdruck, den es erzeugt, 
ist das Fremdenrecht mehr wert. Dafür muss ich nicht sagen: „Fahr nach Bangladesch 
zurück!“. Auch beim Wohnrecht,  Mietrecht,  Hinterbliebenenpension,  Mitversicherung, 
Aussagebefreiung, hat es dieselben Wirkungen wie die Ehe. Das hilft vielen Menschen 
konkret, de facto hätten die Konservativen bei jedem dieser Punkte sagen können: „Aber 
das nicht.“ Es ist nicht nur ein Mindestmaß, sondern ein guter, großer Schritt. 
Wie  schlimm  ist  es  den  Trauungsaal  nicht  zu  öffnen  für  gleichgeschlechtliche 
Paare?
In Wien sind sie ja offen. Das sind symbolische Dinge, was transportiere ich damit dem 
Paar. Das was gut genug ist für Ehepaare ist für euch nicht gut genug, diese Message 
geht an die Paare und an ihre ganze Umgebung. Ihr seid anders und deshalb werdets ihr 
auch wo anders verpartnert, so quasi ihr gehört nicht ganz dazu. Und das ist bei Leuten, 
die  eine  schwierige  Coming-out  Geschichte  haben  noch  ein  zusätzlicher  kritischer 
Faktor.
Wo geht das Gesetz nicht weit genug?
Generell  Kinder,  künstliche  Befruchtung  –  die  verunmöglicht  ist  im  Gesetz,  die 
Adoption, mit dem Namen, über 60 Ungleichbehandlungen, die man extra gemacht hat. 
Wenn  Lesben  und  Schwule  Organisationen  gesagt  hätten,  ja  wir  wollen  die 
Sonderregelungen unbedingt so haben, dann hätten uns alle Menschen gesagt. Nein, so 
wird das nicht gehen, wir werden da doch nicht extra…, das könnt ihr nicht bekommen. 
Aber ungefragt und gegen Lesben und Schwulen war es möglich, dieser ganze Aufwand 
plötzlich möglich, da wird eine neue Kategorie eines Nachnamens geschaffen. Hätte man 
als Lesbe oder Schwuler früher gesagt, schafft für uns eine neue Namenskategorie, dann 
hätte jeder gesagt, seid ihr völlig größenwahnsinnig? Um sie zu diskriminieren, geht es 
plötzlich  doch.  Das  ist  sehr  perfide  und lässt  tief  blicken.  Und die  lesbisch-schwule 
Bewegung hat genug zu tun, um das zu bearbeiten.
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Ausblick   : 
Wäre dieses Gesetz im Jahr 1999 schon möglich gewesen? 
Mit einer anderen Bundesregierung sicher. Gesellschaftspolitsch ja, aber es braucht halt 
eine Regierung, die das will, die den Auftrag gibt, es braucht eine Gesellschaft, die das 
mitträgt und der Zeitpunkt war nicht in den 90ern. Gesellschaft ja, Politik ging nicht.
Wann kommt die volle Angleichung Ehe – EP?
Sie wird kommen müssen, mittelfristig, was immer das genau heißt.
Würden Sie die EP in Zukunft in Ehe umbenennen?
Ich  finde  es  wichtig,  dass  die  EP umfassend die  gleichen  Rechte  bekommt.  Bei  der 
Diskussion gibt  es wieder zwei Lager,  die  einen sagen,  natürlich  müssen wir es Ehe 
nennen, die anderen sagen, Ehe ist so ein vorbelasteter Begriff, nennen wir es anders. Die 
Krux liegt daran, dass die kirchlichen und die zivilrechtlichen Ehe derselbe Begriff sind. 
Aber wenn wir sagen, die zivilr. Ehe heißt auch Ehe, dann muss das zivilr. Institut für 
gleichge.  Partner  auch  Ehe  heißen.  Aber  verstanden  wird  es  oft,  dass  es  mit  dem 
Sakrament der Ehe gleich heißt. Im Rechtsinstitut soll eine umfassende Gleichstellung 
sein. Ob man was findet, dass nicht diskriminierend und trotzdem einen anderen Namen 
hat, das muss man dann sehen.
Beurteilen Sie die Gesetzeslage für gleichgeschlechtliche Paare, vor dem EPG und 
jetzt. 
Vor  dem  Gesetz  gab  es  eine  klare  Schlechterstellung  für  gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen. Mit dem Gesetz ist Österreich im guten Mittelfeld Europas angekommen 
und von rechtliche Diskriminierung (ausgenommen: Name, Familie) gibt es zumindest 
das Gesetz, das haben andere EU Staaten nicht. In Art. 13 des Amsterdamer Vertrags ist 
drinnen,  dass  Anti-Diskriminierungsmaßnahmen  EU-Agenden  sind,  da  ist  die  Anti-
Diskriminierungsrichtlinie draus geworden, aber bei der EP hat die EU klargestellt, dass 
das nationale Belange sind. Da haben sich viele erhofft, dass die EU sagt, wir brauchen 
eine einheitliche Regelung, das ist nicht geschehen.
Wie hoch ist der Einfluss der Gesellschaft auf das EPG?
Alle Politiker  haben ihr Klientel  bedient,  es  wurde viel  Rücksicht  genommen,  in  der 
österreichischer Politik, die sozialpartnerschaftlich geprägt ist, ist es immer so, wenn es 
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in eine Richtung geht, die einem gefällt, sagt man wir brauchen eine starke Regierung, 
die  sich durchsetzt.  Ansonsten ist  man froh,  dass Rücksicht  genommen wird.  Es gab 
Ideen, die weiter gegangen sind, die waren in der österr. Realpolitik nicht machbar. In 
der Koalition kann man nicht alles 100% durchsetzen.
Definitionen: 
Familie: vor 20 Jahren, vor 10 Jahren, heute:
Spannender Begriff. Von konservativer Seite, dass ist dort wo Kinder sind. In Wien ist 
der  Familienbegriff  bei  der  Jungfamilienförderung  so  definiert,  dass  man  kein  Kind 
braucht, man kann auch in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft sein und unter 40 
Jahre alt sein. In NÖ braucht man ein Kind und man muss unter 35 sein. In Wien bleibt 
man länger jung…1971 war Familienrechtsreform,  da wurde gesagt,  Familie  ist  nicht 
nur, was innerhalb der Ehe ist, auch uneheliche Kinder sind Familie. 
Familie ist dort, wo Menschen in Liebe zusammenleben. Es gibt eine große Entwicklung 
mit dem Begriff. „Weg davon:“ Familie ist der Ort um Kinder zu erziehen, „hin zu“ auch 
(gleichgeschl.)  Partnerschaften  als  Familie  anzuerkennen.  Das  ist  aber  auch  von 
Bundesland zu Bundesland unterschiedlich. Familie ist nicht nur dort, wo Kinder sind. 
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute:
Letztlich: Die findet statt, zwischen Tag der Eheschließung und Tag der Scheidung oder 
des Todes. Hab ich eine Ehe geschlossen und ist diese gerade aufrecht? Dann bin ich in 
Ehe.  Ein Rechtsinstitut,  jeder der unterschreibt  ist da drinnen.  Es passt aber für viele 
Menschen nicht mehr, die leben dann in Lebensgemeinschaft, gehen die Ehe nicht ein. 
Wie sind die zu bewerten? Da gibt es unterschiedl. Ansätze. Viele Menschen haben keine 
Ahnung welche Rechte und Pflichten sie eingehen mit der Ehe. Den Vertrag liest sich 
niemand durch, da unterschreiben viele blind. Aber es ist wenigstens ein Vertrag und es 
ist festgelegt. Und aus der Beratungspraxis ist klar geworden, dass es für die Menschen 
wichtig ist zu wissen: Was ist mein Status? Alles was da Klarheit bringt, begrüße ich, 
damit die Menschen eigenverantwortlich und bewusst entscheiden können, wie sie ihr 
Zusammenleben organisieren können.
Gesellschaftspolitisch  ist  es  immer  noch  etwas  anderes,  wenn  man  sagt,  ich  bin 
verheiratet  oder  nicht.  Das  ist  auch  wegen dem Zinnober  drum herum.  Das hat  eine 
gesellschaftliche. Auswirkung, so quasi „die meinen es wirklich ernst“, das wird dann 
angenommen. Ich glaube, im verschiedengeschlechtlichen Bereich gesteht man es jungen 
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Menschen zu es auch ohne die Ehe ernst zu meinen, bei gleichgeschlechtlichen Paaren, 
weil  sie  es  gar  nicht  eingehen  könnten,  ignoriert  man,  dass  es  da  langjährige 
Beziehungen gibt.  Ich glaube schon, dass die Ehe in der gesellschaftl.  Wahrnehmung 
einen Sonderstatus hat, aufgrund der Rechte und des kirchl. Drumherums, das führt bei 
vielen Menschen dazu, dass es eigentlich von vielen Menschen noch als etwas Besseres 
angesehen wird. Das ist noch präsent. Es gibt ja auch die Frage: „Wann heiratet ihr mal?, 
Bis du heiratest  wird es wieder gut!“. Ehe ist  ein Ritual des Erwachsenswerdens, ein 
Zeichen,  dass  eine  Lebensphase  in  eine  andere  übergeht.  Und  da  gibt  es  kaum 
Alternativen dieser Rituale. Da sind Lesben und Schwule gefordert eine EP aufzuwerten, 
ohne unbedingt das kirchliche Modell nachzumachen. 
„Homo-Ehe“: Den  Begriff  mag  ich  nicht.  Der  wurde  in  den  Medien  abwertend 
verwendet.
Kindeswohl: Kindeswohl ist etwas Wichtiges. Alles das, was es dem Kind ermöglicht 
gut aufzuwachsen, mit allen Dingen, die ein Kind definitiv braucht. Das sind gute, stabile 
Beziehungen. Man muss auf die Kinder schauen, nicht nur was wollen die Eltern. Ein 
Kind braucht ein Zimmer, ein Zuhause, seinen Raum, wo es sein kann. Ein Kind kann 
nicht jede Nacht wo anders schlafen.  Es braucht Ehrlichkeit  und Authentizität  in den 
Beziehungen zu Männern und Frauen. Ein Kind einer alleinerz. Mutter, dass auch die 
Nachbarn und die Freunde der Mutter kennt ist sicher besser dran, als ein Kind in einer 
klass. Familie, wo geschlagen und die heile Welt gespielt wird. Das gibt es leider immer 
noch. 
Standesamt/Trauungssaal : Das  wurde  in  der  Diskussion  ein  Symbol  der  politisch-
gesellschaftlichen Anerkennung und des Gutheißens. „Wir als Obrigkeit akzeptieren und 
finden gut und befürworten eure Verbindung.“
Eingetragene  Partnerschaft : Ein  Rechtsinstitut,  dass  sehr  viele  Rechte  auch  für 
gleichgeschlechtliche Paare absichert. 
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InterviewpartnerIn: Frau Mag.a Ulrike Lunacek, Grüne Abgeordnete zum 
Europäischen Parlament –
Datum/Zeit: 18. Februar 2011, 15 Uhr, Café Landtmann
Entstehung des EPG   : 
Wie lange sind Sie schon mit der EP/dem EPG beschäftigt?
Seitdem ich im Parlament bin und auch schon vorher. 
Einfluss der römisch-katholischen Kirche oder anderer Religionsgruppen?
Direkt nicht. Die besonders katholischen in der ÖVP haben schon gehört, was die Kirche 
sagt, ansonsten glaub ich aber, dass sich die ÖVP selbst als Verteidigerin des christlichen 
Abendlandes sieht. Und das Problem war: Wenn ich nicht überall am Standesamt die EP 
schließen kann, da waren ÖVP-Bürgermeister, die im NR sitzen und sagen: „In meinem 
Ort sicher nicht.“ Das hat mit katholisch nur zum Teil zu tun. Das ist eher so, dass es 
ihnen peinlich wäre das verteidigen zu müssen und dass sie es deshalb nicht wollen. 
Natürlich  kommt  der  katholische  Hintergrund  dazu,  der  Familie  definiert  als  Vater, 
Mutter und Kinder, wo auch Alleinerziehende es auch nicht so leicht haben und Lesben 
und Schwule schon gar nicht. Der Einfluss der Kirche, als Kirche von oben her gelenkt 
ist nicht so groß, sondern eher die Überzeugungen der Untergeordneten und der Lobbies 
der ÖVP selber. Doch selbst in der ÖVP Perspektivengruppe von Pröll junior gab es 
damals Leute aus dem ÖVP Familienbund, also wirklich sehr konservative, die eigentlich 
gesagt haben, man sollte die Ehe öffnen, weil damit die Gefahr der Schwächung der Ehe 
gesunken wäre. Die haben gefunden, wenn man ein zweites Rechtsinstitut schafft, dann 
fordern es irgendwann die heterosexuellen Personen auch und dann hat man eine „Ehe 
light“,  die  man  gerade  nicht  wollte!  Die  Ehe als  Kernpunkt  der  Familie  sollte  nicht 
geschwächt  werden,  da ist  es  nicht  so schlimm,  wenn ein paar  Lesben und Schwule 
heiraten. 
Gab es andere Gruppen, die versucht haben Einfluss zu nehmen?
Wir,  die Grünen haben schon mitverhandelt,  ich war aber am Schluss nicht  mehr  im 
Nationalrat, aber es ist niemand von der ÖVP oder von der kath. Kirche gekommen und 
hat  versucht  Einfluss  zu  nehmen,  die  wissen  ja  wo  ich  stehe.  Es  waren  ja 
Regierungsverhandlungen, die Grünen waren da nicht eingebunden. Ja, von der Szene 
sind natürlich schon Leute zu mir gekommen. Aber wir haben ihnen gesagt, geht’s zur 
SPÖ; wir haben auch Druck gemacht, aber wir hatten natürlich nicht so viel Einfluss. 
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Bevor das Gesetz beschlossen wurde haben wir Treffen gemacht und haben als „Grüne 
andersrum“ eingeladen; wir haben geschaut in der Szene was die Leute wollen und das 
dann auch der SPÖ und ÖVP gesagt. 
Unterscheidet sich das Zustandekommen dieses Gesetzes von anderen Gesetzen?
Naja, es hat ewig lange gedauert, aber das kommt bei anderen Gesetzen auch vor. Und es 
war  schon  klar,  dass  der  ideologische  Widerstand  hoch  ist.  Das  ist  wie  die  ganze 
Bildungsfrage, das ist ähnlich ideologisch. Bei der Bildung geht’s auch um Geld. Bei der 
Gleichstellung von Lesben und Schwulen geht’s auch nicht einmal um Geld, da ist es 
wirklich nur reine Ideologie, und es war auch so, dass die ÖVP doch eine der letzten 
Hüterinnen des Traditionalismus ist und da einige das Gefühl hatten, die mussten sich 
absichern, damit sie vor den Traditionalisten nicht ganz als Verräter dastehen. Das war 
wirklich einer der letzten Orte des ideologischen Politkmachens. 
Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Ich war da mittlerweile schon ziemlich abgebrüht, ich war 1995 die erste Politikerin, die 
gesagt hat, dass sie lesbisch ist. Ich hab damals schon einiges erlebt. Ich finds einfach 
immer wieder, das habe ich auch den ÖVPlern bei der Debatte oder im Parlament gesagt: 
„Ihr wisst ganz genau, dass die Realität anders ist. Das ist reine Ideologie, ihr fürchtet 
euch vor der Normalität. Ihr habt Angst davor, dass ihr damit konfrontiert seid, dass auch 
eure Kinder, eure Brüder und Schwestern auch lesbisch oder schwul sein können.“ Das 
kommt  fast  in  jeder  Familie  vor  und  die  wollen  das  nicht  wahrhaben.  Die 
Berichterstattung war positiver in meinem Sinn, als es noch vor 10 oder 15 Jahren der 
Fall war. Ein ganz wichtiger Punkt, warum die Debatte in Österreich so spät angefangen 
hat,  ist,  dass  wir  bis  2002  den  Strafrechtsparagraphen  209  hatten,  der  ein  höheres 
Mindestalter für schwule Männer vorschieb, nämlich 18 Jahre und wo die Vorstellung, 
dass Männer die böse pädophilen sind auch immernoch da war. Und wo auch die ÖVP 
erst  so spät nachgegeben hat, erst  als der VfGH und der EGMR Österreich verurteilt 
haben. Der Grund dafür war, dass die ÖVP und das weiß ich aus Schüssels Umgebung, 
Angst  hatte,  dass  sie  über  die  Öffnung/Gleichstellung  der  Ehe  oder  Partnerschaften 
debattieren müssen. Die öffentliche Berichterstattung war noch wohlwollender als das 
noch vor 15 Jahren der Fall gewesen wäre. 
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Umsetzung   : 
Was halten Sie von diesem Gesetz? 
Ja sicher, das war ein erster Schritt und ich weiß ganz viele, die sich darüber gefreut 
haben. 
Wie sieht die Umsetzung des Gesetzes für Sie aus?
Ist mittlerweile in allen Bundesländern geschehen. Was die Regierung gemacht hat, hat 
mich nicht zufrieden gestellt, was auf jeden Fall fehlt, dass die Adoption nicht dabei ist, 
dass der Familienbegriff nicht für Lesben und Schwule genommen werden kann. Dass 
man da dezidiert  hinaus reklamiert  wird, dass so Absurditäten vorkommen wie wenn 
Lesben und Schwule eine Partnerschaft eintragen lassen, dass es dann keinen Bindestrich 
gibt im Doppelnamen. Solche Absurditäten die damit zu tun haben, dass die ÖVP sich 
mehrheitlich nicht mit den Realitäten auseinandersetzen will. Dass es gerade Kinder gibt, 
die mit Lesben und Schwule leben und dass Lesben und Schwule Teil der Realität sind, 
auch in Österreich. Ich hoffe das wird noch geändert. Es sind auch so Dinge, die nicht in 
Ordnung sind, das hat sich mit dem Tod von Johanna Dohnal gezeigt, ihre Partnerin hat 
keinen Anspruch auf Witwenpension, weil man für den Anspruch drei Jahre verpartnert 
sein  muss,  was  ja  jetzt  noch gar  nicht  geht,  wenn das  Gesetz  am 1.1.2010 in  Kraft 
getreten  ist.  Das  ist  ein  Schildbürgerstreich.  Hier  hätte  man  eine  Übergangsregelung 
einführen  müssen.  Da  sind  massive  Schlechterstellungen  dabei.  Da  wäre  es  am 
Einfachsten gewesen den Begriff „verschiedengeschlechtlich“ bei der Ehe zu streichen 
und Gleichstellung zu haben oder zumindest ein Partnerschaftsgesetz zu haben, dass ein 
modernes  ist,  so  wie  wir  es  im Zivilpakt  2004 vorgestellt  haben.  Der  ein  modernes 
Partnerschaftsgesetz für Lesben, Schwule und Heteros darstellt. Aber da war die ÖVP 
dagegen und Teile der SPÖ. 
Wo situieren Sie Österreich im europäischen Vergleich?
Im  unteren  Mittelfeld.  Jetzt  war  grad'  Regenbogenball  und  ich  war  dort  mit  einer 
Delegation  aus  dem Europaparlament  und die  waren  ganz  überrascht,  dass  sowas  in 
Österreich möglich ist, dass es so eine Veranstaltung in der Hofburg möglich ist, weil die 
haben  dieses  Bild:  „Österreich  ist  so  hinterwälderisch  und  konservativ.“  Und  diese 
Diskrepanz erlebe ich auch oft, dass wir mit den Gesetzen ziemlich hinten nach sind. 
Obwohl das Gesetz im Vergleich zum PaCS mehr rechtliche Möglichkeiten hat und beim 
PaCS kann man auch nicht Adoptieren. Ich würde sagen Mittelfeld, es ist nicht unteres 
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Mittelfeld, es ist Mittelfeld. Und ich würde eher den Zeitrahmen ansehen, denn ich finde 
es eine Schande, dass es nicht möglich war 2009 ein moderneres Gesetz zu machen. Die 
haben  sich  bezogen  auf  die  EP in  Dänemark,  das  ist  20  Jahre,  da  hat  sich  auch  in 
Österreich einiges geändert.  Das ist eher mein Problem, dass wir immer so spät dran 
sind. 
Akzeptanz   : 
Ist Österreich in Sachen Akzeptanz von gleichgeschlechtlichen Lebensweisen anders 
als europäische Länder, mit denen man Österreich vergleichen könnte?
Es hat auch bisserl was zu tun damit, dass Religionsgemeinschaften insgesamt weniger 
Einfluss haben, auch wenn sie wichtig sind, sie haben weniger Einfluss. Ich glaube war 
haben insgesamt, das was Österreich öfters nachgesagt wird, einen schlampigen Umgang 
mit allen möglichen Ebenen. Weil man kennt dann doch Recht nette Leute die lesbisch 
oder schwul sind, oder auch den Lifeball, das gibt es nur in Österreich. Es ist aber nicht 
unbedingt eine Doppelmoral, es ist Doppelmoral zum Teil. Es hat was zu tun mit der 
Geschichte Österreichs, wo man immer es sehr wichtig gefunden hat, was die diversen 
Autoritäten sagen, sei es der Kaiser oder die Kirche. Es ist immer ganz wichtig, was „die 
da  oben“  denken,  aber  man  lebt  dann  doch  wieder  ein  bisserl  anders,  als  „die  da“ 
vorschreiben auch wenn man es nicht sagt. Und durch diese Mischung aus Schlampigkeit 
und vielleicht  auch Doppelmoral,  lässt  sich in Österreich in einigen Städten auch als 
Lesbe  oder  Schwuler  ganz  gut  leben.  Wenn  man  das  nötige  Geld  dazu  hat,  soziale 
Unterschiede kommen auch noch dazu. „Wir haben eine lesbische Vizebürgermeisterin 
in Graz, wir haben Landtagsabgeordnete, lauter Grüne, die lesbisch oder schwul sind. 
Wir haben eine Bundesrätin die lesbisch ist, wir haben mich als Europaabgeordnete, ich 
war  Spitzenkandidatin,  das  sind  alles  Sachen,  wo  mich  Leute  aus  anderen  Ländern 
fragen: „Wie geht das, wie passt das zusammen?“
Braucht man noch eine Lesben- und Schwulenbewegung?
Ja,  sicher.  Wir  haben  lange  noch  nicht  die  selben  Rechte  und  auch  für 
Transgenderpersonen gibt  es noch ziemliche Schwierigkeiten,  obwohl es besser wird. 
Solange  es  keinen  Diskriminierungsschutz  beim Zugang  zu Dienstleistungen  gibt,  zu 
Mieten, da ist noch viel zu tun. Auch in der öffentlichen Akzeptanz und auch in den 
Schulbüchern, dass da gleichgeschlechtliche Lebensweisen gut dargestellt werden. 
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Unterschiede zur Ehe   : 
Geht das Gesetz nur so weit wie unbedingt nötig? 
Ja, es hätte viel  weiter  gehen sollen.  Völlige Gleichstellung heißt gleiche Rechte wie 
Heteros.  Und  wenn  man  dann  an  den  einzelnen  Gesetzen,  wie  an  der  Ehe  was 
auszusetzen hat,  dann gehört  das für alle  geändert.  Ein Sondergesetz  für Lesben und 
Schwule halte ich nicht für gescheit, aber es ist jetzt so wie es ist. Ich glaube nicht, dass 
es jetzt verstummt, es gibt diverse Klagen innerhalb Österreichs und die werden auch 
zum EGMR und EuGH gehen und das wird dann auch fallen. Zum Beispiel gibt es ein 
Heteropaar, das klagt weil es die EP auch will, dann gibt es das mit den Adoptionen. Wir 
haben auch viele Anträge gestellt im NR. Das wird diese Regierung nicht ändern, aber 
dieses Gesetz wird geändert werden müssen. 
Wie  schlimm  ist  es,  den  Trauungssaal  nicht  für  gleichgeschlechtliche  Paare  zu 
öffnen? 
Es ist ein wichtiges Symbol und wir wissen, dass in der Politik nicht nur die Gesetze 
zählen,  sondern  auch  die  Symbole.  Insofern  ist  es  ein  Zeichen,  dass  sie  uns  weiter 
ausgrenzen wollen. Gerade auf der Symbolebene ist es wichtig, gerade für Lesben und 
Schwule  ist  es  wichtig,  sichtbar  zu  sein  in  der  Öffentlichkeit.  Nicht  am Standesamt 
heiraten zu können, ist demnach die Verweigerung eines öffentlichen Aktes/Rituals, das 
auch unsere Sichtbarkeit fördern würde und die auch Klarmachen würde, dass es ganz 
normal ist lesbisch oder schwul zu sein. 
Ausblick   : 
Wäre dieses Gesetz im Jahr 1999 schon möglich gewesen? 
Wenn es nach mir gegangen wäre schon. Die SPÖ war nicht zu mehr bereit. Und dann 
kam schwarz/blau. Es hängt immer von der Regierung ab und dem politischen Willen. 
Von  der  Gesellschaft  her  wäre  es  auch  1999  schon  möglich  gewesen,  die  sind 
mittlerweile weiter als die meisten Regierungen. 
Würden Sie die EP in Zukunft der Ehe voll angleichen?
Ich hab als Feministin ein anderes Problem – den patriarchalen Hintergrund. Ich sage, 
gleiche Rechte für alle sind notwendig,  dann soll  man das Ehegesetz für alle ändern. 
Rechtlich das Einfachste wäre, die Öffnung der Ehe für Lesben und Schwule und dann 
die  Ehe  modernisieren  und wenn es  anders  genannt  wird,  auch  ok.  Oder  es  soll  ein 
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modernes Partnerschaftsgesetz geben und die Ehe daneben wie in Belgien. Die Leute 
sollen sich aussuchen was sie wollen. 
Wie hoch schätzen Sie den Einfluss der Gesellschaft, das was Leute über die EP 
denken, auf das Gesetz ein?
Naja, bei aller Kritik am Gesetz hab ich es schon gut gefunden, dass es in Österreich 
endlich diese Möglichkeit 2010 gibt. Österreich war eines der Schlusslichter der früheren 
EU-15. Fast alle Nachbarstaaten, auch die früher im Warschauer Pakt waren, haben uns 
überholt. CZ, HU hatten das vor uns. Ö war ein Nachzügler innerhalb der EU. Das ist 
endlich einen Schritt  verbessert  worden.  Es ist  wichtig,  dass es ein  Gesetz gibt.  Den 
Homophoben in allen Gesellschaftsbereichen wird damit  ein Riegel  vorgesetzt.  Es ist 
noch ein langer gesellschaftlicher Prozess und man kann sich auf das Gesetz beziehen 
und  gewissen  Diskriminierungen  wird  der  Riegel  vorgeschoben.  Gesetze  haben  eine 
Auswirkung auf die Gesellschaft. Die Haltung, wenn schon der Staat, das Parlament sagt, 
das ist ok, dann kanns nicht so schlimm sein. Das hilft schon. Das hilft auch für das 
Selbstvertrauen für das Coming-out. Aber der Einfluss ist nicht nur Top-Down, sondern, 
dass dieses Gesetz möglich wurde, hat auch damit zu tun, dass innerhalb der ÖVP und 
der katholischen Kirche Leute Druck gemacht haben. Zuerst kam der Druck von unten, 
jetzt gibt es das Gesetz, jetzt wirkt es sich auch wieder auf die Gesellschaft aus. 
Definitionen: Familie: vor 20 Jahren, vor 10 Jahren, heute:
Vor 20 Jahren: Vater, Mutter, Kinder sehr stark. Wobei die Veränderungen sicher mit 
1968 und den Familienrechtsänderungen in den 1970er Jahren begonnen haben. Vor 10 
Jahren gab es immerhin schon, Lesben und Schwule,  die sagten,:  „Ich habe auch ein 
Kind.“ Heute ist es in weiten Kreisen der Bevölkerung so, dass es anerkannt wird, dass es 
auch zum Wohl der Kinder sein kann, wenn die in Familien leben (das können auch zwei 
Mütter oder zwei Väter sein), wo sie geliebt und gehegt und betreut werden und nicht in 
Heimen.  Der  Familienbegriff  ist  2011  ein  breiterer  geworden  im  allgemeinen 
gesellschaftlichen Verständnis, als es noch vor 20 Jahren der Fall war. Das heißt nicht, 
dass sich viele  Leute  noch immer  nicht  vorstellen  können,  dass Familie  auch heißen 
kann,  eine  Mutter  mit  zwei  Kindern,  möglicherweise  einem  Freund  oder  eine 
Lebensgefährtin, das dauert schon noch eine Zeit.  
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute: In Österreich ist Ehe auch heute noch, auch laut 
Gesetz, ein Vertrag, zwischen einer Frau und einem Mann, auch mit dem Zweck Kinder 
zu  zeugen;  das  ist  auch paradox,  da müsste  man  es  denen,  die  keine  Kinder  zeugen 
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können oder wollen auch verweigern. Aber der offizielle Ehebegriff ist derselbe wie vor 
20 Jahren. Für mich persönlich war er schon vor 20 Jahren eine inakzeptable Sache und 
ist es heute noch. 
Patchwork-Familie: Realität, mehr Realität als die ÖVP und andere trad. Verfechter der 
Familie meinen. 
„Homo-Ehe“: Einer der Gründe, warum ich immer versucht habe andere Begriffe zu 
definieren, es ist die Kurzfassung, die auch in den Medien gut rüberkommt. Ich mag den 
Begriff „homo“ nicht, weil es in den Köpfen der Leute mit schwulen Männern assoziiert 
wird und nicht mit lesbischen Frauen, ich mag Homosexualität nicht, weil uns das auf die 
Sexualität reduziert, und auch mit der Ehe hab ich ein Problem. Man sollte reden von 
Partnerschaftsgesetz oder so. Wir wollen, dass die Ehe für Lesben und Schwule geöffnet 
wird.  Der  Begriff  trägt  zur Abschreckung bei.  Man sollte  von Partnerschaften  reden, 
dann würden die negativen Bilder von den „Homos“ beseitigt werden. 
Kindeswohl: Zum Wohle der Kinder und nicht zu dem was Erwachsene sich vorstellen, 
dass das Wohl des Kindes wäre. Wenn ein Kind sagt, ich bin gerne bei meinen beiden 
Müttern oder Vätern, dann sollte das respektiert werden. Ein weiterer Punkt: Wenn es 
immer heißt Kinder können nicht bei Lesben und Schwulen leben oder auch wenn es um 
Adoption oder Pflegeeltern geht. Die Eltern müssen viele Kurse und Auswahlverfahren 
durchmachen, und ein Heteropaar braucht das nicht, wenn es zufällig ein Kind will. Die 
Lesben und Schwule die mit Kindern leben wollen, die müssen sich sehr darum bemühen 
und viele Kurse machen. 
Standesamt/Trauungssaal : Romantische  Vorstellung  von  Heiraten  am  Standesamt, 
heißt öffentliche Anerkennung, der wichtigste/schönste Tag in einem Leben. Das ist für 
viele Leute wichtig. Das steckt dahinter. Wenn die Leute das wollen, auch wenn ich der 
Ehe skeptisch gegenüberstehe, wenn die Leute das wollen, dann sollen sie es tun können. 
Das soll man öff. Feiern können, wenn man den Partner gefunden hat. Dann soll es dazu 
auch eine Zeremonie geben dürfen. Das war ja teilweise im Mittelalter besser, im Gesetz 
wurde ja festgelegt, dass es keine Zeremonie dazu geben darf. Im Mittelalter waren die 
Leute teilweise nicht so rigid in ihren Familienvorstellungen. 
Eingetragene Partnerschaft : Sehr bürokratischer Begriff, nichts Romantisches.
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InterviewpartnerIn: RA Dr. Helmut Graupner–
Datum/Zeit: 18. Februar 2011, 17 Uhr, Kanzlei in Hietzing
Entstehung des EPG   : 
Wie lange sind Sie schon mit der EP/dem EPG beschäftigt?
Das  kann  ich  jetzt  gar  nicht  sagen.  Wir  kämpfen  schon  sehr  lange  um  rechtliche 
Anerkennung. Wir kämpfen seit Jahren für die gleichgeschlechtliche Ehe, die EP war für 
uns nur das geringere Übel, grundsätzlich wollen wir kein anderes Institut haben, sondern 
wir wollen das gleiche Institut haben. Wir haben uns als RKL 1991 gegründet und seit 
damals  eine  rechtliche  Anerkennung  verlangt,  da  gab  es  schon  das  erste  Land 
(Dänemark) mit einer EP. Das war von Anfang an in unseren Forderungen. 
Was hat den Anstoß gegeben, dass das EPG 2009 fertig gestellt wurde?
Weil sich die ÖVP plötzlich bereit erklärt  hat auch zuzustimmen. Das war durch den 
Wahlverlust  2006,  da  gab  es  eine  Veränderung  innerhalb  der  ÖVP,  mit  der 
Perspektivengruppe vom Josef Pröll, die als eines ihrer Ergebnisse hatte, ja wir stimmen 
einer EP zu. Das war dann auch schon Herbst 2007. Das ist dann trotzdem erst sehr spät 
etwas geworden,  man hat  dann einen inter-ministeriellen  Arbeitskreis  eingerichtet,  zu 
dem man auch die  lesbisch-schwulen Organisationen beigezogen hat.  Die Vorschläge 
sind nicht  umgesetzt  worden,  denn grundsätzlich  waren sich fast  alle  Organisationen 
einig, wir wollen die Öffnung der Ehe und wenn mit einer EP dann jedenfalls mit einer 
Generalklausel (EP=Ehe). Beides ist es nicht geworden. Dann waren die Wahlen 2008, 
dann ist es nichts geworden deshalb und dann hat man alle Landtagswahlen abgewartet, 
bis auf Wien und sobald die letzte Landtagswahl vorbei war außerhalb Wiens, dann... 
Uns war schon ein halbes Jahr vorher klar,  das haben wir schon gewusst,  dass diese 
Landtagswahlen abgewartet  werden, weil  vor allem die ÖVP sich irgendwie Chancen 
wahren  wollte  und  die  Befürchtung  hatte,  dass  ihr  das  Schaden  könnte  in  anderen 
Bundesländern als Wien und gleichzeitig, wenn sie es gleich nach den Wahlen machen, 
dann  können  sie  es  in  Wien,  wo  es  ihnen  mehr  nutzen  würde  als  etwas  positives 
verkaufen.  Das war die Strategie  dahinter,  dass alle  politischen Ereignisse abgewartet 
werden und dann ist es sehr rasch gegangen, dann waren wir schon im September und 
nach den Landtagswahlen ist schon der Entwurf präsentiert worden und kurz danach die 
Regierungsvorlage und dann ist es Schlag auf Schlag gegangen und mit 1.1.2010 ist das 
EPG in Kraft getreten. Natürlich war das schon lange vorher bekannt, sonst hätte man 
nicht  derart  schnell  agieren  können.  Dazu  gekommen  ist  dann  auch  noch,  dass  der 
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EGMR (Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte) eine Verhandlung anberaumt hat, 
für einen Fall der anhängig war bei ihm wegen der fehlenden rechtl. Anerkennung von 
gleichgeschlechtlichen  Partnerschaften  für  Februar  2010,  und  diese  Ladung  ist 
gekommen kurz bevor das BMJ seinen Entwurf vorgestellt hat, man wollte das derart 
beschleunigen, weil man Angst hatte vom EGMR verurteilt zu werden. Insofern hatte das 
Verfahren etwas Gutes, aber es ist schade, dass die österr. Politik erst dann reagiert, wenn 
eine Verurteilung wegen Verletzung der Menschenrechte droht. 
Inwiefern haben Sie das Gesetz mitgestaltet? Welche waren Ihre Aufgaben?
Die Regierungsverlage hatte noch 72 Unterschiede zum Eherecht, wir haben dann noch 
durch intensives Lobbying erreicht, dass das reduziert wurde auf 45 Unterschiede. Das ist 
doch  ganz  gewaltig,  das  macht  immer  noch  einen  Unterschied,  aber  72  sind  immer 
schlechter als 45. Viele Dinge haben wir noch weggebracht, diese 45 Unterschiede sind 
leider  geblieben,  da  hat  sich  die  ÖVP  nicht  erweichen  lassen  und  die  SPÖ  hat 
zugestimmt, damit es überhaupt ein Gesetz gibt. 
Wie haben Sie die Verhandlungen erlebt?
Man hat diesen Arbeitskreis gemacht, in der Legislaturperiode die 2008 endete und das 
Ergebnis war ein anderes. Man hatte drei verschiedene Ergebnisse und keines davon ist 
es geworden. Es ist jetzt besser als vorher, das ist ein wesentlicher Fortschritt. Man hat 
die  lesbisch-schwulen  Organisationen  eingeladen,  hat  über  Monate  hinweg diskutiert, 
und dann gabs einen Endbericht  und den hat man dann letztendlich ignoriert,  das ist 
frustrierend. Aber der pol. Druck hat schon etwas bewirkt, ursprünglich war vorgesehen 
zuerst einmal nur den juristischen Teil zu machen im BMJ und die anderen Teile der 
anderen  Ministerien  –  Sozialversicherung,  Fremdenrecht  etc.–  das  kommt  dann 
irgendwann. Das war ein Rumpfgesetz, das wir auf jeden Fall abgelehnt haben. Das hat 
dann doch dazu geführt, dass das noch geändert wurde, dass das nicht gekommen ist und 
doch alle Ministerien ihre Entwürfe gleichzeitig vorgelegt haben und es ist dann eine 
gemeinsame Regierungsvorlage geworden. Ein Partnerschaftsgesetz,  mit  gegenseitigen 
Rechten  und  Pflichten,  ohne  Sozialrechte  dem  Staat  gegenüber  wäre  nur  eine 
Veräppelung  gewesen.  Da  haben  wir  letzten  Endes  mehr  erreicht.  Es  wurde  hoher 
Aufwand betrieben, Arbeitskreise wurden gegründet, da kamen Ergebnisse heraus und 
dann hat man nichts davon berücksichtigt, dass ist eben die politische Realität, das ist 
doch interessant. Im Herbst 2009, als das Gesetz dann finalisiert worden ist, da haben die 
NGOs nicht mehr viel mitzureden gehabt. Das ist hinter verschlossenen Türen gegangen, 
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bis zur Regierungsvorlage vor allem. Da konnte man einzelne Gespräche führen, aber 
nicht  offiziell.  Das  haben  sich  die  Ministerien  und  die  Politiker  im  Wesentlichen 
untereinander  ausgemacht.  Und  da  sind  auch  diese  Blödheiten  entstanden,  z.B. 
Arbeitsrecht, das war alles vorher kein Thema. Im Parlament war es dann ein bisschen 
einfacher, da haben wir dann auch eine Reduktion erreicht. Von der Regierungsvorlage 
hätten wir uns mehr erwartet. Interessanterweise gab es die größten Widerstände im BMJ 
(Bundesministerium für Justiz), es waren die Entwürfe der einzelnen Ministerien besser 
als  dann  letztendlich  der  Gesamtentwurf  aus  dem  BMJ.  Alle  Teile  der  anderen 
Ministerien  wurden  im  BMJ  zu  einem  gesamten  Text  zusammengefügt.  BMASK 
(Bundesministerium  für  Arbeit,  Soziales  und  Konsumentenschutz),  BMWFJ 
(Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend) haben in ihren Texten gar keine 
Unterschiede  zur  Ehe  vorgesehen,  das  BMJ  hat  dann  noch  Unterschiede 
hineingeschrieben,  wie z.B. beim Arbeitsrecht  – Pflegeurlaub,  dass man da die Leute 
gegenüber den nicht verheirateten Paaren oder nicht verpartnerten Paaren benachteiligt. 
Diese  Dinge  wurden  in  der  letzten  Nacht  teilweise  mit  großem Arbeitsaufwand  und 
furchtbarer Energie, dass die Leute da wirklich so viel Energie hineinstecken, dass sie 
auf ihren eigenen Schlaf verzichten. Da gab es noch eine letzte Runde im BMJ; da waren 
auch  der  Kabinettschef  dabei  und  die  Ministerin  und  die  Frauenministerin  und  die 
Innenministerin, oder deren Beamte. Die Diskriminierungen die da noch entstanden sind 
und nicht in den Fachministerien enthalten waren, sind dem BMJ zuzuschreiben. Da gabs 
auch in  der  ÖVP durchaus  unterschiedliche  Sichtweisen bzw. im BMJ die  Leute  die 
offiziell der ÖVP gar nicht angehören, aber ideologisch dazugehören. 
Einfluss der röm. kath. Kirche oder anderer Religionsgruppen?
Insofern  als  einige  der  handelnden  Personen  auch  Kirchenbindungen  zu  haben  oder 
katholischen Hintergrund haben, daher den auch einbringen. Die Kirche selber hat sich 
sehr  zurückgehalten.  Die  haben  ihre  Stellungnahmen  abgegeben,  aber  sie  hätten  viel 
stärker protestieren können oder Kampagnen führen. Das haben sie nicht getan, da gab es 
nicht den großen Widerstand, wie es ihn vielleicht in anderen Ländern gegeben hat. Ich 
glaub  auch,  selbst  wenn  sich  die  Kirche  dafür  ausgesprochen  hätte,  hätten  die 
konservativen Politiker,  die da einfach die Gleichstellung verhindert haben, die hätten 
auch  gegen  die  Meinung  der  Kirche  diese  Dinge  durchgesetzt,  die  Gleichstellung 
verhindert.  Als  es  noch  den  Paragraph  209  gegeben  hat,  hat  die  Bischofskonferenz 
gesagt,  sie  habe  nichts  gegen die  Streichung  des  Paragraphen 209 und der  damalige 
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ÖVP-Klubobmann Khol hat gesagt, dass sich die Kirche sich um ihre Sachen kümmern 
soll und die Politik den Politikern überlassen soll. Wenn es hart auf hart geht, sind die 
konservativen Politiker konservativer als die Kirche, das sieht man auch teilweise beim 
Fremdenrecht.  Das heißt  sie reden sich gerne auf die Kirche und das katholisch sein 
hinaus, aber wenn es dann um Vorurteile geht, die sie selber vertreten, dann richten sie 
sich auch nicht nach der Kirche, sondern in Wahrheit sind das auch eigene Vorurteile 
und nicht religiöser Natur, oder es geht um ihre eigene Vorstellung von Religion. Die 
Amtskirche in dem Sinne hab ich in Österreich nie als Problem empfunden. Auch nicht 
von der Meinung der breiten Bevölkerung, weil die auch in den Fragen Sexualmoral oder 
Familiengestaltung, die Kirche sowieso nicht viel Einfluss hat auf die Bevölkerung. Da 
richten  sich  wirklich  nur  sehr  wenige  Leute  nach  den  Ansichten  der  Kirche.  Die 
Bevölkerung ist sowieso viel weiter als die Kirche und auch als der Politik, wir wissen 
aus Umfragen, dass die Mehrheit der Österreicher auch für das Aufheben des Eheverbots, 
für die Öffnung der Ehe, ganz abgesehen von der EP, wo sowieso ¾ dafür sind. Das 
scheitert letzten Endes nur an der Weigerung der Politik und nicht an der Bevölkerung, 
im  Gegensatz  zu  anderen  Ländern.  In  Österreich  sind  wir  da  wirklich  im 
westeuropäischen Bereich, wo wir auch über dem europ. Durchschnitt sind, auch was 
Toleranz und Verständnis betrifft.  Und die Politik ist bei uns teilweise noch verzopft, 
leider.
Gab es andere Gruppen, die versucht haben Einfluss zu nehmen?
Von  anderen  Religionsgemeinschaften  ist  mir  gar  nichts  bekannt.  Es  gibt  auch  so 
fundamentalistische Vereinigungen, die mobilisiert  haben,  aber das war auch nicht so 
viel. Es gab Stellungnahmen vom katholischen Familienverband. Ansonsten waren das 
nicht ernst zu nehmende Minderheiten, soweit ich mich erinnern kann. Der Familienbund 
der ÖVP, der an sich besonders konservativ ist in familienpolitischen Angelegenheiten, 
hat gerade aus seiner konservativen Position heraus gesagt, man solle die Ehe für alle 
öffnen,  damit  man  die  Ehe  nicht  schwächt.  Die  wollen  die  Ehe  erhalten  als  einzige 
familienrechtliche Institution die den Menschen zur Verfügung steht und die Sonder- und 
Monopolstellung  erhalten  und  genau  die  ist  gefährdet  wenn  man  ein  neues 
familienrechtliches Institut einführt,  selbst, wenn man es nur für gleichgeschlechtliche 
Paar  einführt.  Dann  ist  das  Tabu  gebrochen,  dass  es  erstmals  in  der  Geschichte 
Österreichs neben der Ehe ein zweites familienrechtliches Institut gibt. Und der Schritt 
ist  dann  nicht  sehr  groß,  dass  irgendwann  einmal  heterosexuelle  Personen  eine 
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Alternative zur Ehe bekommen. Wenn man einmal das Tor zur Hölle aus der Sicht der 
Konservativen geöffnet hat, dann ist es sehr schwer das wieder zuzumachen oder für die 
Heterosexuellen  zuzuhalten,  wenn  die  Homosexuellen  das  haben.  Es  gibt  auch  eine 
Klage beim VfGH von Heterosexuellen die sagen, warum sollen wir die EP nicht machen 
dürfen und wenn der VfGH dem stattgeben sollte oder später der EGMR dann haben die 
sehr konservativen Kreise, etwas eingehandelt, was sie noch weniger wollen als die Ehe 
für Lesben und Schwule, nämlich eine das die Heterosexuellen eine Alternative zur Ehe 
bekommen,  dann  gibt  es  die  EP  für  alle,  und  das  ist  für  viele  Konservative  noch 
schlimmer als wenn zwei Männer oder zwei Frauen heiraten, das ist zwar nicht die Ehe, 
die sie sich wünschen. Aber es bleibt  das konservative Institut  der Ehe, das sie hoch 
halten  und grundsätzlich  müssten  sich ja  freuen darüber,  über  jeden der  sich  diesem 
Institut anschließt und der dieses Institut will, wo sie sich sonst immer beklagen über die 
sinkenden  Eheschließungen.  Und  das  hat  auch  der  Familienbund  so  erkannt  und 
gefordert,  und  hat  sich  nicht  durchgesetzt  und  jetzt  wird  man  sehen,  ob  sich  die 
Befürchtungen bewahrheiten und ob sich sich da in Wahrheit ins eigene Knie geschossen 
haben,  weil  sie  sich  damit  die  „Ehe  light“  für  die  Heterosexuellen  sich  irgendwie 
einhandeln werden. 
Unterscheidet sich das Zustandekommen dieses Gesetzes von anderen Gesetzen?
Der Gesetzgebungsprozess war ganz gewöhnlich, so wie bei jedem anderen Gesetz.
Diskussion   : 
Wie haben Sie die öffentliche Diskussion 2009 erlebt?
So wie vorher beim Strafrechtsparagraphen auch schon, die Bevölkerung und die mediale 
Meinung war immer sehr positiv, war in die Richtung, es muss etwas getan werden, wir 
bleiben hinter der europ. Rechtsentwicklung zurück. Und weder der Strafrechtsparagraph 
noch  die  Nicht-Absicherung  in  rechtl.  Hinsicht  von  homosexuellen  Paaren  ist  nicht 
einzusehen, in beiden Fällen hat die ÖVP vor allem und nach Haider die FPÖ sogar noch 
radikalere Position vertreten, bis heute, unter Haider war es ja anders. Die Haltung dieser 
beiden Parteien war weit weg von der Meinung der Medien und der Bevölkerung. Das 
war nur deshalb nicht entscheidend, weil die Menschen diese Frage nicht in der Frage 
ihrer Wahlentscheidung mit einbeziehen, weil sie selbst nicht betroffen sind. 
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Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Noch kürzer. Eine wirkliche breite Berichterstattung gab es nicht. In den Medien hat das 
auch keine große Beachtung gefunden, wenn es EPs in anderen Ländern gegeben hat. Es 
gab  immer  nur  Berichte  über  die  Äußerungen  von  Politikern.  Keine  breite 
Medienkampagne, dass die Medien die Regierung vor sich her getrieben hätten. 
Wie haben Sie die Diskussion 1998 – 2008 erlebt?
Es gab zunehmend Verständnis und Unterstützung, das war ein gradueller Prozess. Es 
gab kein besonderes einschneidendes Erlebnis, wo sich das dann auch verändert hätte, 
aber mit zunehmender europäischer Rechtsentwicklung, das immer mehr Staaten diese 
Partnerschaften gemacht haben, vor allem nach dem Deutschland und die Schweiz dann, 
die Partnerschaften gemacht haben, weil man auf die besonders schaut, wenn man über 
die Grenzen schaut. Dann kam Österreich immer mehr in die Isolation. Als ehemaligen 
Ostblockstaaten (Tschechien Slowakei, Ungarn) Österreich überholt haben ,ist es immer 
peinlicher  geworden. Also das ist  so eine allmähliche Entwicklung,  da gab es immer 
mehr  Druck  auf  die  Politik,  bis  letzten  Endes  dann  die  Politik,  die  ÖVP,  es  doch 
geschafft  hat,  und  doch  zugestimmt  hat.  Um ein  Problem  zu  erkennen,  braucht  die 
Bevölkerung  konkrete  Beispiele,  sonst  ist  das  zu  abstrakt  und  politisch.  Man  muss 
konkret an Beispielen sehen, was das auslöst und durch die mediale Berichterstattung 
wird der Druck auch erhöht. 
Umsetzung   : 
Wie sieht die Umsetzung des Gesetzes für Sie aus?
Die Schließungen müssen auf einem anderen Amt stattfinden, als die Ehen, da wird man 
sozusagen in ein Ghetto verfrachtet,  das wird bekämpft beim VfGH, da gibt es schon 
zwei  Fälle.  Für die  konkreten Auswirkungen ist  es  zu früh.  Es gibt  auch noch keine 
Scheidungen.  In  den  Gerichtsverfahren  geht’s  um  die  Unterschiede,  die  im  Gesetz 
festgelegt  sind:  Fortpflanzungsmedizinverbot,  Adoptionsverbot,  Standesamtverbot, 
Eheverbot,  das  Namensrecht.  Normalerweise  müssen  Behörden  das  vollziehen,  was 
ihnen das Gesetz vorgibt. Außer hier beim Namensrecht könnten die Behörden anders 
entscheiden, weil im Gesetz diese Geschichte, die die Politiker wollten, vergessen wurde 
überhaupt festzulegen. Man hat an allen möglichen Stellen des Gesetzes mit sehr viel 
Aufwand überall  zum Familiennamen  den Nachnamen hinzugefügt,  damit  es  da eine 
neue Namenskategorie gibt,  auch beim Meldezettel.  Aber man hat vergessen auf eine 
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Bestimmung  wer  überhaupt  einen  Nachnamen  hat.  Grundsätzlich  wenn man  geboren 
wird, dann bekommt man den Familiennamen der Mutter (uneheliche Kinder) oder den 
gemeinsamen  Namen  der  Eltern  (eheliche  Kinder  oder  den  Namen,  den  die  Eltern 
bestimmt haben). Aber es ist immer ein Familienname. Es gibt keine Bestimmung, dass 
man seinen Familiennamen verliert und plötzlich einen Nachnamen hat, nur weil man 
eine EP eingegangen ist. Das heißt in der österr. Rechtsordnung gibt es niemand, der 
einen Nachnamen hat, weil es keine Gesetzesbestimmung gibt, wie man überhaupt zu 
einem Nachnamen kommt. Da wurde geschlampt und vergessen. Deswegen haben wir 
bei  einigen  Fällen  eingebracht,  dass  eingetragene  Paare  nach  wie  vor  einen 
Familiennamen haben und, dass ihnen eine Partnerschaftsurkunde ausgestellt wird, wo 
nicht Nachname sondern Familienname steht. Das ist falsch was da steht.  Das waren 
Fälle aus Niederösterreich und Oberösterreich und beide Landeshauptleute von der ÖVP, 
die ja diese Trennung Familien- und Nachname überhaupt wollte, weil es eben etwas 
anderes bedeutet ein Nachname, denn es soll auch etwas anderes symbolisiert werden, 
dass es keine Familie ist,  das steht auch in der Regierungsvorlage so drinnen, das ist 
besonders zynisch. Das soll symbolisieren, dass es getrennte Institute sind, nur im Gesetz 
steht nichts davon und dann haben die Landeshauptleute der ÖVP: „Es ist egal, ihr habt 
eh  kein  rechtliches  Interesse  daran  einen  Familiennamen  zu  haben,  weil  es  eh  das 
Gleiche ist.“  Das ist  interessant,  einmal  ist  es  so und dann wieder anders.  Und dann 
haben sie noch ein paar alte Tierseuchenverordnungen gefunden, in denen damals schon 
Nachname stand und sagen plötzlich, dass ist nichts Neues, das gab es damals schon. Es 
ist  schon  ein  Unterschied,  ob  eine  neue  Namenskategorie  geschaffen  wird  um 
eingetragene  Partner  zu  kennzeichnen,  oder  ob  es  damals  im  Gesetz  als  Synonym 
verwendet wurde. Der VwGH hat die Bescheide aufgehoben und hat gesagt, so geht das 
nicht  und  hat  den  Landeshauptleuten  gesagt,  sie  müssen  eine  Partnerschaftsurkunde 
ausstellen, die richtig ist. Hier könnten die Behörden anders entscheiden, aber wenn sie 
nicht wollen, da muss man dann auf die Höchstgerichte hoffen. 
Wo situieren Sie Österreich im europäischen Vergleich?
Insgesamt  im  guten  Mittelfeld,  da  vor  allem  im  gesamte  Osten  und  in  Italien  und 
Griechenland gibt es gar nichts. Unter den Ländern, die eine rechtliche Anerkennung von 
gleichgeschlechtlichen  Partnern  haben,  sind wir  im unteren  Bereich,  weil  es  so viele 
Unterschiede gibt. An der Spitze sind die sieben Staaten, die das Eheverbot aufgehoben 
haben. Wir gehören doch eher zum westeuropäischen Kreis, vergleichbar mit Österreich 
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ist  Irland,  da  gibt  es  auch  seit  kurzem  eine  rechtliche  Absicherung  für 
gleichgeschlechtlichen  Paare  und  da  gibt  es  ähnliche  Unterschiede  zur  Ehe  wie  in 
Österreich. Das ist schade weil Österreich an sich ja nicht so ein rückständiges Land ist. 
Akzeptanz   : 
War dieses  Gesetz eine Möglichkeit,  um weitere  Forderungen zur „Ehe für alle 
Paare“ zum Schweigen zu bringen?
Das war für uns die Motivation,  uns besonders dafür einzusetzen ein möglichst  gutes 
Gesetz  zu  Stande  zu  bringen  und  es  wäre  politisch  auch  drinnen  gewesen  die 
gleichgeschl. Ehe zu bekommen, weil das auch in der Perspektivengruppe war und auch 
das  erste  Ergebnis  des  zuständigen  Arbeitskreises  und  wenn  sich  in  der  ÖVP  der 
Standpunkt des Familienbundes durchgesetzt hätte, dann hätten wir das heute, das war 
nicht völlig unrealistisch. Leider sind nicht alle lesbisch-schwulen Vereinigungen einer 
Ansicht, da konnte man sich leicht darauf berufen, ihr selber wolltet es ja auch nicht. 
Zwei wollten das absolut nicht, die HOSI Wien und die HOSI Linz und dann hat man 
sich darauf berufen und hat gesagt, wenn ihr nicht einer Meinung seid, dann machen wir 
halt nur eine EP. Man stolpert wie bei anderen Dingen auch manchmal über die eigene 
Bewegung. Zumindest waren sich alle bis auf zwei einig, dass wir die Ehe wollen, aber 
wir haben nicht mit einer Stimme gesprochen, da hat es sich die Politik leicht gemacht 
und gesagt, wir machen die EP. Es war klar, wenn ein Gesetz beschlossen wird, dann hat 
die Politik alles verabschiedet und dann will man sich die nächsten zehn Jahre nicht mehr 
damit beschäftigen. Die Luft ist draußen, politisch geht nichts mehr momentan. In dieser 
Legislaturperiode  wird  es  nicht  mehr  Neues  geben  (außer  VfGH  sagt  etwas).  Das 
Maximum, das zu erreichen war, wurde beschlossen. Die Politik war nicht bereit uns 
mehr  zu  geben,  wir  nehmen  es  an,  es  ist  immerhin  nicht  so  schlecht.  Besser  ein 
unterschiedliches Institut zu haben als gar keines zu haben. Wir kämpfen jetzt für EIN 
Institut  für  alle,  gegen  die  „sexuelle  Rassentrennung!“  Es  gibt  ja  auch  nicht  zwei 
Steuerbehörden  für  verschiedene  Menschen,  das  ist  zutiefste  Diskriminierung,  aber 
Lesben und Schwule müssen ihre Partnerschaft auf einer anderen Behörde schließen, dort 
wo ansonsten Führerscheine ausgegeben werden und die anderen dürfen am Standesamt 
heiraten, wo eine Ehe traditionellerweise auch geschlossen wird. Dann ist das „sexuelle 
Rassentrennung“. Wir wollen nicht einen gleichschönen Bus, sondern den gleichen Bus 
haben.  Politisch  geht  die  nächsten  Jahre  nichts  weiter,  daher  beschreiten  wir  den 
Rechtsweg. 
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Gibt es in Österreich eine Doppelmoral?
¾ der Bevölkerung ist für die EP und 48% für die Öffnung der Ehe, 43% dagegen. Mehr 
Österreicher sagen, ja sie sollen heiraten, und das ist ja unsere Maximalforderung, denn 
wenn Schwulsein zur Pflicht wird, dann bin ich auch dagegen. Es geht nur darum, dass 
man die gleichen Rechte und Pflichten hat und nicht Sonderrechte, denn das würde ich 
genauso  wenig  einsehen.  Gleichbehandlung  muss  sein  und  da  haben  wir  auch  die 
Mehrheit der Bevölkerung hinter uns. Eine Minderheit sagt, ihr könnt schon homosexuell 
sein,  aber  tut  es  im Kämmerlein,  da gibt  es immer  noch Vorurteile,  aber  es  ist  eine 
Minderheit und ich hoffe, dass es auch so bleibt. Derzeit ist die Entwicklung sehr positiv, 
sie ist es auch über die letzten 30-40 Jahre. Auch international geht die Entwicklung 
immer schneller. 
Unterschiede zur Ehe   : 
Warum verbietet man gleichgeschlechtlichen Paaren den Trauungssaal und warum 
das Bindestrichverbot, sowie die Verpartnerung außerhalb der Amtsgebäude (vgl. 
Urkundenüberreichung)? 
Um zu dokumentieren, dass es keine gleichwertigen Partnerschaften sind und das will 
man auch äußerlich so darstellen. Michael Spindelegger von der ÖVP hat das treffend 
formuliert:  Dort  wo die  Heterosexuellen(=am Standesamt)  heiraten,  da  will  er  nicht, 
wenn  er  dann  heiratet,  dass  hinter  ihm schon  die  Schwulen  warten.  Das  ist  zutiefst 
diskriminierend, ersetzen sie schwul durch schwarz. Da würde jeder massiv aufschreien, 
wegen extremen Rassismus, nur bei der sexuellen Orientierung ist das Bewusstsein doch 
noch nicht so da, und deshalb gab es keinen Aufschrei. Diese Aussage hat die Sache auf 
den Punkt gebracht, gezeigt, das ist Diskriminierung, das sagt aus: Ihr seid es nicht wert, 
dass ihr am gleichen Ort die Ehe schließt wie die Heteros und ihr seid nicht wert, dass ihr 
den  selben  Namen  trägt,  das  sind  keine  inhaltlichen  Unterschiede,  das  ist  rein 
symbolisch, das drückt nichts anderes aus als Bosheit und um öffentlich auszudrücken: 
„Ihr seid nicht gleichwertig“. Daneben gibt es andere Unterschiede, die eine inhaltliche 
Benachteiligung bringen (Fortpflanzungsmedizin, Adoption, Pflegeurlaub). Hier soll nur 
die Zweitklassigkeit der Partnerschaft dokumentiert werden.
Geht das Gesetz nur so weit wie unbedingt nötig? 
Ja, politisch gesehen hat sich die ÖVP nicht zu mehr breitschlagen lassen. Nur dafür, was 
unbedingt  notwendig  war,  was  konservative  Kreise  innerhalb  der  ÖVP  gerade  noch 
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ertragen konnten. Von der öffentlichen Meinung wäre mehr möglich gewesen, von der 
Politik nicht. Politik ist die Kunst des machbaren – Parteipolitik. Gesellschaftspolitisch 
wäre  auch die  Öffnung der  Ehe  möglich  gewesen.  Und zur  Ehe:  Egal,  wie  die  Ehe 
aussieht und wie viele andere Möglichkeiten es neben ihr noch gibt, sie muss immer für 
alle  offen  sein.  Das  Eheverbot  aufgrund  von  Klasse,  Stand  und  Rasse,  ist  alles 
abgeschafft worden und auch aufgrund der Sexualität gehört es abgeschafft. 
Ausblick :
Wäre dieses Gesetz im Jahr 1999 schon möglich gewesen?
Unter der politischen Realität nicht. Die Bevölkerung wäre sicher soweit gewesen, wenn 
die Parteien zu dem gefunden hätten, dann hätte es sicher keinen Volksaufstand gegeben. 
Damals gab es auch noch den Paragraph 209a StGB, die politische Realität hätte es nicht 
zugelassen. Ich glaube nicht, dass es die Österreicher so viel konservativer sind als zum 
Beispiel die Deutschen. Wir erleben das auch im Alltag, denn in Österreich kann man als 
Lesbe oder  Schwuler  ganz gut  leben,  man kann händchenhaltend gehen,  ohne gleich 
zusammengeschlagen zu werden. 
Wann kommt die volle Angleichung Ehe – EP?
Ich  gehe davon aus,  in  den nächsten  20 Jahren,  wenn es  überhaupt  so lange  dauert. 
Vielleicht wird der EGMR auch für ganz Europa entscheiden, dass es so etwas braucht. 
Er  hat  auch  im  Vorjahr  entschieden,  dass  die  Nicht-Öffnung  der  Ehe  keine 
Diskriminierung für homosexuelle Paare darstellt, aber auch gesagt, dass das Recht auf 
Ehe grundsätzlich auch gleichgeschlechtl. Paare schützt. Das ist ein wesentlicher Schritt, 
momentan liegt die Entscheidung Ehe oder EP noch im Ermessensspielraum des Staates. 
Momentan haben nur 6 von 47 Europaratsstaaten eine Anerkennung, deshalb kann der 
EGMR das nicht für alle vorschreiben.
Aber in 10 Jahren wird die Situation ganz anders aussehen und ich hoffe, dass Österreich 
soweit ist, dass wir einmal etwas aus eigener Kraft zusammenbringen und nicht weil es 
uns im westeuropäischen Vergleich schon so peinlich ist und wir Schlusslicht sind und 
wir es dann doch machen, was bis jetzt der Fall war in Bezug auf Homosexualität. Da hat 
die österr. Politik ein Problem. 
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Definitionen: 
Familie: vor 20 Jahren, vor 10 Jahren, heute:
Nach dem ABGB sind Familie die Stammeltern mit ihren Nachkommen, das heißt die 
Blutsverwandten und die adoptierten Kinder, da gehört der Ehepartner gar nicht dazu, der 
Ehepartner  ist  hier  nicht  Familie,  sondern  Ehepartner.  Heute  geht  man  auch  in  der 
Rechtsordnung von einem erweiterten Familienbegriff aus, es gibt auch nicht eheliche 
Familien,  Patchwork-Familien,  Stiefelternfamilien  und auch die  Regenbogenfamilie  – 
fallen unter den erweiterten Familienbegriff. Das sind Paare mit Kindern. Der EGMR hat 
entschieden,  dass  auch  gleichgeschlechtliche  Paare  unter  den  Schutz  des  Rechts  auf 
Familie  fallen  und  auch  Familie  sind.  Familie  ist  dort,  wo  Menschen  in  einer 
Partnerschaft verbunden sind. Oder eigentlich eine Definition gibt es nicht von Familie, 
die  kann  niemand  wirklich  liefern.  Nicht  jeder,  der  füreinander  Verantwortung 
übernimmt  und  damit  auch  den  Staat  entlastet  ist  automatisch  auch  Familie.  Auch 
„family of choice“ kann man als Familie sehen, wem ich mich emotional zugehörig sehe, 
gehört  zu  meiner  Familie.  Der  erweiterte  Familienbegriff  ist  gar  keiner  scharfen 
Definition zugänglich, da er eher offen ist, da er den Leuten bis zu einem gewissen Grad 
die Wahl überlässt. 
Der hat sich sicher in den letzten 20 Jahren verändert,  da ist  man offener geworden, 
früher war das nur Vater/Mutter/Kind und nur mit der Ehe, auch unverheiratete Paare 
(mit Kindern) können Familie sein. Das ist eine sukzessive Entwicklung, die sich in den 
letzten 20 Jahren verstärkt hat und jetzt auch gleichgeschlechtliche Paare mit einschließt. 
Ich habe große Sympathien dafür zu sagen: Familie ist dort, wo Kinder sind. Wo keine 
Kinder sind, ist keine Familie, das kann eine Partnerschaft sein oder eine Ehe, aber keine 
Familie,  das  heißt  ein  kinderloses  Ehepaar  ist  auch  keine  Familie,  aber  ein 
unverheiratetes  Paar  egal  ob  verschieden-  oder  gleichgeschlechtl.,  wenn  sie  Kinder 
betreuen und erziehen, dann sind sie Familie. Das müssen nicht unbedingt Paare sein, das 
kann auch eine Großfamilie sein, das würde mir sehr gut gefallen als Zugang. Familie ist 
dort wo Kinder sind, unabhängig von Partnerschaft und wie diese ausgestaltet ist. 
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute:
Ein Vertrag zwischen zwei Menschen der staatlich eingetragen wird beim Standesamt, 
das  heißt  die  Ehe  ist  ja  nichts  anderes  als  eine  eingetragene  Partnerschaft,  das  ist 
rechtlich nichts anderes. Das ist ein Vertrag, den zwei Menschen schließen und der staatl. 
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registriert  wird.  Es  gibt  also  jetzt  zwei  Formen  von  EPs,  einmal  die  Ehe  für 
heterosexuelle Paare und die EP, die eine EP genauso wie die Ehe ist und auch so heißt, 
für  die  gleichgeschl.  Paare.  Die  eine  heißt  einfach  Ehe  und  die  andere  heißt 
euphemistisch umschrieben: EP. So! Wozu das ganze? Weil auch die Ehe ist nur eine EP. 
Das ist es ja eben, denn es geht ja nur um die staatliche Ehe und um keine religiöse. Das 
soll jede Religionsgemeinschaft selber regeln. Es geht um die Zivilehe und da ist es frei 
von irgendwelchen religiösen Konnotationen und metaphysischen Abhandlungen. Das ist 
ein Vertrag zwischen zwei Menschen, der eingetragen ist. Punkt. Mehr ist es nicht und 
warum sollen das zwei Männer oder zwei Frauen auch können. 
Kindeswohl: Das  ist  in  gleichgeschlechtlichen  Familien  genauso  gewahrt,  wie  in 
verschiedengeschl.  Familien.  Das  sind  die  Erkenntnisse  aller  wissenschaftlichen 
Untersuchungen, die es in diesem Bereich gab.  Dem Kindeswohl entspricht  es, wenn 
man  dem  Kind  möglichst  viele  Rechte,  Absicherung  gibt,  auch  dem  Stiefelternteil 
gegenüber.  Das  ist  auch  bei  den  heterosexuellen  Paaren  möglich,  bei  gleichgeschl. 
Paaren ist das übernehmen dieser Absicherung und der Verantwortung für das Kind nicht 
möglich.  Das ist zum Nachteil des Kindeswohls, denn wenn dem leiblichen Elternteil 
etwas passiert, dann steht das Kind in einem Vakuum, weil die Elternschaft neu verteilt 
werden  muss.  Es  gibt  eine  Phase  der  Unsicherheit,  das  ist  nicht  im  Sinne  des 
Kindeswohls. Den Kindern schadet man da, nicht dem Partner.
Standesamt/Trauungssaal :  Damit  verbinde  ich  Hochzeit  und dass  die  gleichgeschl. 
Paare davon ausgeschlossen sind, mit Ausnahme der 15 Statuarstädte, die das einrichten 
können und zum Großteil auch machen. 
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InterviewpartnerIn: Kurt Krickler der Homosexuellen Initiative Wien–
Datum/Zeit: 21. Februar 2011, 19 Uhr, Vereinszentrum Gugg – HOSI Wien
Entstehung des EPG   : 
Wie lange sind Sie schon mit der EP/dem EPG beschäftigt?
Seit Anfang an, eigentlich jetzt 23 Jahre. Wie ich angefangen habe, war das noch kein 
Thema, Ende der 1970er Jahre war ja gerade erst die Familienrechtsreform. Das muss 
man  auch  sehen.  Homo-Ehe  das  ist  ja  nur  möglich  geworden  nachdem  sich  die 
Ehegesetze ein bisschen modernisiert haben. Vor der großen Familienrechtsreform, da 
war noch der Mann der Vormund der Frau. Zu dem Zeitpunkt die Homo-Ehe zu fordern 
wäre sowieso ein „Schmarrn“ gewesen, in Österreich war das lange kein Thema. Ende 
der  1970er  Jahre/Anfang  der  1980er  Jahre  war  Ehe  einfach  das  Nonplusultra  der 
kleinbürgerlichen Spießigkeit, im Gegenteil, wir hätten das nie wollen. Wir haben uns als 
Alternativ empfunden diesem Modell einen Gegenentwurf entgegenzustellen. 
Mitte der 1980er Jahre kam dann die Aids-Krise und dann hat man schon gesehen, dass 
es  schon  arg  ist,  wenn  die  Leute  keine  Rechte  haben  (vgl.  Mietrecht,  wenn  sie 
gemeinsam gewohnt haben, der Hauptmieter starb, da können sie nach dem Tod nicht in 
den Mietvertrag eintreten,  müssen ausziehen,  wenn kein Testament  ist,  sind sie nicht 
erbberechtigt, oder müssen den höchsten  Steuersatz zahlen, wenn ein Testament da ist – 
den für Fremde, sie konnten nicht über das Begräbnis bestimmen und wurden auch oft 
nicht eingeladen. Der langjährige Lebenspartner hatte keine Rechte, konnte nichts tun. Es 
gab  auch  keine  Hinterbliebenenpension  oder  so  etwas.  Da  begann  es  bemerkbar  zu 
werden.  Und  dann  ist  Dänemark  vorgeprescht,  die  skandinavischen  Länder  haben 
moderne Scheidungsbestimmungen und ein modernes Eherecht. Im Zuge der Aids-Krise 
hat  Dänemark  dann  die  EP  gemacht,  1989.  1988  hat  Schweden  die 
Lebenspartnerschaften gleichgestellt. Ab dem Zeitpunkt haben wir das thematisiert. Wir 
waren einer der ersten in Österreich, die das gefordert haben. Damals gab es auch noch 
den  Strafrechtsparagraphen.  Wie  wir  das  1988,  1989 thematisiert  haben,  haben  viele 
noch  gesagt,  die  spinnen,  jetzt  müssen  wir  einmal  den  Strafrechtsparagraphen 
wegbringen.
Was hat den Anstoß gegeben, dass das EPG 2009 fertig gestellt wurde?
Wir  arbeiten  also  schon  23  Jahre  daran.  In  Österreich  dauert  alles  so  lange.  Die 
Abschaffung  des  letzten  Strafrechtsparagraphen  hat  noch  länger  gedauert.  Auch  das 
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Entschädigungsgesetz für homosexuelle NS-Opfer ist 2005 gekommen, das hat auch 20 
Jahre gedauert.
Da gab es 2009 keinen Anstoß, sondern es war ein langer Prozess. Das Terrain war schon 
sehr aufbereitet. Der Rückschlag kam dann 2000 mit der schwarz-blauen Regierung, da 
war  dann  „tote  Hose“.  Es  gab  auch  keine  Politikergespräche  außer  mit  der 
Justizministerin  Miklautsch  (später  Gastinger).  Wir  wurden  von  niemanden  in  der 
Bundesregierung empfangen in diesen sieben Jahren, das ging auch den anderen in der 
Bewegung so. Das waren die leeren Kilometer, die verlorene Zeit. Aber wir haben es gut 
genutzt für die Öffentlichkeitsarbeit. Das war schon so öde zum Schluss, jeden Sommer 
fast  war  das  das  Sommerlochthema.  Jeden Sommer  ging das  los,  weil  schon wieder 
irgendein Hype war, weil das Sommerloch gestopft werden musste. In den letzten Jahren 
ist  es  auch  den  Journalisten  schon  beim  Hals  rausgehängt,  weil  es  nicht  mal  mehr 
Sommerlochthema war. Das war sagenhaft. 
Wie haben Sie die Verhandlungen erlebt?
Verhandlungen in dem Sinn waren es nicht. Es waren Gespräche, Überzeugungsarbeit. 
Langjährige  Überzeugungsarbeit.  Wir  waren  nicht  damit  beschäftigt  über 
Formulierungen zu streiten oder zu verhandeln.  Das haben die Beamten gemacht  des 
BMJ, das war federführend. Wir wurden da nicht eingeladen, das macht man auch bei 
anderen Gesetzen nicht. Wir sehen es nicht als unsere Arbeit Gesetze zu formulieren. Es 
geht eher darum einen Ansatz zu finden, welchen Ansatz man macht. Unser Ansatz war 
das Verweisgesetz, so wie in Skandinavien, das hat auf einer A4-Seite Platz. „Alles was 
für die Ehe gilt, gilt auch für die eingetragenen Partner, und wenn man will, dann halt die 
und die Ausnahmen.“ Der Weg zum Gesetz ist relativ egal, wichtig war uns, dass es 
relativ gleich ist, damit man weiß welche Ausnahmen sind und man  muss nicht 1000 
Dinge bedenken. In der Schweiz hat man relativ viel geändert und keine Generalklausel 
gemacht.  Bei uns ist  es  auch relativ  mühsam gewesen,  da wurde viel  verändert.  Wir 
haben nur manchmal über die Parlamentsklubs die aktuellen Texte bekommen. 2009 ging 
es total schnell, weil sie doch unter Zeitdruck kamen. Als wir bemerkt haben, es kommt 
nicht  das  skandinavische  Modell,  sondern  eher  das  Schweizer  Modell,  da  haben wir 
gesagt, gut, dann soll das Schweizer Modell kommen. Nur haben sie nicht dazugesagt, 
dass da auch noch Abstriche gemacht werden müssen. Das Standesamt kam dann nicht 
und solche Dinge, das war dann schon abweichend. 
162
Wir wollten sowieso nicht die Ehe, wir wollten diese Scheidungsbestimmungen nicht, 
das ist auch nur teilweise gelungen, mit dieser 6-jährigen Scheidungsblockade, die haben 
wir  auf  3  Jahre verkürzen können.  Aber  sonst,  wenn man sich nicht  einvernehmlich 
scheiden lässt und RichterInnen die Schuld bestimmen – das schuldhafte Scheiden, das 
wollten wir nicht. Das ist leider geblieben. Aber das es keinen Zugang zur Adoption und 
keine Fortpflanzungshilfe mit der ÖVP gibt, das war klar. Das haben wir nicht erwartet, 
das  hat  uns  nicht  überrascht.  Und  zum  Schluss  haben  wir  gesagt,  ok,  wenn  das 
Standesamt nicht kommt, dann soll es daran auch nicht scheitern. Es war völlig klar, dass 
die ÖVP das so angelegt hat, einen Grund zu finden, warum sie es scheitern lassen, wenn 
die SPÖ auf irgendwas besteht, hätten sie die einfach „anrennen“ lassen. Die ÖVP sitzt 
am längeren Ast, die macht das bei jedem. Dann werden halt Dinge geopfert, das ist ganz 
klar.  Die  anderen  Gruppen  haben  gesagt,  das  darf  man  nicht  gleich  sagen  und 
einverstanden sein. Aber in Wirklichkeit wusste die ÖVP ganz genau wie weit es geht 
und wohin sie will. Das war rückwirkend betrachtet wirklich genial, dass man der ÖVP 
sofort das Zugeständnis gemacht hat, ok, auch wenn es nicht Standesamt ist, an dem soll 
es nicht scheitern, am Familiennamen auch nicht und die sonstigen lächerlichen Sachen. 
Da machen sie sich selbst nur lächerlich. Und dann gabs kein zurück und dann musste 
die ÖVP auch mitziehen. Es ging dann schon ziemlich schnell. Es hat zwar geheißen, 
dass es 2009 noch geschehen muss, aber das hören wir schon Jahre, das nehmen wir gar 
nicht  mehr  ernst.  Aber  wenn man  sie  beim Wort  genommen hat,  dann war  es  nicht 
überraschend.  Am Ende ist  es  dann halt  etwas  knapp geworden und dann musste  es 
schnell gehen und dann passiert ein Fehler nach dem anderen. Das ist offenbar so. Die 
Gespräche mit den Ministerien waren um zu deponieren, was wir wollen. Wir waren bei 
SPÖVP  um  Wünsche  zu  deponieren.  Wir  haben  eine  Stellungnahme  im 
Begutachtungsverfahren gemacht, aber von der Bewegung war niemand eingeladen am 
Text mit zu formulieren. Wir haben über die Klubs immer die neuesten Versionen der 
Texte  gehabt  und  haben  das  dann  verfolgt.  Die  waren  dann  auch  sehr  bemüht 
systematisch die Gesetzesmaterie zu durchforsten. Bei manchen Dingen haben sie sich 
nicht  geeinigt  im  Vorfeld,  das  wurde  dann  wirklich  im  Parlament  beschlossen.  Die 
Punktation  wurde  dann dem Parlament  übermittelt,  weil  es  in  der  Regierungsvorlage 
nicht  mehr  endgültig  verhandelt  werden  konnte.  Aber  keine  NGO  sitzt  in  den 
Ausschüssen, wir können nachher sagen, dass passt oder nicht, das sehen wir als unsere 
Aufgabe. Wir wurden dann noch mal im Sozialministerium zu einzelnen Sachen in einer 
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Ad-hoc-Begutachtung eingebunden. Auf Beamtenebene geht das alles rationaler, außer 
es kommt eine Direktive von der Ministerin. 
Einfluss der röm. kath. Kirche oder anderer Religionsgruppen?
Irgendwann habens auch die Bischöfe der kath. Kirche aufgegeben. Sie haben es sicher 
versucht. Im Begutachtungsverfahren haben sich viele Leute gemeldet.  Aber das läuft 
auch nicht so, wenn der politische Wille einmal da ist, dann geht’s weiter. Irgendwie hat 
die ÖVP gesehen, sie werden das Thema nicht los. Sie haben gemerkt, es hypt so, es ist 
vielleicht gescheiter man macht es und man hat Ruhe, als wenn ständig die Lesben und 
Schwulen in den Medien sind und ständig PR haben. 
Diskussion   : 
Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Die bürgerliche Presse war sehr neutral bis wohlwollend, auch wenn es Sommerloch war, 
aber als es dann akut wurde, kamen wieder die blödesten Kommentare. Das macht sie 
immer „Die Presse“, zuerst gibt sie sich betont liberal und wenn dann die „Gefahr“ droht, 
dass etwas umgesetzt wird, dann kommt sofort der Rückzieher und das hat man sofort 
gesehen in allen Kommentaren. Es gab keine großen Kampagnen dafür oder dagegen, es 
war  eher  so  gegessen,  nach  dem Motto  „warum denn nicht.“  Es  war  dann diese  im 
Boulevard übliche „hyperventilierende Aufgeregtheit“. Nicht böse oder ablehnend, eher 
sensationsheischend.  Die  Kronenzeitung  hat  sich  da  nicht  hinausgelehnt.  Auch  der 
Standard, der Falter, waren positiv eingestellt, von denen würde man das erwarten.
Wie haben Sie die Diskussion 1998 – 2008 erlebt?
Ausschlaggebend war die ÖVP Perspektivengruppe. Man hat gespürt in der ÖVP sind 
Schüssel und Molterer weg. Es gibt eine neue Generation. Die ÖVP hat sich festgelegt, 
da konnte man ab 2007/2008 einfacher  mit  ÖVP Politikern (Pröll,  Fekter)  reden,  die 
haben  uns  empfangen.  Wir  waren  auch  bei  Klubobmann  Kopf  und  Generalsekretär 
Kaltenegger, oder auch bei Ministerin Bandion-Ortner. Man hat es gespürt, dass es kein 
Hinhalten oder keine Abwehrhaltung ist. Das letzte Mal als wir mit der ÖVP gesprochen 
haben, das war vor 2000. Zwischen 2000 und 2007 gab es keinen Kontakt. Und vorher 
war es schon verständnisvoll,  aber man wusste, dass nichts weiter geht. Es wurde vor 
allem über den Strafrechtsparagraphen diskutiert und es ging mehr ums Vertrösten. Sie 
meinten  es  persönlich  schon  ernst,  aber  sie  konnten  sich  gegen  Schüssel  als 
Parteiobmann nicht durchsetzen. Es ist relativ leicht erklärt, warum es so lange gedauert 
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hat,  und warum es dann plötzlich möglich wurde.  Und dann ist  es  eh relativ  schnell 
gegangen, weil sich die ÖVP darauf eingelassen hat. 
Akzeptanz   : 
War dieses  Gesetz eine Möglichkeit,  um weitere  Forderungen zur „Ehe für alle 
Paare“ zum Schweigen zu bringen?
Die  paar  Sachen,  die  jetzt  noch sind,  da  hoffen  wir,  dass  die  sich  in  unserem Sinn 
erledigen. Auch beim Familiennamen, da hoffen wir, dass der Familienname abgeschafft 
wird und es nur noch Vor- und Zunamen gibt. Man sieht das in Pass und Führerschein, 
da steht „Vorname – Name“. Der Familienname das ist so ein komischer Begriff, der in 
manchen Dokumenten vorkommt und eigentlich nicht definiert ist. Das wäre auch eine 
Chance  das  ganze Familienrecht  einmal  zu reformieren.  Man sieht  es  auch in  einem 
anderen Zusammenhang mit Patchworkfamilien. Und die internationale Adoption ist ein 
Streit um Kaisers Bart, die klassischen Herkunftsländer sind China und Äthiopien und 
diese Behörden suchen dann die Familie aus wo das Kind hinkommt und da werden noch 
lange Jahre vergehen,  bis  die  sich eine gleichgeschl.  Familie  aussuchen. Das ist  eine 
symbolische Sache, die man auch erkämpfen muss, aber in der Praxis nicht relevant.
Akzeptanz  gleichgeschl.  Lebensweisen  Vergleich  mit  anderen  europäischen 
Ländern:  Es kommt darauf an mit  welchem Land man vergleicht.  Zu Skandinavien, 
Holland ist sie in Österreich nicht so ausgeprägt, wenn man sagt Balkan, dann ist es in 
Österreich ausgeprägter. Sonst sind wir eh am selben Level wie Deutschland, Belgien, 
Schweiz.  Wir  sind  da  in  der  Mitte  drinnen,  so  wie  bei  allem,  nicht  besonders 
fortschrittlich, aber auch nicht komplett rückständig. 
Gibt es in Österreich eine Doppelmoral?
Nicht unbedingt Doppelmoral. Es ist mehr so unausgegoren. Einerseits sagt man ja, sie 
sollen es nicht an die große Glocke hängen. Aber wenn man in einer Firma arbeitet, dann 
dauert das mit den Kollegen genau 15 Minuten und dann kommt aufs Tapet mit wem 
man zusammen ist, mit wem verbringt man die Wochenenden. Was wir im Bett machen, 
das sagen wir eh niemand. Da gab es ja das Argument, „Wen interessierts was ihr im Bett 
machts“, das steht nicht zur Debatte, sondern es geht nur darum, mit wem ich zusammen 
bin. Das überlegen die Leute nicht. Es ist eher so eine „mir sind mir“-Haltung und sich 
mit den Dingen nicht auseinandersetzen, aber sobald man dann jemand kennt, dann legt 
sich das eh vielleicht. Drum haben wir immer gesagt: „Kommts raus! Konfrontiert die 
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Leute!“.  Das ist  besser für die eigene Psyche und auch für die Gesellschaft.  Je mehr 
rauskommen, desto selbstverständlicher wird es. Es ist eher ein „nicht wissen wollen“. 
Ich glaube, das hat sich auch geändert, das Tabu ist weniger geworden. Da gibt es noch 
andere Tabuthemen. Das ist so schizophren. Auf der einen Seite wird alles nach außen 
gekehrt und in Talkshows besprochen und präsentiert und auf der anderen Seite tut man 
so als hätte man nie davon gehört. Es ist kein Tabu mehr, es springt einen überall an, 
trotzdem wird so getan, als ob es nicht existierte und niemanden betreffe und schon gar 
nicht einen selber oder die nächste Umgebung. Und dass man das so trennen kann, das 
überrascht mich immer. 
Vergleich mit Frankreich:
Wie  ist  der  Unterschied  der  Organisation  der  Debatte  in  Österreich  und  in 
Frankreich? 
In  Frankreich  hat  man  die  Lebensgemeinschaft  formalisiert  mit  dem PaCS  und  das 
machen jetzt 90% Heteros, was auch der Verteilung in der Gesellschaft entspricht. 
Ich hab in Erinnerung, dass die Bewegung dem PaCS eher positiv gegenüber gestanden 
ist und dann war die Luft raus. Und das ist auch immer ein Minderheitenprogramm, das 
sind 1-3% der Bevölkerung, die das in Anspruch nehmen, weil es eben nicht alle in der 
lesbisch-schwulen Community wollen. Es ist nicht das, worauf die Lesben und Schwulen 
gespannt gewartet haben, das ist für bestimmte Fälle wichtig. Das ist für die Leute, die 
schon lange zusammen sind. Wobei das durch den Wegfall  der Erbschaftssteuer auch 
weniger ist. Das einzige, wo es wirklich relevant ist, sind die binationalen Paare. Man 
sieht die Entwicklung auch bei Heteros, man heiratet nicht mehr sofort, vielleicht bleibt 
man doch 20 Jahre zusammen und wenn man dann ein Haus gemeinsam baut, dann will 
man sich doch absichern. In der Praxis sind auch bei Lesben und Schwulen zwei Drittel 
binationale Paare, genauso wie bei Ehepaaren. Es gibt nur wenige Vorteile, die man nie 
haben kann, wenn man nicht verheiratet ist, die Paare eben, die nicht verheiratet sind, 
nicht haben können. Aber da ist die EP in Österreich eh umfassend genug. Es wird sich 
kurzfristig oder mittelfristig nichts ändern. Außer das Namensrecht, der Familienname 
wird bei der nächsten Personenstandsänderung fallen. Der Begriff Familienname wird 
durch Nachname ersetzt. Das ist ja lächerlich. 40% der Wiener sind schon Singles und 
leben alleine und haben einen Familiennamen – da gibt es gar keine Familie, das ist eine 
Einzelperson. Und es ist eine kindische Haltung der ÖVP und sich auf diesem Niveau zu 
balgen, da sind wir uns einfach zu gut. Dann sollen sie so bescheuert sein. Nachname ist 
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super. Das ganze Namensrecht, das Eherecht hätte ich grundsätzlich nicht genommen, da 
das  eine  patriarchale  Geschichte  ist,  wo traditionell  die  Frau den  Namen vom Mann 
bekommt. Das brauchen wir nicht und das wird auch immer weniger, die Frauen haben 
gekämpft,  um ihren  eigenen  Namen  zu  behalten,  da  frage  ich  mich  wirklich  was  in 
Lesben und Schwulen vorgeht, die unbedingt den Namen der PartnerIn haben wollen. 
Welche Persönlichkeitsdefizite haben die, dass die das kompensieren wollen mit gleichen 
Namen, die geben ihre Identität auf, die hängt auch mit dem Namen zusammen. Für mich 
persönlich ist das total skurril und nicht nachvollziehbar. Man sieht, dass die klassische 
Ehe, wie sie in den letzten 200 Jahren formuliert war, Absichten explizit hatte, die für 
Mann  und  Frau  gemacht  worden  sind.  Es  ist  ein  Schwachsinn  das  eins  zu  eins 
übernehmen zu wollen. Beim Namensrecht, wenn beiden Partner denselben Vornamen 
haben, das kommt oft vor. Und dann nehmen sie noch die Nachnamen des einen an, dann 
heißen sie beide Anna Huber oder Franz Gruber. Wozu? Zur Verwirrung! Das kann nur 
eintreten, wenn man gleichgeschlechtlich heiratet. Den Namen des Partners annehmen zu 
wollen ist etwas für Heteros, aber doch nicht für gleichgeschlechtliche Paare. Das find 
ich  komisch.  Ich  finde  es  auch  problematisch,  wenn  man  dieses 
Diskriminierungsgeschrei darum macht. 
Natürlich es kann schon sein. Die Heteros wollen, dass wir anders sind. Aber ich kann 
keine große Benachteiligung darin finden,  wenn ich diesen Unsinn nicht übernehmen 
muss. Wir haben 200 Jahre kein Wörtchen mitzureden gehabt. Wie die Ehe ausgestaltet 
wird.  Warum  sollen  wir  jetzt  alles  eins  zu  eins  übernehmen,  ohne  es  unseren 
Bedürfnissen und Vorstellungen anzupassen? Ich sehe nicht, warum Lesben und Schwule 
mit  Heteros  nur  gleichgestellt  sein  können,  wenn  sie  auf  Punkt  und  Beistrich  und 
Bindestrich dasselbe haben wie sie. Das ist eine defensive, reaktionäre Einstellung, das 
hatten wir als  HOSI Wien nie.  Wir  hatten natürlich diesen gesellschaftsverändernden 
Anspruch,  wir  wollen  nicht  einfach  die  Privilegien  der  weißen,  heterosexuellen 
katholischen  Mittelschicht  für  Lesben  und  Schwule,  Wir  wollten  die  Gesellschaft 
insgesamt  mit  verändern  und  waren  uns  dieses  Revolutionärpotentials  das  die 
Homosexualität in sich hat schon bewusst und wollten das dann auch einsetzen. Das ist 
nicht gelungen, dadurch, dass in den letzten 20 Jahren die Entwicklung dahin gegangen 
ist, das war der Zeitgeist, da musste man einfach mit. Die HOSI Wien hätte sich da nicht 
dagegenstellen können. Wir hätten nicht sagen können, wir sind gegen die EP. Aber wir 
sind gegen die Ehe, dieses furchtbare, patriarchale Konstrukt. Das wurde in den 1970er 
Jahren  total  abgelehnt.  Wir  haben das  immer  so  formuliert,  wir  wollen  die  gleichen 
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Rechte, die gleichen Pflichten, aber die Rahmenbedingungen dürfen gerne anders sein – 
z.B. Scheidungsrecht. Dass man darauf bestehen kann, verheiratet zu bleiben, ohne, dass 
es der Partner will, ist eine Freiheitseinschränkung. Das hat praktische Gründe, eben zum 
Schutz des unversorgten Partners, da verstehe ich es schon. Aber so etwas für Lesben 
und Schwule zu propagieren, finde ich kontraproduktiv. Man muss den Leuten sagen, 
seid  wirtschaftlich  gefälligst  unabhängig,  macht  euch  nicht  abhängig  von  einer/m 
PartnerIn  und das  Auslaufmodell  Ehe  ist  nichts  für  uns.  Das  war  schwierig  es  auch 
politisch korrekt zu formulieren. Ich persönlich bin der ÖVP total dankbar – zum ersten 
Mal in meinem Leben, dass sie nicht die Ehe geöffnet haben. Vielleicht ändert sich ja das 
Scheidungsrecht noch irgendwann. In Österreich gibt es noch das schuldhafte Scheiden 
und  man  braucht  Scheidungsgründe,  da  werden  Richter  dann  damit  befasst.  Das  ist 
unvorstellbar, das es das in Österreich noch gibt, da müsste man kämpfen, dann könnte 
man auch die Ehe öffnen. Je bedeutungsloser eine Institution wird, desto leichter tut man 
sich das auch anderen Gruppen zu ermöglichen. Das ist immer so. Wenn die Ehe nicht 
mehr  das  Heilige,  Sakrosankte  ist,  überlässt  man  es  auch  gerne  den  Lesben  und 
Schwulen Das ist eh ok, weil es soll keine auf das Podest gehobene Institution geben.
Gesellschaft und Politik   : 
Ist die Gesellschaft weiter als die Politik in der Akzeptanz der EP oder gar einer 
„Ehe für alle“? 
Ja. Also die ÖVP hinkt dem gesellschaftlichen Bewusstsein hinterher und auch bei ihren 
eigenen Wählern, sowohl in der Stadt und auch am Land. Auch am Land kann man sich 
outen, ohne schräg angeschaut zu werden. 
Unterschiede zur Ehe   : 
Geht das Gesetz nur so weit wie unbedingt nötig? 
Nein, ich glaube, es war relativ umfassend. Es fehlen ein paar Sachen, wobei man das an 
den  Fortpflanzungsgeschichten  nicht  festmachen  kann.  Es  gibt  nach  wie  vor 
Einzelpersonen, die adoptieren können. Es gibt gleichgeschl. Paare, die Pflegeeltern sind. 
Es ist ja nicht so, dass  es Kindern bei Lesben und Schwulen schlechter geht, weil es gibt 
ja genügend Kinder,  die bei  denen aufwachsen.  Wenn das so wäre,  müsste  man von 
Amts wegen denen die Kinder wegnehmen. Und das tut man ja nicht. Auch wenn man 
sich die Frage stellt, wie schaut der typische Schwule aus, da sag ich: „Er ist auch heute 
noch  verheiratet  und  hat  zwei  Kinder.“  Daher  ist  das  Argument,  dass  Lesben  und 
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Schwule  nicht  adoptieren  können,  weil  der  Rest  der  Gesellschaft  glaubt  Lesben  und 
Schwule sind „Pederasten“ auch nicht richtig. Es ist ja wirklich so, das muss man schon 
sagen, das es eine hohe Konkurrenz gibt auf dem Adoptionsmarkt. Das ist der Grund und 
nicht weil die finden, dass es sich nicht gehört, dass zwei Lesben oder Schwule ein Kind 
aufziehen. Manche glauben das vielleicht, aber das ist nicht wirklich der Hintergrund. In 
Österreich können auch alleinstehende Frauen nicht auf eine Samenbank zurückgreifen 
um sich befruchten zu lassen. Da geht es nicht darum, ob sie lesbisch ist, sondern ob sie 
bemannt oder nicht bemannt ist. Ja, und Männer können sich sowieso nicht befruchten 
lassen.  Das  sind  zwei  Dinge,  die  nicht  wirklich  am  Eherecht  angeknüpft  sind  und 
ansonsten fehlt nicht wirklich was, außer das Standesamt. Wir haben immer gesagt, es 
gibt  leider  viel  zu  wenige  Ausnahmen,  gerade  im Scheidungsrecht.  Sonst  sind  keine 
wirklich wichtigen Dinge offen. Mit vielen Unterschieden habe ich gar keine Probleme, 
manche sind in  der Praxis wirklich bedeutungslos.  Leider  fehlen viele,  die  ich gerne 
gehabt hätte. Die offiziellen Vereinspositionen sind ein bisschen nebuloser. Das ist jetzt 
größtenteils meine Privatmeinung. Recht ist für mich, dass die Person Aufenthalt hat in 
Österreich, dass sie mitversichert ist und Pflicht ist, dass ich Unterhalt bezahle, wenn die 
Person arbeitslos ist. Aber die Möglichkeit schuldig geschieden zu werden, das ist weder 
Recht noch Pflicht.
Wie hoch war der Einfluss der Gesellschaft auf das EPG?
Die Gesellschaft artikuliert sich hier nicht. Es sind irgendwelche Parteimeinungen oder 
Institutionen, die sich melden. Messen kann man das nur mit einer Volksabstimmung, 
wie in der Schweiz. So wie bei allen anderen Fragen, die Politik horcht hin und dann 
schaut sie. Grad bei der Frage kann ich mir vorstellen, dass sich viele Leute, die sich 
sonst  nie  artikulieren,  doch  zu  Wort  gemeldet  haben.  Bei  den  Stellungnahmen  im 
Begutachtungsverfahren,  da  waren  viele  Einzelpersonen,  aber  das  kann  man  auch 
organisieren.  Aber  sonst,  was  von  den  Medien  gekommen  ist,  als  Sprachrohr  der 
Gesellschaft. Ich glaube nicht, dass der Einfluss groß war. 
Ich glaube schon, dass sich die Kirche mit  den Missbrauchsskandalen desavouiert hat 
und  ihre  Rolle  als  Politikmacher  ein  bisschen  eingebüsst  hat  und  sich  dann  auch 
zurückgehalten hat. Sie wollten nicht mit dem Thema Sexualität in Verbindung gebracht 
werden. Das wäre in so einer Situation auch sicher schlecht aufgenommen worden. Da 
haben sie doch ein Gefühl dafür gehabt, was opportun ist und was nicht. Dieser Faktor ist 
nicht zu unterschätzen, dass diese beiden Ereignisse zusammengefallen sind. Die röm. 
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kath. Kirche, die in der Glaubwürdigkeit eingeschränkt war, und die öffentlich nicht so 
agieren konnten. Hinter den Kulissen haben sie es sicher probiert. Früher war das anders 
da mussten schon fertige Gesetze wieder geändert werden, weil der Herr Bischof bei der 
Ministerin angerufen und Veto eingelegt hat. Das war vor 20 Jahren möglich. Das wird 
heute nicht mehr funktionieren, so ändert sich die Zeit.  Ich glaube ganz fest, dass die 
Kirche früher ein ganz großer Einflussfaktor war. Ich kannte die Pressesprecherin einer 
Sozialkommissarin in Brüssel. Sie hat mir erzählt, als die Anti-Diskriminierungsrichtlinie 
bearbeitet wurde, dass man am Arbeitsmarkt nicht mehr diskriminiert werden darf wegen 
der  sexuellen  Orientierung,  da  hat  ein  österr.  Bischof  angerufen,  der  da  protestieren 
wollte. So wie sie es in Österreich gewohnt waren, man ruft einfach beim Minister an 
und sagt, das geht nicht und erwartet  dann, dass die dann entsprechend handeln. Das 
reicht ja, wenn man das dort mündlich deponiert. Und in Brüssel wurde er nicht einmal 
durchgestellt. Das muss gewesen sein in den 1990er Jahren. 
Sie werden es sicher in Österreich probiert haben, aber es wollte sich niemand darauf 
einlassen, vielleicht weil es gar zu reaktionär war. Der Zeitgeist und die Entwicklung 
waren halt anders, was soll man machen.
In Europa gibt es jetzt ein West-Ost oder eigentlich ein Nord-Süd Gefälle. Alle außer 
Griechenland und Italien, von den alten EU-Staaten haben eine Anerkennungsform von 
gleichgeschl. Lebensformen. Und auch Slowenien und Tschechien. Es war auch Zeit, die 
Argumente waren auf unserer Seite und sie waren zermürbt. Ich glaube nicht, dass sie 
aus voller Überzeugung dafür gestimmt haben. Josef Pröll hat sich sehr weit vorgewagt 
und das war eben diese Panik nach dem Erdrutschverlust 2006. Der Pröll konnte nicht 
mehr zurück, er war der Leiter der Perspektivengruppe und die haben auch gesehen, mit 
diesem konservativen Programm kommen sie nicht weit. 
Definitionen: 
Familie: vor 20 Jahren, vor 10 Jahren, heute: 
Familie  ist  dort,  wo  sich  die  Leute  aus  demselben  Kühlschrank  ernähren.  Das 
Familienbild hat sich in den letzten 20 Jahren sicher verändert. Ich persönlich hab mir 
früher  darüber  keine  großen  Gedanken  gemacht.  Wir  haben  nie  den  offiziellen 
Familienbegriff anerkannt, dass das intergenerationell sein muss. Also ein Elternteil mit 
Kind, das fanden wir auch einschränkend. Das ist eine Diskussion, die einem aufgedrängt 
wird, da muss man nicht einsteigen, man kann auch sagen, dass es sich um eine falsche 
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Diskussion  handelt.  Es  geht  um Beziehungen,  um Verantwortung,  da  kann ein  Kind 
dabei sein, muss aber nicht. 
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute:  Ehe ist eine nicht mehr wirklich zeitgemäße 
rechtliche Form des Zusammenlebens. 
Patchwork-Familie: Das ist nicht nur der Kühlschrank. Patchworkfamilie ist schon, ein 
Mensch und ein neuer Partner, mit Kindern und eventuell mit Kindern, die von einem in 
die  Partnerschaft  mitgebracht  wurden.  Die in einer Familie  leben oder  zumindest  am 
Wochenende so leben.  Patchworkfamilie  sind Kinder mit  ihren Elternteilen,  die nicht 
immer ihre biologischen sind, z.B. nach Scheidung.
„Homo-Ehe“: Ein griffiger  Begriff  für die  EP. Wir  haben das  immer  so verwendet, 
damit klar ist, dass wir schon die vollen Rechte und Pflichten haben wollen. Wir wollen 
nichts Leichteres als die volle Ehe, was Rechte und Pflichte betrifft, aber es kann gerne 
EP  oder  eingetr.  Lebenspartnerschaft  heißen.  Und  Homo-Ehe  ist  viel  kürzer  an 
Buchstaben als die eingetragene Partnerschaft. Daher war immer klar, dass die Medien 
von der Homo-Ehe reden, daher war es illusorisch dagegen anzukämpfen, daher haben 
wir gesagt, wir verwenden es einfach. 
Kindeswohl: Das um und auf, wenn es darum geht für Kinderrechte einzutreten. Das ist 
der Gegensatz zum Erwachsenenwohl. Gerade wenn es um Adoption geht, wo so getan 
wird, als ginge es um die Menschenrechte und die Gleichberechtigung von Erwachsenen, 
das ist „Käse“, bei der Adoption geht es darum, dass dafür gesorgt wird, dass Kinder eine 
Person oder Eltern bekommen, die sie erziehen und dabei ist es völlig wurscht, welche 
sexuelle  Orientierung  die  haben.  Aber  die  Adoptionsfrage  zu  argumentieren  mit: 
„Erwachsene Personen haben das Recht, dass ihnen andere ein Kind geben.“ Das ist der 
völlig falsche Ansatz!“ Wenn man Kindeswohl definiert, dann kann man nicht so tun, als 
würden wir in einer Gesellschaft leben, wo alle so aufgeschlossen und nett sind und es 
kein Mobbing gibt. Da ist noch viel zu tun, um das zu verändern durch Aufklärung und 
Sensibilisierung. Noch ist es nicht so. 
Standesamt/Trauungssaal : Das ist symbolisch. Das ist eine Tradition, das haben die 
Heteros eingeführt für sich. Das hat sowieso nichts verloren und jeder sollte dort einfach 
nur seine Unterschrift leisten und dann die Feier privat machen wie er will. Natürlich 
sollten die Räume für alle gleich sein. Was in diesem Raum dann drinnen ist oder nicht, 
ist egal, er sollte nur für alle gleich sein. Aber grundsätzlich habe ich ein Problem, wenn 
das so anfängt: „Jetzt bekomme ich meinen staatlichen Segen für eine Zweierbeziehung.“ 
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Wenn  ein  Formalakt  schon  notwendig  ist,  ja,  hingehen  unterschreiben.  Der  Rest  ist 
Privatsache.
Ich würde mich unter zwingenden Gründen (Drittstaatsangehörige)  schon verpartnern, 
aber jetzt nicht aus Romantik. Ich könnte es nicht sagen, was passieren würde. 
Eingetragene Partnerschaft : Es  war  notwendig,  es  passt.  Es  ist  das  Optimum,  das 
erreichbar war, so wie es jetzt ausgestaltet ist. Es war gut, dass wir das nicht torpediert 
haben  und  es  war  eine  Chance,  die  man  nutzen  musste.  Es  ist  sicher 
verbesserungswürdig, sowohl in der Abgrenzung zur Ehe… auch andere Punkte, wobei 
mir jetzt nicht wirklich welche einfallen, die echt störend sind. Selbst die Geschichte mit 
dem Pflegeurlaub für die Kinder, die in der Partnerschaft leben, das ist auch, wenn man 
es genauer ansieht, eine technische Farce. Theoretisch sind die Lebensgemeinschaften 
besser gestellt, da kann man für das Kind der Partnerin Pflege urlaub nehmen. In der EP 
geht das Pflegeurlaub Nehmen erst, wenn beide leiblichen Eltern nicht können. Das hat 
sicher auch komische, reaktionäre Hintergrunde, warum man das so formuliert hat und 
warum man das in der Lebensgemeinschaft anders formuliert hat. Aber auch dagegen ist 
nichts zu sagen. Nur weil ein Elternteil jetzt nicht mehr beim Kind lebt, kann man ihn ja 
durchaus fragen, ob er das Kind pflegen will,  immerhin ist er der leibliche Elternteil. 
Wenn  der  dann  nicht  kann,  dann  kann  es  immer  noch  die  eingetragene/r  PartnerIn 
machen.  Da  gleich  wieder  zu  sagen,  das  ist  eine  Schlechterstellung  gegenüber  der 
Lebensgemeinschaft, das mag schon formal richtig sein, aber in der Praxis ist es wurscht. 
Bei der derzeitigen Arbeitsmarktsituation traut sich niemand in Krankenstand zu gehen 
oder die Urlaubstage voll zu verbrauchen, weil sie Angst haben gekündigt zu werden. Da 
sind diese arbeitsrechtlichen Bestimmungen ein bisschen Augenauswischerei,  weil  der 
Druck  am Arbeitsmarkt  so  ist,  dass  sich  niemand  traut,  die  Rechte  in  Anspruch  zu 
nehmen. Hier ist wiedermal ein Streit um Symbolik entbrannt, der in der Praxis anders 
ist. Vielleicht bin ich auch zu pragmatisch. Das Standesamt ist auch Symbolik. Das ist 
das große Drama, weil das noch fehlt.
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InterviewpartnerIn: Frau Helena Planicka vom Verein „Eltern für Kinder“–
Datum/Zeit: 22. Februar 2011, 8 Uhr, am Telefon
Diskussion   : 
Wie haben Sie die Debatte 2008/2009 erlebt?
Ich habe mich quasi hinein reklamiert in den Arbeitskreis, das war nicht einfach. Die 
wollten mich nicht dabei haben. Nicht als Person oder in meiner Funktion, es war ihnen 
einfach schon zu lästig so viele non-profit Organisationen dabei zu haben im BMJ. Ich 
bin trotzdem hin, das war dann interessant,  ich würde auch gehört.  Mein Thema war 
darauf hinzuweisen, dass das Adoptionsverbot für Schwule und Lesben diskriminierend 
ist. Ich wurde von der Community gebeten zu kommen, mich hineinzureklamieren, als 
Frau Statements abzugeben obwohl „Eltern für Kinder“ ja nicht der erste Verein ist, an 
den man bei EP denkt. Genutzt hat es nichts, jedoch war es eine Auseinandersetzung bis 
zum katholischen Familienwerk hinunter, die eine sehr konservative Einstellung haben, 
die aber im direkten Kontakt neugierig geworden sind und gefragt haben. Das wird ein 
langer Prozess sein, bis sich da etwas bewegt. Das sehe ich aber auch als meine Aufgabe, 
mit  meinem  persönlichen  Bezug,  etwas  zu  bewegen.  Ich  hab  per  E-Mail  im  BMJ 
angefragt, da hat man mich zufällig beim ersten Mal eingeladen, und beim zweiten Mal 
gab es dann Probleme, aber ich hab das einfach ignoriert.  Rausschmeißen wollten sie 
mich dann auch nicht dezidiert. Aber die Beamten waren schon genervt, dass sie das so 
sehr diskutieren müssen; ich weiß auch, dass sich die Community auch nicht immer von 
der besten Seite gezeigt hat, man war untereinander zerstritten und hat dann auch immer 
vor den anderen gezankt. Das hab ich peinlich gefunden. Ich glaube, die anderen Vereine 
waren von vornherein eingeladen, HOSI, SoHo, Lambda - die wichtigsten Vereine in der 
Community; Kinderfreunde etc. Es gibt eine Handvoll Schwule und Lesben, die Kinder 
adoptiert haben in Österreich, das ist eine heikle Geschichte, dadurch war es für mich 
wichtig, dort dabei zu sein. Ich war nicht gekränkt, dass sie mich nicht eingeladen haben, 
das  war  mir  schon  bewusst,  dass  das  von  Außenstehenden  nicht  so  wahrgenommen 
wurde, dass ich da kommen soll. 
Wie haben Sie die Verhandlungen empfunden?
Wenn wir  nicht  untereinander  so unterschiedlich  gewesen wären,  so unterschiedliche 
Meinungen gehabt hätten bei der Sitzung, wäre das professioneller abgelaufen. Niemand 
hat boykottiert, es war eine zähe Geschichte, die Punkte wurden abgearbeitet und wenn 
es dann heikel geworden ist, dann wurden manche streitlustig untereinander. 
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Haben Sie Einfluss einer Religionsgemeinschaft bemerkt?
Der kath. Familienverband und auch jemand von den „Evangelen“. Nicht in dem Sinn 
Kirchenvertreter, kirchennahe Organisationen. Sobald es um die Kinder gegangen ist, die 
zu adoptieren  wären,  waren sie  ganz fürchterlich  entsetzt  darüber,  dass Schwule und 
Lesben das tun könnten.  Kinder die sie „leider“ aus früheren Beziehungen haben, da 
kann  man  quasi  nichts  machen,  aber  das  Gefühl,  das  Schwule  und  Lesben  Kinder 
aufziehen können, dass haben die Kirchenvertreter nicht wollen, da waren die Aussagen 
schon tief. Ich hab mich ja doppelt äußern können, beruflich und privat. Ich hab mich in 
Gesprächen  bei  manchen  geoutet  und  die  haben  gesagt:  „Ja,  aber  bei  Ihnen  ist  das 
anders.“ Aber prinzipiell weiß man ja nie. Die Vorurteile sind sehr hoch. Ich hab mich 
nur zu den Rechten von Kindern in EPs geäußert.
Wie haben Sie die öffentliche Diskussion erlebt?
Ich  weiß,  dass  die  Nachbarn,  die  Normalbevölkerung das  total  positiv  aufgenommen 
haben.  Ich  hab  mit  niemanden  aus  der  Bekanntschaft,  auch  Nachbarn  ein  Gespräch 
geführt, wo sie dagegen wären. Das ging bis zur alten Oma, 90 Jahre jung! Ich glaub, 
dass das in der Bevölkerung total positiv aufgenommen wird, dass gleichgeschlechtliche 
Paare auch eine Absicherung haben, das ist eher hochgepuscht worden. 
Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Ich hab die Berichterstattung gut gefunden und auch, dass viele gesagt haben, ja, das ist 
normal. 
Sind Sie mit dem Gesetz zufrieden?
Es gibt schon viele Punkte, die nicht zufriedenstellend gelöst wurden, aber das sind die 
Punkte, die auch Dr. Graupner aufgezeigt hat. Diese symbolischen Geschichten, das mit 
dem Namen, dem Standesamt, dem Bindestrichverbot, also ich heirate im Moment nicht, 
das ist für mich uninteressant. 
War dieses Gesetz eine Möglichkeit  um weitere Forderungen zum Schweigen zu 
bringen? 
Das haben sie sicher gewollt. Es wird sich sicher auch etwas verzögern, nachdem man 
jetzt das kleine Stückchen hingeworfen hat, aber es ist nicht aufzuhalten. Ich glaub, dass 
es  gut  war,  dass  man  im Endeffekt  zugestimmt  hat,  dass  das  Gesetz  in  dieser  Form 
einmal  gibt,  bevor  man riskiert,  dass  es gar  nicht  kommt.  Das  ist  meine  persönliche 
Meinung,  dass  man  da  strategisch  vorgehen  soll.  Da  haben  die  anderen  auch  nicht 
unrecht, die das radikaler sehen. Ich glaube, dass wir auf lange Sicht so mehr erreichen. 
174
Jetzt  ist  es  eingerichtet,  es  findet  statt,  die  Bevölkerung  ist  sowieso  größtenteils 
zumindest nicht dagegen. 
Ist die Bevölkerung weiter als die Politik?
Jajaja, viel weiter.
Gibt  es  in  Österreich  eine  Doppelmoral  was  gleichgeschlechtliche  Lebensweisen 
betrifft?
Ja,  das ist  Österreich überhaupt,  wenn Randgruppen, wenn Menschen auffallen,  dann 
sollen sie sich auch wohl verhalten, das gehört schon dazu zu Österreich.
Wäre dieses Gesetz früher möglich gewesen?
Früher  war  das  kaum durchzusetzen,  es  war  notwendig,  dass  sich  etwas  veränderte, 
Wirtschaftskrise,  Haider-Tod,  alles  hat  nichts  damit  zu  tun,  das  hat  die  Landschaft 
verändert und dass sehr konservative Länder (Spanien) viel früher als wir dran waren, hat 
auch dazu beigetragen, zur Veränderung. 
Wie groß ist der Einfluss der Gesellschaft?
Hoch. Glaub ich schon. 
Definitionen: 
Familie: vor 20 Jahren, vor 10 Jahren, heute: Zusammensein von Menschen, die sich 
aufeinander beziehen und füreinander sorgen. Sicher hat sich das verändert in den letzten 
20 Jahren.
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute: Sich versprechen, gegenseitig mit noch mehr 
Sicherheit füreinander zu sorgen. Auch das Versprechen für die Zukunft da zu sein und 
nicht  nur  im  Moment.  Hat  sich  auch  verändert,  es  ist  mit  anderen  Inhalten  das 
Versprechen. Man verspricht sich heute differenzierter und nicht nur global traditionell. 
Man überlegt sich das nicht weil es sein muss, oder weil man das so gesehen hat als 
Kind, man geht das schon bewusster an. 
Patchwork-Familie: Miteinbeziehen von Beziehungen aus früheren Zusammensein, was 
auch immer das war und da geht’s auch um das Hereinholen der Leute. 
„Homo-Ehe“: Nicht so vorteilhaft. Es hat das Wort Ehe drinnen, dass ich persönlich gut 
finde, wenn es drinnen ist, so wie ich auch heiraten sage, und nicht EP eingehen. Weil 
Worte Wirklichkeiten erzeugen und wenn die EP auch als Ehe genannt wird oder man 
auch heiraten sagt, dann hat das Auswirkungen auf die Sprache und die Bevölkerung 
benutzt  dieselben  Worte  dafür,  dann  wird  das  meiner  Meinung  nach  noch  schneller 
dasselbe. 
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Kindeswohl: Verpflichtung von Erwachsenen, dass Kinder nicht gefährdet werden. Sie 
zu schützen vor allen Gefahren. Verpflichtung der Gesellschaft überhaupt.
Standesamt/Trauungssaal : Schöner Ort um eine Feier zu feiern. 
Eingetragene Partnerschaft: Ein Wortkonstrukt das mühsam ist.
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InterviewpartnerIn: Frau Martina Reichl-Roßbacher (Leiterin des Referats für 
Adoptiv- und Pflegekinder)– MA 11 (Amt für Jugend und Familie)
Datum/Zeit: 25. Februar 2011, 13.30 Uhr, Büro Lustkandlgasse, 1090 Wien 
Diskussion   : 
Wie  haben  Sie  die  öffentliche  Diskussion  erlebt?  Haben  Sie  da  etwas 
mitbekommen?
Wir haben es mitbekommen, es wurde sehr gegenteilig diskutiert von den Befürwortern 
und  den  Gegnern,  letztendlich  ist  es  eine  Kompromisslösung  geworden.  So  wie  es 
ursprünglich vorgesehen war, ist es nicht gekommen, es war der ÖVP sehr wichtig, dass 
„die“  nicht  adoptieren  dürfen,  dass  „die“  nicht  die  selbe  Stellung  haben  wie  andere 
Lebensgemeinschaften. Wir haben es mitbekommen weil wir angefragt worden sind, wie 
wir dabei mit Pflegekindern umgehen. Bei uns in Wien bekommen gleichgeschlechtliche 
Pflegeelternwerber sehr wohl eine Bewilligung, außer sie sind aus anderen Gründen nicht 
geeignet,  aber  da  geht  es  nicht  um  die  Gleichgeschlechtlichkeit,  und  in  anderen 
Bundesländern geht das nicht und das ist auch in den Medien gesagt worden und das hat 
uns  wieder  Werber,  wieder  Interessenten  gebracht.  Da  haben  sich  wieder  mehr 
gleichgeschlechtliche Paare gemeldet, auch einige die halt verzweifelt waren, weil das in 
ihrem Bundesland nicht geht. In der Zeit hatten wir viele Werber, ein Quasi-Nebeneffekt 
der  Diskussion  um die  EP war,  dass  man  trotzdem Pflegeeltern  sein  kann,  auch als 
gleichgeschlechtliches Paar. Da ist es egal ob die Partnerschaft eingetragen wurde oder 
nicht. Die gleichgeschlechtlichen Pflegeeltern gibt es schon sehr lange, schon über 10 
Jahre. Es mag sicher für das Paar wichtig sein, dass sie sich eintragen lassen, das ist eine 
andere Absicherung, gesetzliche Stellung, für uns, ob die als Pflegeeltern geeignet sind, 
ist das kein Kriterium. 
Hat das Interesse mittlerweile etwas abgenommen? Haben sich am Anfang dieser 
Möglichkeit mehr gleichgeschlechtliche Paare für Pflegeelternschaft interessiert?
Nein, nicht einmal. Und vor allem für viele gleichgeschlechtliche Paare, vor allem für 
Männer,  wenn  sie  sich  entscheiden  mit  einem  Kind  leben  zu  wollen,  dann  ist  die 
Pflegeelternschaft  eine  der  wenigen  Möglichkeiten.  Wir  haben  relativ  viele 
gleichgeschlechtliche Paare, aber in der Gesamtzahl sind sie auch wieder wenige, weil 
die Gruppe ja gar nicht so groß ist, die sich das vorstellen kann, mit einem Kind zu leben. 
Die Pflegeelternschaft für gleichgeschlechtliche Paare ist gar nicht eingeführt worden. Es 
haben  sich  immer  wieder  Paare  beworben,  und  während  der  Bewilligung  hat  sich 
herausgestellt,  dass die in einer gleichgeschlechtlichen Beziehung leben. Bei manchen 
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hat man es gar nicht gewusst. Da ist man auch ganz unterschiedlich umgegangen. Das 
erste gleichgeschlechtliche Paar, das waren zwei Frauen, die haben sich sehr bewusst um 
die  Pflegeelternschaft  beworben,  die  waren  sehr  umstritten.  Das  war  überhaupt  nicht 
locker.  Da hat sich schon eine gesellschaftliche Veränderung ergeben, das muss man 
schon sagen. 
Was haben Sie von der Diskussion in Erinnerung, das sie besonders markiert hat?
Also das was mich nach wie vor stört, ist, dass man nicht eine komplette Gleichstellung 
erreicht  hat.  Und  die  Fakten,  die  da  immer  wieder  kommen,  die  können  nicht 
Elternschaft leben, und dass man sie trotz der EP trotzdem diskriminiert und sagt, nein 
die können nicht Eltern sein, finde ich ungeheuerlich. Es gibt ganz viele Studien in den 
angelsächsischen Ländern, da gibt es keine Hinweise, darauf, dass etwas komisch wäre, 
was nicht in andern Familien auch so wäre, und denen von vorne herein zu unterstellen, 
die können keine Elternschaft leben und die können nicht adoptieren, das finde ich sehr 
komisch. 
Hat man sie während der Debatte angerufen, um zu fragen, wie das abläuft, wie 
Ihre Erfahrungswerte sind?
Ich glaube in der Politik geht es ja nicht um Erfahrungswerte oder Studien, weil die kann 
man sich ja holen,  es  geht  darum wer bewegt  sich wohin und sie  haben nicht  mehr 
„auskönnen“, weil das EU-weit ja schon anders ist, das ist ja auch komisch und jetzt hat 
man halt diese Kompromisslösung gefunden, die so einschränkend ist und ich glaube, da 
geht es nicht um wie das im Alltagsleben aussieht und was sich da zeigt.  Es gibt ja 
Bundesländer wo gleichgeschlechtliche Paare auch keine Pflegebewilligung bekommen, 
denen  wird  das  untersagt  z.B.  NÖ.  Das  ist  der  Ablehnungsgrund.  In  Oberösterreich 
können  gleichgeschlechtliche  Paare  Pflegeeltern  sein,  das  weiß  ich.  In  anderen 
Bundesländern,  wenn die  dortigen Behörden diese Pflegebewilligung nicht  ausstellen, 
können wir auch nicht besetzen, die haben keine Möglichkeiten. 
Seit wann verfolgen Sie die Debatte zur EP?
Privat, weil ich Zeitung lese. Und beruflich: da sind wir schon angefragt worden: Wie ist 
das  bei  den  Pflegeeltern  sei  und  wie  tun  wir  das.  Bei  uns  ist  Homosexualität  kein 
Kriterium,  wir  zählen  auch  nicht,  wir  führen  keine  Statistiken  wie  viele  unserer 
Pflegeeltern jetzt gleichgeschlechtlich sind. Wir zählen nicht, welchen Familienstand die 
haben. Das ist für Journalisten interessant, aber nicht für uns. Unsere Kriterien sind: Wie 
sind  die  Familien  oder  Einzelpersonen  ausgestattet,  welche  Bildung  haben  sie,  wie 
finanziell unabhängig sind sie? Können Sie überhaupt mit einem Kind leben, haben sie 
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keine  Vorstrafen,  die  das  unmöglich  machen,  sind  sie  körperlich  und  geistig  soweit 
gesund, wie offen sind sie einer Herkunftsfamilie  gegenüber,  können sie mit  anderen 
Kulturen umgehen? Kinder bringen sehr viel mit,  die kommen aus Situationen, wo es 
ihnen nicht möglich ist zu Hause zu sein, die haben Eltern, die sich momentan nicht um 
sie  kümmern können.  Können die mit  solchen Situationen umgehen.  Die haben auch 
enge Besuchskontakte, Wertschätzung gegenüber Familien. Bei Beziehungen ist weiter 
interessant,  wie  lange  kennen  sich  die  Menschen,  was  haben  die  gemeinsam 
durchgestanden,  wie  lösen  die  Konflikte,  aber  die  Gleichgeschlechtlichkeit  ist  kein 
Thema. Bei den gleichgeschlechtlichen Paaren ist jedoch schon ein Kriterium, ob und 
wie sie geoutet sind. Wir leben in keiner sehr offenen Gesellschaft, das muss man schon 
sagen, jedoch alle gleichgeschlechtlichen Paare, die wir haben, haben sich schon geoutet. 
Das Wissen ihre Familien und deren Bekanntenkreis.  Es kann niemand kommen und 
Pflegeeltern sein wollen und sagen, über meine Homosexualität weiß niemand Bescheid. 
Als Pflegeeltern ist man eine sehr öffentliche Familie und wenn man sich dann erst outen 
müsste,  das  ist  ja  auch  schmerzhaft,  das  ist  ja  nicht  so,  dass  das  von  jedem sofort 
akzeptiert wird. 
Ist Österreich in Sachen Akzeptanz von gleichgeschlechtlichen Lebensweisen anders 
als europäische Länder, mit denen man Österreich vergleichen könnte?
Das glaub ich schon. Das ist meine private Erfahrung. Ich war mal in Amsterdam, ich 
glaub,  dass  die  ganz  offen  sind,  die  haben  schon  vor  Jahren  gleichgeschlechtliche 
Pflegeeltern genommen, das ist sicher schon 20 Jahre her, das ist sicher kein Thema. Ich 
glaube, dass es in Skandinavien, aber auch in den USA, da ist es aber wahrscheinlich 
unterschiedlich, weil da gibt es ja auch offenere Gegenden und weniger offene, aber ich 
glaube,  dass  es  in  diesen  Ländern  viel  offener  ist.  Weil  die  auch  mit  Familien  und 
Partnerschaften  generell  anders  umgehen.  Ich  glaube,  dass  es  schon  Staaten  gibt  in 
Europa, wo es schwieriger ist als in Österreich (z.B. Italien, das wird im Süden anders 
sein als im Norden). Ich bin sehr erstaunt gewesen über Spanien, es sind also nicht nur 
Länder,  die als sehr katholisch bekannt sind, da muss es an irgendwas anderem auch 
noch liegen...
Gibt es in Österreich eine Doppelmoral? Homosexualität ja, solange sie nicht zu viel 
fordert?
Keine Ahnung. Ich denke mir, auch in der ÖVP, die ja so der Bremser war, da gibt es 
doch sicher auch Leute, die homosexuell sind. Die werden ja nicht … Es gibt ja auch in 
der katholischen Kirche viele, aber es ist ja ein Thema das als Tabu gehalten wird, das es 
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aber dennoch gibt. Es gibt auch immer wieder Leute, die sich outen. Ich glaub immer, 
vielleicht hat es damit zu tun, dass viel mehr Männer in der Politik sind und dass es bei 
den Männern so ein Tabuthema ist, mit so viel Angst besetzt, so negativ besetzt, mit so 
vielen Phantasien. Oder vielleicht sind das auch viele Männer, die auch so Gefühle in 
sich haben und die nie ausgelebt haben. Also es ist eher nicht die Doppelmoral, sondern 
das Versteckte, vielleicht auch das Nicht-Wissen, die Unaufgeklärtheit. Ich hab immer so 
das Gefühl, es gibt so Menschen, die gehen einem Ziel nach: Weil da haben wir einmal 
eine Diskussion geführt mit den „Grünen andersrum“ und da ging es unter anderem um 
Pflegekinder  und da hat  jemand aus der  ÖVP gesagt  -  ein  Hardliner,  dass  wenn die 
Abtreibung nicht wäre, dann gäbe es viel mehr Mütter, die ihre Kinder zur Adoption 
freigeben. Was ein totaler Humbug ist, weil die Frauen nicht zu uns kommen, weil sie die 
Abtreibungsfrist  versäumt  haben,  sondern  weil  die  ihre  Schwangerschaft  verdrängt 
haben.  Draufkommen  tun  die  drei  Wochen  vor  der  Geburt,  wenn  nicht  erst  bei  der 
Geburt, dass sie ein Kind bekommen. Das sind ganz spät erkannte Schwangerschaften, 
das sind sowohl Frauen, die schon Kinder haben oder zum ersten Mal schwanger sind. 
Der  Großteil  der  Mütter,  die  zur  Adoption  freigeben,  verdrängen  ihre 
Schwangerschaften. Eine Mutter kann ja auch erst nach der Geburt die Zustimmung zur 
Adoption geben. Das habe ich ihm dann auch gesagt, dass das eine mit dem anderen 
nichts zu tun hat, das hat ihn aber auch nicht interessiert, das hat nicht zu seinen Fakten 
dazugehört.  Das  ist  ein  vollkommener  Blödsinn,  das  stimmt  nicht,  da  gibt  es  auch 
Statistiken, die das nachweisen. Da denk ich mir, da geht es nicht darum, dass sich Leute 
für  ein  Thema interessieren  und aufgeklärt  werden,  sondern da geht’s  darum einfach 
irgendwas zu behaupten. Da geht es nicht darum, dass die offen sind für etwas, sondern 
die haben ihre Theorie.  Da müsste man auch schauen, was macht die Psyche, warum 
muss ich an der Theorie so festhalten, warum bin ich nicht offen für Neues, aber da geht 
es nicht um sich bewegen. 
Wie hoch schätzen Sie den Einfluss der Gesellschaft, das was Leute über die EP 
denken, auf das Gesetz ein?
Im Vorfeld: Ich glaube, dass die Gesellschaft sehr wohl einen Einfluss hat, und auch 
Medien, und je offener, da gibt es ja auch Filme dazu, es gab viele Veranstaltungen, 
vielleicht haben wir auch ein bisschen dazu beigetragen, dass gleichgeschlechtliche Paare 
auch Pflegeeltern sein können, ich glaube, dass das schon einen Einfluss hat, dass die 
Politik dann nicht zurück kann. Ich bin mir sicher, dass es auch in der ÖVP modernere 
Kreise gibt. 
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Jetzt/Danach: Ich glaube, dass es für eine Gesellschaft schon Auswirkungen hat, wenn 
das anerkannter ist, wenn es öffentlicher ist, dass man vielleicht eher aufpasst in seiner 
Umgebung,  manche  machen  ja  locker  Witze  über  Schwule,  dass  man  da  bewusster 
aufpasst,  was  man  erzählt.  Wir  haben  öfters  gleichgeschlechtliche  Paare  in  den 
Grundmodulen sitzen, da sind sie ja mit allen anderen Paaren und da hab ich mir schon 
gedacht, wie wird das werden. Aber das war überhaupt nie Thema. Und das wäre vor 15 
Jahren sicher komischer gewesen. Ich kann mich erinnern, bei den Frauen weniger, aber 
bei den ersten Männern. Die bewusst als Paar gekommen sind. Ich glaube schon, dass es 
wichtig ist wenn man homosexuelle Paare kennt, da kann man schon etwas dazu sagen. 
Man hat dann eigene Erfahrungen.
Definitionen: 
Familie: vor 20 Jahren, vor10 Jahren, heute: 
Umfassender  Begriff.  Das  sind  Personen,  also  mehr  als  eine,  da  wo es  auch  (schon 
erwachsene) Kinder gibt, wo es jemanden gibt, der auch erzogen hat, oder Geschwister, 
die sich verbunden zu einander fühlen, über einen langen Zeitraum, .möglicherweise bis 
über den Tod hinaus, die zu den wichtigsten Personen gehören, wo es Geborgenheit und 
Vertrauen gibt und das ist etwas anderes als bei Freunden (eine andere Geborgenheit und 
Vertrauen). Vor 20 Jahren wird der Familienbegriff eher klassischer gewesen sein, da hat 
es Vater, Mutter, Kind gegeben. Vor 20 Jahren hat es auch die Großfamilie nicht mehr 
gegeben, schätz ich mal und da waren die Rollenverteilungen anders und Vertrautheit 
wird vor 20 Jahren noch anders gelebt worden sein. Dass man da öfter noch zugeknöpfter 
war, dass man da noch anders miteinander umgegangen ist.  Ich glaube, dass sich die 
Familie schon mehr geöffnet hat. Ob es vor zehn Jahren noch anders war, kann ich nicht 
sagen. Ich hab eine Freundin, die ist 1968 geboren, die haben auch schon einen lockeren 
Familienbegriff. Mein Vater ist ein 1909er Jahrgang. Ich glaube schon, dass es damit zu 
tun  hat,  wie  die  Eltern  Familie  gelebt  haben.  Das  man  so  etwas  weitergibt,  so 
Traditionen, was eine Familie gemeinsam tut. Ich glaube nicht, dass das EPG vor zehn 
Jahren schon möglich gewesen wäre, ich glaube schon, dass das ein gesellschaftlicher 
Werdegang ist, dass sich diese Öffnung durch die EU und das die Leute mehr reisen, das 
man mehr in den Medien erfährt, ich glaube, dass das viel dazu beiträgt zur Öffnung. 
Dort wo ich es gut vergleichen kann ist bei der Adoption, ich bin 2002 Leiterin geworden 
und da hatten wir am Anfang nur (die Adoption gibt es seit den 50er Jahren) da waren 
Inkognito-Adoptionen üblich. Das heißt, die Mutter weiß nicht wo das Kind ist. Es ist 
immer inkognito gegenüber der Mutter. Man kennt sich nicht, tauscht keine Adressen 
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aus, man gibt sein Kind ab, zu Menschen, die wissen wie ich heiße, aber ich weiß nicht, 
wie die heißen. Wir haben angefangen, wir hatten viele Werber, wenig Kinder und es 
war damals die große Ausnahme, wenn jemand gekommen ist und gesagt hat, ich kann 
mir  auch Kontakte mit  den Eltern vorstellen oder ich kann mir  eine offene Adoption 
vorstellen und wir sind dazu übergegangen, weil es die beste Adoptionsform für ein Kind 
ist.  Wir  haben  die  Menschen  darauf  vorbereitet,  was  geholfen  hat  war  die 
Auslandsadoption, dass das Thema Adoption offener in den Medien gezeigt wurde und 
dass einige Stars Kinder aus dem Ausland adoptiert  haben und offen dazu gestanden 
sind.  Und heute  haben wir  eigentlich  nur  mehr  Paare,  die  sich eine  offene Adoption 
vorstellen können und das hat sich schon verändert, massiver Wertewandel und auch die 
Mütter sagen nun, sie möchten die Eltern kennen lernen. 2002 war das ganz anders, das 
sind  nicht  einmal  10  Jahre.  Da  glaube  ich  schon,  dass  die  Gesellschaft  viel  offener 
geworden ist. Ich glaub, dass der Familienbegriff so politisch genommen wird. Es gibt ja 
auch Paare, die bewusst keine Kinder haben. 
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute:
Vertrag, zwei schließen sich zusammen, die haben das Gefühl die kommen halbwegs gut 
aus  miteinander,  und  sie  möchten  sich  das  was  sie  sich  erwerben,  was  sie  haben 
gegenseitig absichern, zukommen lassen und auch, wenn sie sich trennen, dass der eine 
für den andern Unterhalt  zahlt.  Das ist geschlechtsneutral.  Die Ehe hat offenbar noch 
einen katholischen Begriff, dass mit dem Kinderkriegen, ich dachte, das wär' nur bei den 
„Katholen“.  Das  hab  ich  nie  verstanden,  warum  gleichgeschlechtliche  Paare  nicht 
heiraten  dürfen.  Das  hab  ich  intellektuell  nicht  verstanden.  Das  find  ich  massiv 
diskriminierend. Der Ehebegriff wurde politisch instrumentalisiert. Vor 20 Jahren auch 
so, vor 10 Jahren. Das hängt auch von der Religion ab, bei den „Katholen“ ist da noch 
der Wunsch nach gemeinsamen Kind, erst dann gilt die Ehe als verzogen. An sich ist es 
ein Vertrag, wo ich sage, ich versorge den anderen, wo ich mich verpflichte. Das war 
auch vor 20 Jahren für Frauen noch wichtiger sich abzusichern – finanziell, wenn man 
Kinder  hatte.  Heute  ist  das  vielleicht  weniger  wichtig.  In  Österreich  kann  man  nur 
Adoptieren, wenn man verheiratet ist. Viele Werber sind noch gar nicht verheiratet, wenn 
sie kommen, die heiraten dann, weil sie müssen.
Patchwork-Familie: Das  sind  zwei  Familien,  die  wo  jeder  einmal  eine  andere 
Partnerschaft hatte und die sich dann zusammenschließen und wo es Kinder aus anderen 
Beziehungen gibt und möglicherweise noch eigene.
„Homo-Ehe“: Zwei gleichgeschlechtliche Menschen.
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Standesamt/Trauungssaal : Heirat, Eheschließung
Eingetragene Partnerschaft : Keine Ehe im herkömmlichen Sinn, deshalb heißt es EP. 
Aber es sind trotzdem Verträge, um für den anderen einzustehen. Dieses Mittelding, wo 
man sich nicht entscheiden konnte: „Die dürfen auch heiraten.“ Wie alle anderen. Da hat 
man sich auf die EP geeinigt auch mit Einschränkungen. Die ist doppelt diskriminierend, 
weil das heterosexuelle Menschen nicht machen können. 
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InterviewpartnerIn: Mag. Kurt Zernig und Mag. Hans Weingand– RosaLila 
PantherInnen - NGO
Datum/Zeit: 26. Februar 2011, 14 Uhr, in Graz
Entstehung des EPG   : 
Wie lange sind Sie schon mit der EP/dem EPG beschäftigt?
Schon zu dem Zeitpunkt, als wir die RosaLila PantherInnen gegründet haben, das war 
1991,  da  hatten  wir  auf  politischer  Ebene  zwei  Forderungen,  die  Streichung  der 
Diskriminierung in den Strafrechtsbestimmungen und eine Gleichstellung im Hinblick 
der Ehe. Vom Inhalt her war das in den 1990er Jahren schon dabei. Die Überlegung war, 
wir wollen uns nicht mehr in der öffentl. Debatte (aufgrund des § 209a StGB) als die 
„Kinderverzahrer“ hinstellen lassen, und vor allem die ÖVP sollte nicht glauben, wenn 
sie möglichst lange über den 209er diskutieren, dann müssen sie sich nicht der Debatte 
um der  gleichgeschlechtliche  Gleichstellung  der  Beziehungen  stellen.  Das  war  unser 
Hintergrund,  die  Strategie.  Auch  die  HOSI  Wien  hat  die  Forderung  nach  einem 
dänischen  Modell  schon bald  gestartet,  möglicherweise  sogar  schon 1989,  die  haben 
auch eine „Aktion Standesamt“ gehabt in Wien. Die Forderung an sich ist schon lange 
ein Thema. 
Was hat den Anstoß gegeben, dass das EPG 2009 fertig gestellt wurde?
Es  war  ja  nicht  der  erste  Versuch,  das  waren  viele  Versuche,  die  sind  alle  tragisch 
gescheitert.  Entweder  eine  Wahl  ist  in  die  Hose  gegangen,  oder  die  Regierung  ist 
zerbrochen bevor  etwas grad bevor  etwas fertig  geworden ist,  das ist  wirklich schon 
richtig nervig. Die ersten Gesetzesvorstöße waren 2005, von der SPÖ und den Grünen. 
Es  war  aber  unter  der  damaligen  Regierung  klar,  es  wird  kein  Partnerschaftsgesetz 
kommen,  weil  Schüssel  und  Khol  dagegen  waren.  Man  muss  allerdings  früher  oder 
später anfangen fertige Gesetze zu formulieren und etwas ins Parlament zu tragen. Das 
war eine Sache, wo wir die Parteien auch vor uns hergetrieben haben, wir haben auch auf 
die SPÖ eingewirkt und gesagt, es ist wichtig, dass sie fertige Gesetze einbringen. Man 
wusste es wird nichts passieren, aber man musste im parlamentarischen Prozess etwas 
machen. Man muss den Prozess dahin bringen, dass so etwas denkmöglich wird und sich 
Abgeordnete damit auseinander setzen. Da ist auch viel passiert über Einzelkontakte und 
Gespräche mit Abgeordneten, schon früher. Die RosaLila PantherInnen haben schon in 
den 1990er Jahren begonnen auch mit der ÖVP zu reden und die mit einzubeziehen und 
den Kontakt bewusst gesucht. Einfach aus der Analyse der Realität heraus, wenn man 
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etwas umsetzen will, dann wird man an der ÖVP nicht vorbei kommen in der Steiermark. 
Wir waren lange ein schwarzes Bundesland. Wir müssen einfach mit ihnen reden, und 
wenn  wir  unsere  Vorstellungen  nicht  übermitteln,  dann  werden  sie  auch  nicht 
entsprechend handeln können, ob sie wollen oder nicht. Über die jahrelangen Gespräche 
kam es  doch immer  mehr  zu  einer  Annäherung,  von Steirischen ÖVPlern  sind dann 
überraschende Ansagen dazu gekommen, z.B. der damalige Klubobmann im steirischen 
Landtag 2004, Christopher Drechsler,  der ging als Hochrangiger  in die Öffentlichkeit 
und sagte  er  hätte  überhaupt  nichts  dagegen da eine entsprechende Gleichstellung zu 
machen. Dann hat damals die LH Klasnic gesagt, für eine ÖVPlerin total überraschend: 
„Wo zwischen zwei Menschen Liebe ist, soll das Gesetz nicht dazwischen stehen!“ Das 
war ja eine Sensation, eine weitreichende Erklärung.  Weingand: In den 1990er Jahren 
waren viele NGOs noch dagegen mit der ÖVP zu reden, aber wir haben da versucht zu 
vermitteln, da wir wussten, wenn die ÖVP an (mit) der Macht ist, dann muss man auch 
mit ihnen reden und der Einfluss den der Christopher Drechsler auch parteiintern gehabt 
hat,  ist  nicht  zu  unterschätzen  und  nicht  nur  er  auch  die  steirischen  ÖVP.  Ich  bin 
überzeugt davon, ohne die steir. ÖVP und ihn gäbe es heute kein Partnerschaftsgesetz. 
Inwiefern spielte der Vorschlag von Karin Gastinger eine Rolle?
Zernig:  Gar nicht.  Diese Entwürfe,  das war für uns gar nicht  relevant.  Das,  das wir 
wollten, war immer klar. Das Ding hat so nahe wie nur irgendwie möglich an der Ehe zu 
sein. Nicht weil wir die Ehe für so eine perfekte Institution halten, sondern im Sinne 
„gleich viel Recht für gleich viel Liebe“. Da gab es auch eine Petition an den NR unter 
diesem Titel. Wir wollen genau das Gleiche das es auch für die Heteros gibt, das war für 
uns, mit  Ausnahme der HOSI Wien, die dann ausgeschert ist zum Schluss immer die 
Forderung.  Weingand:  So weit  ich  weiß,  hat  es  unter  Gastinger  gar  keinen Entwurf 
gegeben. Das waren Grundideen, wir hatten plötzlich eine Justizministerin die persönlich 
gesagt  hat,  sie  hat  nichts  dagegen,  aber  sie  wurde  von  ihren  eigenen  Leuten 
zurückgepfiffen und auch die ÖVP hat klar gesagt da machen sie nicht mit. Das ist auf 
Koalitionsebene  gleich  getötet  worden.  Auf  Entwurfebene  ist  das  nie  gekommen. 
Zernig: Das mit dem ersten Rumpfentwurf das war Berger, der war etwas worauf viele 
in der politischen Diskussion von den Parteien aus angesetzt haben, von uns aus war es 
nicht das Goldene vom Ei. Wir haben gefürchtet wenn man ein neues Gesetz schreibt wo 
man  jede  Bestimmung  einzeln  hineinschreibt  und  wenn  man  keinen  Generalverweis 
macht, da befürchteten wir, dass früher oder später das „Salamischneiden“ anfängt und 
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ein Stück nach dem anderen wieder wegfällt.  Das Problem beim Berger Entwurf war 
prinzipiell die Vorgangsweise, weil das BMJ plötzlich einen Entwurf vorgelegt und sich 
nicht koordiniert hat, ist vorgeprescht. Das war außerdem nur ein Kerngesetz, diese so 
genannten Materiengesetze – Sozialversicherungsrecht, Arbeitsrecht, das war alles nicht 
dabei. Wenn man ein Partnerschaftsgesetz hat, das nur aus dem Kerngesetz besteht, hat 
man  nur  Pflichten  und  kaum Rechte.  Da  ist  einiges  von  den  Rechten  nicht  geklärt. 
Deshalb gab es den Spruch „schlechtestes Partnerschaftsgesetz der Welt“, weil es nur ein 
Rumpf war und die Berger nicht dazu gesagt hat,  wenn man ein Gesetz macht,  dann 
müssen  auch  andere  Gesetze  dementsprechend  angepasst  werden.  Wir  haben  damals 
gesagt, wir wollen über ein Gesamtpaket reden. Wir sind ja gelernte Österreicher, denn 
wenn dann nur ein Rumpf beschlossen wird und man ist dann nicht sozialversichert etc., 
und für den Rest wird man vertröstet und dann kommt es nicht, das wäre wirklich eine 
Katastrophe gewesen. Die Vorgangsweise von Berger war völlig ungeschickt,  deshalb 
gab es Widerstand. 
Inwiefern haben Sie das Gesetz mitgestaltet? Welche waren Ihre Aufgaben?
Weingand: Ja, schon. Bei Berger gab es diese runden Tische, wo eigentlich alle österr. 
NGOs eingeladen wurden. Zernig: Man muss sagen, es gibt verschiedene Varianten der 
Einflussnahme,  die  Einflussnahme  ohne  Einfluss  und  die  Einflussnahme,  die  wirkt. 
Weingand: Das was man bei den runden Tischen gesagt hat, war völlig für den „Hugo“, 
das  ist  ja  eigentlich,  das  was  man  eigentlich  unter  einer  pseudomäßigen  Einbindung 
macht, sodass sich die NGOs ein bisschen Bauch gepinselt fühlen. Das gilt sowohl für 
Berger  als  für  Bandion-Ortner,  die  Kritikpunkte  sind  nicht  ernst  genommen  oder 
angenommen worden. Man hat sehr bewusst versucht, die EP ist keine Familie, man hat 
diese  Kindergeschichte  rausgelassen,  dass  es  ein  paar  Unterschiede  gibt  zwischen 
Eherecht  und Partnerschaftsrecht,  das  war  ja  klar.  Und das  ist  auch  von den  NGOs 
kritisiert worden. Das ist letztlich nicht berücksichtigt worden. Zernig: Auch bevor es zu 
diesen Entwürfen gekommen ist, ist das was bei den runden Tischen passiert ist nicht 
wirklich relevant gewesen.  Weingand: Ich messe dem keine hohe Bedeutung bei. Die 
Bundesregierung  hat  nicht  gesagt:  „Liebe  NGOs  was  wollt  ihr?“  sondern  eher  „Wir 
haben  eh  mit  allen  gesprochen!“.  Zernig:  Als  der  Entwurf  dann  zwischen  den 
Ministerien hin und her ging, da ist dann tatsächlich Einfluss passiert, und das war von 
unserer Seite aus hauptsächlich über das Büro der BM Heinisch-Hosek. Das war in den 
letzten Tagen kurz vor dem Ministerrat, da konnte man das ein oder andere doch noch 
186
hinbiegen, bzw. ein anderes hinbiegen von konservativer Seite doch noch verhindert. In 
den  Wochen  oder  Tagen,  wo  das  wirklich  auf  höchster  Regierungsebene  verhandelt 
worden ist, vor allem Fekter und Bandion-Ortner, die war da gar nicht so wichtig, da war 
die Fekter viel wichtiger. Da ist es wirklich darum gegangen Abweichungen Eherecht-
Partnerschaftsrecht wegzubekommen. Sogar im Nationalrat im Ausschuss kurz vor der 
Sitzung, sind noch einige Sachen beseitigt worden.  Weingand: Es war von Anfang an 
klar, dass drei Punkte nicht weg zu verhandeln sind: 1. Symbolik – das darf nicht am 
Standesamt sein,  da wurde gestritten zwischen SPÖ und ÖVP (nur 1 Standesamt pro 
Bezirk),  das  war  für  die  ÖVP  total  wichtig,  das  darf  nicht  am  Standesamt  sein. 
Spindelegger hat damals so ähnlich gesagt: „Dann treffen sich im Sommer dort Homo- 
und Heterosexuelle und das ist ganz ganz grauslich.“ 2.) Kinder müssen ausgeklammert 
sein, man tut so als ob es in diesen Partnerschaften keine Kinder gäbe, überhaupt. Es ist 
auch nicht verpflichtend auf das Wohl der Kinder zu achten. Es gibt das Adoptionsverbot 
etc.  Zernig: Da muss man etwas genauer sein, es war von vorne herein völlig klar, das 
war  auch  in  der  SPÖ  nie  Thema:  Adoption,  Stiefkindadoption  und  künstlichen 
Befruchtung, das bleibt draußen. Das war von Anfang an eine klare Geschichte. Darüber 
ist  auf politischer  Ebene nicht  verhandelt  worden.  Das war ein  Fixum. Im Laufe der 
Gespräche  hat  sich  herausgestellt,  dass  die  ÖVP nicht  einmal  über  jene  Kinder,  die 
tatsächlich da sind, reden wollte. Adoption und gemeinsam Kinder haben, das lässt man 
draußen. Weingand: Der dritte Unterschied war, dass war dieses Theater um Familien- 
und Nachname,  das  ist  auch  eine  Symbolik,  mit  rechtlich  sehr  komplexen...  Zernig: 
Absurd.  Weingand: Es ist eine Symbolfrage.  Zernig: Das ist rechtlich irrelevant. Für 
mich  gibt  es  im Rückblick  ein  großes  Wunder  dabei,  dass  es  das  Gesetz  tatsächlich 
geschafft hat beschlossen zu werden. Wenn man sich jetzt ansieht, was diese Regierung 
seit dem alles nicht zusammengebracht hat, dann ist das für mich eigentlich das große 
Wunder, dass das trotzdem funktioniert hat. Es ist immer noch überraschend, wie gut das 
Gesetz eigentlich geworden ist. Die Dinge die uns nicht passen, nach wie vor, sind von 
vorne herein nicht zur Debatte gestanden, siehe Adoption. Das muss man auch sagen, mit 
Ausnahme  von  Spanien  ist  das  nirgendwo  in  Europa  beim  ersten  Mal  beschlossen 
worden, warum soll es gerade in Österreich gehen, da muss man noch warten. Und die 
anderen Sachen, das sind hauptsächlich so symbolische Sachen, wo es nicht wirklich an 
eine materielle Substanz geht. Ob die Verwaltung dazu gezwungen ist, alle Formulare 
auf  Familienname/Nachname  auszubessern,  das  ist  die  einzige  Auswirkung die  diese 
Idee überhaupt hat, das kann den Lesben und Schwulen in Österreich wirklich „wurscht“ 
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sein. Das hat keine andere Auswirkung, das ist auch kein Outing, weil das nirgendswo 
auftaucht. Einzig und allein bei der Behörde, bei der man die EP schließt und die den Akt 
dazu macht und da ist das Schließen der EP wesentlich mehr Outing, als das ich dann 
meinen Familiennamen in der Spalte  Nachname einträgt.  Das ist  nämlich die  einzige 
Auswirkung. Dort wo es wirklich um Geld, um Rechte, um Substanz geht, da musste 
man  keine  Abstriche  machen.  Da  hätte  ich  mehr  befürchtet.  Weingand:  Das  österr. 
Partnerschaftsgesetz von der Rechtsqualität her ist durchaus im Mittelfeld Europas – z.B. 
wir haben sofort Gleichstellung im Steuerrecht gehabt. So ganz mies ist es nicht. Zernig: 
Es gibt zwei Dinge, wo es Nachbesserungsbedarf gibt, das eine ist das Kapitel Kinder, da 
geht es um Substanz, das andere ist die Symbolik – die Frage, ob das Standesamt oder 
die  BH  zuständig  ist.  Ob  man  Familiennamen  oder  einen  Nachnamen  hat.  Das  ist 
Symbolik, die keine rechtliche Relevanz hat, die wirkt nirgendwo hin. Ich bin überzeugt, 
die  meisten  Leute,  die  eine  EP eingegangen sind,  die  wissen  das  gar  nicht,  dass  sie 
keinen Familiennamen mehr haben. Warum sollten sie es wissen? Es ist völlig irrelevant. 
Die Geschichte mit Standesamt und BH, die wird sich von selbst lösen, da sich aus der 
Behörde  selbst  ein  entsprechender  Druck  aufbauen  wird,  weil  des  einfach  von  der 
Administration  her  ziemlich  kompliziert  läuft  jetzt.  Es  ist  einfacher,  wenn  es  das 
Standesamt macht. Das haben sogar die Bayern verstanden. Weingand: In Graz geht es 
nicht am Standesamt, das wird in einer anderen Magistratsabteilung gemacht. In Graz 
gibt  es auch explizit  Trauungssaalverbot.  Andere Städte  stellen den Trauungssaal  zur 
Verfügung, in Graz geht das nicht, da ist unsere Stadt dank unserem Bürgermeister eine 
Ausnahme, weil in Innsbruck, kann man auch den Trauungsaal am „Goldenen Dachl“ 
nehmen. Wien ist vorbildlich: Wo man heiraten kann, darf man auch eine EP schließen. 
In Graz ist es genau umgekehrt, da hat der Bürgermeister zu viel Angst davor. 
Wie haben Sie die Verhandlungen erlebt?
Weingand: Von den Verhandlungen bleibt, sie waren mühsam und teilweise ärgerlich. 
Diese  Aussagen,  die  es  gegeben  hat,  was  der  damalige  Justizsprecher  Spindelegger 
gesagt hat. Oder das zweite Argument, wo sich dann auch die Standesbeamten darüber 
beschwert  haben,  dass  man  gesagt  hat:  „Die  Standesbeamten,  vor  allem der  kleinen 
Standesämter  sind  nicht  in  der  Lage  die  komplexe  Rechtsmaterie  zu  durchblicken.“ 
Entschuldigung,  die  machen  das  jeden  Tag.  Die  Standesbeamten  haben  damals 
protestiert, die haben gesagt, wir wollen das machen, wir können das auch. Die Qualität, 
die  Dummheit  mancher  Argumente,  das  sind  verblüffende  Dinge.  Oder  wenn  ÖVP-
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Politiker, die selbst geschieden sind, ausrücken und die Heiligkeit der Ehe beschwören 
und sagen, ja bei Lesben und Schwulen kann man das nicht machen, aber selber häufig 
wechselnde Partnerinnen haben und geschieden sein, das ist einfach absurd. Die zweite 
absurde Schiene ist die Kirche. Zernig: Das war schon eine Konstante von dem, wie man 
in internen Gesprächen aufgetreten ist, wo man gesagt hat, Ehe muss es eh nicht heißen. 
Wenn wir öffentlich aufgetreten sind, haben wir diese Forderung beibehalten, um einfach 
das  nicht  Signal  zu  geben,  die  Regierung  ist  voll  auf  die  „Schwuchtel-Linie“ 
eingestiegen,  sondern die  Lesben und Schwulenorganisationen haben sehr  wohl  auch 
Abschläge  hinnehmen  müssen.  Weingand:  Während  der  Verhandlungen,  bevor  das 
Gesetz beschlossen worden ist, haben mit einer Ausnahme alle NGOs natürlich auf die 
Maximalforderungen  gepocht.  Solange  man  verhandelt,  pocht  man  auf  die 
Maximalforderung.  Damals  gab  es  Wirbel  weil  die  HOSI  Wien  gesagt  hat  und 
ausgeschert ist, und noch bevor das Gesetz beschlossen war das Gesetz sehr gelobt hat. 
„Alles ist super! Die Dinge sind im Wesentlichen erfüllt“. Und das hat dazu geführt, dass 
in öffentlichen Auftritten die ÖVP sich auf die HOSI Wien berufen hat können. Die 
haben dann gesagt. „Wir haben mit allen gesprochen, die Kirche ist einverstanden – die 
Bischofskonferenz hat signalisiert – ok und auch die HOSI Wien hat signalisiert – ok. Da 
hat es ziemliche Diskussionen geben. Zernig: Das hat die Verhandlungen in den letzten 
Tagen auf Regierungsebene natürlich sehr erleichtert. 
Einfluss der röm. kath. Kirche oder anderer Religionsgruppen?
Weingand: Der ist groß. Zernig: Man ist erstaunt wie groß und worüber ich noch mehr 
erstaunt bin, was den Leuten wichtig ist. Es gibt eine Bestimmung, die so ist wie sie ist, 
dank  der  Intervention  der  Bischofskonferenz  und  das  ist  ein  zentraler  Unterschied 
zwischen Ehe und EP. Nämlich: Wozu sind die eingetragenen Partner verpflichtet? Im 
Ehegesetz ist das „gleichberechtigtes Miteinander, Wohngemeinschaft und Treue“. Zu all 
dem sind auch die eingetr. Partner verpflichtet, nur nicht zur Treue. Die Argumentation 
ist  folgende:  eine  Treuepflicht  würde  ja  voraussetzen,  dass  die  beiden  Personen Sex 
miteinander  haben, aber nach der röm. kath.  Lehre sind homosexuelle  Menschen zur 
Keuschheit  aufgerufen,  daher  ist  es  für  sie  undenkbar,  dass  da  staatlich/gesetzlich 
festgeschrieben wird, dass gleichgeschl. Personen Sex miteinander haben. Das war für 
sie der Grund, die Treuepflicht nicht drinnen haben zu wollen und es wurde tatsächlich 
nicht hineingeschrieben. Weingand: Man kann auch nicht sagen, dass Zernig: Man hat 
einen  anderen  Begriff  jetzt  gefunden,  man  ist  jetzt  zu  einem  „umfassenden 
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Vertrauensverhältnis „verpflichtet. Das ist der Ersatzterminus. Es ist aber völlig unklar 
was Gerichte darunter verstehen werden.  Genauso, was ist die rechtliche Qualität  des 
Treuebegriffs, die kommt erst zum Tragen, wenn es um Scheidungen geht, da geht es 
darum,  nachdem wir  das  Verschuldensprinzip  auch nach  wie vor  haben,  dann geht’s 
darum, wer ist schuld am Ende der Beziehung? Da wird der Begriff des „umfassenden 
Vertrauensverhältnisses“ auch erst gerichtlich interpretiert werden. Da ist die Frage, ob 
das  eins  zu  eins  läuft,  wie  mit  dem  Treuebegriff.  Weingand:  Als  das 
Partnerschaftsgesetz dann wirklich Gesetz wurde, da gab es Stimmen aus der röm. kath. 
Kirche,  die  gesagt  haben,  ok,  es  ist  nicht  so  weitreichend  wie  manche  wollten,  wir 
können damit leben. Und das meine ich auch mit abgezirkelt, in der Kirche und der ÖVP 
hat man genau abgesteckt, bis hierher und nicht weiter. Offiziell war die Kirche gegen 
alles, da hat man aber schon gemerkt, wie die Grenzziehung ist. Es muss alles vermieden 
werden  das  den  Eindruck  erweckt  es  sei  eine  Ehe.  Deshalb  kein  Standesamt,  keine 
Familie,  kein Familienname, etc. Aber Zuckerl wie Treue – da ist der Einfluss schon 
groß. Man fragt sich ja, warum auch medial die röm. kath. Kirche einen solchen Einfluss 
hat. Und wenn ich sage Kirche, da muss ich mich korrigieren, weil die Altkatholiken, die 
Evangelischen haben für das EPG Stimmung gemacht. Das sind auch die Kirchen wo 
man  sich  segnen  lassen  kann,  die  haben  ein  EPG auch  schon vorher  gefordert.  Die 
Jüdische  und  islamische  Religionsgemeinschaft  sind  dagegen,  die  haben  damit  keine 
Freude, aber auch keine Stellungnahmen.
Diskussion   : 
Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Zernig:  Eigentlich  positiv.  Die mediale  Berichterstattung hat  uns  schon Jahre  vorher 
begleitet.  Immer  wieder  haben  wir  Initiativen  gestartet,  Petitionen  um  wieder  die 
Diskussion  in  die  Öffentlichkeit  zu  tragen.  Die  Medien  haben  unsere  Forderung gut 
transportiert und unterstützt, wir haben immer wieder Projekte gemacht mit Zeitungen 
und dem Rundfunk. Da ist eigentlich nie irgendwas gewesen. In den letzten fünf, sechs 
Jahren kann ich mich an keine einzige blöde Geschichte erinnern. Weingand: Man muss 
auch  allgemein  sagen,  in  den  2000er  Jahren  hat  sich  die  Frage  des  EPG  zu  einem 
Liberalitätstest entwickelt.  Und unabhängig von der lesbisch-schwulen Bewegung sind 
einfach  Politiker  gefragt  worden:  „Wie  halten  Sie  es  mit  der  'Homo-Ehe'?“.  Dieser 
Begriff wurde leider von den Medien verwendet und das hat natürlich die öffentliche 
Meinung und Druck aufgebaut. Jeder ÖVP-Politiker ist irgendwann gefragt worden, wie 
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er es denn mit den Lesben und Schwulen hält.  Zernig: Das war letztendlich der Punkt 
warum  es  so  lange  gedauert  hat.  Dass  es  so  zu  einer  ideologischen  Fahnenfrage 
hochstilisiert  wurde.  Es  gibt  ja  nur  noch ganz  wenige  Fragen,  die  Konservative  von 
Fortschrittlichen eindeutig scheidet. Und das war eine solche Frage. Das ist auch immer 
in der Fragestellung thematisiert worden, deswegen hat es auch so lange gedauert und es 
war so schwer da Bewegung in die Sache zu bringen. Aber man hat gemerkt, es hat eine 
neue ÖVP Generation gebraucht, die Schüssel-Generation, unmöglich. Das EPG war erst 
in der Nachfolgegeneration von Schüssel möglich, vorher furchtbar. 
Wie haben Sie die Diskussion 1998 – 2008 erlebt?
Zernig:  Eigentlich  gibt  es  da  keinen  Unterschied  in  den  Diskussionen.  Die  Fronten 
waren 2000 völlig klar und es waren sie auch bis zum Schluss ziemlich di selben. Die 
einzige  Änderung  die  sich  ergeben  hat,  das  ist  aber  für  die  Gesetzgebung  nicht  so 
wesentlich gewesen, das war, dass die FPÖ einen starken inhaltlichen Schwenk gemacht 
hat. Die FPÖ das war bis zur Abspaltung des BZÖ durchaus eine Partei von der man 
erwarten konnte, dass sie so einem Gesetz auch zustimmt. Ab der Abspaltung ist die FPÖ 
völlig  nach  rechts  getriftet  und da  gibt’s  wirklich  nur  mehr  die  irrsten  homophoben 
Ausdrücke. Weingand: Bis heute. In der FPÖ gibt es einen klaren politischen Schwenk, 
die FPÖ nach Haider hat in Presseaussendungen eine Richtung genommen in Sachen 
Homophobie  die  sagenhaft  ist.  Es  war  vorher  nicht  der  Fall.  Die  FPÖ  hat  bei  der 
Abschaffung des § 209 mitgestimmt. Und ist dann plötzlich gerutscht und päpstlicher als 
der Papst geworden und hat gesagt, wir halten uns an den Papst und an die röm. kath. 
Kirche. Die ÖVP hat die Kirche verraten und ist daher keine Familienpartei mehr. Also 
eine neue FPÖ-Linie. Das hat sicher nicht alle gefreut in der FPÖ, dass die sich plötzlich, 
was ja historisch ein Unding ist auf den Papst beziehen. Zernig: Das hat sich tatsächlich 
verändert, ansonsten sind die Linien gleich geblieben, was eben damit zu tun hat, dass 
das alles ein irrsinnig starker Markierungspflock war. Und deshalb ist die FPÖ auch so 
homophob in ihren Aussagen und das ständig.
Wenn man die Diskussion innerhalb der Szene nimmt, dann gibt es schon einen anderen 
Player den man nicht vergessen soll und das sind die Grünen. Die haben früh ihr eigenes 
Modell der gleichgeschl. Partnerschaft präsentiert, den haben sie ZIP genannt. Der geht 
davon  aus,  dass  wir  in  einer  völlig  anderen  Gesellschaft  leben.  Weingand:  Mit 
Grundgehalt usw. Zernig: Und glauben, dass das möglich ist. Das war ein Entwurf, der 
die finanziell stärkere Person in einer Partnerschaft unglaublich begünstigt hat. Das war 
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ihnen nicht klarzumachen. Das ist ja auch aus einer feministischen Tradition heraus ein 
völliger  Wahnsinn.  Dieses Modell  haben sie  vehement  vertreten  und es  als  liberales, 
offenes, fortschrittliches Gegenmodell ,im Sinn wie es auch der PaCS in Frankreich ist, 
dargestellt. Das war politisch nicht wirklich ein Problem, weil sich mit dem eh niemand 
anpatzen  wollte,  das hat  eher  in der Community für Verunsicherung und Verwirrung 
gesorgt.  Weingand:  Weil  plötzlich  hat  man  ein  Gesetz  hat,  wo soziale  Absicherung 
bewusst herausgehalten wird, man muss erst das Kleingedruckte lesen um zu bemerken, 
dass das Gesetz für Heterosexuelle auch gilt. Und es setzt eine Gesellschaft voraus, wo 
man  überhaupt  keine  Absicherung  braucht,  da  braucht  man  keinen 
Versicherungsanspruch  etc.,  aber  diese  Gesellschaft  haben  wir  nicht  und  deshalb  ist 
dieser Schlag auch sehr utopisch.  Der ZIP hat ja lustigerweise außerhalb der Grünen 
kaum eine Rolle gespielt. Auch bei den NGOs nicht. Wenn schon der Berger Entwurf das 
schlechteste  Partnerschaftsgesetz  der  Welt  ist,  dann ist  der  ZIP  noch viel  schlechter. 
Zernig: Da ist es nicht um ein konkretes Gesetz gegangen, sondern darum, ein anderes 
Bild von einer Partnerschaftsbeziehung zu zeigen, die eben nicht auf dem Bild von Ehe 
basiert.  Ich  glaub,  da  ging  es  eher  um  die  unterschiedlichen  Bilder,  das  hat  aber 
nichtsdestotrotz für Verwirrung gesorgt. Weingand: Es gibt noch einen kuriosen Punkt, 
wie eine Kindsweglegung, das ist eine Tragik der Grünen. Die Grünen haben bis auf 
zwei  Symbolabgeordnete  gegen  das  EPG  gestimmt,  das  darf  man  nicht  vergessen. 
Zernig:  Und sie haben, und das hat auch wieder für viel Verwirrung gesorgt, das ist 
wirklich  schlimm,  weil  es  Leute  verunsichert  hat,  sie  haben  nachher  auch  wegen 
irgendwelchen  Kleinigkeiten,  die  sich  als  falsch  herausgestellt  haben dann,  in  einem 
unglaublichen  Alarmismus  herumgeschrien.  „Zwangsouting“  etc.  Weingand:  So 
Propagandaschmähs.  Ich  sage  ein  Beispiel:  Nachdem das  EPG in  Kraft  war,  gab  es 
Presseaussendungen der Grünen, die sagten, man werde jetzt zwangsgeoutet, weil das im 
Melderegister drinnen steht und wenn man eine Meldebestätigung bekommt, dann steht 
drinnen, dass man in einer EP lebt. Das ist falsch, damit hat man Propaganda gemacht. 
Eine andere Sache,  die  nach wie vor im Internet  herumspukt  ist,  die  Sache mit  dem 
Nachnamen. Wenn man ein Formular hat, wo Nachname draufsteht, dann weiß jeder, ich 
bin  lesbisch  oder  schwul.  Es  gibt  kein  Formular,  wo  das  so  oben  steht.  Auf  der 
Meldebestätigung steht „Familien- Nachname“ oben, das ist Propaganda. Man soll die 
Leute nicht verunsichern mit Zwangsouting. Wir hatten konkrete Anfragen, die gefragt 
haben, ob das wirklich so wäre und da mussten wir die Leute beruhigen, weil es objektiv 
nicht so ist.  Zernig: Absurde Propaganda.  Weingand: Ich wollte etwas anderes sagen, 
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die Grünen haben eine Kindswegslegung gemacht, die sind Pioniere was die Forderung 
nach der EP betrifft,  haben den Gesetzgebungsprozess auch kritisch begleitet  wie die 
NGOs und haben dann eigentlich  nicht  zuzustimmen wie die ärgsten Gegner,  das ist 
eigentlich merkwürdig. Politisch wäre es besser gewesen so wie die SPÖ zu reagieren, zu 
sagen, es ist ein wichtiger Schritt, wir wissen, dass es Mängel gibt und wir werden dafür 
kämpfen damit diese beseitigt werden. Zernig: Nichtsdestotrotz muss man auch sagen es 
ist ein wichtiger Schritt und gerade, weil wir die österr. politischen Verhältnisse kennen, 
ein unglaublich großer Schritt.  Weingand: Ein Meilenschritt.  Zernig: Das ist alles von 
ihnen nicht erkannt worden. Noch viel tiefer ist das Zustandekommen des Gesetzes ein 
Erfolg der Grünen, weil die eine der Ersten waren, die dieses Thema überhaupt politisch 
belegt haben. Und diese Geschichte zu einer Beschlussreife zu bringen ist nichts, das 
man zwischen Frühstück und Abendessen erledigen kann. Das dauert einfach seine Zeit. 
In dieser Hinsicht ist es durchaus ein Erfolg auf einer langen Zeitskala betrachtet vom 
politischen Engagement der Grünen in den letzten Jahrzehnten. Weingand: Ich nenne es 
darum Kindesweglegung, weil „die Eltern“ des Kindes die „Falschen“ waren. Nämlich 
die ÖVP und die SPÖ, weil die Grünen waren nicht in der Regierung. Bei den Grünen 
hat man oft das Gefühl, es ist nur gut, wenn man selbst Regierungsverantwortung hat. 
Jetzt  sind  die  Grünen  halt  selten  in  der  Regierung  und  wenn  dann  eigentlich  eine 
Forderung von ihnen umgesetzt wird, dann nimmt man eher die Kritikpunkte heraus und 
sagt:  „Wir  stimmen  dagegen“.  Das  muss  mir  einer  einmal  erklären.  Zernig:  Es  ist 
schwierig. Was ja so auch nicht stimmt, das tun sie sonst nicht immer. Weingand: Nein, 
aber bei dieser Frage haben sie es getan.
Akzeptanz   : 
War dieses  Gesetz eine Möglichkeit,  um weitere  Forderungen zur „Ehe für alle 
Paare“ zum Schweigen zu bringen?
Zernig: Nein. Es gibt in diesem Bereich noch einiges zu tun. Und in Österreich ist noch 
sehr viel offen im Bereich der Anti-Diskriminierung. Und die Frage ist natürlich, ob man 
sich an diese Anweisung still  zu halten auch hält.  Diese Bereitschaft  ist bei uns eher 
gering. Was auf der anderen Seite schon ist, auch was die Ausbesserungen beim EPG 
betrifft,  da bin ich Realist genug. In der laufenden Legislaturperiode brauchen wir da 
nicht mit ernsthaften Vorstößen kommen, dass da nicht wirklich was gehen wird, davon 
gehe ich schon aus. Nichtsdestotrotz halten wir es so, dass wir das auch sagen, was wir 
dazu meinen. Und wir werden das auch auf höherer politischer Ebene deponieren und 
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auch die Erfahrungen, die jetzt mit dem Gesetz gemacht werden transportieren. Ganz was 
anderes ist der Bereich der Anti-Diskriminierung, da gibt es überhaupt keinen Grund das 
irgendwie weniger stark voranzuschreiten.
Weingand: Ich bin der Ansicht, da gibt es auch Erfahrungen aus anderen Staaten, dass 
ein Partnerschaftsgesetz eine weitere Rechtsgleichstellung erleichtert. Denn ein EPG ist 
ein  Beitrag  zur  „Normalität“.  Gesellschaftlicher  Diskurs  da  sieht  man  Fotos  hin  und 
wieder in der Zeitung,  aha,  Lesben und Schwule dürfen auch irgendwie heiraten,  die 
haben gleiche Rechte und gleiche Pflichten – ja warum eigentlich nicht, also es ändert 
sich etwas. Es wird selbstverständlich, und wenn das selbstverständlich – eigentlich eh 
gleich, ein bisserl anders, aber sonst eh gleich. Da gibt es ja keinen Grund, warum man 
den Leuten das nicht gibt, oder da etwas verweigert. Es erleichtert und entkrampft den 
politischen Diskurs und es erhöht die Akzeptanz von Lesben und Schwulen. Zernig: Es 
ist auch so, wenn man sagt, dass Kinder und gleichgeschlechtliche Paare überhaupt nicht 
zusammenpassen,  dann  wenn  man  tatsächlich  Fälle  vor  sich  hat;  in  einer  konkreten 
Situation: zwei Frauen sind zusammen, die eine hat ein Kind aus einer Vorbeziehung und 
die Mutter bleibt  zu Hause beim Kind und die Partnerin geht arbeiten,  dann tritt  die 
Situation ein, dass das Kind gar nicht sozialversichert ist. Das ist im Moment so. Wenn 
man  diese  Fälle  entsprechend  vorbringt,  dann  wird  man  da  relativ  schnell  auf 
rechtstechnischer Ebene eine Lösung finden. Das kann ja niemand wollen, dass es Kinder 
gibt deren krankenversicherungsrechtlicher Status sehr fraglich ist. Da brauche ich nicht 
mehr über die grundsätzliche Frage reden, inwieweit gestehe ich es zu, dass in einer EP 
Kinder  sind,  da  geht  es  um  die  konkreten  Fälle.  Weingand:  Da  gibt  es  konkrete 
Beispiele, jetzt müssen alle neun Bundesländer ihre Rechte anpassen und auch da sind 
die Regenbogenfamilien Knackpunkte. Es ist kein Zufall, dass in Wien, Steiermark und 
im  Burgenland  und  auch  Salzburg  wird  das  so  haben,  das  Landesrecht  wirklich 
diskriminierungsfrei  anpasst  wird,  während  Tirol,  Vorarlberg,  NÖ  die  selben 
diskriminierenden Geschichten aus dem Bundesrecht übernehmen. Das heißt, Kinder aus 
Regenbogenfamilien sind benachteiligt, weil man es anders nicht will. In der Steiermark 
ist  diese  „Anpassung  ohne  Diskriminierung“  einstimmig  im  Landtag  beschlossen 
worden, das heißt auch mit den Stimmen der ÖVP. Weingand: Das ist eine Fachfrage, 
da war die Vernunft groß genug in den genannten Bundesländern,  das nicht auf dem 
Rücken  der  Kinder  auszutragen,  aber  die  Beharrlichkeit  der  ÖVP  in  anderen 
Bundesländern,  wo  diese  grundrechtswidrigen  Dinge  aus  dem  Bundesgesetz 
abgeschrieben werden. Man muss das ja alles einklagen, es laufen viele Verfahren gegen 
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die Unzulänglichkeiten des EPG, es wird einem nichts geschenkt. Was dir politisch nicht 
geschenkt  wird,  musst  du  dir  gerichtlich  erkämpfen.  Zwei,  drei,  vier  Jahre,  aber  das 
dauert  der politische Prozess auch. 
Vergleich mit Frankreich:
Wie  ist  der  Unterschied  der  Organisation  der  Debatte  in  Österreich  und  in 
Frankreich? 
Es gibt Parallelen.  Die politische Diskussion in Frankreich war heftig. Die röm. kath. 
Kirche hat sich massiv eingemischt, es gab auch Kundgebungen in Paris. Es war wirklich 
eine medial heftig geführte Diskussion. Da gab es auch zwei, drei Jahre vorher schon 
eine heftige politische Debatte.  Zernig: Da darf man nicht außer Acht lassen, dass in 
Frankreich eine ganz andere politische Diskussionkultur und Auseinandersetzungskultur 
gibt  als  in  Österreich,  wo  wir  doch  relativ  sozialpartnerschaftlich  herumdümpeln, 
sedieren.  Weingand:  In Frankreich gibt es Gewerkschaften die sich mit  Studierenden 
solidarisieren,  so  etwas  gibt’s  bei  uns  net.  Zernig:  Die  Häufigkeit  von  Streiks. 
Weingand: Eine andere politische Kultur. Die haben eine offenere Streitkultur. Sedieren 
ist für Österreich ein guter Begriff, alles is ein bisserl eingeschachtelt in Laden. Zernig: 
Das hat auch seine Vorteile. 
Reaktionen in Österreich als das Gesetz beschlossen wurde in Frankreich?
Weingand:  Das  ist  nur  in  eingeweihten  Kreisen  diskutiert  worden.  Das  waren  eher 
Kleinmeldungen.  Man konnte schon lesen,  dass die Kirche dagegen war und dass es 
Demonstrationen  gab.  Zernig:  Aber  es  wurde  nicht  transportiert,  welche  rechtlichen 
Folgen das jetzt hat. Da hat man gut informiert sein müssen, um Meldungen in Österreich 
zu finden, wie das mit dem PaCS in Frankreich war. 
Gesellschaft und Politik   : 
Ist die Gesellschaft weiter als die Politik in der Akzeptanz der EP oder gar einer 
„Ehe für alle“? 
Weingand: Ja, wesentlich und das war sie auch in den letzten 10 Jahren schon. Das ist 
keine  Vermutung,  da gibt  es  auch Umfragen.  Akzeptanz  von Lesben und Schwulen, 
Akzeptanz der „Homo-Ehe“ haben wir seit über zehn Jahren in Umfragen, auch nach 
Parteipräferenz gegliedert, wo es eine Mehrheit bei den ÖVP Wählern auch gab. Also die 
Gesellschaft war immer weiter als die Politik. 
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Unterschiede zur Ehe   : 
Warum verbietet man gleichgeschlechtlichen Paaren den Trauungssaal und warum 
das Bindestrichverbot, sowie die Verpartnerung außerhalb der Amtsgebäude (vgl. 
Urkundenüberreichung)? 
Weingand:  Es  müssen  halt  Unterschiede  gemacht  werden,  irgendwie  muss  man 
signalisieren: „Ihr seid weniger wert.“ Und an diese letzten Bollwerke müssen sich Leute 
unbedingt  klammern,  die  glauben,  da einen  Unterschied  machen  zu müssen.  Zernig: 
Dieses  Unterschiede  machen  müssen,  liegt  auch  darin  begründet,  wo  sehr  viel 
Schwierigkeiten auch sonst mit  Homosexualität  verbunden sind. Letztendlich verstehe 
ich es schon, wenn eine heterosexuell veranlagte Person, sich unter Homosexualität nicht 
wirklich etwas vorstellen kann, wie denn auch, es ist eine andere Form zu empfinden. 
Wenn man diese Form nicht kennt, dann tut man sich schwer sich da hinein zu versetzen. 
Weingand: Das gilt auch umgekehrt, ich kann mir auch nicht vorstellen, wie es einem 
Hetero überhaupt geht. Zernig: Nichtsdestotrotz kommt es vor allem bei homosexuellen 
Männern dazu, dass in diese homosexuellen Männern irrsinnig viel an, möglicherweise 
auch eigenen sexuellen Begierden hineininterpretiert  wird. Insofern, als dass man den 
Leuten irgendwie zuschreibt, dass die sexuell alles das machen, was ich auch gerne täte, 
aber aufgrund eines Grundes – sei es die Frau oder sonstiger Konventionen es nicht kann. 
Aber die „Arschlöcher“ nehmen sich heraus, das zu tun, was ihnen Spaß macht. Völlig 
wurscht, ob das jetzt wahr ist oder nicht. Das stimmt eh nicht. Letztendlich spielt sich ja 
auch homosexuelle  Sexualität  nicht anders ab, in gleichen gesellschaftlich normierten 
Räumen irgendwie.  Ich glaube aber,  dass diese Zuschreibung der  Freiheit,  das „Sich 
heraus  nehmen  können“,  während  „ich“  ja  „das“  und  „das“  machen  muss.  Das 
rechtfertigt vieles an Maßnahmen, dann muss es ihnen zumindest in anderen Bereichen 
dreckiger gehen.  Weingand: Es kommt dazu, dass bei manchen Leuten noch komische 
Bilder im Kopf herum schwirren. Einige ÖVP NR-Abgeordnete, die auch Bürgermeister 
sind,  die  haben  sich  darauf  berufen,  dass  die  in  ihrer  Gemeinde  die  EP  nicht  am 
Standesamt sein soll. Das ist ein paar Bürgermeistern verschuldet, die in der ÖVP irre 
Druck  gemacht  haben,  parteiintern.  Ich  glaube,  dass  es  wirklich  Leute  gibt,  die  die 
Vorstellung haben, da kommt dann ein Bus, mit lauter Leuten mit Regenbogenfahnen 
und Federboas und kreischen und stürmen unser schönes Dorfstandesamt und machen 
dort einen Zirkus. Zernig: Na, und machen dort eine Massenorgie. Weingand: Ich glaub, 
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dass die wirklich ganz krude Vorstellungen haben, die teilweise auch amerikanischen 
Sitcoms geschuldet sein mag, ich weiß es nicht woher das kommt, dass die Leute Angst 
haben.  Und jetzt  haben wir eben diese Normalität  und man merkt  auch in  Graz und 
Wien,  einmal  in  der  Woche  kommt  ein  Paar  vorbei  und  die  lassen  sich  eben 
unspektakulär  eintragen.  Diese  Zahlen  liegen  auch  im  Mittelfeld  Europas.  Das  freut 
mich.  Die Bezirksvertretungsbehörden sind zuständig,  und wir haben Rückmeldungen 
von Paaren, die sich bedanken – über uns, bei engagierten BeamtInnen, die keine Feier 
machen  dürfen,  keine  Zeremonie  machen  dürfen,  die  den  Paaren  kleine  Geschenke 
kaufen  und  ihnen  geben,  wenn  sie  die  Urkunden  unterschreiben.  Also  die  sich 
menschlich total bemühen, dass dieser nüchterne Unterschriftenakt in einem Kammerl 
würdevoll und schön gemacht wird. Das hat menschliche Qualität. 
Geht das Gesetz nur so weit wie unbedingt nötig? 
Zernig: Nein, es geht wesentlich weiter. Realistisch hätte ich damit gerechnet, dass es 
dort,  wo  es  um  substantielle  Dinge  geht,  dass  dort  wesentliche  mehr  Abstriche  zu 
machen gewesen wären. Das ist ja nicht passiert. 
Wie schlimm ist es den Trauungsaal nicht zu öffnen für gleichgeschl. Paare?
Zernig: Wenn sich jetzt jemand daran aufgeilen möchte, dass er den Trauungsaal nicht 
für gleichgeschl. Paare öffnet, dann gratuliere ich ihm zu seinem Hobby. Das ist keine 
relevante Frage, wichtig ist, dass die Leute eine Möglichkeit haben, dass die Leute die 
EP in einem anständigen Rahmen eingehen, dass sie auch eine Feier machen können. 
Weingang:  Im Rathaus  wohlgemerkt.  Ich  glaube,  dass  macht  nicht  die  Qualität  der 
rechtlichen Komponente dieser Beziehung aus. Das haben wir auch in Graz geschafft. 
Natürlich ist es ärgerlich, dass ein Bürgermeister sagen kann: „Die kommen mir nicht in 
den gleichen Raum“. Das halte ich nicht für in Ordnung. An dieser Geschichte kann man 
die Güte des Gesetzes nicht beurteilen. 
Ist die EP relevant für Sie?
Zernig: Ich hab geheiratet letztes Jahr!
Ausblick   : 
Wäre dieses Gesetz im Jahr 1999 schon möglich gewesen?
Da war die ÖVP noch … unmöglich. Die Bevölkerung wäre so weit gewesen. 
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Wann wird die völlige Gleichstellung zur Ehe, die Öffnung kommen?
Zernig: Entweder Mark Twain oder Otto Schenk, einer der beiden ist der Urheber des 
Satzes: „Prognosen sind sehr problematisch, überhaupt, wenn sie die Zukunft betreffen.“ 
Wenn es jetzt nicht zu großen Umbrüchen kommt in der Gesellschaft, dann ist man in 10 
oder 15 Jahren so weit. Wenn sich gröbere Umbrüche auftun, damit meine ich eher einen 
massiveren Rechtsruck, dann ist gar nichts prognostizierbar. Weingand: Dann sind auch 
Zeitdauern nicht mehr abschätzbar, weil so viel durcheinander kommt. 
Würden Sie die EP in Zukunft in Ehe umbenennen?
Weingand: Ja. Und nicht umbenennen, sondern die Ehe öffnen. Die EP wird gestrichen 
und die Ehe ist einfach für alle da. Das ist unser Ziel,  da kann man das EPG wieder 
abschaffen. Das haben andere Länder auch schon gemacht.  Unser urspr. Ziel war das 
gleichgeschl.  Partnerschaften rechtl.  Gleichbehandelt  werden wie Heterosexuelle.  Und 
diesem Ziel sind wir einen großen Schritt näher gekommen, aber wir haben es noch nicht 
erreicht. 
Wie hoch ist der Einfluss der öffentlichen Meinung auf das EPG?
Zernig: Ich glaube, dass die öffentliche Meinung die ÖVP auch dazu getrieben hat über 
ein EPG einmal nachdenken und diskutieren zu müssen. Über Details, da gab es keinen 
Einfluss  der  öffentlichen  Meinung.  Es  gab  so  gut  wie  keine  Zeitung  mehr,  die 
geschrieben hat, dass die „Warmen“ zufrieden sein sollen, dass man sie in Frieden lässt, 
ein EPG brauchen wir nicht.  Weingand: Und die, die es nicht so offensiv geschrieben 
haben, die hatten keine Kontra-Position, auch die Krone, die waren ruhig und sachlich. 
Auch die Krone hat gewusst, dass es nichts bringt dagegen massiv Stimmung zu machen, 
da ein Großteil der Bevölkerung für eine EP ist. 
Definitionen: 
Familie: vor 20 Jahren, vor 10 Jahren, heute: 
Weingand: Für mich persönlich ist Familie jede Konstruktion, die zwei Generationen 
impliziert. Sei es Eltern – Kind; wie auch immer. Zernig: Ich sehe das ähnlich, ich würde 
das  nicht  auf  verschiedene  Generationen  beziehen.  Ich  glaube,  dass  ein  Paar  das 
zusammenlebt für sich auch eine Familie ist. Die Familienkonstellation hat sich für mich 
persönlich schon geändert,  weil ich durch meine Arbeit bei den PantherInnen einfach 
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über viele Begriffe nachzudenken begonnen habe. Ansonsten draußen in der Welt  hat 
sich offensichtlich die Art wie sich Leute ihr Leben organisieren, in welchen Umfeldern 
sie  sich befinden,  hat sich objektiv  gesehen,  massiv verändert.  Da ist  die Frage,  was 
erachte ich als politische Aufgabe: Soll ich die Leute versuchen, in die alte Konzeption 
hineinzupressen, oder wird gesagt, die rechtlichen Rahmen so anpassen, dass sie für die 
Leute  in  den  heutigen  Lebensformen  auch  passen.  Weingand:  Ich  glaube,  das 
Familienbild hat sich auch im allgemeinen Bewusstsein verändert,  vor 20 Jahren war 
Familie schon Vater, Mutter, Kinder. Das ist heute selbst bei der ÖVP selbstverständlich, 
dass es andere Lebensrealitäten gibt. Es gibt viele allein erziehende Mütter und Väter, 
das nimmt zu. Familie ist mehr. Was wir tun, das ist aufzeigen, dass auch zwei Frauen 
mit Kind oder zwei Männer mit Kind auch Familie sind. Und da möchten wir denselben 
Schutz für das Kind haben. Es geht ja ums Kind, weil das Kind fällt um Rechte um, uns 
wäre das ja eigentlich egal. Aber so eine Veränderung braucht einen längeren Zeitraum 
als zehn Jahre. 
Ehe: vor 20 Jahren,  10 Jahren,  heute:  Zernig:  Ein zivilrechtlicher  Vertrag,  der so 
aussieht  wie  das  Gesetz  es  vorsieht.  Das  hat  sich  kaum verändert.  Weingand:  Rein 
rechtlich ist die Stellung der Frau gestärkt worden, aber im Kern ist das immer noch 
1811.  
„Homo-Ehe“: Weingand:  Ich  bin  verärgert,  weil  es  vor  allem  von  Journalisten 
verwendet wird und es spielt etwas Falsches vor. Es spielt vor, dass man die Ehe schon 
hat und das stimmt so nicht. Zernig: Ansonsten ist es mir eigentlich „wurscht“, ich habe 
keine Emotion damit verbunden, es ist eigentlich das, was wir wollen. Weingand: Mich 
hat vor kurzem jemand gefragt, ob Homo-Ehe diskriminierend ist. Das habe ich verneint, 
das ist nicht diskriminierend, das ist einfach im Moment falsch, wenn man es verwendet. 
Kindeswohl: Weingand:  Kindeswohl  ist  das  Herbeiführen  oder  Bewahren  einer 
Situation,  die einer Entwicklung eines Kindes am Besten zuträglich ist.  Zernig:  Oder 
zumindest,  wenn  mehrere  Möglichkeiten  zur  Verfügung  stehen,  die  Bewertung  der 
Sachen die zumindest den kleinsten negativen Effekt haben. 
Standesamt/Trauungssaal : Zernig: Ich sehe das alles so emotionslos.  Weingand: Ja, 
feiern. Man kennt das eh, Samstag ist Trauungstag in Graz. Da kommen die Leute mit 
Freunden,  das  ist  eine  große  Feier.  Das  ist  so  wie  Firmung,  ein  Tag,  wo  man  sich 
aufbrezelt.  Es hat auch große rechtliche Relevanz,  in erster Linie ist das ein Feiertag. 
Zernig:  Wenn  man  vom  Hochzeitstag  spricht,  ist  es  was  anderes.  Weingand:  Das 
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verbindet  man  eben  damit,  weil  man  mit  den  Orten  etwas  verbindet.  Zernig:  Zum 
Hochzeitstag hab ich klare Vorstellungen. Es ist in einer Biographie wichtig, dass man 
Zäsuren, die im Leben passieren auch mit einem Datum und mit einem Fest auch begeht. 
Das  ist  etwas,  was  einem  das  Leben  strukturiert.  Es  gibt  dann  etwas,  wie  einen 
bestimmten Tag,  an das  man sich  erinnern  kann,  das  man sich  merkt.  Solche  Dinge 
gehören auch gefeiert, es ist auch nicht zufällig, dass so gut wie in allen Kulturen, an der 
Grenze zwischen verschiedenen Lebensphasen Feste stehen. Und man nimmt sich selbst 
etwas, glaub ich, wenn man da so nonchalant drübergeht, nach dem Motto: „Das habe ich 
nicht notwendig.“  Weingand: Menschen haben ein Bedürfnis nach Kult und das ist in 
allen Kulturen so, und auch in allen Kulturen relativ ähnlich – da kann man sich dann 
dran erinnern – die Freunde, die Familie auch. 
Eingetragene Partnerschaft : Zernig: Endlich da.
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InterviewpartnerIn: Frau Mag. Birgit Ball-Bürger, Stellvertretende 
Kabinettschefin im BMJ–
Datum: 28. Februar 2011, 16.30 Uhr
Entstehung des EPG   : 
Wie lange sind Sie schon mit der EP/dem EPG beschäftigt?
Die Legislaturperiode, in der ich jetzt mit der Ministerin Bandion-Ortner hier arbeite ist 
schon von Beginn an, also seit Jänner 2009 damit beschäftigt. Das BMJ war schon die 
Jahre davor mit dem Thema befasst, ich selbst seit zwei Jahren, dann war auch schon die 
Legislaturperiode   schon  die  ganzen  zwei  Jahre  mit  dem  Thema  befasst  und  unter 
Gastinger auch schon, das waren auch noch mal zwei Jahre. Bei Gastinger war es aber 
eher nur ein Gesprächsanstoß, da hat man über das ABGB Eherecht diskutiert und die 
Registrierung  vor  dem  Notar  war  damals  ein  Thema,  das  ist  aber  in  den  weiteren 
Arbeiten nicht weiterverfolgt worden, erst unter Berger wurde es wieder aufgegriffen. 
Was hat den Anstoß gegeben, dass das EPG 2009 fertig gestellt wurde?
Es wäre vermessen zu sagen Bandion-Ortner hatte dann das Ruder in der Hand und hat 
es geschafft, das zu finalisieren, nein ich glaube es war ein Prozess der sicher schon seit 
20 Jahren ging und irgendwann ist die Zeit gekommen für alle Dinge und aus meiner 
Sicht war es überfällig und es war auch die Situation politisch so, dass man sich einigen 
konnte. 
Wie sehr ist der Vorschlag von Karin Gastinger im heutigen EPG enthalten? 
Nicht weiter berücksichtigt.
Wurden Teile von Maria Bergers Entwurf übernommen?
Der Entwurf von Maria Berger wurde am 24. 4. 2008 zur Begutachtung versandt, das 
vergessen  viele.  Es  wurde  dann  nicht  noch  einmal  begutachtet,  es  wurde  dann  viel 
diskutiert  nach  der  Begutachtung,  aber  am  24.  4.  2008  hat  Maria  Berger  ihn  zur 
Begutachtung  ausgesandt,  insofern  sind  Teile  oder  das  Konzept  ihres  Entwurfs  ist 
sicherlich enthalten. Es war der Berger Entwurf, der in Begutachtung war, und dann hat 
man das, das in der Begutachtung eingebracht wurde, dann noch versucht zu adaptieren 
in gewissen Teilen und dadurch hat sich der Entwurf auch noch verändert und ist dann 
zum Gesetz geworden. Das geriet in Vergessenheit, weil es eine andere Legislaturperiode 
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war und weil es auch falsch in den Medien gebracht wurde. Es stimmt nicht, dass es nicht 
begutachtet worden ist. Es wurde begutachtet, dann kommt meistens noch viel Kritik, die 
Legisten bei uns setzen sich dann hin und bearbeiten das wieder und dann übergibt man 
das  Gesetz  dann  der  Regierung.  Und  das  ist  immer  einen  Schritt  weg  von  der 
Begutachtung. 
Wie haben Sie erfahren, dass die EP bald kommen soll?
2009 hab ich hier angefangen, da war das alles schon im Rollen, das war kein Anstoß, da 
war das schon zwei Jahre im Rollen. Als die Legislaturperiode aufgehört hat von Berger, 
war man eigentlich schon vor Abschluss des Ganzen und dann kamen nur die Neuwahlen 
dazwischen und die neue Regierung musste sich dann wieder damit beschäftigen.
Wie liefen die Verhandlungen zum EPG ab?
Sehr  vielfältig.  Ich  war  schon  dabei  in  Bergers  Legislaturperiode,  da  war  ich  im 
Familienministerium,  hab  dort  die  Arbeitsgruppe  (AG)  geleitet  und  es  war  sehr 
spannend, es gab auch innerhalb der NGOs drei Lager, die waren sich nicht einig. Es gab 
eines, das gesagt hat, wir wollen nur heiraten und solange es nicht dasselbe wie die Ehe 
ist, stimmen wir nicht zu. Das zweite Lager hat gesagt, es geht uns gar nicht um die Ehe, 
das wollen wir gar nicht, das lehnen wir ab, wir wollen etwas, das für uns passt, das soll 
nicht diskriminierend sein. Die dritten haben gesagt, warum sollen wir nur einen heiraten 
oder verpartnern dürfen, das ist alles so verstaubt, wir hätten gerne mehrere Partner. Ich 
bin in der AG gesessen, in der das vorgeschlagen wurde, das waren eh die Grünen. Und 
ja, warum nicht, womit die Menschen leben können, sollte sich eigentlich widerspiegeln 
in der Gesellschaft, denkt man sich. Das gab es auch. Und die AG hat geendet mit drei 
verschiedenen Meinungen, nicht mit einer einheitlichen. Ja, wir haben alle NGOs, die 
uns  bekannt  waren  aus  dem  Bereich,  eingeladen,  das  war  sehr  vielfältig  und  bunt 
gemischt.  In den Verhandlungen, teils  waren dort Juristen,  teils  waren keine Juristen, 
sondern nur Leute, die ihre Lebensweise dargestellt haben und was sie wollen. Das war 
alles  bunt  gemischt,  das  war  sehr  orientiert  an  anderen  europäischen  Ländern,  viele 
haben gesagt in Spanien gibt es beides (EP und Ehe), in den Niederlanden ist man schon 
bei der Adoption. Ich hab die Verhandlungen teils konstruktiv erlebt, teils gab es auch 
viel Unverständnis, dass man nicht einfach die Ehe öffnet und die sind auch nach wie vor 
verärgert, dass man nicht einfach die Ehe öffnet. Wir waren auch nicht zufrieden mit dem 
Entwurf, wie er ist, aber wir haben gewusst, man kann nicht alle glücklich machen mit 
dem Entwurf. 
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Inwiefern haben Sie das Gesetz mitgestaltet? Welche waren Ihre Aufgaben?
In jeder Zeile, in jedem Wort, bei jeder Diskussion. Wir sind die ganze Nacht gesessen, 
bis  es in  den Ministerrat  gegangen ist.  Also bevor es in den Ministerrat  kam, wo es 
einstimmig  beschlossen  wurde,  wurde  der  ganze  Tag  und  die  ganze  Nacht 
durchgearbeitet und sehr knapp vorher abgegeben, also die letzten Änderungen wurden 
im BMJ sehr kurz vor der Abgabe noch durchgeführt,  um alles noch unter Dach und 
Fach  zu  bringen,  da  waren  dann  keine  NGOs  mehr  dabei,  nur  die  Mitarbeiter  vom 
Sozialminister, von der Frauenministerin, vom Vizekanzlerbüro und von uns. Das ging 
wirklich  bis  eine  halbe  Stunde  vor  dem  Ministerrat.  Meine  Aufgabe  war  die 
Formulierung des Gesetzes, wir haben ja 80 Änderungen in andern Gesetzen benötigt für 
die  Formulierung der  EP,  überall  wo der  Begriff,  Ehe,  Ehepartner  vorkommt  in  den 
österr. Gesetzen, da musste dahingehend geprüft werden, ob das auch für eingetragene 
Partner  gelten  soll  oder  nicht.  Das  war  sehr  viel  Arbeit.  Im  Bundesgesetzblatt  ist 
ersichtlich wie viele Gesetze wir geändert haben, ich glaube es sind 79. 
Einfluss der röm. kath. Kirche oder anderer Religionsgruppen?
Ich habe über die AGs hinaus viele Einzelgespräche geführt, nicht nur mit den Lesben 
und Schwulen, sondern auch mit Kirchenvertretern. Was mich überrascht hat, dass die 
schon ein bisschen weiter waren, als wir das von ihnen gedacht hatten. Der Kirche, wenn 
ich es richtig im Kopf habe, hat es sich nicht leicht gemacht, die haben intensiv diskutiert 
und haben innerhalb ihrer Meinungsfindung unterschiedliche Standpunkte gehabt.  Für 
die kath. Kirche ist die Ehe die Ehe. Die EP haben sie gesehen als rechtliche Lösung sui 
generis, was Teile der Homosexuellen auch begrüßt haben, die haben gesagt, sie wollen 
was  eigenes,  aber  da  waren  sie  sich  auch  nicht  einig.  Solche  Begriffe,  die  aus 
Kirchensicht eindeutig an die Ehe erinnern, wie z.B. die Treuepflicht, wollten sie, dass 
das als Wort nicht vorkommt bei der EP. Wir haben auf das geachtet und dann gab es 
auch  keinen  größeren  Widerstand  gegen  das  EPG.  Außer  vielleicht  innerhalb  eines 
kleines Teils der Kirche, die werden so etwas nie akzeptieren. 
Gab es andere Gruppen, die versucht haben Einfluss zu nehmen?
Also das spielt immer mit, wenn ein Gesetz gestaltet wird, das bedingt schon die AG, die 
versucht Einfluss zu nehmen, es ist jetzt nicht so, dass da jemand immer an meiner Tür 
klopft und mich beeinflussen möchte. Man wird beeinflusst, durch alle Meinungen die in 
den AGs geäußert werden, man wird persönlich beeinflusst durch das, das man hört und 
liest, was man selber im Freundeskreis hat oder nicht, das beeinflusst einen alles. 
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Natürlich kamen in den Medien viele und vieles vor, auch der Alfons Haider hat sich 
geäußert in den Medien, aber wir gehen ja an die Arbeit systematisch heran, wir führen 
Gespräche mit den Betroffenen und wir laden die in die AGs ein und versuchen zu einer 
Meinungsfindung zu gelangen, und dann gehen wir auf die politische Ebene, diskutieren 
dann mit den politischen. Parteien, mit den Ministern, die betroffen sind; man nimmt das 
schon zur Kenntnis, aber nicht als persönliche Beeinflussung. 
Diskussion   : 
Wie haben Sie die öffentliche Diskussion 2009 erlebt?
Die war sehr lebendig, vom Alfons Haider abwärts haben sich viele geäußert. Hier wenn 
man ein Gesetz schreiben muss, nimmt man schon wahr, was in der Zeitung steht. Es gab 
auch Gesprächsrunden auf Privatsendern dazu. Es gab eine umfassende Diskussion in der 
Öffentlichkeit dazu, das hat die Öffentlichkeit schon bewegt, glaub ich und hat es nicht 
beeinflusst. 
Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Ich habe mir immer nur gedacht, als Jurist hier, sieht man ja das alles, das möglich ist, 
das Gesetz. Die EP sollte die Gesellschaft eigentlich nicht überfordern. Man hat schon 
gesehen, wie soll es dann den Kindern gehen, da sollen Kinder beeinflusst werden und 
die können nichts dafür. Ich hab gesehen, in diesem Prozess, dass eine Lösung wie in 
Spanien nicht möglich ist. Das über Nacht plötzlich beides gehen soll. Ich glaube, damit 
hätte man die österreichische Gesellschaft etwas überfordert. Insofern bin ich froh, dass 
man diesen Schritt getan hat und der wird sich sowieso weiter entwickeln. Das haben alle 
Länder  gezeigt  in Europa,  die  das  bisher  begonnen haben,  es hat  sich überall  weiter 
entwickelt. Ich finde, das ist ein guter Anfang und damit braucht sich niemand in seinen 
Rechten  verletzt  oder  überfordert  fühlen.  Die,  die  wirklich  schon  lange  miteinander 
leben, füreinander sorgen und damit auch den Staat entlasten, die haben ihre Rechte, ihre 
Versicherungs-  und  Pensionsrechte,  und  das  ist  wichtig.  Dort  wo  sich  Menschen 
umeinander kümmern, sollen sie die Rechte auch haben. 
Wie haben Sie die Diskussion 1998 – 2008 erlebt?
Schon  2007  und  2008,  wo  ich  die  AG  im  Familienministerium  geführt  habe,  war 
natürlich  schon eine große Diskussion in der  Öffentlichkeit.  Das war noch sehr bunt 
gemischt, da war das alles noch im Werden, da gabs noch die, die nach der Ehe gerufen 
haben und die, die gesagt haben, nein, ich will mehrere Partner haben dürfen, also da war 
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es  schon  noch  sehr  breit  gestreut,  die  Meinungen.  Rein  juristisch  hat  es  mich  erst 
beschäftigt,  als  ich  selber  involviert  war.  Vorher  war  ich  mit  anderen  Themen 
beschäftigt. Ich könnt mich nicht erinnern, dass ich es vorher so mitbekommen habe, da 
war auch die Debatte auch nicht so groß. Vor 10 Jahren hat die Maria Rauch-Kallat den 
Versuch gestartet vor 10 Jahren, aber da ist sie gescheitert, da war die Zeit noch nicht reif 
dafür politische Einigung zu bekommen. 
Gab es bestimmte Forderungen an die Sie sich erinnern?
Es  gab  den  Ruf,  die  Adoption  zuzulassen  von  vielen  NGOs  und  da  war  heftiger 
politischer Widerstand da, ich kann mich auch an kein Land erinnern, das die Adoption 
sofort eingeführt hätte. 
Umsetzung   : 
Was halten Sie von diesem Gesetz? 
Nein, das war eine Weiterentwicklung, wobei ich halte das Gesetz für überfällig, aus dem 
einfachen Grund, dass dort wo Menschen füreinander Verantwortung übernehmen und 
dem  Staat  eine  Aufgabe  abnehmen,  bin  ich  der  Meinung,  sollte  der  Staat  auch 
anerkennen. Das tut er schließlich bei den heterosexuellen Lebensgemeinschaften auch, 
die  eheähnliche  Rechte  haben.  Und  warum sollens  dann  homosexuelle  Partner  nicht 
haben?
Wie sieht die Umsetzung des Gesetzes für Sie aus?
Das war eine große und lange politische Debatte mit dem Standesamt, das auch Ausfluss 
der  ganzen  eherechtlichen  Debatte  war,  es  soll  nicht  dort  stattfinden,  wo  die  Ehe 
stattfindet, de facto ist das eingetreten, was viele immer schon gesagt haben, in der Praxis 
werden die das so regeln, wie sie das regeln, und das findet oft jetzt am Standesamt statt. 
Oder auf der Gloriette. Die Urkunden muss man in den Amtsräumen unterschreiben, aber 
die  Zeremonie,  das  haben wir  immer  gesagt,  man  soll  ein  Gesetz  an so etwas nicht 
scheitern lassen, weil die Menschen sowieso dort feiern, wo sie feiern. Das kann man per 
Gesetz eh nicht bestimmen. Sie holen sich ihre Urkunden und die Feier sollen sie dort 
machen,  wo  sie  möchten.  Ich  hab  das  für  eine  bisserl  unnötige  Debatte  gehalten. 
Schlussendlich ist es keine Ehe, warum krallt man sich dann so am Standesamt oder an 
der Kirche fest. Viele haben auch gesagt, von den NGOs, sie denken gar nicht daran in 
die Kirche zu gehen, was sollen sie dort und andere wollten, dass es unbedingt gleich ist 
wie bei der Ehe. Es gab ja innerhalb der Organisationen auch keine Einigkeit darüber. 
205
Das allererste Paar, das die EP eingegangen ist, war so passend, das waren zwei ältere 
Männer, die seit Jahrzehnten zusammen sind und denen das so „wurscht“ war, wo sie das 
machen, sie wollten endlich die Möglichkeit haben, das Ganze rechtlich auf eine Basis zu 
stellen. Diese Bandbreite innerhalb der Homosexuellen ist auch groß.
Sind Sie mit dem momentanen Gesetz zufrieden? 
Zufrieden, ja zufrieden. Ich glaube, es ist das, was an den unterschiedlichen Meinungen, 
in den Arbeitsgruppen vorgekommen ist, kann man mit dem Gesetz schon zufrieden sein. 
Man kann es immer besser machen, keine Frage.
Wo situieren Sie Österreich im europäischen Vergleich?
Wir gewinnen nicht, wir sind nicht die Schlechtesten. Wir sind im Mittelfeld. Wir haben 
eine gesetzliche Regelung.
Akzeptanz   : 
War dieses  Gesetz eine Möglichkeit,  um weitere  Forderungen zur „Ehe für alle 
Paare“ zum Schweigen zu bringen?
Gar nicht, weil Ruhe ist in dem Bereich eh nie. So könnten wir gar nicht arbeiten, wenn 
wir Gesetze nur machen würden, damit Ruhe ist, das würde nie gelingen, das gelingt gar 
nicht  auf Regierungsebene und wenn wir das wollen hätten,  dann hätten wir das mit 
Beginn der Legislaturperiode ad acta gelegt und uns nicht mehr darum gekümmert. Nein, 
im Gegenteil, man wollte es zum bestmöglichen Abschluss bringen. Man muss sich ja 
einigen, im Ministerrat hat man Einstimmigkeit, so einfach ist das nicht.
Wie sieht es mit der Akzeptanz in Ihrem beruflichen Umfeld aus? Vor und nach 
dem Beschluss des EPG :
Das Haus hat sich ja auch schon vor Bandion-Ortner auch darauf vorbereitet und heute 
sind sie auch damit einverstanden. 
Gesellschaft und Politik   : 
Ist die Gesellschaft weiter als die Politik in der Akzeptanz der EP oder gar einer 
„Ehe für alle Paare“? 
Generell glaube ich immer, dass die Gesellschaft weiter ist als die Politik. Aus Erfahrung 
mit  meinen  Themenbereichen,  und dass  die  Politik  in  den  meisten  Fällen  auf  etwas 
reagiert, was gesellschaftlich schon lange akzeptiert ist. 
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Unterschiede zur Ehe   : 
Warum verbietet man gleichgeschlechtlichen Paaren den Trauungssaal und warum 
das Bindestrichverbot, sowie die Verpartnerung außerhalb der Amtsgebäude (vgl. 
Urkundenüberreichung)? 
Politisch musste man zu einer Einigung kommen und es war einfach so, die Ehe ist die 
Ehe  und  es  soll  nicht  dort  passieren,  wo  die  Ehe  gemacht  wird,  wobei  das  kein 
vehementer  Standpunkt  vom BMJ war,  sondern  von  anderen  politischen  Mitstreitern 
gefordert  wurde und wir haben nur versucht  zwischen den Meinungen zu vermitteln. 
Zuständig für Standesamt und Namen ist ja das Innenministerium, natürlich muss man 
die Meinung von dem Ressort akzeptieren, das ist auch ein Minister der mitstimmt im 
Ministerrat. 
Geht das Gesetz nur so weit wie unbedingt nötig? 
Für einige geht’s nicht weit genug, für andere geht es zu weit.
Wo  geht  das  Gesetz  nicht  weit  genug?  Bei  der  rechtlichen  Absicherung  von 
Kindern? 
Ein Kind hat ja immer Mutter und Vater. Eine Mutter hat ein Kind, vom Mann getrennt, 
geht eine EP ein, und dann stirbt die Mutter, dann hat das Kind noch einen leiblichen 
Vater. Das Kind hat ein Recht auf leibliche Eltern. Da muss man sich die Situation sicher 
ansehen, wie alt das Kind ist, will der Vater das überhaupt. Aber generell glaub ich, das 
Recht  des  Kindes  auf  Vater  und  Mutter  steht  im Vordergrund.  Aber  es  stimmt,  die 
eingetragene Partnerin kann das Kind rein rechtlich momentan nicht adoptieren. 
Ausblick   : 
Wäre dieses Gesetz im Jahr 1999 schon möglich gewesen? Ja/Nein. Warum?
Möglich… Die politische Einigung hätte gefehlt, das hätte ich damals nicht für möglich 
gehalten. Die Gesellschaft, ja ich glaub schon, die hatte damit schon leben können.
Würden Sie die EP in Zukunft der Ehe völlig angleichen?
Hier gibt es eine eindeutige europäische Entwicklung, in anderen Ländern gab es das 
auch.  Wir  haben  heute  schon  705  EPs  geschlossen  in  Österreich.  Also  so  ein 
Rohrkrepierer  wie  es  manche  genannt  haben,  war  es  dann doch nicht.  Einige  haben 
gesagt, so ein „Nicht-Gesetz“ wird niemand machen. 705 sind schon mehr als niemand. 
Mehr Männer haben die EP geschlossen, das haben wir auch vorausgesagt. 
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Ist es möglich alle nach denselben Regeln zu trauen?
Möglich ist es praktisch, faktisch, ja natürlich. Rechtlich hat man versucht mit der EP 
etwas  anderes  zu  schaffen,  als  die  Ehe.  Ein  eigenes  rechtliches  Verhältnis.  Aus  der 
Erinnerung heraus, einige wollten das Gleiche, andere waren schon froh, dass es etwas 
anderes ist. 
Definitionen: 
Familie:  vor 20 Jahren,  vor10 Jahren, heute:  Das hat  sich definitiv  gewandelt  im 
Laufe  der  Jahrzehnte.  Die  klassische  Vater-Mutter-Kind  Familie,  da  ist  es  sicher 
schwierig,  dem rechtlich  Rechnung  zu  tragen,  weil  wir  heute  vielfältige  Formen  der 
Familie haben, wir haben die Patchwork-Familien, wir haben mehr Lebensformen, die 
einfach  gelebt  werden,  die  diesen  Familienbegriff,  der  unserem  Recht  teilweise  zu 
Grunde  liegt  einfach  in  der  Praxis  weiterentwickelt  haben.  2009  hatten  wir  ja  das 
Familienrechtsänderungsgesetz,  Patchwork-Familienrechte  ausgebaut,  Stiefelternrechte 
ausgebaut, weil es einfach notwendig war. Weil die Gesellschaft da einfach viel weiter 
ist, als unser Gesetz es war. Familie ist nicht nur Vater, Mutter, Kind sondern ist auch 
Vater, Vater, Kind, Mutter, Mutter, Kind. Zu einer Familie zählen auch die Stiefeleltern, 
die Großeltern, einfach alle, die im Familienverband leben, verheiratet oder nicht. 
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute:  Die Ehe ist die Ehe laut Zivilehe. Ich seh die 
Ehe ganz juristisch. Die österr. Zivilehe, 55a ABGB. Das ist ganz klassisch. 
Patchwork-Familie: Klassische Patchworkfamilie: Beide Partner hatten schon Mal eine 
Partnerschaft, aus der sie Kinder in die neue Partnerschaft mitbringen. Das heißt, Kinder 
sind zum Teil leibliche und zum Teil Stiefkinder.
„Homo-Ehe“: Da fällt mir die ganze Diskussion rund um die EP ein. Ich finde, das ist 
ein diskriminierender Begriff, ich hab den Begriff selbst nicht verwendet in der AG, die 
ich geleitet habe. Und habe es auch von den Medien, schlecht gefunden, dass sie das auf 
den  Titelseiten  gebracht  haben.  Damit  wollte  man  Zeitungen  verkaufen,  ein  schöner 
Begriff ist das nicht. 
Kindeswohl: Ist  derzeit  im  ABGB  nicht  definiert.  Wir  sind  grad'  dabei,  das  zu 
definieren, ist schwierig. Das ist so vielfältig. Es gibt gerichtliche Urteile dazu, was das 
ist, wenn man das aufschreiben möchte, geht es den einen zu weit, den anderen zu wenig 
weit. Kindeswohl ist alles, was zur gedeihlichen und stabilen Entwicklung eines Kindes 
beiträgt. 
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Standesamt/Trauungssaal : Ich war nicht dort, obwohl ich verheiratet bin– mir war das 
zu traurig das Standesamt. Da will ich meine Ehe nicht beginnen. Wenn alle wüssten wie 
manche Standesämter aussehen. Da würden sicher weniger hinwollen.
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InterviewpartnerIn: ein Beamter des BMJ
Datum/Zeit: 1. März 2011, 14 Uhr, im BMJ
Entstehung des EPG   : 
Wie lange ist man im BMJ schon mit der EP/dem EPG beschäftigt?
Das weiß ich jetzt gar nicht mehr genau. Ich bin zumindest ab Anfang 2008 damit befasst 
worden. Damals noch 2008 unter BM Berger war der Begutachtungsentwurf, des war im 
Frühjahr/Sommer 2008. Wir wussten, es gibt ein Familienrechtspaket und ein Teil, der 
da im Raum gestanden ist, war die Frage, EP – Lebenspartnerschaften ja oder nein. 
Was hat den Anstoß gegeben, dass das EPG 2009 fertig gestellt wurde?
Bei uns ist es immer so, die Gesetze, die Entwürfe, die vorbereitet werden, die werden 
vielfach durch das Regierungsprogramm vorgelegt. Denn wir bereiten die Gesetze für 
den  Nationalrat  vor.  Der  Begutachtungsentwurf  hat  noch  keine  Grundlage  in  einem 
Regierungsprogramm gehabt,  in  der  Ära Gusenbauer/Molterer  gab  es  zwei  Mal  zwei 
Ministerratsvorträge.  Erst  in  der  Regierung  Faymann/Pröll  ist  eine  eingetragene 
Partnerschaft für homosexuelle Paare explizit im Regierungsprogramm gestanden. Das 
war der politische Auftrag, dass da etwas passieren sollte. Die Frage war wann es so weit 
sein sollte. BM Bandion-Ortner war der Auffassung, dass sie bis Dezember 2009 eine 
Lösung haben  möchte.  Wie  die  aussieht,  war  völlig  offen.  Das  war  eine  vorsichtige 
Bemerkung, damals wurde das im Frühjahr/Frühsommer 2009 gesagt, da konnte man 
auch  noch  nicht  absehen  wie  die  Lösung  aussieht  und  welche 
politischen/gesellschaftspolitischen Probleme damit  verbunden sind.  Die Vorgabe war 
das  Regierungsprogramm  und  diesen  Themenbereich  haben  wir  dann  relativ  schnell 
abarbeiten können. 
Wie sehr ist der Vorstoß von Karin Gastinger im heutigen EPG enthalten? 
Davon hab ich gehört, damals war ich damit nicht befasst. Die Frau Ministerin hat sich 
auch schon darüber Gedanken gemacht. 
Wurden Teile von Maria Bergers Entwurf übernommen?
Der  Berger-Entwurf  war  schon  ziemlich  fertig,  wir  haben  auch  relativ  viele 
Stellungnahmen bekommen, von allen Seiten, das war ein buntes Erscheinungsbild in der 
Begutachtung. Die allgemeine Frage war, soll der Paragraph 54 des ABGB geändert und 
die Ehe für homosexuelle Paare geöffnet werden? Das war die erste Frage, hochpolitisch 
und dann, wenn eine EP gemacht wird, ist das dann wie eine „zweite“ Ehe oder soll es 
gemacht werden wie in Frankreich, dieser „PaCS“, dass man ein eigenes Institut erfindet, 
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das  für  gleich-  und  verschiedengeschlechtliche  Paare  gilt.  Der  Entwurf  Berger  hat 
vorgesehen:  Ehe  für  Heteros  und  Partnerschaft  für  homosexuelle  Partner,  an  dem 
Entwurf  hat  der  Entwurf  Bandion-Ortner  auch  festgehalten.  Die  wesentlichen 
Unterschiede liegen in der Frage, Standesamt ja oder nein und da hat es dann Widerstand 
aus dem eigentlich zuständigen Innenministerium gegeben und dann ist die BH-Lösung 
gekommen. Und dann waren noch einige Dinge, die auch politischer Natur waren, z.B. 
Adoptionsverbot, das noch einmal explizit herausgestrichen werden musste und es ging 
auch  um  die  Frage  der  medizinisch  unterstützten  Fortpflanzung.  Soll  dass  auch  für 
homosexelle Paare angedacht werden oder nicht? Auch im Entwurf Berger wollte man 
das  nicht  öffnen,  aber  man  hat  dann  noch  eine  Regelung  finden  müssen,  damit  das 
Fortpflanzungsmedizingesetz ausdrücklich passt.
Wie liefen die Verhandlungen zum EPG ab?
Ich  war  ab  dem  Zeitpunkt  dabei,  wo  es  konkret  geworden  ist,  es  hat  davor  schon 
Arbeitsgruppen-Verhandlungen vom Familienministerium gegeben. Ich bin Anfang 2008 
eingestiegen, da waren dieser Verhandlungen schon abgeschlossen, da hat man aber nicht 
sagen können, was dabei eigentlich herausgekommen ist, weil da offenbar eine große 
Disparität  in den Meinungen bestanden hat (Ehe öffnen, eine besondere Regelung für 
nicht-eheliche Partner). Wir sind eingestiegen als es um den Gesetzesentwurf gegangen 
ist, die Meinungs- und Entscheidungsfindungsverhandlungen waren da schon abgelaufen 
und  das  war  auch  im Dialog  mit  der  Homosexuellenbewegung.  Als  wir  das  Projekt 
gehabt  haben,  da gab  es  eigentlich  von Anfang an  ein  schrilles  und lautes  mediales 
Begleitkonzert,  das  war  eigentlich  ungewöhnlich,  da  ist  es  ziemlich  zugegangen,  da 
waren immer  wieder  Medienberichte.  Wir  haben dann einmal  intern  gearbeitet,  dann 
hatten wir beim Minister mit Vertretern der homosexuellen Gemeinschaft ein Gespräch, 
wir  haben dann auch Diskussionen gehabt  und wir  haben dann auch das  Gespräche 
gesucht mit den homosexuellen Organisationen, das war bei uns im BMJ. Das war auch 
eine hochpolitische und zum Teil auch emotionale Diskussion. Das hab ich von damals 
mitgenommen, da war sehr viel Theaterdonner – viele mediale Begleitung und auch viel 
Emotionalität in der Diskussion. Was ja eigentlich nichts Schlechtes ist. Die EP war ein 
gesellschaftspolitische  hoch  umstrittenes  Thema.  Es  ging  darum,  wie  reagiert  der 
Gesetzgeber/die  Politik  eigentlich  auf  eine  gesellschaftspolitische  Entwicklung.  Ich 
beobachte die österr. Zeitgeschichte schon länger, ohne Parteiideologie und wenn ich das 
Revue passieren lasse, was da alles passiert ist mit homosexuellen Paaren, dann ist es 
eine  bemerkenswerte  Entwicklung.  Erinnern  Sie  sich  an  die  Diskussion  um  den 
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Paragraphen 209a StGB, mit mehreren namentlichen Abstimmungen im Parlament, wo 
erst eine Entscheidung des EuGH und des VfGH dazu geführt hat, dass er in Österreich 
abgeschafft  wurde.  Später  erinnern  Sie  sich  an  die  Debatte,  die  um das  Outing  von 
verschiedenen kirchlichen Würdenträgern geführt worden ist oder später die Diskussion 
zwischen der katholischen Kirche und der ÖVP und der Homosexuellenbewegung, da ist 
es ja ziemlich zugegangen einmal. Und dass es letztendlich in so einer Debatte, wo so 
viele  antagonistische  Meinungen  da  sind,  dass  es  dann  doch  darin  endet,  dass  der 
Gesetzgeber die homosexuelle Partnerschaft, wie immer das jetzt gestaltet ist, anerkennt, 
und  das  als  gleichwertig  mit  der  Ehe  anerkennt,  das  finde  ich  eine  bemerkenswerte 
Entwicklung. Es ist oft nicht einfach den politischen Willen zu materialisieren und von 
Ideologie wegzukommen. 
Inwiefern haben Sie das Gesetz mitgestaltet? Welche waren Ihre Aufgaben?
Ein Gesetzesentwurf entsteht, es gibt die zuständige Sektion, die Abteilung und wenn es 
um ein Gesetzt geht, dann stellt man sich die Frage, was muss ich alles regeln, was muss 
alles kommen. Und dann muss die Arbeit geleistet werden, jemand schreibt, was ist die 
EP,  das  macht  der  Abteilungsleiter  oft,  und dann kommt  es  zu mir,  ich hab da eine 
Supervision über das. Ich schaue die Formulierungen an, ist alles richtig, ist es technisch 
richtig,  ist  es  gut  verständlich.  Das  ist  mein  Job,  drüberzuschauen.  Und  natürlich 
Verbesserungsmöglichkeiten vorschlagen.
Gab es Gruppen, die versucht haben Einfluss zu nehmen?
Da bin ich wahrscheinlich der falsche Ansprechpartner, was da so politisch interveniert 
wird, das kommt nicht zu mir herunter, wir kümmern uns um die sachliche Seite und wir 
sind nicht politisch determiniert. Da müsste man im Kabinett fragen. Natürlich, wenn ein 
Entwurf  zur Begutachtung hinaus geschickt  wird,  dann bekommen wir natürlich sehr 
viele Reaktionen zurück, die sind sehr verschieden. 
Diskussion   : 
Wie haben Sie die öffentliche Diskussion erlebt?
Zum Teil war sie irreführend, so wie jede öffentlichen Diskussion in Österreich. Weil die 
Dinge sehr stark vernebelt worden sind. Sie war hochemotional, aufgrund der Geschichte 
der Homosexuellenbewegung in Österreich und auch aufgrund der Gegnerschaft gegen 
das Vorhaben aus konservativen Kreisen. Das war so eine typische familienrechtliche 
Diskussion bei uns, nochmal besonders gefärbt durch den besonderen Gegenstand. Im 
Allgemeinen nehme ich diese politische Diskussionen nicht für bare Münze. Im Gesetz 
steht oft was ganz anderes, als was in der Öffentlichkeit daraus gemacht wird und da 
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waren auch sehr viel Juristen (homo- und heterosexuelle)  dabei und das ist eigentlich 
recht munter gewesen und man hat dem ersten Entwurf zu Recht vorgeworfen, dass da 
einige Fehler begangen worden seien und dass die eherechtlichen Regelungen nicht in 
allen Bereichen übernommen worden seien und dann war eben die Frage, wie oft weicht 
das Gesetz vom Eherecht ab, manche waren technische Fehler – und dafür gibt es auch 
Begutachtungsmöglichkeiten und Diskussionen um die auszubessern und zum Teil war 
das gewollt, weil es politisch gewünscht war. Die Diskussion war recht spannend und 
munter und dann auch politisch und ideologisch geprägt, sowohl von den Befürwortern 
der Partnerschaft, als auch von den Gegnern, das muss man auch sagen. Es gab alles von: 
„Das ist eine weitere Diskriminierung homosexueller Lebensformen bis dahin, dass das 
Abendland untergeht.“ Das kann man sich dann irgendwas aussuchen. 
Wie haben Sie die Berichterstattung der Medien erlebt?
Nein, da denk ich mir nicht allzu viel. Das ist dann Politik und da weiß man dann, dass 
ist eine mediale Aussage eine politische Aussage. Ich hab mir nur bei der Demonstration 
vor dem Parlament gedacht, dass es von einer politischen Auseinandersetzung zu weit 
entfernt  ist.  Wenn  es  dann  zum  Parlament  geht  und  gegen  den  Nationalrat,  die 
demokratische Körperschaft geht, das finde ich persönlich nicht richtig. Da habe ich zu 
viel  Respekt  vor der  Gesetzgebung.  Auch wenn man nicht  einverstanden ist  und die 
Lösungen nicht goutieren kann, muss man eine gewisse Zurückhaltung wahren. Es gab 
fast jeden Tag eine neue Meldung. Manchmal ist es besser, weniger zu streiten und sich 
auch besinnen, dass man noch Verantwortung hat.
Gab es bestimmte Forderungen von Juristen/aus ihrem beruflichen Umfeld, in der 
Debatte vor dem Gesetz um die EP,  an die Sie sich erinnern?
Ich  hab  mir  gedacht,  wie  mit  dem  Thema  in  anderen  vergleichbaren  Ländern 
umgegangen  worden  ist.  Der  Beginn  der  Anerkennung  der  homosexuellen 
Partnerschaften in anderen Ländern z.B. Skandinavien,  war auch der erste Schritt  die 
Anerkennung der Partnerschaft – eine EP. Man muss aber auch wissen, dass die Länder 
in Nordeuropa protestantisch sind. Und wir sind ein mitteleuropäisches Land und es gibt 
einen  gewissen  Grundkonservatismus.  Den  hat  man  in  dem Ausmaß  nicht  in  Nord-
Europa.  Die  erste  Frage  war,  tut  man  sich  das  Theater  an,  soll  man  sofort  die  Ehe 
aufmachen, das war die erste politische Frage, das wäre das Einfachste, dann kann man 
homosexuelle Partner den Ehegatten gleichstellen und vielleicht auch sagen, in dem und 
dem Bereich ist das nicht möglich, aber sonst schon. Das wäre von der Arbeit her das 
einfachste, oder man macht ein eigenes Institut, das eben keine Ehe ist. Wie der Beginn 
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anderswo auch war. Die nächste Frage ist die Adoption, die ist in vielen anderen Ländern 
auch eine Entwicklung gewesen. Die wichtige Grundentscheidung war: Ehe ja oder nein, 
wobei ich eher die Empfehlung abgegeben hätte (man hat mich nicht gefragt, das ist auf 
politischer Ebene entschieden worden): eher einmal wie andere Länder den ersten Schritt 
machen und dann einmal schauen, und Schritt für Schritt weitergehen. Die Unterschiede 
zwischen der Ehe und der EP, soweit es um das Ehe- und Partnerschaftsgesetz geht, das 
ist marginal. 
Umsetzung   : 
Sind Sie mit dem momentanen Gesetz zufrieden? 
Im Augenblick steht das Gesetz einmal, es gibt 705 EPs, wir haben damals mit mehr 
gerechnet, wie in der Schweiz mit 1000-1500, aber das kann ja noch werden. Das muss 
man sehen wie sich das entwickelt. Und man weiß nicht wie manche Lösungen, die der 
Gesetzgeber getroffen hat, wie die von den Gerichten aufgenommen werden. Der EuGH 
hat  entschieden,  dass  die  Nicht-Öffnung  der  Ehe  für  homosexuelle  Paare  keine 
Diskriminierung ist. Da besteht jetzt kein unmittelbarer Handlungsbedarf, das kann sich 
politisch entwickeln. Das wird man sehen, wie das läuft. Was ich bis jetzt gehört habe, 
dürfte die Partnerschaft einigermaßen funktionieren, es fehlen so technische Dinge und 
Unzulänglichkeiten und wenn dann sind sie politischer Natur, z.B. das Adoptionsverbot 
oder  die  Frage  nach  der  medizinisch  unterstützten  Fortpflanzung.  Das  ist  aber  dann 
etwas, dass eine weiter politische Entwicklung braucht.
Wo situieren Sie Österreich im europäischen Vergleich?
Im ganz guten Mittelfeld. 
Akzeptanz   : 
War dieses Gesetz eine Möglichkeit,  um weitere Forderungen zur „Ehe für alle“ 
zum Schweigen zu bringen?
Es geht nicht um die Frage der Ruhe. Ruhe kann man nicht dekretieren oder verordnen. 
Wesentlich war schon, dass es da einmal eine staatliche Anerkennung gibt. 
Frankreich – ein Vergleich:
Die PaCS-Lösung in Frankreich ist als „Ehe light“ gestaltet für homo- und heterosexuelle 
Paare.  Das  hat  dazu  geführt,  dass  es  weniger  Eheschließungen  gibt,  weil  mit  der 
„Verpacsung“ weniger Rechte oder weniger Pflichten anfallen. Und ziemlich viele Leute, 
die sonst möglicherweise geheiratet  hätten,  haben einen PaCS geschlossen.  „Horribile 
dictum“. Das war auch bei uns ein Thema, ob unser Eherecht zu streng ist. Das ist schon 
kritisch, auch bei allem Respekt der Homosexuellenbewegung. Denn unser Eherecht ist 
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so  streng,  um  den  schwächeren  Partner  zu  schützen,  wenn  es  geht  um  Unterhalt, 
Aufteilungsverfahren.  Die Strenge des Gesetzes ist im Interesse der Schwächeren und 
dann sagen, wir brauchen etwas Liberaleres und wir müssen auf die Doppelverdienerehe 
alles zuschneidern. Das wird kritisch. Da schauen viele Leute durch die Finger und das 
sind nunmal oft Frauen. Es ist ein schönes Ideal zu sagen, die Ehe ist nicht mehr die 
Versorgungsgemeinschaft  und  eigentlich  sollte  man  wegkommen  von  der 
Hausfrauenehe, und man soll Dinge anders gestalten. Da muss man aber dann schon sehr 
aufpassen und das sind Dinge gewesen, die haben in der Politik dazu geführt, zu sagen, 
uns  ist  eine  EP  lieber,  die  auf  die  spezifischen  Bedürfnisse  der  Homosexuellen 
zugeschnitten ist. Aber von der Ehe nicht abweicht. 
Gesellschaft und Politik   : 
Ist die Gesellschaft weiter als die Politik in der Akzeptanz der EP oder gar einer 
„Ehe für alle“? 
Ich glaube, das hängt wie vieles in Österreich davon ab, welche Gesellschaft sie fragen. 
Das schaut am tiefen Land oder in konservativen Gegenden anders aus als es in der Stadt. 
Ich glaube, dass der Umgang mit homosexuellen Paaren in städtischen Bereichen vor 
allem in Wien, der Metropole, auch in anderen größeren Städten ein anderer ist als am 
Land.  Aber man kann auch am Land seine „blauen Wunder“ erleben,  weil  vielleicht 
gegenüber einer anderen Lebensform viel mehr Toleranz besteht als es in der Stadt ist. 
Das ist vor allem ein städtisches Phänomen und ich glaube, dass man da unterschiedliche 
Antworten bekommt. Auch das Theater mit dem Standesamt ja oder nein, da ist in der 
politischen Diskussion immer wieder argumentiert worden, dass kann man den Leuten 
nicht zumuten, dass dort zuerst das Trachtenpaar heiratet und dann die Homosexuellen. 
So viele Vorurteile wie man in dem Bereich gehabt, das ist mir öfters aufgefallen: (Ist 
nur die gehobene Mittelschicht die betroffen ist, ist es nur die Sexualität auf die man sie 
reduzieren kann?) Da kann man sich an den Kopf greifen. Das sind auch Dinge, die kann 
man juristisch nicht fassen. Ein gewisses Vorurteil kommt schon zum Ausdruck im so 
genannten Adoptionsverbot, wo die Politik einfach nicht so weit war. Das gab es auch 
schon unter  dem sozialdemokratischen Entwurf und später  bei der  Regierungsvorlage 
ähnlich. Da hat sich die Politik noch nicht drüber getraut. 
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Unterschiede zur Ehe   : 
Wie  schlimm  ist  es,  den  Trauungssaal  nicht  für  gleichgeschlechtliche  Paare  zu 
öffnen? 
Wir haben im ersten Entwurf vorgeschlagen Standesamt ja, aber das hat eine politische 
Dimension,  wobei  die  politische  Dimension  mir  persönlich  egal  ist,  weil  ich  nicht 
politisch argumentiere. Standesamt heißt, dass ist bei einem Standesbeamten, der führt 
die Bücher, Geburtenbuch, Sterbebuch und auch ein Ehebuch, da herrscht eine gewisse 
Ordnung, alles wird eingetragen und da ist das Personenstandsverzeichnis und das würde 
sich anbieten, wenn man eine EP als besondere Art des Zusammenlebens zulässt und den 
Status anerkennt, dass das auch der Standesbeamte macht, so dass Ordnung herrscht. Oft 
wird sowieso in den gleichen Räumlichkeiten die EP und die Ehe geschlossen. Das ist 
eigentlich wieder so eine politische Diskussion gewesen.
Wo geht das Gesetz nicht weit genug? 
Nach  den  Erfahrungen  aus  Skandinavien  über  den  Beginn  der  eingetragenen 
Partnerschaften  hat  das  Gesetz  die  Dinge  sehr  weit  ausgereizt.  Die  österreichische 
Lösung  geht  auch  weiter  als  die  Deutsche  (unter  Rot-Grün).  Weil  in  wesentlichen 
Gesetzen  z.B.  Sozialrecht  die  EPs  den  Ehen  gleichgestellt  wurden.  Das  ist  eine 
Errungenschaft  des  österreichischen  Rechts.  Bei  uns  ist  zur  EP noch eine  Fülle  von 
Begleitmaßnahmen getroffen worden. Es handelt sich oft um Marginalien wo man nicht 
von  einer  Diskriminierung  sprechen  kann,  aber  während  der  Debatte  wurde  das  so 
dargestellt, obwohl so mancher Unterschied Ehe – EP so marginal ist. 
Ausblick   : 
Wäre dieses Gesetz im Jahr 1999 schon möglich gewesen?
Unter den spezifischen Gegebenheiten der österreichischen Innenpolitik nicht. Hätte sein 
können, natürlich, aber das Bedürfnis hat es damals gegeben, aber offenbar brauchen die 
Gesellschaft und die Politik Zeit. 
Würden Sie die EP der Ehe in Zukunft völlig angleichen?
Das weiß ich nicht, das hängt wesentlich von den politischen Gegebenheiten ab. Wenn 
Rot Grün einmal kommt, dann kann ich mir vorstellen, dass das ein Thema sein wird. 
Aber so wie unsere Verhältnisse im Augenblick sind, muss das einmal sickern. 
Wie hoch schätzen Sie den Einfluss der öffentlichen Meinung auf das Gesetz ein?
Ja,  schon.  Wenn  der  Minister  oder  die  Ministerin  wochenlang  zerzaust  wird  oder 
unterstützt, dann spielt das schon eine gewisse Rolle. 
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Definitionen: 
Familie: vor 20 Jahren, vor10 Jahren, heute:
Bunt. Es gibt ja sehr viele verschiedene Formen. Das hat sich verändert, mit Sicherheit. 
Scheidungsquote steigt, Patchwork-Familien steigen, nicht-eheliche Beziehungen haben 
eine stärkere Bedeutung, homosexuelle Paare – bekommen eine stärkere Bedeutung – 
haben nun die EP, da ist sicher ein Wandel zu bemerken. 
Ehe: vor 20 Jahren, 10 Jahren, heute:
Da  fragen  sie  den  Falschen.  Ich  bin  25  Jahre  verheiratet  und  hab  auch  schon 
Kommentare  zum  Ehegesetz  verfasst.  Also,  eine  auf  Dauer  angelegte 
Lebensgemeinschaft zwischen zwei Personen verschiedenen Geschlechts. Das hat sich 
auch  verändert,  aber  das  ist  weniger  die  Veränderung  vom  Rechtsinstitut  als  die 
Änderung  der  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse.  Wobei  man  die 
Dinge  in  Österreich  nicht  über  einen  Kamm  scheren  kann,  dass  was  die  Ehe  im 
städtischen  Bereich  ausmacht,  ist  unter  Umständen  nicht  dasselbe  wie  im ländlichen 
Bereich. 
Patchwork-Familie:
Schwierig. Weil es so schwierig ist, die verschiedenen Beziehungen dann unter einen Hut 
zu bringen. Für Kinder ist das Wichtigste die soziale Familie. Wie es ihnen jetzt geht und 
dass  konkret  die  Eltern  den  Kindern  immer  Geborgenheit,  Fürsorge  und  Erziehung 
geben. Auf der anderen Seite gibt es auch noch die Abstammung und die Verwandtschaft 
und es kann nicht gut sein, dass nur die soziale Familie zählt und dass die biologische 
Abstammung ganz zur Seite geschoben wird, das ist immer eine Gradwanderung. 
„Homo-Ehe“: So was ähnliches gibt’s – die EP.
Kindeswohl: Ich  würde  sagen,  den  Kindern  Stabilität,  Halt,  Geborgenheit  zu 
verschaffen. 
Standesamt/Trauungssaal : Feierlichkeit
Eingetragene  Partnerschaft : Stille  Freude  über  die  staatliche  Anerkennung,  einer 
lange, lange, lange Jahre missbilligten Art der Beziehung. 
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Nom: Maître Caroline Mécary
Date/Heure: 11 mars 2011, 15 h, par téléphone
Avant le PaCS :
Combien de temps êtes-vous déjà concerné avec le PaCS? Il faut inscrire la demande 
d'un  Pacs  dans  le  contexte  historique  suivant:  En  droit  français,  les  pratiques 
homosexuelles ont été totalement dépénalisées en 1982. De 1982 à la fin de 1989 environ 
l'homosexualité faisait partie des comportements dont on ne parlait pas du tout. Et puis 
en France, l'épidémie du Sida était particulièrement virulente à la fin des années 80. Et 
elle  a  entraîné  le  décès  de  beaucoup  d'homosexuels  et  c'est  à  cette  occasion  que  la 
situation des couples homosexuels s'est relevé tout à fait dramatique. Un exemple: Un 
couple d'hommes qui vit ensemble, celui qui est titulaire du droit au bail vient de décéder 
et son compagnon qui a vécu avec lui pendant plusieurs années dans cet appartement, n'a 
pas le droit de bénéficier d'un transfert du droit au bail.  Cette situation profondément 
injuste a donné naissance à des revendications pour créer un contrat  pour les couples 
homosexuels.  Les  revendications  ont  émergées  à  partir  des  années  90  et  ont  été 
principalement  portées par des associations  de défense de droit  des homosexuels.  Au 
départ les premières projets ont été portés par AIDES, une associations qui lutte contre le 
Sida. Dans ce contexte général formait les revendications d'un contrat pour les couples 
homosexuels. Il faut préciser qu'en 1989 la cour de cassation a qui on avait demandé si 
deux hommes vivant ensemble pouvaient être considérés comme des concubins, donc 
bénéficier  d'un minimum de protection  juridique,  et  cette  cour  de cassation française 
avait refusé de considérer qu' un couple homosexuel puisse être qualifié juridiquement 
d'un  couple  de  concubins  et  la  conséquence  est  que  des  couples  homosexuels  ne 
pouvaient pas bénéficier de cette protection sur le transfert de droit au bail. 
Moi,  je  commençais  à  m'intéresser  à  la  manière  dont  le  droit  français  traitait 
l'homosexualité à partir de 1996. J'ai participé au débat sur le Pacs étant préciser qu'à 
l'époque à 1997, moi j'étais favorable déjà à ce moment là à l'ouverture du mariage civil à 
tous les couples. Je considérais que la question de la protection des couples homosexuels 
était une question qui révélait des droits de l'Homme et que révélait de la problématique 
de  l'égalité  de  traitement  de  tous  les  couples.  Pour  moi  il  était  évident  que  l'égalité 
impliquait l'ouverture du mariage civil à tous les couples. Et donc j'étais favorable au 
Pacs par définition parce que c'était mieux que rien, mais je n'ai jamais cessé de dire que 
ce n'était pas suffisant et cela maintenait les homosexuels dans une situation d'infériorité 
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quant à la protection de leur couple. Le Pacs n'offre pas les mêmes droits et n'impose pas 
les mêmes devoirs que le mariage. 
Quel évènement ou qui a permis de finaliser cette loi en 1999? Etait-ce un procès ou 
y avait-il un évènement précis? Il n'avait pas d'événement précis en 1999 quand le Pacs 
a  été  voté  par  le  parlement  français  et  en effet  aboutissement  d'un processus  qui  en 
France a duré dix ans. 1989 arrêt  de la cour de cassation qui refuse que les couples 
homosexuels soient comme des concubins donc bénéficier d'une protection juridique et 
1999 le vote du Pacs par le parlement avec beaucoup de difficulté: le projet de loi a été 
présenté  une première  fois,  pour une raison de procédure il  a été  rejeté,  car  tous les 
parlementaires qui auraient du être là et qui auraient du le soutenir n'étaient pas là et il a 
fallu représenter le texte une deuxième fois pour qu'il puisse être adopté. 
Le fait que le Pacs est ouvert aussi aux couples hétérosexuels c'est une façon de noyer la 
question de l'égalité à travers le mariage. Et pour noyer la question de l'égalité à travers le 
mariage il fallait effectivement ouvrir le contrat de Pacs à tous les couples. Ce qui ne 
pose pas de problème en soi,  mais cela ne rejoue pas la question de la différence de 
traitement  qui  existait  encore  à  l'égard  des  homosexuels.  Puisque  donc  les  couples 
hétérosexuels peuvent choisir entre le concubinage, le Pacs ou le mariage et donc les 
couples homosexuels-eux n'ont le choix entre le concubinage aujourd'hui et le Pacs. Le 
mariage leur est toujours fermé. 
Etaient-ce les idées du CUC ou du CUS ou bien du CUCS encore dans le projet de 
la loi du PaCS?
Les projets ont porté des différents noms, mais il ne sont pas tous les mêmes, au final on 
a  donc  adopté  le  Pacs.  Pour  partie,  je  me  souviens  pas  du  détail,  ce  n'est  pas  très 
important, en revanche il y avait des choses qui ont été totalement écartées. Un contrat 
prévoyait même qu'il pourrait être conclu entre des frères et soeurs, donc c'était mélange 
un lien de parenté avec un lien d'alliance, c'est pas cohérent juridiquement de faire cela. 
Comment étaient les négociations du PaCS?
Les  négociations,  les  discussions  autour  du  Pacs  ont  été  extrêmement  virulentes  à 
l'époque et toujours d'ailleurs la droite conservatrice catholique était très opposée au vote 
d'un contrat de partenariat ouvert aux couples homosexuels. On a même eu une député – 
Christine Boutin – le jour du vote du Pacs a dans l'hémicycle de l'Assemblée Nationale 
brandi la bible pour dire que c'était interdit au nom de la bible. 
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Avez-vous pu contribuer à la loi?
J'ai contribué à la loi parce que je fais partie du syndicat des avocats de France qui avait 
été auditionné par les deux rapporteurs du projet de loi J.P. MICHEL et P. BLOCHE, 
mais en réalité ces auditions qui ont été effectuées par ces deux rapporteurs ont été des 
auditions purement formelles. Ils n'ont absolument pas retenu une seule des observations 
présentées par les associations qui avaient été sollicitées. On a fait comme s´il y avait de 
la  concertation  mais  en  réalité  ils  ont  tenu  compte  d'aucune  de  remarques  des 
associations et donc aussi du SAF. C'est de la fausse concertation. 
Quels influences des groupes particuliers avez-vous pu constater?
Dans le contrat lui-même il n'y a pas d'influence de l'Eglise catholique, mais dans le fait 
qu'un  ouverture  d'un  mariage  civil  soit  inaudible,  il  y  a  de  l'influence  de  l'Eglise 
catholique et des lobbys catholiques. En France il y a des lobbys catholiques. 
Ce projet de la loi, est-il différent des autres projets de lois?
Il faut comparer avec un exemple. Le seul exemple qui me vient à l'esprit de même que 
pour le Pacs les discussions ont été très violentes en France c'est l'adoption du projet de 
la loi sur la possibilité d'avorter en 1975 ou en 1967 la loi sur la possibilité pour femmes 
d'avoir recours au contrôle de naissance, la contraception. Les deux années les débats 
avaient été très, très, très violents. C'est du même ordre, dès qu'on touche à la famille, à 
la thématique de la famille, à un aspect de la sexualité c'est toujours très violents C'est 
perçu comme une attaque à l'un des piliers de la société. 
Discussion:
Comment avez-vous vécu/ressenti la discussion publique? Est-ce qu'un élément a 
retenu votre attention particulièrement ?
Il y a eu un moment ou cela a été particulièrement violent, c'était en janvier 1999, il y a 
eu à Paris un grand manifestation Anti-Pacs. Dans cette manifestation Anti-Pacs il y avait 
des élus de droite et des manifestants qui n'ont pas hésité à crier « Les PDs au bûcher ». 
Des propos extrêmement  haineux à l'égard des homosexuels.  Des pancartes  avec des 
propos extrêmement homophobes. C'était une chose extrêmement violente. 
Comment était la couverture médiatique?
Je m'en souviens plus,  mais  il  y avait  plutôt  une bonne couverture.  Il  me semble de 
mémoire. Mais qui reflétait le débat de la société. Il y avait des pour et des contre, tous 
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les professeurs de droit de la famille étaient contre. Il disaient que cela va porter fin à la 
cathédrale qui est le mariage, des choses assez adhérentes. Et des écrits très homophobes 
en fait, d'une certaine manière. 
Avait-il une différence du débat en 1998 et dans les années avant 1999?
Avant 1995 cela n'occupait pas le devant de la scène, c'était connu au milieu gai. Cela a 
commencé à être porté plus fortement publiquement à partir de 1996/1997. Il y avait des 
revendications pour la reconnaissance du couple homosexuel et  des autres qui étaient 
absolument contre d'une reconnaissance du couple homosexuel à travers d'un contrat.
Avait-il  des  revendications  spéciales  dans  votre  environnement  professionnel  ou 
d'autres groupes dont vous vous souvenez?
Non, dans mon environnement professionnel qui est un environnement d'avocat, non. Les 
avocats à l'époque c'était à 98% des gens conservateurs et il n'y a pas de mobilisation. 
Les avocats sont des professions individuelles qui travaillent pour les clients. Mais de 
certains syndicats comme le SAF, comme je vous le disais a réfléchi à un contrat de 
partenariat, il a fait donc des propositions à la mission parlementaire. Au sein des avocats 
de  France  la  majorité  n'étaient  pas  favorable  à  un  ouverture  du  mariage,  ils  étaient 
d'accord pour le Pacs, mais pas pour l'égalité  totale,  mais le SAF était  un syndicat à 
gauche, plutôt ouvert. Et 1998/99 il y avait pas d'ouverture, il y avait même des gens qui 
disaient, je ne comprends pas pourquoi les homos veulent se marier, ils ont qu'à faire 
comme nous être en concubinage. Mais les hétéros ont le choix, ils peuvent faire ce qu'ils 
veulent – vivre en concubinage ou se marier, quand on est homo, on n'a pas ce choix. On 
n'est même pas concubin et on n'a pas le mariage. 
Mise en pratique:
Que pensez-vous de cette loi?
Dans beaucoup de pays le partenariat enregistré est un premier pas, on peut regarder par 
exemple les Pays-Bas et la Belgique. Mais pour comprendre ce qui se passe en France il 
faut voir que historiquement le poids de l'influence religieuse est quand-même très forte, 
malgré la loi de séparation de l'Eglise et de l'Etat. La culture catholique fait partie de la 
culture française. Et la deuxième chose est que nous avons une spécificité c'est ce que 
j'appelle  la  « bouilli-psychanalyste »  mal  compris,  mal  vulgarisé.  La  vulgaire 
psychanalytique  est  aussi  un  obstacle  fort  à  l'ouverture  du  mariage.  Avec  des 
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psychanalystes  qui  font  un  combat  qui  n'est  pas  particulièrement  adhérent  dans  la 
psychanalytique on n'a pas à prédire quoi que ce soit, on n'a pas à dire ce qu'il faut faire. 
Réforme en 2007 a-t-elle changé quelque chose?
D'abord il y avait une première reforme en 2005 qui a permis au Pacsé qu'ils pourraient 
déclarer  leurs impôts  tout  de suite,  avant  il  fallait  attendre  trois   ans,  et  en 2007, la 
réforme a améliore  un peu le  contrat  de Pacs,  mais  il  y  a  toujours  des  très  grandes 
différences. Le contrat n'est pas célébré en mairie, mais enregistré dans un tribunal. Le 
régime d'acquisitions des biens, dans le mariage c'est le régime de la communauté et pour 
le Pacs c'est la séparation. On ne peut pas automatiquement hériter de son conjoint, ce 
que l'on peut quand on est marié. Quand dans le mariage quand votre mari ou femme 
meurt vous pouvez recevoir leur pension de retraite, la pension de réversion, cela n'existe 
pas dans le Pacs. Donc il y a toujours des différence, le nom n'est pas pareil. Tous ces 
différences me semblent pas admissible. Ils ne sont pas justifié objectivement. 
Etes-vous satisfait de cette loi en ce moment?
Non,  je  pense  qu'il  n'a  rien  qui  justifie  aujourd'hui,  même  en  1997  de  faire  de 
l'homosexualité une raison pour ne pas ouvrir le mariage,  je pense que la pratique de 
l'égalité  de  traitement,  qui  est  dans  la  déclaration  des  droits  de  l'Homme  française, 
l'article premier dit que « tous les Hommes naissent et demeurent égaux en droit. » Et 
bien si on veut réellement qu'il y ait une égalité en droit tous les couples qu'ils soient 
hétéro ou homo doivent avoir accès au statut de couple – concubinage, Pacs et mariage. 
Je travaille toujours pour qu'il y ait une égalité de droit, parce que je ne comprends pas 
aujourd'hui  ce  qui  justifieriez  qu'il  y  ait  une  différence  de traitement  au cause  de  la 
sexualité des couples. Cela ne se justifie pas, je rappelle que depuis 1990 l'homosexualité 
n'est plus considérée comme une maladie. Et il y a énormément des pays en Europe qui 
ont ouvert le mariage civil. Il faut arrêter cette positionnement idéologique qui puise ces 
racines dans les religions, ce cela soit la religion musulmane, juive ou chrétienne. Si sur 
le plan religieux le mariage est effectivement de fonder une famille, en droit civil cela 
n'est pas une obligation. On peut fonder une famille, ce n'est pas une obligation. Si cela 
serait  une  obligation  les  gens  trop  vieux  ne  pourraient  pas  se  marier,  les  femmes 
ménopausées ne pourraient pas se marier ainsi que les hommes stériles. On ne peut pas 
dire que ce sont les enfants, on peut pas dire que c'est la famille. Aujourd'hui en France il 
y a des milliers de couples, des femmes et des hommes qui ont des enfants, donc qui 
fondent une famille. 
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Où situez-vous la France comparée avec d'autres pays européens?
Elle  est  situé  dans  la  fin  du  milieu.  Il  faut  dire  qu'il  y  a  beaucoup  de  pays  de  la 
communauté européenne qui n'ont pas de contrat de partenariat ou mariage. En termes 
symbolique, alors que la France représente la patrie des droits de l'Homme, nous sommes 
les inventeur de la révolution française, on héritait de la philosophie des Lumières, une 
philosophie progressiste, nous devrions être à la pointe des droits de l'Homme, or  nous 
en sommes à la queue dans ce contexte là. 
Acceptation:
Cette  loi,  était-elle  une  possibilité  pour  faire  taire  d'autres  revendications  du 
mariage homosexuel?
Effectivement ils ont misé, espéré que la revendication du mariage disparaitraient, mais 
bon elle ne disparaît  pas, elle est très présente aujourd'hui, sur le plan politique nous 
savons que la droite est opposée au mariage civil, quand la droite restera au pouvoir en 
France, il  n'y aurait pas de mariage civil.  En revanche, nous savons que les partis de 
gauche en France se sont engagés à ouvrir le mariage civil à tous les couples, donc si la 
gauche gagne en 2012 cela devrait  être un des premiers  mesures mis en place par le 
gouvernement, c'est facile à faire, ca coûte rien et en termes des symboles c'est vraiment 
très important. 
Comment est cette loi acceptée dans votre environnent professionnel?
Oui. Il faut savoir que dès que la loi a été adopté il n'y a pas eu de chaos en France, il n'y 
a pas eu une révolution. On nous a prédit des catastrophes, la fin du monde, ca n'est pas 
arrivé. En fait, cela a très vite été entamé par la société française, c'est passé vraiment 
dans les moeurs. Aujourd'hui les gens qui se pacsent sont à 95% hétérosexuels et 5% 
homosexuels, ce qui est normal. Dans un société donnée il y a 95% des hétérosexuels et 
5% des homosexuels. C'est cohérent. Le couple homosexuel aujourd'hui il  est dans le 
paysage. Cela n'est plus considéré comme une anormalité, ca a légitimé l'existence du 
couple homosexuel. C'est un petit peu révolutionnaire. Après sur les droits et les devoirs 
c'est  une autre histoire,  mais sur le plan des principes,  la possibilité  que des couples 
homosexuels soient des couples dans la loi et plus hors la loi.
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Avez-vous entendu parler de ce projet de loi en Autriche? 
Un peu,  mais  je  ne  connais  pas  les  détails.  Je  sais  que  le  débat  a  surgi  parce  que 
l'Autriche voulait pas être condamné par la cour européenne des droits de l'Homme. 
Société et politique :
La  société  est-elle  plus  avancée  que  la  politique  en  matière  d'acceptation  d'un 
mariage homosexuel?
Là en tout cas pour le mariage en France oui, tous les sondages montrent qu'un majorité 
des français  est  favorable  au mariage.  Simplement  aujourd'hui un homme comme N. 
Sarkozy fait  un calcul  politique,  il  sait  très bien que s'il  ouvre le  mariage  à tous les 
couples, il perd une partie de ses électeurs très conservateurs au Front National. Et donc 
N. Sarkozy pourrait se retrouver dans la situation, où il sera même pas au deuxième tour 
de l'élection présidentielle en 2012. Donc, il n'y a aucun intérêt, c'est un calcul politique 
dans lequel il sait très bien, qu'il n'a aucun intérêt à ouvrir le mariage à tous les couples, 
parce qu'il  ne gagne pas des voix à gauche ou très peu,  en revanche il  va en perdre 
beaucoup dans son aigle droite. 
Les différences avec le mariage :
Quels étaient les principales différences avec le mariage? La nationalité et les droits 
de l'étranger, c'est pas comme le mariage. 
La loi couvre-t-elle uniquement les choses qui étaient absolument nécessaire?
Oui,  avec  un  bémol  sur  notamment  la  nationalité,  le  droit  au  séjour  qui  n'est  pas 
automatique, alors qu'il l'est quand on est marié, l'absence de la pension de réversion. Ce 
sont  les points en suspens qui sont importants. Le Pacs aujourd'hui permet une certaine 
protection, c'est vrai. 
Pourquoi les partenaires qui voulaient se pacser ne devraient pas aller à la mairie?
La mairie, la cérémonie c'est du symbole, ce n'est pas du droit. Il y a pas de conséquence 
juridique, c'est du symbole. C'était pour dissimuler tout lien avec la famille. D'ailleurs le 
contrat de Pacs est considéré comme un pur contrat, tandis que le mariage est considéré 
comme  une  institution  contractuelle.  Cela  implique  une  différence  de  logique  et  de 
conséquence.
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Cette loi aurait-elle été possible avant 1999? p. ex. en 1990 ou en 1995? 
Cela n'a pas été voté avant, donc manifestement cela n'a pas été possible avant. Ca a été 
voté  le  moment  où cela  est  devenu possible.  En 1998/99 les  femmes et  les hommes 
politiques  dans  leur  quasi-totalité  avaient  l'image  de  l'homosexualité  comme  quelque 
chose d'impropre, il fallait préserver le mariage, les gens de droite l'ont dit évidemment, 
mais même des gens de gauche ont dit qu'il n'est pas question d'ouvrir le mariage. La 
ministre de la justice E. Guigou était quand même membre du PS, si elle s'est permis de 
dire cela, ca veut dire que son parti était d'accord. 
Comment estimez-vous l'influence de la société sur ce projet de la loi du PaCS?
Il  faut  une  volonté  politique.  Il  avait  des  lois  qui  ont  été  votées  où  elle  n'était  pas 
d'accord. Quand on a la volonté politique dans une vision de la société ouverte, on peut le 
faire,  même si  la société n'est  pas d'accord.  Quand il  veut,  il  peut – même contre la 
société. C'est toujours une sorte de choix.
Définitions: 
Famille: Il y a 20 ans, il y a 10 ans, aujourd'hui? 
D'abord il y a  des familles. Il n'y a pas un modèle de famille, il y a une diversité de 
modèle de famille, avec des familles composés des couples hétérosexuels, des couples 
homosexuels, des familles recomposées, des familles qui ont adopté, des familles où on a 
eu recours à la PMA. Il y a pas la famille, il y a DES familles. Dans l'imaginaire collectif 
effectivement il y a un changement. Tout au long de du 19 et 20e siècle nous avons vécu 
dans le mythe de la famille nucléaire ou la famille un petit peu élargie avec les grands-
parents.  Mais cela est  un mythe ou un idéal,  de toute façon une conception de vivre 
ensemble profondément bourgeoise et profondément hérité de la religion catholique. En 
réalité hors de cet idéal qui avait été projeté dans ces préceptes il y avait des familles 
monoparentales, on se mariait pas, on vivait à la colle. Tout le monde ne peut pas rentrer 
dans les cases, qui sont des cases qui visent à censurer le désir. Le mythe est en train de 
tomber, malgré ceux qui n'arrêtent pas de parler de la famille. Depuis 30 ans en tout cas 
en France, il  y a un vrai bouleversement des images familiale. Il y a une très grande 
diversité, on peut divorcer, on fait refaire une famille, on peut refaire sa vie, on a plus 
qu'un partenaire dans la vie. On peut adopter, on peut avoir recours à la PMA, on peut ne 
pas avoir d'enfant aussi, c'est pas une obligation. Les gens, qui n'ont pas d'enfant sont un 
couple. C'est la présence d'enfant qui fait famille. Mais il y aussi des familles qui sont 
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deux fois deux couples, des homosexuels, deux femmes et deux hommes, on est à quatre, 
on n'est plus à deux.
Mariage: il y a 20 ans, il y a 10 ans, aujourd'hui
C'est un statut juridique qui articule à la fois le lien d'alliance, un lien conjugal entre le 
couple et éventuellement articule à la filiation.  Il y a une présomption paternité donc 
cette particularisation entre conjugalité et filiation.
la famille recomposée: Cela n'évoque pas grand chose. Si ce n'est pas la multiplicité des 
gens qui sont en couple hétérosexuels, qui font des gosses, qui se séparent, et après se 
mettent avec d'autres partenaires soit hétérosexuels ou homosexuels. 
le mariages « homosexuel »:  Cela m'énerve un peu parce que cela donne le sentiment 
que,  la  revendication  par  les  lesbiennes  et  les  gays  serait  une  revendication 
communautariste, alors qu'elle est exactement le contraire. La revendication de rentrer 
dans la loi universelle du mariage civil. C'est long de dire mariage civil ouvert à tous les 
couples. Donc cela est utilisé comme raccourci – on dit mariage gai ou mariage homo. 
Mais ce n'est pas cela, c'est le mariage civil qui doit être ouvert à tous les couples, aussi 
aux  homos.  Pour  moi  homosexuel,  cela  couvre  les  lesbiennes  et  les  gais.  Donc  le 
problème  de  cette  dénomination  est  que,  cela  donne  l'impression  que  cela  est 
communautaire,  c'est  exactement  le  contraire,  c'est  le  désir  de  rentrer  dans  la  loi 
commune, dans l'universalité de la loi du mariage. 
L'intérêt  supérieur  des  enfants:  L'intérêt  supérieur  de  l'enfant.  Derrière  le  vocable 
« intérêt supérieur de l'enfant » à chaque époque les gens qui jugent, les magistrats ont 
mis  leur vision de l'intérêt  supérieur de l'enfant.  Il y a 20 ans on pouvait  au nom de 
l'intérêt  de l'enfant on pouvait restreindre les droits d'une mère homosexuelle ou d'un 
père homosexuel. Au nom de ce même intérêt aujourd'hui on ne fait plus pareil. C'est une 
notion  évolutive  comme  toutes  les  notions  juridiques  et  donc  un  point  de  repère 
intéressant, mais il faut être attentive comment il est utilisé par les gens qui sont pour et 
contre  l'adoption des couples homosexuels.  C'est  tout à  fait  instrumentalisé  selon qui 
parle, il faut voir qui parle et on voit que l'intérêt supérieur de l'enfant n'est pas partout le 
même. 
Le  bureau  d'état  civil/la  mairie: Cela  donne  des  indications  sur  l'état  civil  des 
personnes. 
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le partenariat enregistré: Je pense au Pays-Bas, Norvège, Suède qui sont les premiers 
pays qui ont ouvert le partenariat enregistré. 
le PaCS: La spécificité française. Quand on parle des EP à l'étranger on les appelle en 
France le Pacs XY. Alors que c'est un comble. C'est une façon de spécifier les choses.
le concubinage: il  y a 20 ans, il  y a 10 ans, aujourd'hui:  Le concubinage en droit 
français est défini comme être une union stable, connu, non libre. Pour les gens qui ne 
souhaitent  pas s'engager  publiquement,  dans  des liens  qui  pourtant  leur  apporteraient 
protection, mais chacun peut choisir libre. Chacun doit avoir le choix. Je suis pour la 
liberté de choix. En fait le concubinage n'était pas défini en droit français avant 1999, 
cela a été défini aussi par la loi sur le Pacs, il y a un article qui définit le concubinage. 
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Nom: Jean-Pierre MICHEL, sénateur (PS)
Date/Heure: 15 mars 2011, 11 h, au sénat de Paris
Avant le PaCS :
Combien de temps étiez-vous déjà concerné par le PaCS? On a commencé en 1990 
par là. Il y avait un groupe de travail qui s'est formé et qui avait préparé une proposition 
de la loi qui s'appelait à l'époque le contrat d'union civil. A l'époque j'étais député, ils sont 
venus me voir. Mais le groupe socialiste n'était pas prêt à soutenir cette loi. Ce qui m'a 
poussé à soutenir cette loi c'est déjà dans les  années 80 j'avais soutenu la loi qui avait 
supprimé le délit de l'homosexualité en France, ensuite j'ai fait voter un amendement qui 
établissait  un  délit  de  discrimination  pour  l'homosexualité  (dans  le  travail,  dans  le 
logement  etc.)  Et  j'étais  en  contact  avec  des  groupes,  soit  des  groupes  totalement 
homosexuels issus en peu de l'année 68, soit  avec des associations  de lutte contre le 
SIDA comme AIDES ou Act-Up, qui demandaient un statut pour les homosexuels qui 
étaient  en  couple  et  qui  avaient  beaucoup  de  difficultés  lorsqu'un  de  deux  mourait, 
notamment pour garder le logement – la personne qui n'était pas titulaire du bail et à 
l'époque pour  l'accès  à  la  sécurité  sociale  s'il  n'était  pas  affilié,  à  l'époque il  y  avait 
quand-même beaucoup de morts. Voilà ce qui m'a poussé à présenter le texte, c'était un 
peu long, parce que le groupe socialiste a traîné, en fait ne voulait pas. Et finalement, fin 
1992 par  là,  j'ai  déposé la  proposition  de  loi  avec  quelques  députés,  une dizaine  de 
députés socialistes, normalement, ca se fait pas comme ca, mais voilà, on a déposé, parce 
que après il y avait les élections de 1993 et là, je savais très bien qu'en 1993 la gauche 
serait battue, c'était sur, et je voulais que le texte soit déposé et enregistré avant. En 1993, 
j'ai été réélu député parmi environ 60 socialistes. Donc j'ai re-déposé, parce que dans 
chaque législature il faut re-déposer, un texte et là il y avait une période un peu creuse 
pendant 5 ans, et il y avait des débats, il y avait des interviews, mais le gouvernement de 
droite ne voulait absolument pas et en 1997 quand Jospin est arrivé au gouvernement là 
nous  avons  re-déposé  trois  propositions  de  loi  et  le  groupe  socialiste  a  accepté  de 
présenter le texte à l'assemblée nationale. Ce qu'on appelle un niche parlementaire. Voilà 
comment ca s'est fait, ca a pris longtemps. 
Quel évènement ou qui a permis de finaliser cette loi en 1999? Etait-ce un procès ou 
y avait-il  un évènement précis?  C'était  l'aboutissement  d'un processus  qui  datait  de 
presque 10 ans. Il n'y avait d'évènement qui a poussé. Ce qui a poussé, oui, c'est qu'il a eu 
un changement de majorité politique et cette majorité politique était favorable, mais pas 
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d'autre événement cela datait d'il y a une dizaine d'années. On en parlait, on parlait d'une 
loi. La première loi en Europe c'était au Danemark, je crois, et voilà.
Etaient-ce les idées du CUC ou du CUS encore dans le projet de la loi du PaCS? On 
a repris tout ce qui a été présenté, il y avait une proposition des communistes qui n'était 
pas toute à fait la même, mais en fait il n'y avait pas beaucoup d'autres propositions, en ce 
moment.  Sauf que à l'époque déjà certaines  associations demandaient le mariage.  Ca, 
bon, non. C'était pas pareil, c'était pas le même texte. Voilà. Et politiquement je pense, ca 
n'aurait pas été possible. 
Comment  étaient  les  négociations  du  PaCS?  Les  négociations  ils  ont  été  un  peu 
difficiles avec le gouvernement, même avec le gouvernement. Parce que en fait, il y avait 
la  ministre  de la   justice  Mme.  Guigou,  bon il  y  avait  des  députés,  qui  ont  été  très 
favorables, Jospin et Strauß-Kahn qui étaient ministres, ils étaient plus réticents. Il y avait 
une période de négociation assez longue où on a revu le texte, il fallait enlever du texte, 
tout ce qui pouvait faire penser au mariage, en gros. On n'a pas enlevé tout, mais je me 
rappelle, il y avait une discussion avec le Premier ministre, très dur, quand on disait que 
les pacsés avaient des devoirs. Et là il disait, devoir réciproque c'est pour les gens mariés. 
Et il y avait toujours ce débat, qui existe encore aujourd'hui, la droite à fait voter quelque 
chose là-dessus – un amendement – ce débat en disant qu'on veut bien faire quelque 
chose – mais un contrat. Donc, on comprend bien qu'il y a des gens qui sont comme ca, 
qui ont des problèmes, eh bien, qu'ils aillent chez le notaire et ils font un contrat notarié. 
Et à la suite d'un contrat notarié il y aura un certain nombre de droits. Et nous, on disait 
non, ce n'est pas qu'un contrat, c'est aussi un acte qui doit  être inscrit dans le code civil, 
c'est pas qu'un contrat et la bataille était où cela va être signé. Au début c'était en mairie, 
mais pas comme un état civil, mais on allait à la mairie pour les services de la mairie 
pour faire le truc et ensuite on est arrivé au tribunal. Mais si vous voulez ca a toujours été 
ce débat et dernièrement, dans un texte très large, la droite a fait voter, si deux voulaient 
se pacser et qu'il y a pas de problème, c'était un contrat normal, on pouvait aller que chez 
le notaire. Donc on voit bien que cette idée revient  - toujours. On s'est beaucoup battue 
pour l'inscription du PaCS dans la première partie du Code civil. Dans le Code civil il y a 
plusieurs parties, la première partie c'est le droit de personne avec les mariages, filiation, 
l'adoption et il y a une partie sur les contrats. Et il y avait des gens qui voulaient que le 
PaCS soit inscrit dans la partie pour les contrats. Mais nous, on a dit non, le PaCS sera 
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introduit dans la première partie du Code civil. Donc aujourd'hui en Code civil on voit le 
mariage et le PaCS. 
Avez-vous pu contribuer à la loi?
Quels influences des groupes particuliers avez-vous pu constater? Les négociations 
c'était avec la Majorité. Il y a eu à l'époque toute la droite contre, absolument contre. Il y 
avait peut-être une personne qui était Mme Bachelot qui était pour, la seule. La droite 
était contre ultra-contre, avec des manifestations dans la rue à Paris, beaucoup de monde 
était  descendu à l'appel  des députés de droite notamment de l'ouest  de la France,  les 
catholiques. A l'assemblée nationale le débat était long, très difficile, avec des insultes, 
des termes absolument incroyable. On peut dire que oui, aujourd'hui l'UMP dit, oui on 
avait tort, mais à l'époque ils était tous contre, absolument contre, et à 100% contre.
A l'extérieur des groupes ont tenté d'influencer le débat, dans les Eglises, on peut dire 
qu'il y avait que les protestants qui acceptaient. Les autres Eglises: l'Eglise catholique 
était  divisée  comme  toujours,  mais  les  évêques  qui  ont  pris  position  étaient  contre. 
L'Eglise juive et musulmane étaient contre également. J'ai eu des coups de téléphone, des 
lettres d'insultes, des lettres anonymes, j'en ai, pas un placard, mais... Après, maintenant 
tout est très bien, donc on a bien fait. 
Ce projet  de la  loi,  est-il  différent  des  autres  projets  de lois? La discussion était 
différente, mais dès qu'on discute en France des droits de personnes, de la famille. C'est 
quand-même très difficile.  J'étais pas encore député, mais je me souviens quand on a 
modifié les règles de la filiation, quand on a mis les enfants hors mariage qu'un homme 
qui le reconnaît, quand on a enlevé tout ce que concerne les enfants adultérins, qu'on a 
mis sur le même pied, tous les enfants pour l'héritage,  la loi sur la filiation. Ca a été 
terrible, les débats étaient terribles. Terrible, également. Donc chaque fois qu'on touche à 
ces questions c'est quand-même très compliqué. Là, à la rentrée on discutait les lois sur la 
bioéthique, les nouvelles façons d'avoir des enfants etc., également terrible. 
Discussion:
Comment avez-vous vécu/ressenti la discussion publique? 
Est-ce qu'un élément a retenu votre attention particulièrement? Je me rappelle d'un 
certain  nombre  des  choses  qui  ont  été  dites  et  qui  se  révélaient  d'être  complètement 
fausses.  C'était:  « Vous  faites  un  mariage  pour  les  homosexuels. »  C'était  faux. 
Aujourd'hui 90% des PaCS sont faits par des hétérosexuels. Ce qui est normal, c'est la 
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population. Ou: « Cela concerne que les gens dans la ville et les étudiants. » Faux. Il y a 
des PaCS dans tous les départements, y compris les plus ruraux etc. Hétéro et homo. Ou: 
« Vous allez permettre à faire des listes des homosexuels – qui pourraient servir si Hitler 
revenait  au  pouvoir. »  Ils  ont  dit  ca  à  l'assemblée  nationale.  Tout  ca  s'est  révélé 
complètement faux. Donc on en a entendu des critiques, même des insultes, mais – moi 
j'étais, on pensait qu'on fait un texte qui était correct. Qui s'adressai à tout le monde, qui 
n'était  pas  un  texte  contre  le  mariage,  puisqu'il  y  a  toujours  le  contrat  de  mariage, 
d'ailleurs, ce n'enlève rien au mariage. Ce ne remplace pas le mariage, c'est autre chose. 
Donc, voilà. 
Comment était la couverture médiatique?  Elle était plutôt favorable. Oui. Dans les 
éditos. Le journal le plus à droite on peut dire, c'est Le Figaro, eh bien, le Figaro avait des 
articles  qui  ont  été  plutôt  pour,  mais  quand-même ils  mettaient  des idées  qui  étaient 
contre. Beaucoup de philosophes, les gens de l'Eglise catholique étaient contre, mais il y 
avait pas que ca. 
Etait-il important de faire un texte qui s'adresse à tout le monde?
Dès le début on a voulu faire un texte qui s'adressait à tout le monde, parce que ca, c'est 
quand-même le droit français. Dans les pays  nordiques, de tradition anglo-saxonne on 
peut  à  mon avis  faire  des  textes  beaucoup plus  communautaristes,  en Angleterre  par 
exemple ou dans les Pays-Bas on fait des textes qui concernent une communauté, une 
partie de la population. En France, ca non, la loi est universelle elle doit s'adresser à tout 
le monde, sauf évidemment si on fait une loi pour les handicapés dans la rue, pour les 
aider c'est autre chose. Si vous faites une loi comme ca, elle devrait s'adresser à tous les 
couples. Quelque soit le sexe des deux personnes et dès le départ on voulait faire ca, déjà 
dans les premières propositions de loi. Il y a jamais eu en France, même de la part des 
assos, un texte qui a été fait que pour les homosexuels. C'est fait pour tout le monde, bien 
sûr  à  l'époque la  demande  venait  des  homosexuels,  des  associations,  pourquoi  parce 
qu'ils n'avait aucun droit, ils n'était pas reconnu, et il faut quand-même se rappeler le sida 
a fait un certain nombre de morts tous les jours. Dans la famille des gens, les amis des 
enfants,  c'était  incroyable,  aujourd'hui  heureusement  on  en  est  plus  là-  Et  les 
hétérosexuels qui se sont pacsés, souvent des gens qui se marient après ou des gens qui 
ont déjà divorcé et qui ne veulent plus se marier. Mais ils veulent quand-même quelque 
chose  d'officiel,  de  signé.  Ces  gens  là,  ils  sont  pas  en  association,  ils  sont  pas 
syndicalises, ils ne demandaient rien. 
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Il était jamais question d'ouvrir le mariage à tous les couples? La question, elle vient 
maintenant et à mon avis la question viendra dans quelques années, d'ouvrir le mariage a 
tous les couples. Oui, je pense parce que le PaCS ne traite pas les problèmes de la famille 
du tout, le PaCS traite le problème d'un couple et pas de la parentalité. Donc, si ce couple 
est hétérosexuel et qu'il y a des enfants, il y a en France des lois sur la filiation qui règlent 
le problème, le père reconnaît l'enfant, l'enfant est un enfant reconnu, il port le nom des 
parents, aucun problème. Par contre pour tous les couples homosexuels, il n'a aucune 
possibilité ni d'adopter, parce que le PaCS il n'y a pas d'adoption permise pour les pacsés. 
Alors qu'en France on peut adopter quand on est célibataire. Il y pas de possibilité de 
procréation médicalement assistée, ca se fait,  tout ca n'est pas légal. Donc le mariage 
ouvert  à  tout  le  monde  réglera  les  question  de  la  parentalité,  surtout  de  l'homo-
parentalité.
Avait-il une différence du débat en 1998 et dans les années avant? Le plus difficile 
c'était au moment du vote de la loi, au début il y avait des débats, quand on est arrivé à un 
moment où on a bien senti que le texte allait être voté, c'était encore plus dur. Et après, 
certains ont dit, oui, voilà, quand on a vu le nombre des PaCS, petit à petit les critiques 
sont tombés, et maintenant s'y fait très bien. 
On peut faire une loi ouvrant le mariage à tout le monde, et cela n'empêche pas que le 
PaCS  peut  rester.  La  rupture  du  PaCS  est  plus  facile  que  le  divorce  d'un  mariage. 
Deuxièmement  les  pacsés  n'ont  pas  tous  les  droits  des  mariés.  Il  y  a  pas  d'héritage 
automatique, il y pas de pension de réversion. Il y a un tas de choses qui ne sont pas 
exactement les mêmes droits. 
Mise en pratique:
Etes-vous satisfait de cette loi en ce moment? Oui, parce que ca concerne beaucoup de 
gens et je vois que c'est utile. C'était utile pour tout le monde, il y a beaucoup de gens qui 
s'en serve. C'était utile pour les homosexuels qui veulent vivre en couple et qui veulent 
avoir une reconnaissance et un certain nombre de droit, et quelque chose de symbolique, 
et puis ca sert à beaucoup d'autres couples, notamment à des gens qui ont été marié et qui 
ont vécus des divorces pénibles et qui disent ca plus, terminé, on fait un PaCS.
Si vous pourriez changer quelque chose à cette loi? On pourrait donner plus des droits 
aux gens, on pourrait faire cette affaire en mairie. Mais bon, si on fait une loi pour ouvrir 
le mariage à tous les couples, est-ce utile de mettre plus de choses dans le PaCS? La 
question se pose!
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Où situez-vous la France comparée avec d'autres pays européens? Au début la France 
était  une  des  premières  parce  que  avant  le  PaCS il  n´  y  avait  que  le  Danemark,  la 
Hollande, et maintenant elle est dans un milieu. Plus qu'un milieu, mais la France n'a pas 
reconnu l'homoparentalité,  alors  que même  l'Espagne l'a  reconnu,  tous  les  pays  l'ont 
reconnu. En Italie, en Grèce il y a rien. En Allemagne il y a pas grand chose. Donc la 
France se situe plutôt bien, mais elle a été dépassé. 
Acceptation:
Cette  loi,  était-elle  une  possibilité  pour  faire  taire  d'autres  revendications  du 
mariage homosexuel? Par pour les faire taire, mais pour répondre à leurs revendications, 
au début les revendications venait  des associations, d'autant plus que il y avait eu un 
certain nombre d'arrêt de la cour de cassation qui avait dit que quelqu'un qui vivait avec 
un autre et qui n'avait pas de sécurité sociale ne pouvait pas bénéficier  de la sécurité 
sociale de l'autre, qu'il fallait une loi. Ils étaient pas affiliés, ils ne pouvaient pas comme 
des gens mariés, être à la sécurité sociale du conjoint. La cour de cassation a statué aussi 
sur le droit au bail:  Surtout les couples homosexuels étaient touchés par le fait  qu'ils 
n'avaient  pas  de  droit  au  transfert  du  bail,  donc  si  le  propriétaire  ou  le  locataire  de 
l'appartement mourait, ils étaient virés tout de suite. C'était les choses pratiques et en plus 
il y avait la revendication: On veut être reconnu, on veut exister, on veut être dans la loi. 
Mais on a dit on fait un texte pour tout le monde.
Société et politique :
La  société  est-elle  plus  avancée  que  la  politique  en  matière  d'acceptation  d'un 
mariage homosexuel? Non. Je ne crois pas que la société est plus avancée, en tout cas il 
y dix ans, elle n'était pas plus avancée, les sondages étaient plutôt favorable après, mais 
c'était partagé. Elle est encore partagée. Même si aujourd'hui le PaCS est reconnu, tout le 
monde en parle, dans la radio, dans les films, machin. Le gens se pacsent, mais dans la 
société il y a toujours des réticences. 
A-t-on encore besoin d'un mouvement des homosexuels?
Les différences avec le mariage :
Quels étaient les principales différences avec le mariage? La filiation. Le mariage ca 
concerne la famille. L'idée du mariage, qui est depuis toujours, c'est que deux personnes 
sont  ensemble  pour  faire  des  enfants.  D'abord  les  religions  ont  béni  ca,  et  après  les 
politiques. En France c'est la révolution et surtout Napoléon qui a dit que il faut faire un 
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mariage civil, il faut donc assurer la stabilité des couples. A mon avis, l'Etat n'avait rien à 
voir là-dedans, si les gens veulent se marier religieusement, ils se marient religieusement, 
mais après, que vient faire l'Etat là au milieu? L'Etat est arrivé au 19e siècle pour dire: on 
vous codifie. Voilà. Pour quelle raison? Parce qu'ils vont avoir des enfants et on veut 
avoir un état civil correct. On veut que les enfants aient un nom. On veut que tout ca soit 
propre. Donc la principale différence c'est ca, que le PaCS s'occupe que d'une personne et 
une autre. Après, si ces deux personnes ont un enfant, d'une manière ou d'une autre, s'ils 
sont hétérosexuels ils peuvent reconnaître, comme les gens qui vivent ensemble sans être 
pacsés, des concubins. En France il existe une loi que même les hommes (encore) mariés 
qui ont un enfant hors mariage peuvent le reconnaître. Et l'enfant peut porter le nom du 
père, l'épouse peut pas s'y opposer et à la succession il vient au même niveau que les 
autres. Si ce sont des couples homosexuels il n'y a pas de reconnaissance de leur famille. 
Même si aujourd'hui certaines jurisprudences sont un peu plus, ils ont reconnu l'adoption 
des homosexuels, même si normalement ce n'est pas possible, mais ils ont dit que c'est 
pour l'intérêt de l'enfant. Mais la loi non, elle n'est pas d'accord. 
Les réformes en 2005 et 2007 ont-elles changées grand chose? Non, on a fait deux ou 
trois améliorations, on a permis que le PaCS soit inscrit dans le registre d'état civil, en 
marge. C'est pas un état civil, mais c'est inscrit. On a permis les statistiques, parce que 
jusqu'à présent pour pas faire des listes qui auraient servi à des régimes fascistes, on ne 
pouvait pas faire des statistiques du PaCS homo- ou hétérosexuel. Après c'est tout. Toute 
les mesures importantes qu'on avait demandé ici au sénat ont été repoussées. C'est-à-dire 
la signature en mairie, la pension de réversion, l'adoption. 
Pourquoi les partenaires qui voulaient se pacser ne devraient pas aller à la mairie? 
La mairie reste fermée parce que la mairie c'est le mariage. Voilà. Dans l'esprit des gens, 
alors nous, on ne pensait pas que le maire allait faire le PaCS, c'était même pas ca. C'était 
d'aller dans les services de la mairie, c'était plus simple. Quand vous vous mariez, il y a 
une date d'une cérémonie officielle où vous arrivez devant le maire, avec l'écharpe, dans 
une salle où il y a « Marianne » etc. et au nom de la république on vous marie, nous, on 
pensait même pas ca, mais on pensait que les couples allaient déposer leur dossier dans 
les services de la mairie. Et donc la mairie aurait un registre du PaCS, comme elle a déjà 
un registre de mariage, de baptêmes, de décès et voilà c'est tout. C'était pas béni par le 
maire, mais même ca pour l'instant, voilà. Alors, il y a certaines mairies de gauche en 
général, qui acceptent de faire des cérémonies, qui n'ont aucun intérêt. Vous allez faire 
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votre PaCS dans un tribunal, et après il y a certains maires qui acceptent de recevoir les 
pacsés. 
Comment estimez-vous l'influence de la société sur ce projet de la loi du PaCS? Ah 
oui,  il  y avait  beaucoup de réticences  qui restent  encore.  Peut-être  pas pour le PaCS 
comme il  est,  mais  dès qu'on commence à  faire  un peu plus,  ou à  se rapprocher  du 
mariage, là pour l'instant il y a encore des oppositions. 
Définitions - Associations:
Famille: Il y a 20 ans, il y a 10 ans, aujourd'hui? Je ne sais pas ce que c'est. Je ne sais 
pas ce que c'est. Au moment du PaCS on m'a toujours dit ca. Tu détruis la famille. Donc 
la famille c'est quoi? Pour les gens conservateur c'est un homme, une femme, mariés, 
avec des enfants. Mais aujourd'hui c'est pas ca. Ca peut être ca, j'ai rien contre ca. Ca 
peut être des gens pacsés, ou des pacsés femmes avec des enfants ou des hommes avec 
des  enfants;  des  enfants  qu'ils  ont  eus  avant,  ca  arrive  souvent.  Des  familles 
monoparentales, femmes ou hommes seuls qui vivent avec des enfants. Donc c'est quoi la 
famille? C'est quelque chose qui est devenu ... Quand on dit qu'est-ce que la famille? Je 
vois bien la réponse en France encore: eh ben, la famille c'est maman, papa, avec des 
enfants, mariés. Non, c'est pas ca. Et c'est pourquoi je vous dis que je ne sais pas ce que 
c'est. 
Ca a beaucoup changé dans les moeurs, dans la vie. Et ca a changé à mon avis, parce que 
les  conditions  économiques  ont  beaucoup  changé.  Et  ca  a  beaucoup  influencé  les 
conditions sociales, les gens n'habite plus au même endroit,  ils changent; Les grands-
parents aujourd'hui ils sont souvent très loin. Alors que pratiquement des années tout le 
monde était au même endroit, surtout dans des zones rurales. Tout ca fait qu'il y avait 
beaucoup  de  changement,  de  la  notion  aussi  de  ce  que  c'est  la  cellule  familiale.  Et 
quelquefois la cellule familiale c'est une femme seule avec un gosse. Ou quand la femme 
ne veut pas que le père reconnaisse l'enfant,  ca existe  aussi.  Les enfants ne sont pas 
traumatisé. 
Mariage: il y a 20 ans, il y a 10 ans, aujourd'hui: Ca peut être deux choses. Moi je crois 
beaucoup au mariage religieux dans n'importe quelle religion. Quand les gens ont une 
religion qui croit ca, veulent que le mariage rentre dans leur croyance religieuse. Si c'est 
la  religion  catholique  c'est  un  sacrement,  donc  voilà  pas  de  divorce  possible,  les 
protestants c'est un peu différent, les musulmans, les juifs, c'est une cérémonie religieuse 
aussi. Les musulmans peuvent divorcer. Donc c'est une façon de dire par rapport à la 
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croyance qu'on a devant  Dieu,  on est  ensemble  pour faire des enfants,  quand même. 
Après le mariage civil, c'est plus compliqué à définir, je cois que les Etats ont voulu un 
peu contrôler la vie des gens. 
la  famille  recomposée: On  en  voit  beaucoup.  Un  couple  homme,  femme,  mais  en 
général aucun des deux.
le  mariage « homosexuel »:  Je ne crois  pas  à cette  notion,  je  crois  à  l'ouverture  du 
mariage à tous les couples. Ne pas faire un mariage que pour les homosexuels. On adapte 
les règles qui sont dans le Code civil, c'est très facile en disant que c'est ouvert à tout le 
monde.
L'intérêt supérieur des enfants:  C'est d'être élevé par un couple ou par une personne 
qui  est  bien,  qui  s'entendent  bien.  Ca,  c'est  l'intérêt  de  l'enfant.  On  voit  beaucoup 
d'enfants  qui  sont  dans  des  couples  mariés,  qui  sont  très  mal,  qui  se  disputent,  qui 
divorcent.  Donc c'est  pas parce qu'on est marié  que l'intérêt  de l'enfant  il  est  là.  Les 
enfants  qui sont élevés  dans des conditions  où le couple ou la  personne est  bien,  en 
général ils n'ont pas de problèmes. 
Le bureau d'état civil/la mairie: Je pense à un mariage, et je pense à autre chose. Il y a 
pas que le mariage. 
le partenariat enregistré: On a pas fait ca en France. 
le PaCS: On a fait le PaCS. 
le concubinage: il y a 20 ans, il y a 10 ans, aujourd'hui: C'était une notion purement de 
fait, jusqu'à la loi sur le PaCS, hors la loi. Il y avait plusieurs concubinages, il y avait un 
concubinage qu'on appelait notoire – c'est la cour de cassation que a dit cela dans les 
arrêts. Parce que un concubinage c'est « rien ». C'est un homme et une femme qui sont 
ensemble,  ou deux hommes etc.  et voilà.  Les tribunaux ont reconnu petit  à petit  une 
notion de concubinage qui a duré quelquefois toute la vie. Parce qu'il y avait des gens qui 
étaient contre le mariage et qui ne voulaient pas se marier. On appelle  ca aussi union 
libre. Et les tribunaux en France ont donné des droits aux concubins. Ensuite il y a un 
concubinage, en termes de liaison, on vit avec quelqu'un pendant quelques mois et voilà. 
C'est éphémère.  Et les gens qui font ca,  n'entend pas que ca amène des droits ou de 
devoirs.  Quand  on  a  fait  la  loi  sur  le  PaCS,  est  c'est  allé  au  sénat,  le  sénat  était 
absolument contre, contre, contre, et ils ont cru bon d'enlever dans le texte d'enlever tout 
ce que concernait le PaCS et de mettre dans la loi le concubinage avec le formule de la 
236
cour de cassation et comme ca les gens dans ces cas là ont un certain nombre de droits. 
Le texte est revenu dans l'assemblée nationale et nous on a rétabli tout ce que concernait 
le PaCS et on a gardé le concubinage.  Donc aujourd'hui dans le Code civil  il  y a le 
mariage, le PaCS et le concubinage. Ces concubinages qui durent, c'est-à-dire des gens 
qui ne veulent même pas signer un PaCS, mais qui sont ensemble depuis longtemps et 
qu'il le prouve par des témoins ou par tout moyen et puis ils peuvent avoir un certain 
nombre  de  droits.  Et  c'est  dans  la  loi  depuis  1999,  avant  c'était  « rien »,  mais  les 
tribunaux ont quand-même reconnu un certain nombre de choses. Et c'est le sénat qui l'a 
mis dans la loi et nous on a dit qu'on le garde.
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Nom: Patrick BLOCHE, député (PS), maire du 11e arrondissement de Paris
Date/Heure: 17 mars 2011, 16.30 h, par téléphone
Avant propos: Aujourd'hui il y a plus d'un million de pacsés en France. A l'époque on a 
bien répondu  à la demande de la société française. 
Combien de temps êtes-vous déjà concerné avec le PaCS? J'étais déjà concerné avant 
1997,  j'étais  sensibilisé  comme  beaucoup  d'autres  à  la  fin  des  années  80  par  les 
conséquences  sociales  de  l'épidémie  du  sida  qui  touchait  beaucoup  d'homosexuels, 
surtout des homosexuels, pas uniquement en France, aussi ailleurs. Et à l'époque on a été 
confronté à des couples de garçons et quand un de deux mourait on était confronté à deux 
conséquences sociales qui étaient dramatique, souvent le membre du couple survivant se 
retrouvait  sans  protection  sociale,  et  parallèlement  il  se  trouvait  mis  à  la  porte  de 
l'appartement  qu'il  occupait  avec son compagnon décédé,  tout  simplement  parce qu'il 
n'était pas titulaire du bail de location. Il y a eu ces deux préoccupations très sociales, par 
rapport à un nombre des drames humains qui a amené dans le milieu associatif à des 
revendications d'une reconnaissance. Les revendications du PaCS sont d'abord nées dans 
les milieux militants des homosexuels. Il n´ y avait aucune légitimation pour le couple 
homosexuel dans le droit civil français. Donc il y a eu une première proposition de loi 
qui ne visait pas à créer le PaCS en tant que tel, mais l'ancêtre du PaCS – le CUC et qui 
visait  à partir  de cette  reconnaissance pour le couple homosexuel  à garantir  les  deux 
droits, le logement et la sécurité sociale. Juste avant que la gauche perde les élections 
législatives de 1993, il y a eu une proposition de loi par 8 députés socialistes, en 1992 et 
le vote de deux amendements, dont un a été annulé par le Conseil constitutionnel. L'autre 
a perduré (celui-ci sur la sécurité sociale), à l'époque il y a eu les prémices du PaCS. 
Reste à savoir que la gauche a perdu les élections de 1993 et la droite gouverne la France 
pendant  4  ans  (1993-1997)  et  à partir  de là  il  ne s'est  rien même si  les  associations 
restaient  toujours aussi mobilisées.  Le parti  socialiste en tant que telle  a été amené à 
prendre position entre 1993 et 1997 pour – à l'époque on n'appelait pas ca le PaCS, mais 
le CUC, CUS, ou CUCS – peu importe le terme, ils avaient déjà pris positions pour la 
reconnaissance de couple homosexuel et sur l'idée d'inscrire le PaCS dans la loi. Et le 
PaCS se figurait donc comme une promesse de Lionel Jospin et des socialiste dans la 
campagne des élections législatives de 1997. La gauche a gagné, Jospin devient Premier 
ministre  et il  donnait  mission à la présidente de la commission des lois de mettre  en 
oeuvre le PaCS. Elle le confie à deux députés J.P. MICHEL et moi-même, la mission 
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d'écrire une proposition de loi, c'est-à-dire un texte d'origine parlementaire, avec le projet 
de loi qui est un texte d'origine gouvernemental en France, elle nous demande d'écrire 
une proposition de loi, sachant que du côté du gouvernement on nous demande surtout de 
ne pas écrire en sorte d'un mariage bis pour les homosexuels, de ne pas faire un ersatz de 
mariage. Mais de créer un cadre législatif nouveau pour permettre la reconnaissance des 
couples  homosexuels  dans  le  droit  civil  français.  Nous  prenons  la  plume  avec  J.P. 
MICHEL, nous travaillons avec des associations militantes depuis déjà plusieurs années 
et  nous  proposons  printemps  1998  un  texte.  C'est  à  ce  moment  là  d'ailleurs  qu'un 
universitaire, responsable associatif trouve le terme du PaCS, pax – c'est aussi en latin la 
paix, et la paix c'est aussi l'union. Le PaCS naît au printemps 1998 et nous la rendons 
public. Elle est inscrite pour être débattue et votée à l'Assemblée nationale en octobre 
1998. J.P. MICHEL est le rapporteur de la commission des lois, moi-même je suis le 
rapporteur de la commission des affaires sociales. Et nous sommes amenés tous les deux 
en séance durant un an, et après moults  débats,  moultsmoults  polémiques durant 120 
heures dans l'hémicycle de l'Assemblée nationale entre octobre 98 et octobre 99, à travers 
trois lectures successifs, et il y avait aussi des va et viens avec le sénat, puisque c'est 
comme ca que ca fonctionne en France, on a réussi à faire aboutir ce projet et à le faire 
voter, le Conseil constitutionnel ne l'a pas censuré, et c'est devenu la loi du 15 novembre 
1999, créant le PaCS. 
Qu'est-ce que vous a poussé à soutenir le PaCS? Je m'étais déjà engagé, j'étais déjà 
candidat socialiste, dès 93 . J'avais été amené à prendre position, il n'y avait pas beaucoup 
de candidats socialistes à l'époque qui étaient pour le CUC, l'ancêtre du PaCS. Pour moi 
il était évident que la France était en retard dans ce domaine, qu'elle avait su dépénaliser 
l'homosexualité grâce à F. Mitterrand au début des années 80, devait dépasser le premier 
stade. L'intervention de la gauche dans les années 80 avait surtout amené à créer des 
droits pour les individus homosexuels en tant que tels, et à les sortir des situations dans 
lesquelles ils étaient souvent discriminés, sur le plan de travail p. ex. Donc une loi avait 
amené  qu'un  individu  homosexuel  soit  égal  avec  un  individu  hétérosexuel.  J'étais 
convaincu au début des années 90 qu'il fallait passer à une étape supérieure et s'intéresser 
au couple homosexuel et à partir de là reconnaître le couple homosexuel qui n'existait pas 
dans le droit civil français jusque là, tout simplement parce que je suis de gauche, je suis 
socialiste,  et  je  considère  que  nous  devons  porter  le  changement,  le  mouvement,  y 
compris quand il faut changer le droit civil qui est sans doute une des tâches les plus 
rudes dans un vieux pays de droit comme la France. Je considérais qu'il fallait aller un 
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peu plus loin sur le chemin de l'égalité et supprimer cette discrimination qui existait alors 
à l'encontre des couples homosexuels. Le droit civil les ignorait, leur existence même 
était juridiquement niée. 
Comment étaient les négociations du PaCS? D'un côté on avait les associations avec 
qu'on a beaucoup travaillé, on avait la droite qui était très opposée au PaCS en tant que 
tel.  Du coup pour  certains  de leurs  orateurs  dans  l'Assemblée  nationale  ont  tenu des 
propos absolument épouvantables et quasiment hors du rayé et qui étaient à la fois des 
insultes à l'égard des homosexuels en France. Et puis avec le gouvernement il  a fallu 
discuter, j'ai conduit ces négociations avec le gouvernement qui ont amené notamment à 
ce  qu'en  mois  de  juillet  98  avec  Matignon,  je  me  suis  retrouvé  à  demander  que  les 
couples pacsés pouvaient bénéficier sur le plan fiscal d'un imposition commune après un 
certain délai – ce délai a été supprimé entretemps. Et nous avons cédé sur le fait que le 
PaCS ne soit pas enregistré en mairie, mais au tribunal d'instance. 
J'ai  fait  l'objet  en  tant  qu'être  rapporteur  des  affaires  sociales,  parce  que  je  les  ai 
auditionné, des associations familiales, notamment des associations familiales religieuses 
(catholique,  protestante).  Et  de  ces  associations  familiales  précises  un  autre  type  de 
demande de négociations,  très symptomatique,  très révélateur...  C'est  une négociation 
que nous avons refusé qui fait que même en disant que nous (les assos) seront toujours 
opposées  au  PaCS,  parce  que  nous  sommes  contre  la  reconnaissance  juridique  des 
couples homosexuels. Il y avait des associations familiales catholiques ou protestantes 
qui  disait  que  le  PaCS  serait  plus  supportable  pour  eux,  si  cela  n'était  qu'un  statut 
spécifique uniquement pour les homosexuels. Et ce que nous dérange le plus dans votre 
proposition de la loi c'est que le PaCS soit ouvert à tous les couples. C'est une idée que 
nous n'avons pas soutenu. Ce point là nous n'avons pas cédé, parce que nous refusions 
toute dérive communautariste, et nous avons dès le départ et c'est vraiment un élément 
essentiel sur lequel nous n'avons jamais voulu céder, il était pour nous évidant que le 
PaCS devrait s'adresser à la fois aux couples homosexuels et aux couples hétérosexuels, 
et quelque part nous avons raison de ne pas céder parce que statistiquement au fil du 
temps ce sont les couples hétérosexuels, qui ont assuré le succès statistique du PaCS, 
parce  que  aujourd'hui  94%  des  pacsés  chaque  année  en  France  sont  des  couples 
hétérosexuels. Pour nous il était essentiel, parce que nous sommes en France dans une 
tradition républicaine et des individus sont des citoyens, on ne s'adresse pas aux individus 
en fonction de leur origine, religion, orientation sexuelle, bref, la société française n'est 
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pas une société de communauté. C'est la raison pour laquelle nous avons refusé aux assos 
familiales religieuses le fait de leur accorder comme un moindre mal en quelque sorte le 
fait que le PaCS ne soit qu'un statut spécifique pour les homosexuels. 
C'était  Matignon  qui  a  voulu  que  le  PaCS  soit  enregistré  au  tribunal? Le 
gouvernement,  Matignon  a  voulu  effectivement  que  le  PaCS  soit  enregistré  par  les 
tribunaux d'instances, parce qu'il avait eu une campagne de pétitions avec des maires qui 
avaient signé, sans doute sans trop bien savoir de quoi il s'agissait, qui annonçait qu'ils 
refuseraient d'enregistrer des PaCS dans les mairies. C'était à l'époque.
Le PaCS a révolutionné en France le regard envers les couples homosexuels en général. 
Le  fait  que  le  débat  de  l'Assemblée  nationale  ait  dépassé  le  cadre  de  l'Assemblée 
nationale et soit devenu un débat publique. Le PaCS à la une des journaux, c'est un débat 
qui a passionné la France, qui au fur et mesure était majoritairement pour le PaCS. Cette 
année  était  essentielle  pour  faire  tomber  un  certain  nombre  de  tabous,  pour  que  les 
mentalités changent d'une façon essentielle. Beaucoup de femmes et hommes sont venus 
me voir pour me remercier, grâce au vote du PaCS, ils ont pu dire à leurs parents qu'ils 
étaient homosexuels. Quelque chose qui était titubé comme une honte dans la famille, 
comme quelque chose qu'on cachait; Grâce au vote du PaCS les fils et filles homosexuels 
dans  les  familles  ont  été  accepté,  on  n'a  pas  considéré  qu'à  partir  du  moment  qu'ils 
avaient cette orientation sexuelle leur vie était fichue. C'était un vrai bouleversement. Au 
milieu de tout ca il y avait la pétition des maires et Matignon craignait beaucoup une fois 
le PaCS voté il y avait des maires qui n'appliquent pas la loi, qui refusent de signer le 
PaCS en mairie. Parallèlement parce que Paris n'est pas la France, j'avais aussi beaucoup 
de  témoignages  de  la  part  d'homosexuels  qui  me  disaient,  dans  ma  petite  ville  de 
province, s'il faut que j'aille en mairie pour signer un PaCS, ca va donner une visibilité 
importante,  c'est  compliqué,  il  faut attendre que les mentalités changent  un peu plus. 
Donc finalement nous avons fait cette concession sur la signature du PaCS au tribunal de 
l'instance et d'un point de vue rétrospective, finalement cela a été une petite concession. 
Quels influences des groupes particuliers (à l'extérieur) avez-vous pu constater? 
Les  groupes  religieux,  l'Eglise  catholique?  Les  Eglises  d'ailleurs  qu'elles  soient 
catholique, protestante ou juive à l'époque étaient opposées au PaCS et restent toujours 
opposés  au  PaCS.  Je  me  souviens  pas  que  les  responsables  musulmans  se  soient 
beaucoup  exprimés.  C'est  quand  même  un  domaine  dans  lequel  les  Eglises  ont  peu 
évolué, elles sont contre l'homosexualité, ce sont des raisons d'ordre théologique. On a 
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entendu  leurs  protestations,  leur  refus  du  PaCS,  le  refus  de  reconnaître  le  couple 
homosexuel  dans le droit  civil.  Mais voilà  nous n'avons eu la légitimation du peuple 
français  aux  élections  de  97  et  faire  voter  le  PaCS  était  dans  notre  programme  et 
d'ailleurs  l'opinion  française  avant  même  que  nous  fassions  voter  le  PaCS  s'était 
favorable à cette reconnaissance du couple homosexuel. 
Les associations? Oui,  j'ai  organisé  en tant  que rapporteur  une table  ronde  avec les 
associations familiales. Il y avait des associations familiales laïques qui étaient pour le 
PaCS et les associations religieuses étaient  contre le PaCS -ils demandaient  un statut 
uniquement accessible pour les homosexuels – pour eux un moindre mal. 
Ce projet de la loi, est-il différent des autres projets de lois sur la famille? Le PaCS 
ne concerne que le couple, il n'y a aucune conséquence sur d'éventuels enfants et sur la 
famille  en  tant  que  telle.  Le  parti  socialiste  a  reconnu  la  possibilité  d'un  mariage 
homosexuel  en 2004 et  parallèlement  nous  avons  reconnu l'homoparentalité,  donc  la 
possibilité  pour  des  homosexuels  d'avoir,  d'adopter  des  enfants.  En 2010,  nous  nous 
sommes prononcés pour que l'accès au PMA soit ouverte aux femmes quelque soit leur 
situation de couple ou la situation de fertilité. 
Je  pense que  effectivement  le  débat  qu'on a  eu  sur  le  PaCS et  les  mots  qui  ont  été 
prononcés, des mots infamants, insultants, ordurieux, comparant des homosexuels parfois 
à des animaux, ce qui a été prononcé par les députés de droite sur le PaCS rejoignait la 
violence verbale sur les débats qu'on a eu en France vers d'autres lois qui parlaient de la 
famille, de la procréation, c'était extrêmement dur et vous avez raison de souligner le 
même  climat,  le  débat  était  violent,  avec  beaucoup de  gens  qui  étaient  contre.  C'est 
toujours la même chose, la droite était à fond contre à l'automne 1998 quand le débat 
parlementaire a commencé et puis à fur et à mesure que le débat et la société française a 
évolué de plus en plus favorable envers le PaCS et la droite s'est aperçu, du piège où elle 
était en train de tomber, par sa faute, d'être taxé pour son conservatisme, donc les députés 
qui étaient vraiment contre le PaCS se retrouvaient de plus en plus isolés. 
Discussion:
Comment avez-vous vécu/ressenti la discussion publique?  Est-ce qu'un élément a 
retenu votre attention particulièrement? J'ai  été faire des débats en province, suivant 
l'invitation  des  députés  socialiste  qui  étaient  élus  dans  ce  qu'on  appelle  la  France 
profonde, les régions les plus ruraux, qui vivaient pas la même réalité sociologique que 
moi, qui suis un élu de Paris. Je suis allé parler du PaCS et je me suis retrouvé souvent 
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devant des assemblées d'agriculteurs, des personnes d'un certain âge et quand j'ai vu les 
personnes  m'interroger,  comprendre  ce  qu'on  essayait  de  faire  à  travers  le  PaCS,  et 
utiliser, prononcer ce mot homosexuel, c'était des mots tabou. Les gens ne prononçaient 
même pas, s'il y avait une sorte de honte qui couvrait l'homosexualité. Quand j'ai vu que 
les gens étaient capable d'en débattre librement quelque fois, je me suis dit à ce moment 
là, en allant dans la France profonde, je me souviens au coeur de l'hiver 1998/99, je me 
suis dit qu'il se passait quelque chose et qu'on était en train de gagner notre travail. Que 
notre travail  de commission portait  ses fruits  et  que le PaCS n'est pas quelque chose 
d'artificiel, mais était en train de convaincre un majorité très large de nos concitoyens. 
Comment était la couverture médiatique? Si vous reprenez les grands quotidiens français 
(Libération et Le Monde), mais aussi d'autres journaux, on voit que le débat était suivi à 
fur  et  mesure  et  aussi  à  la  une des  journaux.  C'était  vraiment  un  grand débat  qui  a 
passionné la France, et qui est d'ailleurs étonnant,  le mot « se pacser » cela veut dire 
s'unir au cadre d'un PaCS, ce mot à commencé à être utilisé dans l'écrit ou dans le cinéma 
ou dans les fictions télévisées avant même que le PaCS soit voté. Le terme « se pacser » 
était déjà tombé dans le langage commun avant même que le PaCS soit voté à la fin de 
l'année 1998, donc pour ca, on peut dire que le débat sur le PaCS intéressait, concernait 
toute la société française. C'est pas un débat qui restait confidentiel. Les éditos étaient 
comme toujours. Si on prenait un journal plutôt à droite, ils donnait la parole plutôt aux 
opposants du PaCS, dans ce cas on cherchait des psychiatres, des psychologues, qui sont 
censés être expert dans ce domaine là, mais qui souvent argumentaient leur opposition 
non à travers des faits tangibles, mais souvent à travers leurs opinions subjectives. En se 
parant  de leur  qualité  d'expert,  ils  faisant  que traduire  leur  sentiment  et  leur  opinion 
personnelle à l'égard de l'homosexualité.  La Croix par contre, un journal qui est lu par 
des milieux catholiques en France, c'était un journal qui était souvent plus nuancé que Le 
Figaro, je veux pas dire qu'ils étaient pour le PaCS, mais ils donnaient d'une manière 
plus objective les arguments des opposants et des partisans du PaCS. La Croix faisait un 
travail plus équilibré. 
Il était jamais question d'ouvrir le mariage à tous les couples? A l'époque (1997, 98, 
99) l''heure n'était pas encore venu pour ouvrir le mariage à tous les couples. Il y avait 
encore de discrimination envers ces personnes et le chemin de l'égalité il faut le faire 
d''une manière successive. Mais au moins il était possible à franchir une étape décisive à 
donner une reconnaissance juridique au couple homosexuel. Il fallait franchir cette étape 
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préalable et puis le PaCS a été voté, parce que l'homosexualité à partir de là n'était plus 
aussi tabou dans la société française qu'avant. A partir de là on pense à l'étape suivante et 
donc en 2004 à travers d'un événement très médiatique un mariage homosexuel a été 
célébré par un maire qui a été annulé juridiquement ensuite. Il a fallu cet événement que 
cela re-bouge à nouveau, et que le parti socialiste à ce moment là franchisse lui-même 
une  nouvelle  étape  en  se  prononçant  pour  le  mariage  ouvert  à  tous  les  couples 
(homosexuels  aussi).  J'ai  été  amené  d'ailleurs  à  l'Assemblée  nationale  à  rédiger  une 
proposition de loi que nous avons posé en 2006 pour reconnaître le mariage homosexuel. 
Bon, la gauche est dans l'opposition depuis 2002 et donc il faudra attendre sans doute 
2012 et la victoire éventuelle de la gauche, une nouvelle alternance en France pour que le 
mariage homosexuel soit reconnu, comme il a fallu d'attendre 1997et la victoire de la 
gauche aux législatives pour que le PaCS soit débattu et voté.
Avait-il une différence du débat en 1998 et dans les années avant? En 1995 il y a pas 
de  débat.  En  1992  il  y  avait  le  vote  des  deux  amendements,  qui  étaient  des  votes 
d'urgence sociale,  parce que le sida provoquait pas mal de morts. Mais entre 1993 et 
1997 la droite était au pouvoir, mais il n'y avait pas de débats parlementaires, il y avait 
juste les assos qui continuaient leur travail. 
Mise en pratique:
Êtes-vous satisfait de cette loi en ce moment? Je suis d'autant plus satisfait de cette loi 
que pendant les années dernières ont a dépassé le million des pacsés. Que cette loi est 
évidemment est utilisé par das couples homosexuels et les couples hétérosexuels pour 
signer dans un cadre différent du mariage. Le PaCS se sont pas les mêmes droits et les 
mêmes devoirs qu'on mariage, la fin d'un PaCS est différent d'un mariage. Qu'il y a un 
million de pacsés ca veut dire qu'on a répondu à une demande de la société. Les couples 
hétérosexuels se sont appropries du PaCS. En 1998 jamais je n´aurais pensé qu'il puisse y 
avoir un million de pacsés. Dans le 11e mariage où je suis maire, il y a plus de PaCS que 
des mariages. Le PaCS s'est installé comme un cadre juridique nouveau, moderne, à côté 
du mariage, sans y faire opposition, sans être en contradiction, de façon complémentaire, 
c'est une autre forme de mot. Le PaCS a peut-être fait plus de concurrence au mariage 
qu'au concubinage. 
Si vous pourriez changer quelque chose à cette loi? Paradoxalement la droite qui a été 
contre le PaCS en 98/99 a été amené à donner plus des droits aux couples pacsés au 
début des années 2000, dans les domaines fiscaux et patrimoniaux, moins dans le champ 
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social, je pense qu'aujourd'hui les couples pacsés devraient pouvoir bénéficier de ce qu'on 
appelle la pension de réversion, ca n'existe que pour les couples mariés. Il faudra donner 
cela aussi aux couples pacsés, faut il que le PaCS soit signé en mairie – pourquoi pas? 
Mais quelque part je considère que dix ans après le PaCS avec un million de pacsés, s'est 
devenu tout à fait secondaire et les gens vont signer un PaCS au tribunal spontanément. 
Par contre, je ne souhaite pas que le PaCS soit amené qu'il ressemblait presque trait par 
trait au mariage, qu'il ait le même cadre des droits et des devoir que le mariage. Je pense 
qu'il  faut  garder  certaines  différences  entre  le  PaCS  et  le  mariage  auxquelles  nos 
concitoyens  en  France  sont  attachées,  mais  parallèlement,  parce  que  j'ai  rédigé  la 
proposition de loi,  il  faut ouvrir le  mariage aux couples homosexuels qui se désirent 
marier. Il faut faire tomber cette discrimination qui existe en France, alors que le mariage 
homosexuel est reconnu maintenant dans 10 pays dans le monde et notamment dans des 
pays  aussi  catholiques  que  l'Espagne  et  le  Portugal  en  Europe  ou  l'Argentine  en 
Amérique du Sud. A mon avis, la France qui était à l'avance à l'époque en 1998/99. Du 
fait que la droite est au pouvoir, est un pays qui est maintenant à la traine, qui est en 
retard dans ce domaine. Le Conseil constitutionnel a reconnu que s´occuper du  couple 
homosexuel n'est pas son rôle; il a renvoyé cela au législateur, donc le parti socialiste va 
avant  l'été  déposer  la  proposition  de  loi,  qu'on a  déjà  déposé  en  2006 et  2008 pour 
l'ouverture  du mariage aux homosexuels,  lors  d'un niche parlementaire,  c'est-à-dire le 
temps qu'il nous est donné au cadre de l'ordre du jour parlementaire, on va inscrire cette 
proposition  de  loi  pour  mettre  un  peu  la  droite  face  à  ses  responsabilités.  A savoir 
qu'aujourd'hui face au mariage homosexuel elle est aussi conservatrice qu'elle était face 
au PaCS dans les années 90. 
Société et politique :
La société est-elle plus avancée que la politique en matière d'acceptation d'un mariage 
homosexuel? Tous les sondages montrent que les Français sont majoritairement prêts à 
accepter le mariage homosexuel. Ils sont même pour que les homosexuels adoptent des 
enfants. La société française, la société est avance sur ceux qui gouvernent. C'est souvent 
ca, dans le contexte politique actuel. 
Les différences avec le mariage :
Quels  étaient les principales  différences avec le  mariage? La principale  différence 
aujourd'hui compte tenu que le PaCS ait évolué je dirais que sans doute, la différence la 
plus  essentielle  qui  existe  ce  que le  PaCS est  une  union moins  contraignante  que  le 
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mariage  qui  laisse  plus  de  place  à  la  liberté  individuelle  et  il  suffit  qu'un  de  deux 
membres du PaCS, décide de sortir du PaCS pour que le PaCS soit dissolu là où dans le 
cadre du mariage, c'est inévitablement une procédure beaucoup plus lourde, ou on doit se 
présenter  devant  un  juge.  Et  c'est  ce  que  je  pense  peut  séduire  des  Français 
(hétérosexuels)  aujourd'hui  qui  choisissent  le  PaCS plutôt  que  le  mariage,  parce  que 
effectivement on sort plus facilement d'un PaCS que d'un mariage. Sur le plan juridique 
c'est une procédure plus simple, plus rapide. C'est souvent des personnes qui ont déjà 
divorcé et qui veulent à nouveau se réunir (hétérosexuels) sont souvent amenées à choisir 
le PaCS et pas le mariage pour ne pas revivre une seconde fois un divorce dans leur vie. 
Les  réformes  en  2005  et  2007  ont-elles  changées  grand  chose? Il  y  avait  des 
améliorations sur le plan fiscal et sur le plan patrimonial. Le PaCS et le mariage, quand il 
s'agit de payer ses impôts ou quand il s'agit de payer son patrimoine, il n'y a plus de 
différence entre couple pacsé et couple marié. Ces choses ont été changés par un majorité 
de droite à l'Assemblée nationale, à l'époque. La droite est au pouvoir et il n'y avait pas 
de loi qui supprimait le PaCS. Un million de pacsés est un nombre important, il n'est pas 
possible de faire un pas en arrière en supprimant le PaCS.
Pourquoi les partenaires qui voulaient se pacser ne devraient pas aller à la mairie? 
Les PaCS sont toujours signés aux tribunaux d'instance, mais aujourd'hui c'est plutôt un 
détail.  Par contre,  les couples qui le souhaite,  dans un certain nombre de mairies (de 
gauche – la majorité des mairies en France sont dirigés par les femmes et des hommes de 
gauche), il y a la possibilité d'être reçu par le mairie. Moi, je reçois régulièrement en 
étant maire du 11e arrondissement de Paris, des couples qui après avoir signé leur PaCS 
au tribunal d'instance veulent qu'on puisse faire une petite cérémonie très symbolique en 
mairie et qui leur permet comme pour les couples mariés leurs amis et leur famille. 
Définitions - Associations:
Famille: Que pensez vous de « Famille »? C'est avant tout deux adultes, deux personnes 
ou seulement une personne d'ailleurs, de même sexe ou de sexe différent qui ont décider 
d'avoir  et  d'élever  des  enfants  ensemble.  Et  si  l'homoparentalité  aujourd'hui  n'est  pas 
reconnue dans le droit français, il existe des familles homoparentales de fait, qui sont 
constitué de deux personnes de même sexe, qui ont le plus souvent eu des enfants dans 
des relations hétérosexuelles avant. Les enfants dans les familles homoparentales sont 
souvent les enfant biologiques d'une personne du couple. Et les adultes ont refait leur vie 
avec  une personne du même sexe,  et  ils  sont  amené très  légitimement  d'élever  leurs 
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enfants.  Ce  sont  des  familles  homoparentales  de  fait,  ca  touche  surement  plusieurs 
dizaines de milliers  d'enfants en France.  Qui sont élevé sans qu'il  y ait  de drame,  de 
scandale, qui sont élevés comme d'autres enfants en France. Et quelque fois les enfants 
sont là avant que les couples se forment.
Mariage: Je suis très respectueux du mariage, comme maire du 11e arrondissement je 
suis  amené avec grand plaisir  à répondre à la  demande de tous mes concitoyens  qui 
veulent se marier. C'est la traduction, j'espère, d'un amour qu'on se porte et qu'on veut 
inscrire  dans un cadre juridique  stable,  qui  crée des droits  et  crée  aussi  des devoirs. 
Aujourd'hui  qu'on  une  période  de  crise  économique  et  sociale  profonde  c'est 
incontestablement le voeux d'une solidarité acquise et à partir du moment ou les couples 
hétérosexuels ont la possibilité d'inscrire leur amour, leur couple dans le cadre de cet 
institution  matrimonial,  cette  possibilité  doit  également  exister  pour  les  couples 
homosexuels. 
la famille recomposée: La famille recomposée ne concerne pas uniquement des couples 
homosexuels,  ca  peut  les  concerner.  En  France  la  famille  recomposée  concerne 
majoritairement  des  couples  hétérosexuels.  Cela  amène  aujourd'hui  que  des  enfants 
soient élevés par plus que 2 parents. Il arrive d'avoir des beau-parents de chaque côté, et 
les enfants soient élevés dans un cadre affectif très fort par 4 parents et pas seulement par 
2  parents.  Les  familles  homoparentales  sont  pour  une  part  une  des  composantes  des 
familles recomposées. 
le mariage « homosexuel »: Je voudrais tout simplement que bientôt on ne parle plus du 
mariage homosexuel et qu'on parle uniquement de mariage, et cela concerne des couples 
hétérosexuels et des couples homosexuels. 
l'intérêt supérieur de l'enfant: C'est ce qui me guide peut être encore plus à vouloir 
qu'en  France  on  franchit  des  étapes  importantes  et  qu'on  reconnaît  l'homoparentalité 
parce que l'intérêt de l'enfance quand il est élevé par deux personnes de même sexe et que 
la famille ainsi constituée, soit reconnue et sécurisé par le droit. Donc l'intérêt de l'enfant 
est effectivement le droit reconnaît les parents qui les élèvent, s'ils sont de même sexe, de 
pouvoir les élever dans un cadre sécurisé puisque ca permet effectivement qu'il puisse y 
avoir un statut de beau-parents et une délégation d'autorité parentale qui soit exercé par le 
membre du couple qui n'est pas le père ou la mère biologique de l'enfant. Et je pense que 
c'est un élément de sécurisation, un élément très dynamique pour une bonne éducation 
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des enfants, donc je pense que reconnaître l'homoparentalité c'est peut-être et avant tout 
servir à l'intérêt supérieur de l'enfant. 
Le bureau d'état civil/la mairie: Je suis maire, donc je suis amené à marier des couples 
hétérosexuels, à travers tout ce que je vous dis, je suis prêt, quand la loi le permettra de 
marier des couples homosexuels. 
le PaCS: Le PaCS, c'est l'union, c'est l'égalité (des droits) et puis peut-être modernité. Et 
aussi parce que la société française est une société de moins en moins marqué par le 
catholicisme  et  peut-être  beaucoup  de  Français  ont  choisi  le  PaCS  parce  qu'ils 
considèrent  que le mariage est trop connoté par ses origines,  qui sont avant tout des 
origines religieuses. En France, avant tout, il y existait des mariages religieux jusqu'à la 
révolution française, il a fallu la révolution française pour que soit institué le mariage 
civil.  Il  faut  d'abord se  marier  en  mairie  avant  de  pouvoir  se  marier  religieusement. 
Incontestablement, j'ajouterai laïcité. C'est un concept très français, qui traduit beaucoup. 
le concubinage/l'union libre: il y a 20 ans, il y a 10 ans, aujourd'hui:  Dans le droit 
civil, c'est un des paradoxes du PaCS. Lorsqu'on a fait voter le PaCS, la contribution du 
sénat,  qui  était  à  l'époque majoritairement  de droite,  qui  s'est  opposé  au PaCS,  était 
paradoxalement pour la première fois de reconnaître le concubinage dans le droit civil. 
Le concubinage n'était pas reconnu en tant que tel, il a fallu le vote du PaCS pour que le 
concubinage soit reconnu. Moi, je considère dans toute société et aussi dans la société 
française,  l'égalité  des  droits  parfaite  c'est  de  effectivement  de  permettre  au  couple 
hétérosexuel et au couple homosexuel d'avoir une liberté de choix. Je pense que la liberté 
de  choix  est  un  élément  majeur,  la  liberté  de  choix  entre  le  mariage,  PaCS  ou 
concubinage pour construire, organiser sa vie de couple, sa vie commune. 
Oui,  bien sûr, les conceptions ont changées,  la loi  est  en retard par rapport  à ca.  En 
France, plus de la moitié des enfants naissent hors mariage, c'est-à-dire ils naissent au 
sein d'un couple qui  n'est  pas  marié.  Quand vous voyez  cette  réalité  statistique  et  le 
nombre croissant des familles homoparentales où une seule personne élève ses enfants, le 
fait  d'être à la suite  d'une séparation ou par choix.  Il  y a pas une famille,  il  y a des 
familles et ces familles doivent avoir les mêmes droits et il faut parler non de LA famille, 
mais DES familles.  Prenant en compte la réalité de la société,  prenant en compte les 
choix que des femmes et des hommes qui composent cette société ont fait, respecter ces 
choix et  surtout supprimer toute sorte de discrimination qui peuvent exister  entre ces 
différentes familles. Les changements de la conception de la famille, on doit les voir dans 
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une échelle plus large. Le fait qu'un nombre des enfants naissent hors mariage, est un fait 
qui est antérieur au vote du PaCS. C'est une évolution ancienne. A partir de là, vous avez 
des mutations profondes de la société française.
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Abstract:
Der  Ausgangspunkt  meiner  Diplomarbeit  ist,  dass  es  einen  diskursiven  Kampf  um  das 
Konzept der Familie gibt und, dass die Diskussion um die eingetragene Partnerschaft (EP) 
einer der Austragungsorte dieser diskursiven Auseinandersetzung ist. Ich werde anhand der 
Diskussion um die EP verfolgen, wie dieser ausgetragen wird. Dabei stütze ich mich auf 
Michel Foucaults Diskursbegriff. Ich gehe von einem Diskurs aus, der eine soziale Praxis ist, 
die weiter als die Sprache geht, nämlich eine Wirklichkeit formt. In meiner Arbeit antworte 
ich  auf  die  folgende  Forschungsfrage:  „Was  sagt  die  rechtliche  Normierung  der 
eingetragenen Partnerschaft über den diskursiven Kampf um die Familie aus?“. Dabei ist es 
interessant zu untersuchen, wer sich wie und mit welchen Aussagen an diesem diskursiven 
Kampf  beteiligt  hat.  Welche  Institutionen,  welche  Gruppen  waren  maßgeblich  beteiligt, 
welche waren ausgeschlossen. Welche Wertvorstellungen wurden verwendet, um Argumente 
zu untermauern. 
In meinem methodischen Teil wird die Theorie Foucaults mit der Methode Martin Schöns 
und Donald Reins, sowie Dvora Yanows verbunden. Schön und Rein gehen ebenfalls davon 
aus, dass die Wahrnehmung der Menschen von nicht sichtbaren „Frames“ umschlossen wird, 
die zuerst einmal lokalisiert werden müssen. Diese „Frames“ werden während menschlicher 
Kommunikation unbewusst angewendet und tragen dazu bei, welche Dinge ihres Umfelds 
Menschen  wahrnehmen.  In  der  vorliegenden  Diplomarbeit  wird  gezeigt,  wie  in  einem 
diskursiven  Kampf  um  den  Familienbegriff  gegenteilige  Frames  aufeinander  prallen. 
Wichtige Symbole wie Standesamt, Ehe, Kindeswohl und Familie und deren Verwendung 
werden  ebenfalls  interpretiert.  Im  deskriptiven  Teil  wird  zuerst  auf  den  allgemeinen 
Familienbegriff  in  Österreich  eingegangen,  dann  auf  die  Begriffsdefinitionen  der  14 
Interviewpartner, später auf die entstandenen Gesetze zum PaCS und zur EP sowie auf die 
vorhergehenden Debatten. Dieser Teil bildet die Grundlage meiner Analyse.   Zum Thema 
der Anerkennung gleichgeschlechtlicher Lebensweisen gibt es verschiedenste Ansichten, die 
sich in zwei Lager zusammenfassen lassen, ein konservatives und ein fortschrittliches Lager. 
Die  konservative  Sichtweise  ist  vor  allem  in  der  christlichen  Tradition  verwurzelt  und 
versucht  diese  weiterhin  hochzuhalten.  Während  dieses  Lager  einer  Anerkennung  dieser 
Partnerschaften nicht ganz negativ gegenüber steht, wenn diese nur möglichst weit von der 
Norm abgrenzt werden, möchte das progressive Lager eine totale Gleichstellung erreichen. 
Wie  dies  geschehen  soll,  darüber  gibt  es  keine  Einigkeit,  da  manche  NGOs  nicht alle 
historisch gewachsenen Dinge übernehmen möchten. Die progressive Sichtweise stützt sich 
auf  die  in  der  Realität  vorkommenden  Verschiedenheiten  und Nicht-Entsprechungen  der 
Norm, die rechtlich abgesichert werden sollen. Durch das öffentliche Verteidigen einer von 
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